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Überblick über das Dissertationsprojekt 1 

1 Überblick über das Dissertationsprojekt 

1.1 Einführung 

Die vorgelegte publikationsbasierte Dissertationsschrift hat zum Ziel, anhand von Möglich-

keitsräumen die Aussagekraft der sozialkonstruktivistischen Außenpolitikforschung heraus-

zuarbeiten. Dabei stützt sich das Dissertationsprojekt auf jene Forschung, die das konstitu-

tive Ineinanderwirken von Identität, Diskurs und Außenpolitik zu ihrem 

Untersuchungsgegenstand macht und von einem reflexiven Identitätsverständnis ausgeht. 

Wichtige Vertreter*innen dieser Strömung sind unter anderem Lene Hansen und Ole Wæver 

(Hansen 2006; Wæver 2002, 2005) von der sogenannten Kopenhagener Schule sowie die 

Forscher*innen, die vornehmlich im deutschsprachigen Raum die Diskursgebundene Iden-

titätstheorie entwickelt haben (Boekle und Nadoll 2003; Hopf 2002; Joerißen und Stahl 

2003; Marcussen et al. 1999; Nadoll 2003; Stahl 2017; Stahl und Harnisch 2009a). Der hier 

gewählte Fokus soll zur Profilschärfung einer konstitutiven sozialkonstruktivistischen Au-

ßenpolitikforschung beitragen. Sie wird als eine innovative Verknüpfung aus poststruktura-

listischer Diskursanalyse und sozialkonstruktivistischer Ontologie verstanden, die dadurch 

epistemologisch weder zum Mainstream zählt noch explizit eine normativ-kritische Hinter-

fragung von Machtstrukturen verfolgt. 

In den empirischen Fallstudien dieser Dissertation wird staatliche Außenpolitik in unter-

schiedlichen Handlungskontexten aus einer sozialkonstruktivistischen Perspektive unter-

sucht. Obwohl die Fallstudien in sich abgeschlossene Forschungsdesigns darstellen, verfol-

gen sie ein gemeinsames Forschungsinteresse im Feld der Außenpolitikanalyse: 

± Wie lässt sich die politische Reaktion des Staates X vor dem Hintergrund einer außenpo-

litischen Krise erklären? 

± Sind die Handlungspräferenzen Ausdruck von Kontinuität oder Wandel? 

± Welches Verhalten kann in Zukunft von Staat X in vergleichbaren Handlungskontexten 

erwartet werden? 

Außenpolitik wird dabei im engeren Sinne definiert als Maßnahmen eines Staates, die sich 

in Form von festgelegten Zielen, Verpflichtungen oder Richtlinien auf Bedingungen oder 

Akteure richten, die außerhalb ihrer territorialen Legitimität liegen (Carlsnaes 2002, 335). 

In Abgrenzung zum systemischen Sozialkonstruktivismus von Alexander Wendt (1992) sind 

die in dieser Dissertation relevanten Erklärungsansätze vom Akteur1 ausgehend. Anhand 

                                                 
1 Im FRlgenden ZiUd ÄAkWeXU³ alV feVWVWehendeU BegUiff behandelW, deU alle GeVchlechWeU einbezieht. 
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von nationalen Rechtfertigungsdiskursen werden außenpolitische Reaktionen auf internati-

onale Krisen untersucht. Diese Handlungsdimension ist für die theoriegeleitete Außenpoli-

tikforschung besonders attraktiv, da Außenpolitikforschung traditionell auf der individuellen 

(1st image) und sozio-kulturellen (2nd image) Analyseebene nach Kenneth Waltz (1959) an-

setzt. In den drei Fallstudien dieser Dissertationsschrift wird die VRgenannWe Äblack bR[³ von 

Staaten (Waltz 1959) zur Erklärung von Außenpolitik geöffnet. Gesellschaftliche Prozesse 

(2nd image) prägen die Ausgestaltung des internationalen Systems (3rd image), welches zu-

gleich Staaten als soziale Akteure konstituiert. Im Vergleich zu anderen, substanziellen The-

orien der Internationalen Beziehungen (IB), die sich nur auf einer Analyseebene bewegen, 

bringen solche sozialkonstruktivistischen Ansätze einen klaren Mehrwert für die Außenpo-

litikforschung, weil sie die Wechselwirkung zwischen nationaler (2nd image) und internati-

onaler Ebene (3rd image) als Erklärung heranziehen (vgl. Dück 2020). Allgemein trägt das 

sozialkonstruktivistische Forschungsprogramm in den IB erfolgreich dazu bei, die Wechsel-

wirkung von gesellschaftlichen Prozessen, der internationalen Umwelt und außenpoliti-

schem Verhalten theoretisch zu erfassen (vgl. Harnisch und Franz 2022, 14). 

Der in dieser Dissertationsschrift vorgestellte konstitutive Sozialkonstruktivismus grenzt sich 

epistemologisch vom positivistischen Strang der sozialkonstruktivistischen Außenpolitika-

nalyse ab. NichW die kaXVale ÄWaUXm³-Frage, sondern die konstitutive Wirkung von Identi-

tätsdiskursen in außenpolitischen Handlungskontexten Xnd VRgenannWe ÄWie-möglich-Fra-

gen³ VWehen im FRkXV deU Anal\Ve (vgl. Hansen 2006, 25; Stahl und Harnisch 2009b, 32). 

Dies ist wichtig zu betonen, weil sich das sozialkonstruktivistische Forschungsprogramm 

innerhalb der IB-Wissenschaft und speziell in der Außenpolitikanalyse mit der noch offenen 

Frage nach der Kausalität konfrontiert sieht, d. h. ÄZann Zelche Ideen ZaUXm einen enW-

scheidenden Einfluss auf das Verhalten von Akteuren und die Strukturen der Internationalen 

Be]iehXngen eUlangen³ (Harnisch und Franz 2022, 15). 

Allgemein gibt es in der IB-Wissenschaft ein Interesse daran, interpretative Forschungsan-

sätze mit einem kausalen Argument zu versehen, um von einer rein konstitutiven Erklärung 

abzuweichen (vgl. Banta 2013; Norman 2021). Insbesondere in der Subdisziplin der Außen-

politikanalyse haben sich interpretative Untersuchungen von Narrativen als qualitative und 

gleichzeitig kausalanalytische Erklärungsmethode etabliert (Bevir und Daddow 2015). Auf-

fällig ist, dass das einzige Einführungswerk zur Außenpolitikanalyse in deutscher Sprache 

(Brummer und Oppermann 2019) den Nutzen post-positivistischer Ansätze im Konstrukti-

vismus außen vor lässt: ÄGeUade in deU DiV]iSlin deU AX�enSRliWikanal\Ve dRminieUW Yiel-

mehr die moderate Variante des Sozialkonstruktivismus mit ihrer positivistischen 
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Epistemologie (Carlsnaes 2013: 312±314)³ (Oppermann 2019, 70). Auch die weiteren Aus-

führungen beziehen sich ausschließlich auf moderate Sozialkonstruktivismen und ÄUadika-

lere Varianten postpositivistischer DiskursanalyVen YRn AX�enSRliWik³ (ebd.) werden be-

wusst ausgeblendet. Offenbar wird in den Handbüchern zur Außenpolitikanalyse 

diskursgeleiteten und gleichzeitig sozialkonstruktivistischen Erklärungsversuchen kein 

Raum geschenkt, weil sie weder dem moderaten Lager noch eindeutig dem Poststrukturalis-

mus zuzuordnen sind.2 

Der ÄcaXVal WXUn³ (Norman 2021) unterstreicht das von Iretzberger und Stahl (2018) unter-

suchte Mainstream-Verständnis von Politikrelevanz. Demnach soll ein für die Politik rele-

vantes Wissen Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge offenlegen und stabile Prognosen über 

Konsequenzen von Handlungsoptionen aufzeigen, was im Widerspruch zu reflexiven For-

schungsansätzen und einer post-positivistischen Epistemologie steht (Iretzberger und Stahl 

2018, 69). Aber ist dies mit einer Irrelevanz post-positivistischer Forschung in den IB und 

insbesondere in der Außenpolitikforschung gleichzusetzen? 

Vor diesem Hintergrund postuliert die vorliegende Dissertationsschrift, dass die Aussagefä-

higkeit der konstitutiven sozialkonstruktivistischen Außenpolitikforschung gemeinhin un-

terschätzt wird. Aus diesem Grund wird der Möglichkeitsraum als analytischer Begriff ein-

geführt und mit den empirischen Fallstudien in Verbindung gebracht. So wird die 

Aussagekraft der Forschungsergebnisse hervorgehoben und ihre selbstgesteckten Grenzen 

werden kenntlich gemacht. Das entwickelte Modell zur Erforschung von Möglichkeitsräu-

men in der Außenpolitik soll den unterschiedlichen außenpolitischen Handlungskontexten 

einerseits und den ontologischen und epistemologischen Prämissen aus den EB (s. Abschnitt 

2) andererseits gerecht werden. Es weist zwei zentrale Eigenschaften auf. Erstens orientiert 

es sich an einem alternativen VeUVWlndniV f�U ÄPRliWikUeleYan]³ (V. AbVchniWW 1.2), welches 

aussagekräftige, also für die Politik und Wissenschaft relevante Forschung neu definiert. 

Dadurch können zweitens die eigenen Forschungsergebnisse im Hinblick auf ihre Aussage-

fähigkeit strukturiert eingeordnet und bewertet werden. 

                                                 
2 In dem BXch ÄFRUeign SRlic\. TheRUieV, acWRUV, caVeV³ gibW eV einerseits ein Kapitel zur Diskursanalyse in 

der Außenpolitikforschung, das theoretisch dem Poststrukturalismus in den IB zugeordnet wird und sich 
explizit vom via media Konstruktivismus abgrenzt (Hansen 2016). Andererseits fokussiert sich der Beitrag 
zu Konstruktivismus und Außenpolitikforschung wiederum analog zu Oppermann (2019) auf positivistische 
Kausalzusammenhänge zwischen Identität bzw. Normen und Außenpolitik (Flockhart 2016). 
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1.2 Der Begriff der ÄPolitikrelevanz³ 

In seinem provRkanWen AXfVaW] miW dem TiWel ÄWhaW iV IR WheRU\ gRRd fRU?³ testet Michael 

Barnett (2018) die Erklärungskraft von Theorien der Internationalen Beziehungen (IB) an-

hand des Phänomens Donald Trump. Laut Barnett sei keine der etablierten IB-Theorien in 

der Lage gewesen, die Außenpolitik von Donald Trump im Amt vorherzusehen. Eine zuver-

lässige Prognose von Weltpolitik setzt ein stabiles internationales System und einen rational 

handelnden Akteur voraus, was nicht (mehr) gegeben sei: ÄFRU VeYeUal \eaUV Whe inWeUnatio-

nal order has been characterized as unstable and filled with known unknowns and unknown 

XnknRZnV³ (Barnett 2018, 14). Diese Erkenntnis könnte man auch als Absage an rationalis-

tische IB-Theorien verstehen, zu denen der Neoliberalismus, der Neorealismus sowie der 

moderate Konstruktivismus zählen. Gleichzeitig ist das Eingeständnis, dass Staaten keiner 

rationalen Handlungslogik folgen und Strukturen instabiler sind als viele Forscher*innen in 

den IB annehmen, eine Bestätigung für konstitutive Sozialkonstruktivismen jenseits der via 

media. Ihre zentrale Annahme ist, dass zwar eine materielle Welt existiert, sie aber erst in 

der intersubjektiven Interpretation an Bedeutung für menschliches Handeln gewinnt. Die 

Forschung fokussiert sich auf die sozialen Bedeutungszuweisungen der interagierenden Ak-

teure, kann die Realität an sich aber nie abbilden. 

Die Hinterfragung scheinbar stabiler Strukturen, Veränderungsprozesse und Ungewisshei-

ten sind empirisches Rätsel und Untersuchungsgegenstand zugleich. In einer Welt, die von 

internationalen Krisen und rasanten Veränderungen geprägt ist, sollte diese Theorie für die 

Außenpolitikforschung eigentlich besonders attraktiv sein. Aber wird das generierte Wissen 

auch als nützlich und Ägrundsätzlich f�r den Alltagsgebrauch verständlich �bersetzbar und 

verwendbar³ (Iretzberger und Stahl 2018, 68) angesehen? Iretzberger und Stahl (2018) ge-

hen der Frage nach, warum manche Theorien besser und andere schlechter in das Korsett 

deV ÄReleYan]-MainVWUeam³ (ebd. 71) hineinSaVVen. Für den ÄReleYan]-MainVWUeam³ (ebd. 

71), der sich am Rationalismus orientiert, sollte die Politikwissenschaft Problemlösungswis-

sen für die Politik generieren. Grundsätzlich geht der Mainstream von einer objektiven und 

wertneutralen Wissenschaft aus, die den UnteUVXchXngVgegenVWand ÄRhne ZelWanVchaXliche 

VeU]eUUXngen³ eUfaVVW (ebd., 72). DaV AXf]eigen YRn kRnkUeWen Handlungsoptionen mit ih-

ren Konsequenzen soll den politischen Akteuren dazu verhelfen, ihre politischen Ziele zu 

erreichen. Neben messbarem und modellhaftem Wissen, in dem Ursache-Wirkungs-Zusam-

menhänge offengelegt werden, komplettieren zuverlässige Prognosen die Forschungsergeb-

nisse (vgl. ebd., 69). 
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Im Gegensatz dazu, passen ein Reflektivismus und eine post-positivistische Wissenschafts-

philosophie, die charakteristisch für den konstitutiven Sozialkonstruktivismus sind, nicht in 

daV GeU�VW deV ÄReleYan]-MainVWUeamV³ hinein. Für sie gibt es weder rationale Kausalitäten 

noch eine wissenschaftliche Objektivität, weil sich die soziale Welt erst in der Intersubjek-

tivität erschließt und es damit ontologisch keine unabhängige Beobachterperspektive geben 

kann. Auf die Außenpolitikforschung übertragen bedeutet dies, dass moderate Sozialkon-

struktivismen in diesem Sinne für die Politik nützlicheres Wissen generieren als ein konsti-

tutiver Sozialkonstruktivismus. Vertreter*innen der via media können Verhalten kausal er-

klären und relativ präzise Vorhersagen machen, weil sie Identitäten und Normen als 

unabhängige und relativ stabile Einheiten betrachten, die ÄcaXVeV fRU acWiRn³ (Kratochwil 

1989) liefern. Im Gegensatz dazu, fokussieren sich konstitutive Sozialkonstruktivismen auf 

die Prozesse, die aufzeigen, wie ein bestimmtes außenpolitisches Verhalten möglich wurde 

(ÄUeaVRnV f�U acWiRn³) (ebd.). Identitäten liefern Gründe für Verhalten, sie sind aber auch das 

Produkt kontinuierlicher diskursiver Reproduktion und können daher nicht als unabhängige 

Variable betrachtet werden. Möchte man also die Bedeutung von reflexiven Identitätsansät-

zen in der Außenpolitikforschung bewerten, ist zunächst ein alternatives Relevanzverständ-

nis abseits positivistisch-szientistischer Vorstellungen zu definieren. Selbstverständlich 

muss Forschung weiterhin für Politik und Gesellschaft nützlich sein und darf nicht dem rei-

nen Selbstzweck dienen. Ein alternatives Verständnis für Politikrelevanz impliziert, dass die 

ÄZweck-Mittel-Form von Wissen³ mit einem ganzheitlichen Verstehen ersetzt wird und die 

Prognosefähigkeit kein Gütekriterium darstellt (vgl. Iretzberger und Stahl 2018, 79). 

Darauf aufbauend ist eine sozialkonstruktivistische Außenpolitikforschung für Politik und 

Gesellschaft relevant, weil sie 

- sich auf den Handlungskontext und das Verstehen gesellschaftlicher Prozesse fokussiert; 

- zeit- und kontextabhängige Handlungsmöglichkeiten aufzeigt; 

- das konstitutive Wirken von Handlungspräferenzen darlegt; 

- langfristige und kleinteilige Veränderungsprozesse in Gesellschaften offenlegt; 

- Hinweise für Verstetigung oder Wandel liefert und so 

- Tendenzaussagen über zu erwartendes Verhalten in der Zukunft tätigt (vgl. ebd.). 

Hinzukommt, dass der*die Forschende anerkennt, dass die eigenen Forschungsergebnisse 

Teil des wissenschaftlichen Diskurses sind und damit ebenfalls eine wirklichkeitskonstitu-

ierende Funktion haben. Es ist legitim, wenn sich sozialkonstruktivistische Forscher*innen 

ein subjektives Gestaltungsinteresse eingestehen und mit ihrer Forschung die Befriedung 
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von Krieg und Konflikten in dieser Welt ethisch indirekt beabsichtigen (vgl. Iretzberger und 

Stahl 2018, 78 f.). 

1.3 Wissenschaftliche Einzelbeiträge 

Die vorliegende Dissertationsschrift umfasst vier wissenschaftliche Einzelbeiträge, von de-

nen drei empirische Fallstudien eine sozialkonstruktivistische Außenpolitikforschung betrei-

ben. Die vierte Publikation ist ein praxisorientierter Handbuchbeitrag zum Konzept der Hu-

manitären Diplomatie, der das Thema aus einer sozialkonstruktivistischen Perspektive 

einführt. 

Die folgende Tabelle bietet einen Überblick zu den Einzelbeiträgen mit den Kürzeln, die im 

weiteren Verlauf verwendet werden. Die Reihenfolge orientiert sich nicht am Veröffentli-

chungsdatum, sondern an den außenpolitischen Handlungskontexten national, bilateral und 

regional.  

 Titel Kürzel Bibliografische Informationen 

1. Deutsche Außenpolitik, nationale 

Identität und Migration ± ÄdaV eU-

schütterte WeiWeU VR³ 

EB1  Stahl, Bernhard und Anna Felfeli. 2022. In Migra-

WiRQ, daV fiQde ich « ± multidisziplinäre Perspekti-

ven auf ein allgegenwärtiges Phänomen, Hrsg. 

Christina Hansen und Julia Ricart Brede. Göttin-

gen: V&R unipress, 117±146. 

Peer-Review. 

2. Mutual Desecuritization as a Model 

of Détente? Foreign Policy Change 

in the US-Cuban Dyad 

EB2  Felfeli, Anna und Bernhard Stahl. 2023. Zeitschrift 

für Friedens und Konfliktforschung 12, 59 ± 86. 

Doppelblindgutachten.  

3. Comeback of the Transatlantic Secu-

rity Community? Comparative Secu-

ritization in the Crimea Crisis 

EB3  Stahl, Bernhard, Robin Lucke und Anna Felfeli. 

2016. East European Politics 32 (4): 525±546.  

Doppelblindgutachten. 

4. Humanitarian Diplomacy EB4  Felfeli, Anna. 2023. In The Palgrave Handbook of 

Diplomatic Thought & Practice in the Digital Age, 

Hrsg. Francis Onditi, Katharina McLarren, Yannis 

Stivachtis, Gilad Ben-Nun und Pontian Okoth. 

Cham: Palgrave Macmillan, 173±199.  

Peer-Review. 

Tabelle 1: Überblick zu den Einzelbeiträgen (eigene Darstellung) 
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In den Fallstudien werden außenpolitische Problemstellungen im nationalen, bilateralen und 

regionalen Handlungskontext untersucht: EB1 bearbeitet die deutsche Migrationspolitik vor 

dem Hintergrund wiederholter Migrationskrisen, EB2 untersucht die konfliktbehafteten bi-

lateralen Beziehungen zwischen Kuba und den USA und EB3 vergleicht die Reaktion west-

licher Staaten auf die Krim-Annexion 2014. 

Der hohe Aktualitätswert der empirischen Fälle und ihre Bedeutung für die Internationale 

Politik ist eine Stärke dieser Dissertation. Die deutsche Migrationspolitik ist bis heute ein 

hoch umstrittenes Thema in der politischen Debatte (EB1) und die bilateralen Beziehungen 

zwischen Kuba und den USA befinden sich nach wie vor in einem komplexen Verände-

rungsprozess zwischen alten und neuen Denkmustern (EB2). Wie der Prozess staatlicher 

Konfliktlösung verlaufen kann, empirisch bearbeitet am Beispiel der Dyade Kuba-USA 

(EB2), ist spätestens seit dem Krieg in der Ukraine (2022) für Praxis und Wissenschaft re-

levanter denn je. Seither hat auch die transatlantische Sicherheitsgemeinschaft für die inter-

nationale Sicherheitsarchitektur wieder an Bedeutung gewonnen (EB3). 

Die Betrachtung der empirischen Ereignisse geschieht nicht ahistorisch, sondern eingebettet 

in einen historisch herausgebildeten Handlungskontext. Es wird angenommen, dass Staaten 

in einem sozial konstruierten Rahmen, einer ideellen Struktur handeln. Aber handeln Staaten 

immer einer ÄLRgik deU AngemeVVenheiW³ (March und Olsen 1989) folgend? Ole Sending 

(2002) kritisiert, dass die Angemessenheitslogik, auf die sich Sozialkonstruktivisten häufig 

stützen, eine rationale Normativität voraussetze, die ein Hinterfragen oder ein von der Norm 

abweichendes Handeln ausblenden würde (Sending 2002, 447). Dadurch werden Identitäten 

oder Normen zu einer unabhängigen Einheit (Struktur), die den Akteur leitet. In der An-

nahme, dass sich Akteur und Struktur wechselseitig konstituieren und Veränderungsprozesse 

vom Akteur ausgehend analysiert werden können, geht der hier vorgestellte Forschungsan-

satz über die Angemessenheitslogik hinaus. Es wird gefragt, welche Ideen und Glaubenssätze 

(ideelle Struktur) den Akteur in seinem Handeln leiten. Im Fokus der Analyse stehen die 

Fragen, ob die Akteure (noch) im Rahmen der sozial konstruierten Struktur handeln oder ob 

gesellschaftliche Veränderungsprozesse wirken, die das Potenzial haben, einen substanziel-

len Wandel in der Struktur zu bewirken. 

Auf die empirischen Handlungskontexte übertragen, lauten die Forschungsfragen in den EB 

wie folgt: 

EB1:  Ist die deutsche Migrationspolitik im Zuge der Krise 2015/2016 Ausdruck einer 

VWabilen deXWVchen IdenWiWlW ÄKein EinZandeUXngVland³ oder gibt es im Vergleich zur 
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letzten großen Migrationskrise 1992/1993 Verschiebungen im deutschen Migrati-

onsdiskurs? 

EB2:  Bedeuten die wechselseitigen, diskursiven Entspannungsmodi (Modes of Desecuri-

tization) während der Obama-Castro Diplomatie, dass die soziale Struktur der Feind-

schaft in der Dyade aufgebrochen wurde oder bleibt diese weiterhin handlungsleitend 

für die Akteure? 

EB3:  Reagieren Deutschland, Frankreich, Großbritannien, die EU und die USA auf die 

Annexion der Krim durch Russland 2014 einheitlich im Sinne einer stabilen transat-

lantischen Sicherheitsgemeinschaft oder gibt es Differenzen im Sicherheitsdiskurs, 

die den Zusammenhalt der transatlantischen Partnerschaft herausfordern? 

EB4:  Wie passt die Ausübung von humanitärer Diplomatie von staatlichen und nicht-staat-

lichen Akteuren zum globalen Prinzip der politischen Neutralität und Unabhängig-

keit in der humanitären Hilfe? 

Folglich zielen die Fallstudien (EB1, EB2, EB3) darauf ab, Erklärungen für außenpolitische 

Reaktionen auf Krisen und Konflikte zu liefern, langfristige Veränderungsprozesse aufzu-

spüren und das konstitutive Wirken zwischen außenpolitischen Diskursen, Identität und Au-

ßenpolitik in unterschiedlichen Kontexten (national, bilateral und regional) offenzulegen. 

Im Folgenden soll die konstitutionstheoretische Bedeutung einer sozialkonstruktivistischen 

Außenpolitikforschung im Vordergrund stehen. Dabei bilden sozialkonstruktivistische on-

tologische Prämissen einerseits und die Bedeutung der Diskursanalyse für den Erkenntnis-

gewinn andererseits die theoretische Grundlage für die Ausarbeitung der Analysefelder zur 

Erforschung von Möglichkeitsräumen in der Außenpolitik (Abschnitt 3). 
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2 Konstitutiver Sozialkonstruktivismus 

In der sozialkonstruktivistischen Theoriebildung in den IB wird epistemologisch zwischen 

ÄWhin cRnVWUXcWiYiVm³ Xnd ÄWhick cRnVWUXcWiYiVm³ XnWeUschieden (Carlsnaes 2002, 339). Ers-

terer kann vom Betrachter unabhängige Wahrheitsaussagen tätigen und sieht die Möglich-

keit für kausale Zusammenhänge. DeU ÄWhick cRnWUXcWiYiVm³ geht hingegen davon aus, dass 

Wahrheitsaussagen immer in Abhängigkeit vom Betrachter zu verstehen sind und Zusam-

menhänge nicht kausal, sondern konstitutiv sind. Obgleich in den drei Fallstudien unter-

schiedliche theoretische Ansätze zur Anwendung kommen, ist der ÄWhick cRnWUXcWiYiVm³ 

epistemologisch ihr gemeinsamer Nenner. Außerdem sind die gewählten Theorien struktur-

orientiert, da die Annahme über (kollektive) Identitäten als ideelle Struktur sowie die Ko-

Konstitution von Akteur und Struktur für die Forschungsdesigns zentral ist. 

Bevor die ontologischen Grundannahmen, das reflexive Identitätsverständnis und die Me-

thode der Diskursanalyse weiter vertieft werden, folgt zunächst eine Auflistung, welche the-

oretischen Ansätze in den EB konkret angewandt wurden. 

In EB1 verwenden die Autor*innen das Grundmodell der Diskursgebundenen Identitätsthe-

orie (DIT) und beziehen es auf die deutsche Migrationspolitik. Das Modell3 wurde im Rah-

men der vergleichenden Außenpolitikforschung mit dem Ziel entwickelt, die Verschieden-

heit nationaler Sicherheitspolitiken (vgl. Stahl und Harnisch 2009a) und das Auftreten und 

die Verarbeitung von außenpolitischen Krisen in einzelnen Ländern zu erklären (vgl. Stahl 

2006). Zur theoretischen Erfassung konfliktbehafteter, zwischenstaatlicher Beziehungen 

(EB2) fokussieren sich die Autor*innen auf die Entwicklung eines Détente-Modells auf der 

Grundlage des analytischen Konzepts Desecuritization aus der Securitization-Theorie 

(Balzacq 2011; Buzan, Wæver, und Wilde 1998; Hansen 2012). Sie ergänzen eine systemi-

sche Perspektive, indem die konstitutive Wirkung von Securitization und Desecuritization 

in Dyaden mit Wendts Annahmen über die Formation kollektiver Identitäten (Wendt 1994, 

1999) in den Fokus gerückt wird. Das Forschungsdesign in EB3 zielt darauf ab, die westli-

chen Reaktionen auf die Krim-Annexion miteinander zu vergleichen, um so Rückschlüsse 

auf den Zustand des Westens als Sicherheitsgemeinschaft ziehen zu können. Dafür haben 

die Autor*innen zwei Theorien miteinander verknüpft: ÄSecXUiW\ CRmmXniW\³ YRn KaUl 

                                                 
3 Die Diskursgebundene Identitätstheorie verbindet die Diskursforschung mit der Identitätstheorie und hat 

sich aus dem FRUVchXngVSURjekW ÄPURjekW f�U die YeUgleichende Anal\Ve YRn AX�enSRliWiken in EXURSa³ 
(PAFE) heraus entwickelt. PAFE wurde von 1998 ± 2002 an der Universität Trier durchgeführt. Darauf 
aXfbaXend eUVchien daV WeUk ÄVeUgleichende AX�enSRliWikfRUVchXng Xnd naWiRnale IdenWiWlWen³, welches 
die Diskursgebundene Identitätstheorie mit dem Konzept der Akteursschaft verbindet, um die Gestaltungs-
fähigkeit der EU identitätsgestützt zu untersuchen (Stahl und Harnisch 2009a). 
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Deutsch (1957) bzw. weiterentwickelt von Adler und Barnett (1998) mit ÄSecXUiWi]aWiRn³ 

von Buzan, Wæver und Wilde (1998), ausgearbeitet zu einem vergleichenden Analyseinstru-

ment. EB4 ist ein Handbuchbeitrag zum Konzept der Humanitären Diplomatie, der Grund-

lagen zu humanitärer Aktion, Ethik und Politik vermittelt und die praktische Umsetzung von 

Diplomatie als ÄReSUlVenWaWiRnen³ (Hart und Siniver 2020) durch staatliche und nicht-staat-

liche humanitäre Akteure definiert. Der Beitrag ist insofern sozialkonstruktivistisch, als dass 

die globale humanitäre Ethik als ideeller Handlungsrahmen für humanitäre Akteure weltweit 

herausgearbeitet wird. 

2.1 Ontologie 

VRU dem HinWeUgUXnd deU ÄkXlWXUellen Wende³ deU 1990er Jahre erhielten sozialkonstrukti-

vistische Theorien und mit ihnen immaterielle Erklärungsfaktoren wie Kultur, Normen und 

Identität Einzug in den IB. Alexander Wendts (1992) ber�hmWeU AXfVaW] ÄAnaUch\ iV ZhaW 

VWaWeV make Rf iW: Whe VRcial cRnVWUXcWiRn Rf SRZeU SRliWicV³ baVieUW aXf den Erkenntnissen 

aXV ÄDie geVellVchafWliche KRnVWUXkWiRn YRn WiUklichkeiW³ von Berger und Luckmann 

(1966, zitiert in Abels 2007). Staaten sind soziale Akteure, die ihre (scheinbar objektive) 

internationale Umwelt selbst konstruieren. Seither hat sich in den IB ein vielseitiges, sozial-

konstruktivistisches Forschungsprogramm entwickelt (vgl. Harnisch und Franz 2022). In 

empirischen Studien wird in einer heuristischen Herangehensweise untersucht, welche Wir-

kungsmechanismen die Akteure, Strukturen und Prozesse in den IB verändern oder verste-

tigen. Auch die Theorien, die in EB1, EB2 und EB3 zur Anwendung kommen, zielen darauf 

ab, die Gründe und Wirkungen von staatlicher Außen- und Sicherheitspolitik anhand empi-

rischer Fallbeispiele wissenschaftlich zu erforschen. Ontologisch sind drei Annahmen unab-

dingbar für sozialkonstruktivistische Fallstudien: (1) die intersubjektive Qualität der sozia-

len Welt, (2) die wechselseitige Konstituierung von Akteur und Struktur sowie (3) die 

endogene Herausbildung von Interessen und Identitäten (vgl. Ulbert 2010, 430). Im Folgen-

den wird auf diese drei Aspekte eingegangen. 

Wie Staaten auf Objekte und Akteure reagieren, wie beispielsweise Deutschland Flücht-

lingskrisen bearbeitet (EB1), wie die USA ihre Kuba-Politik definiert (EB2) oder wie der 

Westen auf die Krim-Annexion (EB3) reagiert, hängt von der intersubjektiven Bedeutungs-

zuschreibung deU ÄKUiVen³ ab. Für die EU hat beispielsweise der Bruch internationalen 

Rechts durch Russland eine andere Bedeutung als für China. Dadurch werden nicht-materi-

elle und ideelle Faktoren für das Verständnis von Außen- und Sicherheitspolitik zentral 

(vgl. McDonald 2013, 65). Die intersubjektive Konstruktion der Wirklichkeit, also die 
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Interpretation der Welt, erfolgt über gemeinsam geteilte Zeichensysteme wie Symbole, so-

ziale Praktiken, aber vor allem über die Sprache (Berger und Luckmann 1966 zitiert in Abels 

2007, 94-95; siehe auch Fierke 2001, 129). Epistemologisch bedeutet dies, dass universale 

Aussagen nicht möglich sind und ausschließlich eine interpretative Analyse von sprachli-

chen Konstruktionen zu Erkenntnissen über die Wirklichkeit führen. In den Fallstudien EB1, 

EB2 und EB3 ist die Diskursanalyse für den Erkenntnisgewinn unabdingbar, da der Diskurs 

nicht nur der Schauplatz für die Entstehung von Identitäten ist, sondern auch Hinweise auf 

Identitätswandel liefert (vgl. Abschnitt 2.3 Diskursanalyse). 

Diese konstitutive Funktion von Diskursen in der Außenpolitikanalyse ist deshalb so zentral, 

weil sie der wechselseitigen Konstitution von sozialen Strukturen und Akteuren gerecht 

wird. Die Grundannahme, dass Akteur (agent) und Struktur (structure) in einem ko-konsti-

tutiven Verhältnis stehen, fußt aXf AnWhRn\ GiddenVµ SWUXkWXUaWiRnVWheRUie (Giddens 1988). 

Gesellschaftliche Strukturen sind Medium und Ergebnis zugleich. Strukturen werden durch 

menschliches Handeln konstituiert und bilden dabei das Medium dieser Konstitution. Die 

wechselseitige Konstituiertheit von sozialen Strukturen und Akteuren impliziert, dass sich 

verinnerlichte Wahrheiten, die den Akteur in seinem Handeln prägen, wandeln können. Auf 

dieVeU GUXndlage enWZickelWe Ale[andeU WendW (1999) ÄThe SRcial TheRU\ Rf InWeUnaWiRnal 

PRliWicV³. 

Betrachtet man das Ende des Ost-West-Konflikts (1991), dann liefert diese Annahme Erklä-

rungen, die strukturalistische IB-Theorien nicht leisten können. ÄSR]iale SWUXkWXUen fallen 

nicht ,vom Himmelµ, sondern sind sozial konstruiert, daher historisch kontingent und verän-

deUbaU³ (Risse 2003, 106). Das bedeutet, die Wirklichkeit einer internationalen Ordnung ist 

nur scheinbar objektiv gegeben. In Analogie zu Wendts ÄSWaaWVkRnVWUXkWiYiVmXV³ (Weller 

2005) sind Staaten die Akteure, die (soziale) Strukturen konstruieren und gleichzeitig im 

Konstruktionsprozess von dieser geprägt werden. Rationale Ansätze gehen davon aus, dass 

Akteursidentitäten von der Struktur gegeben sind und somit auch die Präferenzbildung von 

Akteuren einer linearen Logik folgt. Dies führt dazu, dass in der Analyse die Akteure ihre 

Präferenzen nicht verändern können, solange sich nicht die gegebene Umwelt ändert, sie 

sind also exogen (vgl. Wendt 1999, 316). Im Gegensatz dazu, gehen konstruktivistische An-

sätze davon aus, dass sich während des Interaktionsprozesses die Identitäten und Interessen 

der Akteure immer wieder reproduzieren. Ihre Identitäten und Interessen liegen in der Inter-

akWiRn miW dem ÄAndeUen³ begU�ndeW Xnd kRnVWiWXieUen Vich wechselseitig (vgl. ebd.). 
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Die ideelle Struktur bildet in den Fallstudien immer den Ausgangspunkt, indem ihre Entste-

hung zum Verstehen des Handlungskontextes nachvollziehbar gemacht wird. Sie markiert 

auch den Endpunkt, weil die konstitutive Wirkung des Akteurs auf die Struktur in Form von 

Verstetigung oder Wandel das zentrale Ergebnis der Studien darstellt. Die Frage ist nicht, ob, 

sondern wie gut die Wechselseitigkeit von Akteur und Struktur in die Forschungsdesigns 

integriert ist. Durch Wendts (1999) eher systemische Perspektive wird die gesellschaftliche 

Ebene in dem Interaktionsprozess zwischen Staaten analytisch vernachlässigt, obwohl gesell-

schaftliche Prozesse für die Identitätskonstruktion von Staaten zentral sind. Um also eine 

plausible Verbindung zwischen gesellschaftlichen und systemischen Gründen für die Interes-

sensbildung herzustellen, wird die Diskursanalyse als analytische Brücke herangezogen 

(vgl. Abschnitt 2.3 und 3.3). Die in nationalen Diskursen (re-)produzierte (kollektive) Iden-

tität wirkt sich konstitutiv auf die internationale Umwelt aus und kann so Prozesse auf der 

systemischen Analyseebene erklären. 

2.2 Identitätsverständnis 

Identitäten und Identitätswandel sind in der sozialkonstruktivistischen Außenpolitikfor-

schung beliebte Konzepte, weil Identitäten gleichzeitig Quelle und Produkt internationaler 

Interkation sind. Dadurch tragen sie der Ko-Konstitution von Akteur und Struktur und der 

endogenen Herausbildung von Handlungspräferenzen Rechnung (vgl. Boekle und Nadoll 

2003, 172). Es gibt zahlreiche theoretische Ansätze, die Identitätskonstruktionen, ob natio-

nal oder oberhalb der nationalen Ebene, als erklärenden bzw. konstitutiven Faktor für Inter-

nationale Politik betrachten (vgl. Berenskoetter 2017). So vielseitig Identitätskonzepte in 

den IB sind, so vage bleiben sie in den Augen ihrer Kritiker (vgl. ebd.). Allgemein entstehen 

Identitäten durch Differenz; Identität ist ohne das Außen nicht möglich (Berger und Luck-

mann 1966 zitiert in Abels 2007, 110; siehe auch Wendt 1999, 335-337). In der Außenpolitik 

kommt die nationale Identität zum Ausdruck, weil der Staat dabei sich selbst in Relation 

zum Anderen definiert (Campbell 1992, 11). Außenpolitische Identitäten sind für eine aus-

sagekräftige Außenpolitikforschung deshalb relevant, weil sie die Ideen, geteilten Sicht- und 

Denkweisen und politischen Ziele eines Nationalstaates im Verhältnis zu seiner Umwelt er-

fassen: 

Diese Identitäten werden durch Wertvorstellungen und Normen der nationalen und internationalen 
Gesellschaft geprägt. Außenpolitische Identitäten konstituieren Akteure, indem sie sie voneinander 
unterscheidbar machen. Sie wirken gleichzeitig sinnstiftend und rechtfertigend, da sie dem Akteur 
Ziele, Strategien und Instrumente nahelegen, die im Einklang mit der angenommenen Identität stehen 
(Stahl und Harnisch 2009b, 31, Hervorhebungen durch die Autorin). 
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Grundsätzlich ist festzuhalten, dass die Identitätsforschung eher strukturorientiert ist, da 

Identitäten als soziale Struktur relativ stabile Konstruktionen darstellen und so das Verhalten 

des Akteurs konstituieren (vgl. Stahl und Harnisch 2009b, 35). Wie gesellschaftliche und 

internationale Strukturen zustande kommen, welche sozialen SWUXkWXUen, definieUW alV ³diV-

WUibXWiRnV Rf ideaV´ RdeU ³VWRckV Rf knRZledge´ (WendW 1999, 249) die AkWeXUe in ihUem 

Handeln leiten und ob sich diese ideellen Möglichkeitsräume im Wandel befinden, bilden 

die Analyseschwerpunkte der Forschung in den EB dieser Dissertation. 

Identitäten sind Ausdruck des intersubjektiven Wissens in einer Gesellschaft über das Selbst 

(die eigene Nation) in Relation zum Außen. Normen oder Werte prägen Akteursverhalten 

dann, wenn der Akteur sie so internalisiert hat, dass sie Teil der eigenen nationalen Identität 

wurden. Die außenpolitische Identität eines Akteurs ist vielschichtig und wird je nach Hand-

lungskontext von unterschiedlichen sozialen Strukturen geprägt. Was Boekle und Nadoll 

(2003, 166) alV ÄKRmbinaWiRn YeUVchiedeneU ÃSchichtenµ kRllekWiYeU IdenWiWlW³ be]eichnen, 

sind für Wæver (2002, 25) ÄdiffeUenW Ze¶V³. DaV �beUgeRUdneWe ÄWiU³-Konstrukt entwickelt 

sich in der Interaktion zwischen den Staaten, die jeweils nationale Identitätskonstruktionen 

in RelaWiRn aXf daV ÄWiU³-Konstrukt haben (vgl. Wæver 2002). In den Einzelbeiträgen dieser 

Dissertationsschrift wird angenommen, dass sich die nationale und kollektive Identität en-

dogen in innergesellschaftlichen Deutungsprozessen einerseits und in Interaktionsprozessen 

mit anderen Staaten andererseits, herausbildet. 

Somit können kollektive Identitäten oberhalb des Nationalstaates, wie die Dyade Kuba-USA 

oder die Identität des Westens, nur dann bewertet werden, wenn die jeweilige gesellschaft-

liche, diskursive Reproduktion der nationalen Identität in Bezug zum kontextspezifischen 

ÄAX�en³ im Forschungsdesign berücksichtigt wird. Während sich im nationalen Handlungs-

kontext die Rekonstruktion der außenpolitischen Identität auf das gesellschaftliche Selbst-

verständnis und den historisch reproduzierten Wertekonsens in Bezug auf das fallspezifische 

Thema bezieht, ist die kollektive Identitätskonstruktion oberhalb des Nationalstaates kom-

plexer. Ab dem Moment, in dem es sich um die Bewertung und Analyse eines Interaktions-

prozesses von zwei oder mehreren Staaten handelt, wird die Interaktion selbst zur sozialen 

Struktur, die für den Akteur konstitutiv ist: 

TR Va\ WhaW VWUXcWXUe iV ³VRcial´ iV WR Va\, fRllRZing WebeU, WhaW acWRUV Wake each RWheU ³inWR accRXnW´ 
in chRRVing WheiU acWiRnV. ThiV SURceVV iV baVed Rn acWRU¶V ideaV abRXW Whe naWXUe and URleV Rf Self and 
OWheU, and aV VXch VRcial VWUXcWXUeV aUe ³diVWUibXWiRnV Rf ideaV´ RU ³VWRckV Rf knRZledge´ (WendW 1999, 
249). 

Das bedeutet, dass bei mindestens zwei Akteuren, die außenpolitisch untersucht werden sol-

len, drei Analyseebenen und ihre Wechselwirkungen betrachtet werden: die jeweils 
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nationalen Identitätskonstruktionen in Bezug auf die kollektive Identität und die Bedeutung 

der kollektiven Identität für die Akteure. 

Alexander Wendt (1999) erklärt, wie sich ÄV\VWemiVche KXlWXUen³, die den Akteur in seinem 

Verhalten konstituieren, herausbilden. Eine Kultur entsteht in der Interkation zwischen Staa-

ten, aus der das intersubjektiv geteilte Wissen über die eigene Rollenidentität hervorgeht. 

Die Akteure verhalten sich den Erfahrungen und Erwartungen angemessen und reproduzie-

ren so die Kultur, die sich weiter verstetigt. Akteure können ihr Verhalten und damit lang-

fristig die Struktur ändern, indem sie neue Rollenidentitäten erlernen (Wendt 1999, 326). 

Dieser Ansatz ist systemisch, weil er innergesellschaftliche Deutungsprozesse und mögliche 

Spannungslinien ausklammert. Außerdem zielt er als via media darauf ab, verlässliche und 

objektive Aussagen über die Entwicklung des internationalen Systems, in dem die Akteure 

interagieren, zu generieren (vgl. Iretzberger und Stahl 2018, 77). Obwohl Wendts via media 

im Widerspruch zu dem hier vorgestellten Wissenschaftsverständnis steht und der Analyse-

fokus in den Aufsätzen beim Akteur, also auf der gesellschaftlichen Ebene liegt, teilt diese 

Dissertationsschrift eine wichtige Annahme mit Wendt: Identitäten sind relativ stabile Ein-

heiten, die den Akteur in seinem Verhalten prägen und so Tendenzaussagen über das zu 

erwartende Verhalten zulassen. Je stabiler die Identitätskonstruktion der Analyst*in er-

scheint, desto verlässlicher wird seine Einschätzung über außenpolitische Handlungsoptio-

nen und das zu erwartende Verhalten. Es folgt ein Verhalten im Sinne der Angemessenheits-

logik, das heißt, der Akteur iVW Ä[«]Ãin WRXch ZiWh idenWiW\¶ in Whe VenVe Rf mainWaining 

cRnViVWenc\ beWZeen behaYiRU and a cRnceSWiRn Rf Velf in a VRcial URle³ (MaUch Xnd Olsen 

1989: 160f.). Obgleich die Angemessenheitslogik die Struktur als erklärende Variable für 

Akteursverhalten betrachtet (thin constructivism), hat Wæver (2002) mit Einschränkungen 

ähnliche Erkenntnisse: 

If the dominant policy and discourse seems to be well functioning, if no major pressures or anomalies 
are present, one can take this system as basis and make rather precise and strong predictions (Wæver 
2002, 32). 

Identität kann Habitus zwar nicht kausal erklären, aber sie gibt einen Handlungsrahmen für 

gesellschaftlich akzeptiertes Verhalten vor, der im politischen Diskurs zum Ausdruck 

kommt. Im Diskurs werden außenpolitische Handlungspräferenzen mit der nationalen Iden-

tität in Verbindung gebracht (vgl. Boekle/Nadoll 2003, 173). Der wissenschaftliche Fokus 

auf die Endogenisierung von Identitäten ist für sozialkonstruktivistische Forschungsdesigns 

deshalb wesentlich, weil nationale Identitäten Gründe für außenpolitische Traditionslinien 

liefern und den Möglichkeitsraum speisen. Die außenpolitische Orientierung eines Staates 

basiert auf einer Identitätskonstruktion, die über einen längeren Zeitraum diskursiv 
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reproduziert und bestätigt wurde und so eine relative Stabilität aufweist, weil sie im politi-

schen Diskurs tief verankert ist (vgl. Wæver 1989, 189 f.). Solche Äinstitutionalisierten Iden-

titäten³ (Hansen 2006, 26) bilden dabei die diskursive Grundlage, wenn es um die politische 

Lösungsfindung von neuen außenpolitischen Problemstellungen geht: 

Foreign policy problems are furthermore not handled de novo as their solution is written into a discur-
sive terrain that is already partially structured through previously articulated and institutionalized (!) 
identities (Hansen 2006, 26). 

Nichtsdestotrotz geht Hansen (2002, 219) im post-strukturellen Sinne davon aus, dass jede 

(Identitäts-)Struktur zwei Seiten (Ädual emphasis on structure³ (ebd.)) hat: es gibt einen ge-

wissen Grad an Stabilität, aber grundsätzlich ist jede soziale Struktur offen für Veränderung. 

In diesem Dissertationsprojekt werden Identitäten einerseits als relativ stabile Einheiten be-

trachtet, gleichzeitig bildet die diskursive Hinterfragung (Contestedness) und damit die 

Möglichkeit für alternative Glaubenssätze und Veränderung sowie die konstitutive Wirkung 

von Diskursen den Analyseschwerpunkt des Forschungsansatzes. 

Um ein reflexives Identitätsverständnis analytisch zu erfassen, bedarf es der Diskursanalyse 

als Methode, weil der Diskurs ebenfalls zwei Seiten hat: in ihm werden bestehende Struktu-

ren reproduziert und gleichzeitig diskursiv modifiziert. Kollektive Identitäten als Produkt 

menschlicher Kommunikation und Interaktion werden in Diskursen (re-)produziert und kön-

nen über einen längeren Zeitraum hinweg betrachtet verändert oder gänzlich neu geschaffen 

werden (vgl. Boekle und Nadoll 2003; Wæver 2002; Zehfuss 2001). Aus diesem Grund ist 

die Diskursanalyse die Methode der Wahl, weil sie den konstitutiven Zusammenhang zwi-

schen Identität und Außenpolitik in unterschiedlichen Handlungskontexten plausibilisiert 

und nur mithilfe der Diskursanalyse der kontextspezifische Möglichkeitsraum für Außenpo-

litik erforscht werden kann. Dieser offene Diskurs muss vor dem Hintergrund der kol-

lektiven Identität als historisch reproduzierte Bedeutungsstruktur verstanden und bewertet 

werden, wenn man zu substanziellen Aussagen in der Forschung gelangen möchte. 

2.3 Diskursanalyse 

Vor dem Hintergrund der ÄlingXiVWiVchen Wende³ (Carver 2002) in den Sozialwissenschaf-

ten, hat seit den 1990er Jahren auch die Außenpolitikforschung Erkenntnisse aus der Dis-

kursforschung in ihre Forschungsprogramme integriert (vgl. Herschinger und Renner 2014; 

Milliken 1999). Mittlerweile lässt sich die Diskursforschung aufgrund der vielen unter-

Vchiedlichen SWU|mXngen Äan deU SchniWWVWelle ]ZiVchen kRnVWUXkWiYiVWiVchen Xnd UaWiRnaliV-

WiVchen AnVlW]en³ (Herschinger und Renner 2014, 7) verorten. Innerhalb der 
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sozialkonstruktivistischen Theorieschule hat die epistemologische Trennlinie von diskurs-

analytischen Ansätzen in ÄWhick cRnVWUXcWiYiVm³ (konstitutiv, post-positivistisch) Xnd ÄWhin 

cRnVWUXcWiYiVm³ (via media, rationale Handlungslogik) teilweise konträre Forschungspro-

gramme hervorgebracht (Holzscheiter 2014). Die Dimension reicht von rationalen Erklä-

rungsversuchen bis hin zu kritischen, post-strukturalistischen Ansätzen in der Außenpoli-

tikanalyse. Ähnlich wie das Identitätskonzept haben die unterschiedlichen Perspektiven auf 

den Diskursbegriff den Vorteil, dass er vielseitig einsetzbar ist. Wenn allerdings die episte-

mologischen und analytischen Feinheiten im Forschungsdesign unreflektiert bleiben, kann 

die Methode eher Verwirrung als Klarheit stiften und ihr Mehrwert speziell für die Außen-

politikforschung reduziert sich. 

Für die Vertreter*innen eines reflexiven Identitätsansatzes ist die Diskursanalyse die Me-

thode der Wahl, um das Ineinanderwirken von gesellschaftlichen Identitätskonstruktionen, 

Kontinuität und Wandel in der Außenpolitik zu untersuchen (Hansen 2006; Hansen und 

Wæver 2002; Hopf 2002; Joerißen und Stahl 2003; Stahl 2012; Stahl und Harnisch 2009a; 

Waever 2005; Weldes und Saco 1996). Die oben genannten IB-Forscher*innen gehen nicht 

von eineU ÄdiVkXUViYen KaXValiWlW³ (HeUVchingeU Xnd RenneU 2014, 7) RdeU einem rein in-

strumentellen Gebrauch von Sprache aus, sondern heben die wirklichkeitskonstituierende 

Funktion von Sprache hervor. Im Einklang mit dem post-positivistischen Verständnis er-

schließt sich dem Beobachter die intersubjektive Wahrheit erst im Diskurs, weil Sprache 

konstitutiv für das Soziale ist. Politische Ereignisse, die als Krisen wahrgenommen werden, 

sind keine materiellen Fakten, sondern basieren auf der intersubjektiven Bedeutungszu-

schreibung in einer Gesellschaft. Die Interpretation dieser scheinbaren Fakten wird im Dis-

kurs ausgehandelt, wodurch eine geteilte Wahrnehmung über den angemessenen politischen 

Umgang mit der konstruierten sozialen Realität entsteht. Der Diskurs produziert Wahrheiten 

in einer Gesellschaft (siehe auch ÄThe SURdXcWiRn Rf knRZledge³, Dunn und Neumann 2016, 

47-53). Spezifische Bedeutungen und Identitäten existieren nicht einfach so, sondern sind 

das Produkt sprachlicher Repräsentationen: 

In general terms, discourses define subjects; authorized to speak and act; define knowledgeable prac-
tices; produce objects; produce subjects and audiences; and produce so-called common sense (Dunn 
und Neumann 2016, 47). 

Im UnWeUVchied ]X HabeUmaVµ diskurstheoretischem Konzept der Deliberation, wird im Dis-

kurs in der Tradition Foucaults ein Ort der Macht gesehen (vgl. Holzscheiter 2014, 149 f.). 

Der DiVkXUV alV ÄV\VWem Rf UeSUeVenWaWiRn³ dominiert die Sprache und mit ihr auch die Denk-

räume in einer Gesellschaft (ebd.). 



Konstitutiver Sozialkonstruktivismus 17 

Holzscheiter (2014) unternimmt eine Bestandsaufnahme von Diskursansätzen innerhalb so-

zialkonstruktivistischer Forschung in den IB. Zu diesem Zweck unterscheidet sie zwischen 

zwei Analyseebenen, deU ÄmicUR-inWeUacWiRnal³ Anal\Veebene und der ÄmacUR-VWUXcWXUal³ 

Analyseebene (ebd., 147 f.). Während sich letztere auf die Rekonstruktion von Bedeutungs-

strukturen fokussiert, um zu erklären, wie diese historisch gewachsenen Repräsentationen 

den Akteur in seinem Handeln konstituieren (Struktur konstituiert Akteur), fokussiert sich 

die ÄmicUR-inWeUacWiRnal³ Perspektive aXf ÄlangXage in XVe³, alVR auf die handlungsorien-

tierte Textproduktion, die vom Akteur ausgeht (Akteur konstituiert Struktur). Da in der Au-

ßenpolitikforschung traditionell der Akteur im Fokus der Analyse steht, bildet die fallspezi-

fische Diskursanalyse (micro-interactional), verstanden als Kommunikationsprozess und 

Sprachgebrauch, in dem Akteure die soziale Realität aktiv (re-)produzieren oder modifizie-

ren, den Analyseschwerpunkt in den Einzelbeiträgen (vgl. auch Abschnitt 3.2). Das bedeutet 

aber nicht, dass die konstitutive Funktion von Bedeutungsstrukturen in den Forschungsdes-

igns vernachlässigt wird. Im fallspezifischen Diskurs spiegeln sich immer auch die historisch 

konstruierten Wahrheiten, die Glaubenssätze einer Gesellschaft. Im konkreten Sprachge-

brauch zeigt sich der Umgang mit diesen strukturell entstandenen Erinnerungen, Wertvor-

stellungen und historischen Identitäten (vgl. Stahl und Harnisch 2009b, 42f.). Sprachge-

brauch (Akteur) und Bedeutungsstruktur bedingen sich wechselseitig. Ideelle Strukturen, 

wie historische Identitäten, ordnen die Möglichkeiten des Diskursträgers (subjects authori-

zed to speak and act). Gleichzeitig hat deU DiVkXUVWUlgeU alV ÄSUiYileged VWRU\WelleU³ 

(Milliken 1999) selbst die diskursive Macht, um auf die ideelle Struktur einzuwirken: 

Zwischen Diskursträger, Diskurs und dessen strukturellem sowie inhaltlichem Kontext besteht ein 
ÄdialekWiVcheV VeUhllWniV³: EineUVeiWV iVW deU DiVkXUV den ZZlngen deV KRnWe[WeV XnWeUZRUfen, ande-
rerseits trägt er zur Gestaltung des Kontextes bei. Ebenso können die Diskursträger ± je nach gesell-
schaftlicher Machtposition in unterschiedlichem Maße ± auf den Diskursverlauf einwirken, werden 
dabei aber selbst durch aktuelle oder vergangene Diskurse hinsichtlich ihrer diesbezüglichen Mög-
lichkeiten beeinflusst (Boekle und Nadoll 2003, 174). 

Identitäten bilden die aX�enSRliWiVche OUienWieUXng eineV SWaaWeV ab, die alV ÄdeeSeVW diVcXU-

ViYe la\eU³ diVkXUViY Wief YeUankeUW Xnd dadXUch UelaWiY VWabil iVW (vgl. Wæver 1989, 189f.). 

Argumentative Rechtfertigungen in der Außenpolitik gründen auf Identitäten, weil sie einen 

Rahmen für angemessenes und gesellschaftlich akzeptiertes Verhalten liefern (Boekle und 

Nadoll 2003, 165; Stahl und Harnisch 2009b, 42). Analog zu Boekle und Nadoll (2003) fasst 

Hansen (2006) den Rechtfertigungsdiskurs als ein Ineinanderwirken von Identität und Au-

ßenpolitik wie folgt zusammen: 

IW iV Rnl\ WhURXgh diVcXUViYe enacWmenW Rf fRUeign SRlic\ [«] WhaW idenWiW\ cRmeV inWR being, bXW WhiV 
identity iV aW Whe Vame Wime cRnVWUXcWed aV Whe legiWimi]aWiRn fRU Whe SRlic\ SURSRVed. [«] [identities] 
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are simultaneously (discursive) foundation and product (Hansen 2006, 21, Hervorhebung durch die 
Autorin). 

Das bedeutet, dass im fallspezifischen Diskurs historisch etablierte Identitätskonstruktionen 

zum Ausdruck kommen, die zur Rechtfertigung von Verhalten dienen. Im innergesellschaft-

lichen Diskurs werden zeit- und kontextabhängige vertretbare Handlungsoptionen von ver-

gangenen Argumentationsmustern mitbestimmt. Die Vergangenheit eröffnet Hinweise auf 

den Möglichkeitsraum der Gegenwart. Das ist eine zentrale Grundannahme, die die konsti-

tutive Aussagekraft einer diskursgeleiteten Außenpolitikforschung ausmacht. 

Diskursive Legitimationsprozesse über Sprache und Symbolik beschreiben im Sozialkon-

struktivismus den Mechanismus, der für die gesellschaftliche Objektivierung der Wirklich-

keit notwendig ist (Berger und Luckmann 1966 zitiert nach Abels 2007, 104ff.).4 Kenntnisse 

über diese diskursiven Legitimationsprozesse in der Vergangenheit, erklären, wie sich die 

im Sprachgebrauch gewählten Repräsentationen historisch herausgebildet haben (macro-

structural level of analysis). Durch diskursive Legitimationsprozesse werden außenpoliti-

sche Identitäten, also die Vorstellung von einem Selbst in Bezug auf das Außen, reproduziert 

und so auch zukünftig handlungsleitend für die jeweilige Gesellschaft. 

Wenn eine bestimmte Repräsentation von besonders vielen Diskursträgern getragen wird, 

sie sich wiederholt durchsetzt, keine relevanten alternativen Repräsentationen ausgemacht 

werden und die Bevölkerung mit der damit verbundenen Handlungsempfehlung weitestge-

hend zufrieden ist, dann kann eine Diskurshegemonie vermutet werden (vgl. Stahl und Har-

nisch 2009b, 43 f.). Eine Diskurshegemonie liefert Hinweise auf Kontinuität im außenpoli-

tischen Verhalten, weil die damit verknüpfte Identität diskursive Deutungshoheit erlangt hat 

und über Wiederholungen zur Bedeutungsstruktur geworden ist, die den Akteur konstituiert. 

Jedoch ist (außenpolitisches) Verhalten Äkeine diUekWe FRlge YRn SWUXkWXUen, VRndeUn EUgeb-

nis des aktiv-inWeUSUeWieUenden UmgangV VR]ialeU AkWeXUe miW dieVen MXVWeUn³ (Keller 2011, 

9). Auch wenn durch diskursive Legitimationsprozesse ein kontemporär stabiler Möglich-

keitsraum entsteht, ist ein Diskurs immer offen für neue Argumentationsmuster, also für 

Veränderung: ÄDiVcRXUVe in a SRVW-structuralist perspective is by definition never settled; it 

iV alZa\V RSen fRU UeaUWicXlaWiRn´ (Wæver 1995, 255). Ein diskursiver Legitimationsprozess 

wirkt selbst strukturierend auf die kontextspezifische Identität ein (Akteur konstituiert Struk-

tur). In seiner Rezension der frühen Kopenhagener Schule macht McSweeny (1996, 85) 

                                                 
4 Die Wiederholung dieser Legitimationen führt langfristig zur Internalisierung der Wirklichkeit durch die 

Individuen und zur Institutionalisierung bestimmter Verhaltensweisen (vgl. hierzu Berger und Luckmann 
1966, zitiert nach Abels 2007, 98ff.). Die Mitglieder einer Gesellschaft erfahren so eine intersubjektiv ge-
teilte kollektive Welt, die als objektive Realität erfahren wird. 
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deutlich, dass kollektive Identitäten, wenn sie als Identitätsdiskurse begriffen werden, nie-

mals feste Einheiten oder gesellschaftliche Gewissheiten sein können, weil Diskurse immer 

im Fluss sind: 

Collective identity is not µout there¶, waiting to be discovered. What is µout there¶ is identity discourse 
on the part of political leaders, intellectuals and countless others, who engage in the process of con-
structing, negotiating and affirming a response to the demand²at times urgent, mostly absent²for a 
collective image (McSweeney 1996, 90). 

In diesem Kontext bringt die poststrukturalistische Diskursanalyse einen wichtigen Mehr-

wert für die sozialkonstruktivistische Außenpolitikforschung, weil sie die Dualität von 

Struktur aufgreift, indem der beim Akteur liegende Sprachgebrauch im Kontext einer Be-

deutungsstruktur verstanden wird, die diskursiv aktualisiert, reproduziert oder verändert 

wird (Herschinger und Renner 2014, 4). Die poststrukturalistische Perspektive auf den Dis-

kurs führt die Analyst*in zur Untersuchung von fallspezifischen Veränderungsprozessen, 

die oftmals präsenter sind als es die scheinbare Fixierung von Identitäten vermuten lässt. Sie 

lenkt den Fokus auf 

Aspekte, die von anderen IB-Ansätzen häufig vernachlässigt werden, z. B. die historische Situiertheit 
internationaler Politik, die konstitutiven Effekte von Sprache und Praktiken oder den kontingenten und 
inhärent politischen Charakter einer scheinbar gegebenen und unveränderbaren Realität (Herschinger 
und Renner 2014, 11, Hervorhebungen durch die Autorin). 

In den EB ist die fallspezifische Diskursanalyse akteurszentriert und handlungsorientiert 

(micro-interactional level of analysis). Analysiert wird ein zeit- und kontextabhängiger Kom-

munikationsprozess, in dem die Bedeutungszuschreibung eines konkreten Ereignisses der in-

ternationalen Politik diskursiv ausgehandelt wird. Die von den Entscheidungsträgern ge-

ZlhlWe AX�enSRliWik enWVSUichW den diVkXUViY SURdX]ieUWen ÄdiUecWiRnV fRU acWiRn³. 

Repräsentationen haben ganz konkrete politische Implikationen (ebd. 60). Vor allem die Si-

cheUheiWVSRliWik im Sinne YRn Ähigh SRliWicV, big TXeVWiRnV³ (Wæver 2002, 26) muss diskursiv 

gerechtfertigt werden. Bei existentiellen Fragen zur grundsätzlichen politischen Ausrichtung 

ist es für Politiker immer notwendig, eine überzeugende Argumentation zu finden, warum 

diese oder jene Ausrichtung zum eigenen Selbstverständnis passt und besonders attraktiv ist 

(vgl. Wæver 2002, 26). 

Rechtfertigungsdiskurse in der Außenpolitik haben konstitutive Wirkungen nach innen auf 

die Gesellschaft und nach außen auf die internationale Umwelt. Ziel ist es, den Zustand der 

hiVWRUiVch heUaXVgebildeWen ÄGUen]en deV LegiWimen³ (Diez 2014, 395) zu untersuchen. Im 

Diskurs können bereits etablierte Argumentations- und Verhaltensmuster reproduziert und 

die kontextspezifische Identität dadurch stabilisiert werden oder er kann Veränderungspro-

zesse initiieren und damit auch eine gewisse Instabilität in Form von Spaltungen erzeugen. 
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So kann graduell untersucht werden, ob und welche Repräsentationen in einem konkreten 

Handlungskontext dominieren und ob sie in Bezug auf vergangene Legitimationen mit klein-

teiligen oder langfristigen Veränderungen einhergehen. Das gleiche gilt für die konstitutive 

Wirkung nach außen in die internationale Umwelt. Außenpolitische Diskurse betreffen The-

men oder Akteure, die außerhalb des nationalstaatlichen Territoriums liegen. Der nationale 

Rechtfertigungsdiskurs von Handlungspräferenzen wird von Interaktionspartnern wahrge-

nommen und kann die kollektive Identität ebenfalls stabilisieren oder verändern. Interessan-

terweise würde Hansen aus poststrukturalistischer Perspektive dieVe WiUkXng alV ÄDUXck³ 

bezeichnen, der auf den Diskurs des Interaktionspartners ausgeübt wird und dort eine for-

mative Wirkung entfalten kann (vgl. Hansen 2016, 106). 
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3 Analysefelder zur Erforschung von Möglichkeitsräumen in der 
Außenpolitik 

Um die Aussagekraft der hier vorgestellten konstitutiven sozialkonstruktivistischen Außen-

politikforschung zu beleuchten, wurden im Rahmen des Dissertationsprojekts drei zentrale 

Analysefelder zur ganzheitlichen Erforschung von außenpolitischen Möglichkeitsräumen 

definiert. Über den analytischen Begriff Möglichkeitsraum soll das konstitutive Ineinander-

wirken von Identität, Diskurs und Außenpolitik für die Praxis und Wissenschaft zugänglich 

und allgemein verständlich gemacht werden. 

Der Möglichkeitsraum beschreibt die ÄVWUXcWXUeV Rf knRZledge³ (Dunn und Neumann 2016, 

61) zu einem bestimmten Thema in einer Gesellschaft und fungiert als diskursiver Referenz-

rahmen für angemessene Politik. Er hilft dem*der Beobachter*in zu verstehen, welche his-

torisch bedingten, legitimen Handlungsoptionen politische Entscheidungsträger*innen in ei-

nem konkreten Handlungskontext haben. 

Das entwickelte Modell zur Erforschung von Möglichkeitsräumen für Außenpolitik verfolgt 

zwei wesentliche Ziele: Erstens soll es dem in Abschnitt 2 vorgestellten konstitutiven Sozi-

alkonstruktivismus gerecht werden. Dabei wird vor allem die Ko-Konstitution von Akteur 

und Struktur sowie die endogene Herausbildung von Identitäten und Handlungspräferenzen 

berücksichtigt. Zu diesem Zweck sind das reflexive Identitätsverständnis (Abschnitt 2.2) 

und die poststrukturalistische Diskursanalyse (Abschnitt 2.3) für den Erkenntnisgewinn 

zentral. Zweitens sollen die aus den Analysefeldern hervorgehenden Leitfragen in der 

Summe aussagefähige Forschungsergebnisse für Praxis und Wissenschaft generieren 

(vgl. Abschnitt 1.2). 

Das Möglichkeitsraummodell orientiert sich an dem Grundmodell aus der DIT (Nadoll 2003, 

181), da es ähnlich wie die DIT das Ineinanderwirken von Identität, Diskurs und Außenpo-

litik aufgreift.5 Es unterscheidet sich aber insofern von dem Grundmodell, als dass das Iden-

titätsverständnis weiter gefasst und die Ko-Konstitution von Akteur und Struktur stärker in-

tegriert ist. Darüber hinaus wird die Erforschung von außenpolitischen Möglichkeitsräumen 

                                                 
5 Stahl und Harnisch (2009a) haben im Rahmen einer vergleichenden Außenpolitikanalyse die Akteursschaft 

der EU untersucht. Im Ergebnis sind die identitären Schnittmengen der Akteure in einem Möglichkeitsraum 
für EU-Außenpolitik abgebildet. Der diskursive Möglichkeitsraum bildet die Kompatibilität von nationalen 
RechWfeUWigXngVdiVkXUVen ab Xnd kann VR eUkllUen, Zie Äeine EU-Akteursschaft für bestimmte außenpoliti-
Vche HandlXngen (VeUhandlXngVmandaWe, LXfWVchllge, naWiRnale AneUkennXng)³ in naWiRnalen DiVkXUVen 
ermöglicht wurde (Harnisch und Stahl 2009, 277). NatiRnale RechWfeUWigXngVdiVkXUVe ÄeU|ffnen aX�enSRli-
tischen Entscheidungsträgern Möglichkeitsräume für außen- Xnd VicheUheiWVSRliWiVcheV Handeln³ (ebd., 
276), weil im außenpolitischen Diskurs identitätsgeprägt argumentiert und so mittel- bis langfristig die in-
tersubjektive Angemessenheit der Handlungspräferenz hergestellt wird. 



22 Analysefelder zur Erforschung von Möglichkeitsräumen in der Außenpolitik 

 

auf unterschiedliche Handlungskontexte erweitert, um sie so für eine sozialkonstruktivisti-

sche Außenpolitikforschung allgemein fruchtbar zu machen. Es soll ganzheitlicher für sozi-

alkonstruktivistische Forschungsdesigns in unterschiedlichen außenpolitischen Handlungs-

kontexten dienlich sein. 

Zu diesem Zweck fließen die Forschungsergebnisse und innovativen Erkenntniswege aus 

den drei EB in das Modell ein. Hervorzuheben ist die vergleichende Diskurs- und Verhal-

tensanalyse in EB1 und die Kontextualisierung der Securitization-Theorie in EB2 und EB3. 

Securitization als Sprachgebrauch vor dem Hintergrund eines ideellen Handlungskontextes 

kann erklären, wie die fallspezifische Grammar of Security (nicht mehr) auf ideell fruchtba-

ren Boden fällt oder wie strukturierend der geführte (De-)securitization-Diskurs für die kol-

lektive Identität und dem damit verbundenen Verhaltensmuster ist. 

Als theorieübergreifendes Modell ist deU BegUiff ÄIdenWiWlW³ nichW aXf die naWiRnalVWaaWliche 

Identität begrenzt, sondern das Identitätsverständnis kann auf den jeweiligen Untersu-

chungsgegenstand angepasst werden. Es hat nicht den Anspruch, das Endogenisierungsprob-

lem von außenpolitischen Identitäten zu lösen. Vielmehr handelt es sich bei der relevanten 

Identität vordergründig um eine ideelle Bedeutungsstruktur mit ihrer strukturierenden Wir-

kung auf den fallspezifischen Diskurs (s. Abb. 1). Die (kollektive) Identität war für den Ak-

teur oder die Akteure in der Vergangenheit handlungsleitend und konstituiert dadurch den 

Referenz-Möglichkeitsraum für die außenpolitischen Handlungsoptionen in der Gegenwart. 

Um den Möglichkeitsraum zu ermitteln, bedarf es also einer historischen Vorstudie (s. Abb. 

1). Diese Annahme ist auf unterschiedliche Handlungskontexte übertragbar und verlangt von 

der Analyst*in, dass er*sie die für den Untersuchungsgegenstand relevante Identität festlegt 

(EB1: nationale außenpolitische Identität, EB2: kollektive Identität von Dyaden, EB3: kol-

lektive Identität einer Sicherheitsgemeinschaft). Die fallspezifische Diskursanalyse als 

Hauptstudie zeigt daran anschließend, inwieweit der Möglichkeitsraum reproduziert, modi-

fiziert oder durchbrochen wurde. Je nachdem wie mit dem Referenz-Möglichkeitsraum dis-

kursiv umgegangen wurde, können die konstitutiven Wirkungen des Rechtfertigungsdiskur-

ses auf die Identität betrachtet werden. Dadurch sind Aussagen über das zu erwartende 

Verhalten in Form von Kontinuität, Veränderung oder nachhaltigem Wandel möglich. 
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Im Folgenden werden die drei Analysefelder ÄHistorische Vorstudie³, ÄFallspezifische Dis-

kursanalyse³ und ÄKonstitutive Wirkungen³ methodisch-konzeptionell vertieft, ihre Zusam-

menhänge erläutert und exemplarisch mit Beispielen aus den Einzelbeiträgen unterfüttert. 

3.1 Historische Vorstudie 

Dieses Analysefeld zielt darauf ab, die für den Handlungskontext relevante Identität und die 

mit ihr verbundenen Handlungsoptionen zu rekonstruieren. Der daraus resultierende Refe-

renz-Möglichkeitsraum ist in allen drei EB ein wichtiger Ausgangspunkt für die Forschungs-

frage und ein zentraler Endpunkt für die interpretative Einordnung der Ergebnisse aus der 

Diskursanalyse. Außenpolitische Identitäten gründen auf Wissensstrukturen über die natio-

nalen und internationalen Wertvorstellungen und Normen, die eine Gesellschaft in Relation 

zu ihrer internationalen Umwelt teilt. Identitäten bieten eine außenpolitische Orientierung 

(Directions for Action) und können einen historischen Referenz-Möglichkeitsraum begrün-

den. Wurde ein Möglichkeitsraum für einen Handlungskontext ermittelt, kann die zugrun-

deliegende Identität erklären, warum bestimmte Handlungsoptionen außenpolitisch in der 

Gesellschaft eher als sinnvoll und angemessen erachtet werden und andere wiederum außer-

halb des Vorstellbaren liegen. Dass Deutschland sich in der EU isolieren könnte und der 

Wunsch nach einem ÄDexit³ von breiten Teilen der Bevölkerung geteilt wird, müsste zur 

historisch gewachsenen außenpolitischen Identität in Bezug auf Europa passen und ist daher 

schwierig zu vereinen. Anders ausgedrückt liegt diese Überlegung wahrscheinlich außerhalb 

des deutschen Möglichkeitsraumes für EU-Außenpolitik und bedürfte einem Identitätswan-

del, um mehrheitsfähig zu werden. Diskurstheoretisch kann angenommen werden, dass sol-

che Handlungspräferenzen, die im Rechtfertigungsdiskurs an vergangene, identitätsgeprägte 

Argumentationsmuster anknüpfen, eher durchsetzungsfähig sind, weil sie auf bereits inter-

nalisiertes Wissen aufbauen, das eventuell schon institutionalisiert wurde, also als Normali-

tät betrachtet wird (vgl. Nadoll 2000, 15). 

Leitfragen für die historische Vorstudie 

± Welche außenpolitische Identität ist für den Akteur/die Akteure in einem spezifischen 

Kontext handlungsleitend und wie hat sie sich historisch herausgebildet? 

± Welche legitimen Handlungsmöglichkeiten hat der Akteur/haben die Akteure unter der 

Annahme einer stabilen Identität? 

Für die historische Vorstudie muss zunächst bestimmt werden, welche Identität für die Ak-

teure in einem bestimmten Kontext handlungsleitend ist. Die methodisch herausfordernde 
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Frage ist, wie sich die Identität als Bedeutungsstruktur je Fallstudie und mit ihr die Grenzen 

des Möglichkeitsraumes herausgebildet haben. Die plausible Endogenisierung von Identitä-

ten, aus denen sich Interessen und damit außenpolitische Handlungsoptionen ableiten lassen, 

ist eine zentrale Herausforderung für die sozialkonstruktivistische Außenpolitikforschung 

(vgl. Stahl und Harnisch 2009a). Die Methode der Wahl, um historische Identitäten zu re-

konstruieren, ist für Sozialkonstruktivisten, die post-positivistisch vorgehen, eine historische 

Diskursanalyse. Sie ist diachron und weist eine beliebige historische Tiefe auf, um den 

Makro-Kontext zu erschließen und Bedeutungsstrukturen offenzulegen (macro-structural 

Level of Analysis) (Holzscheiter 2014, 147). Diese Vorgehensweise verspricht umfassende 

Erkenntnisse zu vergangenen Legitimationsprozessen und die Ergebnisse lassen sich sehr 

gXW miW dem ]ZeiWen Anal\Vefeld ÄFallVSe]ifiVche DiVkXUVanal\Ve³ YeUkn�Sfen.6 Als Ana-

lyst*in würde man nach historischen Repräsentationen innerhalb eines spezifischen Diskur-

ses (zum Beispiel deutsche Migrationsdiskurse der letzten hundert Jahre) suchen, und eine 

Art Inventar von verschiedenen ÄIdenWiWlWVelemenWen³ mit eindeutig ähnlichen Bedeutungs-

zuschreibungen erstellen. Institutionalisierte Repräsentationen können an Wiederholungen 

erkannt werden: ÄdemRnVWUaWing an inVWiWXWiRnali]ed diVcRXUVe can RfWen VimSl\ be dRne b\ 

SURYing WhaW meWaShRUV UegXlaUl\ aSSeaU in Whe Vame We[W³ (Dunn und Neumann 2016, 117). 

Eine historische Diskursanalyse ist als Vorstudie sehr zeitintensiv und steht oftmals im Wi-

derspruch zu den Anforderungen an die Forschung, schnell und kompakt mit einem hohen 

Aktualitätswert in Fachzeitschriften zu publizieren. Außerdem stellt sich die Frage, wie um-

fangreich die Identitätsrekonstruktion sein muss, wenn der*die Analyst*in den Handlungs-

kontext vorab genau definiert. 

Die Einzelbeiträge haben gezeigt, dass empirische Fallstudien zwar unbedingt eine histori-

sche Einbettung für ihre Aussagefähigkeit benötigen, diese aber vor allem durch die Kon-

textualisierung an Wert gewinnt. Die für einen bestimmten Kontext handlungsleitende Iden-

titätskonstruktion, wurde zunächst heuristisch basierend auf Erfahrungswissen 

angenommen. Verfügen die Autor*innen über umfassende länderspezifische Kenntnisse 

über die internationalen Beziehungen der zu untersuchenden Akteure in historisch vergleich-

baren empirischen Fällen, dann können sie Vermutungen über die Identität als dominante 

Bedeutungsstruktur, in welche die Akteure eingebettet handeln, aufstellen. Diese Annahme 

                                                 
6 PAFE, Stahl und Harnisch (2009a); Wæver und Hansen (2002) und Hansen (2006) haben beispielsweise in 

größeren Forschungsprojekten historische, länderspezifische Diskursanalysen durchgeführt, um außenpoli-
tische Identitäten wissenschaftlich zu rekonstruieren. 
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kann auf der Grundlage wissenschaftlicher Theorien und Methoden weiter konkretisiert wer-

den. 

In EB1 vermuten die Autor*innen, dass es eine deutsche Diskurshegemonie deU ÄNXll-Im-

migUaWiRn³ gibt, die die deutsche Identität in Hinblick auf Migration strukturiert und auch 

die Migrationspolitik der Jahre 2015/2016 erklären kann. In EB2 gehen die Autor*innen von 

institutionalisierten, wechselseitigen Securitizations aus, die eine soziale Struktur der Feind-

schaft zwischen Kuba und den USA hervorgebracht haben und die unter der Obama-Castro 

Diplomatie in einem Desecuritization-Prozess aufgelöst wird. Diese Annahmen werden un-

ter Anwendung verschiedener Theorien und Methoden (DIT und Securitization) vertieft, mit 

konkreten Bedeutungen gefüllt und im Rahmen wissenschaftlicher Vorstudien nachvollzieh-

bar gemacht. Sie bilden den Referenzpunkt für die Hauptstudie, die fallspezifische Dis-

kursanalyse (Analysefeld 2). EB3 zeigt einen pragmatischen Ansatz, in dem der Westen 

vorab auf Grundlage von Sekundärliteratur und historischen Fakten alV ReVXlWaW Äafter a long 

historical journey comprising many singular processes³ (EB3, 4) alV ÄUeife³ Security Com-

munity (Adler und Barnett 1998) definiert wird: 

AW beVW, Whe cRXnWUieV inYRlYed haYe been deYelRSing a ³cRmmRn idenWiW\´, WhaW iV, a cRmmRn XndeU-
standing of who Whe\ aUe (DeXWVch [1957, 129] called iW Whe ³Ze-feeling´), ZhR belRngV WR Whe cRm-
munity, and who does not (EB3, 4 f.). 

Aus der Theorie lässt sich ableiten, dass es unter den Mitgliedern einer reifen Sicherheitsge-

meinschaft ein intersubjektiv geteiltes Verständnis davon gibt, was und wie stark eine Be-

drohung für die Gemeinschaft ist, was eine gut abgestimmte Sicherheitspolitik für Hand-

lungsoptionen impliziert (EB3, 6). Dieser Referenz-Möglichkeitsraum spiegelt die 

wechselseitige Erwartung unter den Mitgliedern einer Sicherheitsgemeinschaft, dass in kon-

kreten Bedrohungssituationen kohärent gehandelt wird. 

EB2 hat in der historischen Vorstudie einen innovativen Weg eingeschlagen, weil die kol-

lektive Identität über wechselseitige, institutionalisierte Securitizations rekonstruiert wurde. 

Zu diesem Zweck wurde das Drei-Stufen-Modell von (Adamides 2020) herangezogen und 

mit Sekundärliteratur die PhaVen ÄSiYRWal eYenW³, ÄXnchallengend SeUiRd³ Xnd ÄinVWiWXWiRna-

li]ed VecXUiWi]aWiRn³ auf den Fall übertragen. Diskursanalytisch untersucht wurde beispiel-

haft die wechselseitige Securitization (2001-2003), die als letzte vollständige Securitization 

vor dem Annäherungsprozess vermutet wird. Für Rückschlüsse auf die kollektive Identität 

in der Dyade Kuba-USA verknüpfen die Autor*innen die Wechselseitigkeit dieser Instituti-

onalisierung mit Wendts systemischem Identitätsansatz. Die Dyade Kuba-USA konnte so 
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als soziale Struktur der Feindschaft verstanden werden, in der Notfallmaßnahmen und Be-

drohungsattributionen zur Normalität gehören. 

In EB1 wurden im Rahmen der historischen Vorstudie zwei Analyseschritte unternommen, 

um den Möglichkeitsraum für deutsche Migrationspolitik zu bestimmen. Nach der Diskurs-

gebundenen Identitätstheorie wird eine Vorstudie zu historischen, deutschen Migrationsdis-

kursen benötigt, um alle möglichen Identitätselemente der deutschen nationalen Identität in 

Bezug auf Migration zu erfassen (EB1, 126). Dieses Ergebnis führt aufgrund des Problems 

ÄkRnkXUUieUendeU IdenWiWlWen³ noch nicht zum Referenz-Möglichkeitsraum. Um Diskursfor-

mationen, die den Diskurs strukturieren, offenzulegen, müssen die nationalen Identitätsele-

mente noch mit spezifischen Handlungspräferenzen in Verbindung gebracht werden. Man 

benötigt folglich Kenntnisse zur (dominanten) Diskursformation aus der Vergangenheit, die 

den Möglichkeitsraum als Referenzrahmen abbildet. Deshalb wurde für den empirischen 

Fall in EB1 ein direkter Vergleich mit der vorangegangenen, großen Migrationskrise 

1992/1993 als formatives Ereignis vorgenommen. Die aus der Analyse resultierende domi-

nante DiVkXUVfRUmaWiRn ÄKein EinZandeUXngVland³ mit den dazugehörigen restriktiven 

Handlungspräferenzen, bildet den Referenz-Möglichkeitsraum für die deutsche Migrations-

politik 2015. Unter der Annahme einer relativ stabilen Identitätskonstruktion als Diskurshe-

gemonie kann eine Kontinuität im deutschen Migrationsdiskurs und außenpolitischen Han-

deln im Jahr 2015 erwartet (aber nicht vorausgesetzt) werden. 

EB4 unterscheidet sich von den anderen Einzelbeiträgen, weil es ein Handbuchbeitrag ist 

und keine fallspezifische Diskursanalyse vorkommt. Jedoch wird das Konzept der humani-

tären Diplomatie als Handlungsform humanitärer Akteure in einen ideellen Rahmen einge-

bettet. Globale Normen wie die humanitären Prinzipien und internationales Recht bilden im 

Endeffekt die institutionalisierte Struktur, die humanitäre Akteure in ihrem Handeln konsti-

tuiert. Die sogenannte humanitäre Ethik (EB4, 180 ff.) gibt Hinweise auf den idealen Mög-

lichkeitsraum für staatliche und nicht-staatliche Akteure in der humanitären Hilfe. Die hu-

manitäre Diplomatie als Praxis in der humanitären Hilfe kann vor dem Hintergrund der 

humanitären Ethik bewertet und eingeordnet werden. 

3.2 Fallspezifische Diskursanalyse 

Der Möglichkeitsraum für Außenpolitik in einem bestimmten Handlungskontext bildet sol-

che Handlungsoptionen für die politischen Entscheidungsträger ab, die identitär verankert 

sind, das heißt von der Gesellschaft ideell mitgetragen werden, weil sie bereits in der Ver-

gangenheit intersubjektiv als angemessen empfunden wurden. Auch wenn eine dominante 
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Diskursformation mittelfristig für eine relativ stabile Identitätskonstruktion sorgt und der 

Möglichkeitsraum die zu erwartenden politischen Entscheidungen einrahmt, ist ein Diskurs 

per Definition immer offen für neue Argumentationsmuster, also für Veränderung (Wæver 

1995, 255). Befinden sich die Glaubenssätze einer Gesellschaft in einem Veränderungspro-

zess, können die geglaubten Wahrheiten ins Wanken geraten und die Grenzen des Möglich-

keitsraumes verlieren ihre scheinbare Fixierung. 

Leitfragen für die Diskursanalyse: 

± Welche inneren und äußeren Bedingungen wirken formativ auf den politischen Diskurs 

ein? 

± Wie wurde die Außenpolitik des Staates X in Reaktion auf eine politische Problemstellung 

diskursiv gerechtfertigt und welche gegenläufigen Argumentationen sind im Diskurs ab-

gebildet? 

Es gibt verschiedene Gründe, die dazu führen, dass es im Diskurs zu einer Abweichung von 

bis dahin dominanten Argumentationsmustern und Handlungsempfehlungen zu einem be-

stimmten Thema kommt. Um sich der Wandelfrage zu nähern, müssen zunächst die inneren 

und äußeren formativen Bedingungen, die den Diskursverlauf prägen, berücksichtigt wer-

den: Stimmungsumschwünge in der Bevölkerung, Meinungsverschiedenheiten und die Un-

zufriedenheit mit vorherigen außenpolitischen Entscheidungen (Contestedness), das wahr-

genommene Verhalten von (wichtigen) Interaktionspartnern oder außergewöhnliche 

Ereignisse (EB1, 128 f.). 

Die Securitization-Theorie rückt beispielsweise die Zuhörerschaft als eigenständiges Ana-

lysefeld in den Fokus, weil während des Securitization-Diskurses der demokratische Aus-

handlungsprozess bis zur politischen Entscheidungsfindung ausgesetzt ist (vgl. EB2). Ob die 

Audience den Sprachgebrauch im Nachgang akzeptiert, hängt davon ab, wie gut sich die 

Audience mit den Bedeutungszuschreibungen in der Grammar of Security identifizieren 

kann (vgl. EB2). Als gegenläufiger Prozess impliziert Desecuritization wiederum, dass ein 

zuvor von der politischen Elite versicherheitlichtes Thema wieder zurück in den öffentlichen 

Diskurs findet (EB2). Die Audience spielt in diesem Prozess eine wichtige Rolle, weil sie 

durch Hinterfragung vorangegangener Securitizations und dem Willen, das Thema politisch 

zu bearbeiten, als desecuritizing Agent auf den Diskursverlauf einwirken kann. Die Umfra-

geergebnisse unter den Bevölkerungen in Kuba und den USA und der Wunsch nach Norma-

lisierung relevanter Gruppen, spiegeln sich auch in den nationalen Diskursverläufen der Po-

lit-Elite in den USA und in Kuba wider (EB2). Dadurch ist anzunehmen, dass neue 
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Einstellungen in der relevanten Audience in diesem spezifischen Fall formativ für den  

(De-) Securitization-Diskurs sind. 

Neben solchen inneren Bedingungen, wie veränderte Meinungen in der Bevölkerung, gibt 

es auch äußere Schocks, die so prägend für eine Gesellschaft sein können, dass bis dahin 

geglaubte Wahrheiten hinterfragt und neuen Denkansätze möglich werden (vgl. Stahl und 

Harnisch 2009b, 46-48). Politische oder ökonomische Krisen entwickeln sich beispielsweise 

dann zu formativen Ereignissen, wenn sie den Diskurs so umstrukturieren, dass eine alter-

native Außenpolitik im jeweiligen Handlungskontext ermöglicht und der Möglichkeitsraum 

entsprechend durchbrochen wird (vgl. EB1, 121).7 Wenn der*die Forscher*in daran interes-

siert ist, Veränderungsprozesse in der Außenpolitik zu untersuchen, sind Diskursanalysen 

besonders vor dem Hintergrund formativer Bedingungen lohnenswert. Eine empirische Be-

obachtung, die als formativ eingeschätzt wird, kann den Referenz-Möglichkeitsraum diskur-

siv beanspruchen bzw. unter Druck setzen. Unter formativen Bedingungen wird ein substan-

zieller Richtungswechsel in der Außenpolitik aufgrund extremer Veränderungen in der 

internationalen Umwelt gesellschaftlich möglich und eine kontext- und zeitabhängige Dis-

kursanalyse sinnvoll. 

In EB1 ist die Migrationskrise 2015 der Ausgangspunkt für die Forschungsfrage, die mit 

einem weiteren Krisenereignis im Jahr 1992/1993 verglichen wird. In EB2 ist die plötzliche 

Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen im Jahr 2015 ein komplett neues Verhal-

ten in der Dyade Kuba-USA und in EB3 ist die Krim-Annexion ein sicherheitsrelevantes 

Ereignis, dass eine außenpolitische Reaktion erforderlich macht. 

Die zweite Leitfrage bezieht sich auf die Analyse des Rechtfertigungsdiskurses vor dem 

Hintergrund eines politischen Ereignisses. Um diesen Prozess diskursanalytisch rekonstru-

ieren und bewerten zu können, wird die mikro-interaktionale Analyseebene als Hauptstudie 

für eine handlungsorientierte Außenpolitikforschung relevant. Beispielsweise fokussieren 

sich die Einzelbeiträge auf den Sprachgebrauch, also auf zeit- und kontextabhängige Kom-

munikationsprozesse, in denen die Akteure den interpretativen Umgang mit einem konkre-

ten Thema diskursiv aushandeln. Die Textanalyse erfolgt synchron in einem nicht zu 

                                                 
7 Geschehnisse wie Fukushima sind nicht für alle Akteure formativ. Sie müssen immer vor dem Hintergrund 

der intersubjektiven Wahrnehmung bewertet werden. Während Fukushima den deutschen Diskurs so stark 
veränderte, dass ein deutscher Atomausstieg als angemessen betrachtet wurde, hatte dasselbe Event für die 
französische Energiepolitik keine vergleichbaren formativen Effekte (vgl. Glassner 2018). Die Krim-Anne-
xion im Jahr 2014 hat maßgeblich den Diskurs im Westen geprägt und ein formatives Ereignis, für China 
jedoch weniger. Die Revolution in Kuba war für die USA ein formatives Ereignis, für die damalige Sowjet-
union nicht. Der starke Flüchtlingszustrom 2015 war für Deutschland und Europa formativ und wurde in 
der diskursiven Aushandlung zur ÄMigUaWiRnVkUiVe³. 
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umfangreichen Zeitabschnitt und mit Bezug auf ein bestimmtes außenpolitisches formatives 

Ereignis, wie die Migrationskrise 2015 (EB1), die Wiederherstellung diplomatischer Bezie-

hungen zwischen Kuba und den USA 2015 (EB2) oder die völkerrechtswidrige Annexion 

der Krim 2014 (EB3). Die Auswahl der Texte konzentriert sich auf außenpolitische Reden, 

Statements und Parlamentsdebatten, die für den Handlungskontext relevant sind. Ziel ist es, 

den Diskurs sinnvoll zu ordnen. Dunn und Neumann (2016) bezeichnen diesen Analyse-

VchUiWW alV ÄMaSSing a DiVcRXUVe³: 

When mapping a discourse, researchers should consider how uncertain or challengeable a given rep-
UeVenWaWiRn ma\ be. OU, [«] UeVeaUcheUV mXVW e[amine the degree to which representations continue, 
change, or challenge existing discourses (Dunn und Neumann 2016, 118, Hervorhebung durch die 
Autorin). 

Es geht letztlich darum, Diskursformationen oder Repräsentationen zu ermitteln, die im Dis-

kurs ausgehandelt werden. Wenn beispielsweise nur eine dominante Diskursformation oder 

Repräsentation in der fallspezifischen Diskursanalyse gefunden wird, dann scheint es eine 

Diskurshegemonie zu geben, die hinderlich für jegliche Form von Veränderung ist. Um den 

status quo eines scheinbar geschlossenen Diskurses aufrechtzuerhalten, müsste diese Reprä-

sentation kontinuierlich reproduziert werden, was harte diskursive Arbeit bedeutet 

(vgl. ebd.). Am anderen Ende des Spektrums ist ein Diskurs sehr offen, wenn zwei oder 

mehr Repräsentationen offengelegt werden und keine wirklich dominiert. 

Because of the nature of politics as a structured activity between groups, a discourse is politicized 
precisely through the evolution of two or a few patterns of meaning, Zhich iW iV Whe diVcRXUVe anal\VW¶V 
task to uncover (Dunn und Neumann 2016, 119 f., Hervorhebung durch die Autorin). 

Der Desecuritization-Diskursverlauf in der Dyade Kuba-USA kann beispielsweise als sehr 

Rffen be]eichneW ZeUden, Zeil dUei ÄSaWWeUnV Rf meaning³ in dem Anal\Ve]eiWUaXm Rffenge-

legt wurden ± Silencing, Change through Stabilization und Rearticulation ± und keine expli-

zit dominierte. 

In der DIT bietet die Diskursformation eine praktikable Lösung, um neben der Offenlegung 

eineV MXVWeUV aXch Veine DRminan], ÄDiVkXUVfRUmaWiRnVYeUVchiebXngen³ (SWahl Xnd HaU-

nisch 2009b, 48) oder Diskursallianzen aufzuspüren. Die Untersuchung von Diskursforma-

tionen liefert direkt Hinweise dazu, ob sich der Akteur noch in seinem vorgegebenen Mög-

lichkeitsraum bewegt, indem er die alte Diskursformation reproduziert, oder ob er dabei ist, 

diesen zu verlassen und wie er ihn verlässt. Die Ergebnisse können aufzeigen, wie substan-

tiell mögliche Veränderungsprozesse sind und welche neue (alte) Richtung der Akteur au-

ßenpolitisch einschlägt. Schließlich geht es in der Außenpolitikforschung nicht nur darum, 

wie Handlungspräferenzen diskursiv gerechtfertigt werden, sondern welche konkreten 
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Maßnahmen (Practices) außenpolitisch umgesetzt wurden.8 Die Ergebnisse aus einer Ver-

haltensanalyse zeigen letztlich, ob der Referenz-Möglichkeitsraum bestätigt, erweitert oder 

durchbrochen wurde. 

In EB1 werden die deutschen Migrationsdiskurse als Reaktion auf die Ereignisse ÄbUennende 

Asylantenheime³ (1992/1993) und ÄMigUaWiRnVkUiVe³ (2015) vor dem Hintergrund eines 

ausbleibenden Politikwechsels analysiert. Die Verhaltensanalyse im Vergleich (EB1 129-

132) fließt später in die Abschlussbetrachtung ein und zeigt, dass die Migrationspolitik 

2015/2016 sogar restriktiver war als 1992/1993. Jedoch kann erst die Identitätskonstruktion, 

die diskursiv zum Vorschein kommt, erklären, warum diese Politik zu diesem Zeitpunkt in 

diesem Kontext zur deutschen Gesellschaft passte. Dafür muss allerdings die Widersprüch-

lichkeit durch konkurrierende Identitäten methodisch behoben werden. In einer konkreten 

Handlungssituation können unterschiedliche und sogar konträre Argumentationen und 

Handlungspräferenzen auf Grundlage derselben Identitätskonstruktion gerechtfertigt wer-

den, denn ÄIdenWiWieV deSend Rn cRncUeWe aUWicXlaWiRnV³ (Zehfuss 2001, 336).9 Die Diskurs-

gebundene Identitätstheorie hat dieses Problem mit der Einführung von Diskursformationen 

in Anlehnung an Foucault (1989) und Larsen (1997) aufgegriffen, die den außenpolitischen 

Diskurs nach bestimmten Regeln strukturieren. Eine Diskursformation kann von Diskursträ-

gern unterschiedlicher Parteien genutzt werden. Sie versammelt identitätsgeprägte, hand-

lungsleitende und rechtfertigende Argumentationsmuster und kann so eine außenpolitische 

OUienWieUXng Zie beiVSielVZeiVe ÄNie ZiedeU KUieg³ ZeiWeU aXVdiffeUen]ieUen (SWahl Xnd 

Harnisch 2009b, 52). 

Die interpretative Untersuchung von Diskursformationen (Identitätselemente, Argumentati-

onsmuster und Handlungspräferenz) in Kombination mit einer Verhaltensanalyse verspricht 

wertvolle Ergebnisse, weil Diskursformationen durch historische Wiederholung als Diskurs-

hegemonie erscheinen können (vgl. EB1) und so eine kontinuierliche Reproduktion des 

Möglichkeitsraumes sehr wahrscheinlich wird. Gleichzeitig können auch konkurrierende 

Diskursformationen entdeckt werden, die die Diskurshegemonie herausfordern (vgl. EB1, 

                                                 
8 Für Diskursforscher*innen bleibt es eine Herausforderung, den Zusammenhang zwischen Diskurs und 

ÃliYed SUacWiceµ ]X kRn]eSWXaliVieUen (DXnn Xnd NeXmann 2016, 60-67; Hansen 2016, 108). Diskurs und 
VeUhalWenVmXVWeU VRllWen in deU SXmme ein ÄcRnceSW Rf cXlWXUe³ eUgeben (DXnn Xnd NeXmann 2016, 62). 
In dem hier vorgestellten Ansatz lässt sich über die Identität, den Diskurs und die Verhaltensmuster (Hand-
lungsoptionen) ein außenpolitischer Möglichkeitsraum rekonstruieren, der Practices definiert als politische 
Maßnahmen automatisch aufgreift. Diese Thematik wird aufgrund des Ineinanderwirkens von Identität, 
Diskurs und Außenpolitik (praktische Handlung) theorieimmanent bearbeitet. 

9 ZXm deXWVchen SelbVWYeUVWlndniV geh|UW beiVSielVZeiVe die RichWlinie ÄNie ZiedeU KUieg³, die im DiVkXUV 
aber zu unterschiedlichen Handlungspräferenzen führen kann. Sie kann der Grund für Auslandseinsätze 
sein, um einen Krieg zu beenden, aber sie kann auch die Rechtfertigung dafür sein, dass sich Deutschland 
aus internationalen Militäroperationen raushält (vgl. Zehfuss 2001, 327-328). 
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128). Hier ergeben sich wichtige Erkenntnisse darüber, mit welchen Argumentationsmustern 

die Diskurshegemonie aufzubrechen wäre und inwieweit gegebenenfalls schon eine Dis-

kursformationsverschiebung vorliegt, weil beispielsweise das Verhalten nicht mehr zum Re-

ferenz-Möglichkeitsraum passt. Nach der DIT identifiziert der*die Analyst*in in der Dis-

kursanalyse im Endeffekt mehr als Repräsentationen (auch master signifiers oder nodal 

points) in einem Diskurs (Dunn und Neumann 2016, 116 f.). 

Das Analyseraster aus der Securitization-Theorie VRZie die in EB2 enWZickelWen ÄmRdeV Rf 

dpWenWe³ sind analog zur Diskursformation dazu da, einen fallspezifischen Diskurs für die 

Außenpolitikanalyse sinnvoll zu strukturieren. Sowohl die Grammar of Security als auch die 

Formen Replacement, Silencing, Change through Stabilization und Rearticulation sind Re-

präsentationen, die mit außenpolitischen Handlungspräferenzen verknüpft werden (können) 

und unterschiedliche konstitutive Effekte für die Identität haben. Wenn sich das induktiv zu 

eUmiWWelnde Be]XgVRbjekW (ZeU RdeU ZaV ZiUd bedURhW) aXf daV ÄZe³ be]iehW Xnd daV Be-

]XgVVXbjekW (ZeU RdeU ZaV bedURhW) aXf daV ÄWhem³, dann SURdX]ieUW die Grammar of 

Security eine spezifische Identität: 

[«] VecXUiWi]aWiRn alZa\V inYRlYeV VRme degUee Rf identity change (but not necessarily vice versa) ± 
ZiWh idenWiW\ being XndeUVWRRd aV Whe meaning a VSecific diVcXUViYe elemenW (³AmeUican-neVV´, fRU 
instance) assumes in a specific context (Stengel 2019, 300).10 

Ein Securitizing Move impliziert eine Grammar of Security, in der mit Äe[iVWenWial WhUeaW, 

SRinW Rf nR UeWXUn³ aUgXmenWieUW wird und Notfallmaßnahmen (Handlungspräferenzen), die 

in diesem Sprechakt gerechtfertigt werden. Eine dominante Grammar of Security ist eine 

Sequenz von mehreren Sprechakten, die bestimmte politische Notfallmaßnahmen als legitim 

erscheinen lässt. Dabei sollten der relevanten Zuhörerschaft sowie dem Securitizing Actor 

selbst die Bedrohungsattributionen als angemessen und die Handlungsanweisungen als mo-

ralisch sinnvoll erscheinen.11 Dies ist besonders der Fall, wenn der Securitizing Move zum 

Referenz-Möglichkeitsraum passt. Im weiteren Diskursverlauf reproduzieren Re-

                                                 
10 Es gibt viele vertiefende und auch wichtige Forschungsansätze, die die kritische Diskursanalyse mit der 

Securitization-Theorie verbinden (Rothe 2016; Stengel 2019; Wilhelmsen und Hjermann 2022). Diese Dis-
sertation fokussiert sich allerdings auf die Grundlagen der poststrukturalistischen Diskursanalyse, die die 
Dualität der Struktur anerkennt (vgl. Abschnitt 2). 

11 Die zweite Generation, die sich mit der Securitization-Theorie aus einer poststrukturalistischen Perspektive 
beschäftigt, rückt das dialektische Verhältnis von Securitization-Diskurs und Kontext in den Vordergrund 
(vgl. Balzacq 2011; Hansen 2006, 2012; Stritzel 2012). Die KUiWik Xnd WeiWeUenWZicklXng deV ÄFUameZRUk 
fRU Anal\ViV³ (BX]an et al.1998) richtet sich unter anderem an die Speech-Act Theorie von Austin, die 
Sprache und Verhalten in einen linearen Zusammenhang setzt und diesen als ahistorischen Vorgang erfasst. 
Die FRkXVVieUXng aXf den lineaUen ÄSSUech-AkW³ ZiUd deU KR-Konstitution von Akteur und Struktur und der 
endogenen Herausbildung von Interessen nicht gerecht und ist daher mit einer sozialkonstruktivistischen 
Perspektive kaum zu vereinen. 
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securitizations den Referenz-Möglichkeitsraum und sorgen für Kontinuität während De-

securitizations den Möglichkeitsraum erweitern und sogar durchbrechen können (vgl. EB2). 

Um Desecuritization als Détente in einer Dyade im Diskurs identifizieren und einordnen zu 

können, wurden vorab auf Grundlage der Literatur vier Repräsentationen definiert und wei-

ter spezifiziert (vgl. EB2). Der Diskursverlauf ist sehr komplex und die Modes of Desecuri-

tization verlaufen weder linear, noch werden sie im Rahmen der Studie immer mit konkreten 

Handlungspräferenzen in FRUm eineV ÄdeVecXUiWi]ing mRYeV³ in Verbindung gebracht. Es 

konnten drei der vier Repräsentationen (Modes of Desecuritization) im Diskurs ausgemacht 

werden. Dabei wurde deutlich, dass es zu einer Umdeutung diVkXUViYeU ElemenWe Zie ÄhX-

man UighWV³ RdeU ÄfUeedRm³ kommt (EB2). Wie nachhaltig und langfristig sich die wechsel-

seitige Desecuritization auf den gesamten Diskurs auswirkt, bedarf einer Rückkopplung mit 

der kollektiven Identität in der Dyade Kuba-USA, die im Referenz-Möglichkeitsraum ana-

lytisch festgehalten ist. Die Forschungsergebnisse gewinnen erst dann an Aussagekraft, 

wenn das dritte Analysefeld ebenfalls bearbeitet wird. 

3.3 Konstitutive Wirkungen: Reproduktion, Erweiterung oder Durchbruch? 

In einem für die Aussagekraft der Forschungsergebnisse entscheidenden Schritt, werden die 

ermittelten Diskursformationen bzw. Repräsentationen mit dem Referenz-Möglichkeits-

raum abgeglichen. Dadurch kann die konstitutive Wirkung des Diskurses für die Identität 

eingeschätzt und die langfristigen Auswirkungen bewertet werden. 

Leitfragen für die konstitutiven Wirkungen: 

± Wie wirkt sich der fallspezifische Diskurs (Argumentationsmuster und Handlungspräfe-

renzen) auf den Referenz-Möglichkeitsraum aus? Wird dieser diskursiv reproduiziert, er-

weitert oder durchbrochen? 

± Was können wir in Zukunft von der Außenpolitik des Staates X in vergleichbaren Hand-

lungskontexten erwarten? 

Setzen sich im Diskurs solche Argumente und Handlungspräferenzen durch, die zum Refe-

renz-Möglichkeitsraum passen, wurde die vorangegangene Diskursformation reproduziert. 

Durch diese identitätsstabilisierende Wirkung des Diskurses kann in vergleichbaren Hand-

lungskontexten eine Kontinuität im außenpolitischen Verhalten erwartet werden. Der ver-

gleichende Securitization-Diskurs westlicher Akteure in Reaktion auf die Krim-Annexion 

hat den kollektiv geteilten Referenz-Möglichkeitsraum, der eine kohärente sicherheitspoli-

tische Reaktion implizierte, bestätigt. Somit kann der transatlantischen Partnerschaft auch in 
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Zukunft eine kollektive Handlungsfähigkeit in Sicherheitsfragen unterstellt werden (was 

sich nach dem russischen Angriff auf die Ukraine acht Jahre später auch zeigte) (EB3). 

Grundsätzlich kann ein konkreter außenpolitischer Legitimationsprozess zu einem späteren 

Zeitpunkt wieder politikwirksam werden. Ist eine Außenpolitiklinie einmal erfolgreich dis-

kursiv bearbeitet worden, speist sie die außenpolitische Identität und eine zukünftige Akzep-

tanz in der Gesellschaft in vergleichbaren Handlungskontexten wird wahrscheinlicher.12 Der 

Befund aus EB1 ist ein sehr gutes Beispiel dafür. Die dominante Diskursformation aus der 

deutschen Migrationsdebatte hat sich im Jahr 2015 wiederholt durchgesetzt. Der Migrati-

onsdiskurs scheint relativ geschlossen und die deutsche Identität relativ stabil. Ein Politik-

wechsel ist in naher Zukunft unwahrscheinlich. 

Es können auch Argumentationsmuster im Diskurs Einzug finden, die Rechtfertigungen und 

Handlungspräferenzen aus dem Referenz-Möglichkeitsraum hinterfragen und ihn mit neuen 

Argumenten und Attributionen modifizieren (Erweiterung). Desecuritization impliziert au-

tomatisch eine Veränderung des Möglichkeitsraumes, der aus vorangegangenen Securitizing 

Moves besteht. Der Desecuritization-Diskursverlauf in der Dyade Kuba-USA kann als sehr 

offen bezeichnet werden, da dUei ÄSaWWeUnV Rf meaning³ in dem Anal\Ve]eiWUaXm RffengelegW 

wurden: Silencing, Change through Stabilization und Rearticulation. Der Referenz-Mög-

lichkeitsraum wurde dennoch nicht direkt durchbrochen, weil sich eine institutionalisierte, 

wechselseitige Securitization nicht ohne Weiteres diskursiv auflösen lässt. Es ist ein Prozess, 

der mit einer Erweiterung des Möglichkeitsraumes beginnen kann, indem einzelne Themen 

relativiert und andere, sehr schwerwiegende Themen wie das US-Embargo, ausgespart wer-

den (Silencing). DieVe PhaVe ZiUd alV ÄhbeUgangVShaVe³ in EB2 beVchUieben. Eine Erweite-

rung des Möglichkeitsraumes bewirkt zunächst noch keinen substanziellen Identitätswandel 

und damit nachhaltigen Politikwechsel. Sie bildet den fortwährenden Veränderungsprozess 

mit einem offenen Ausgang in Bezug auf die kollektive Identität ab. Es können entweder 

alte Argumentationsmuster wiederbelebt werden oder es kann eine Verstärkung der abwei-

chenden Argumente mit dem Potenzial den Referenz-Möglichkeitsraum zu durchbrechen 

erfolgen. Das liefert Hinweise auf gesamtgesellschaftliche Veränderungen und mögliche 

Spaltungen, die eine langfristige Neuorientierung in der Außenpolitik ermöglichen können, 

aber nicht müssen. 

                                                 
12 Ein empirisches Beispiel ist der Rechtfertigungsdiskurs für den deutschen Afghanistaneinsatz, der vor dem 

Hintergrund einer zuvor erfolgreich geführten Debatte in einem vergleichbaren Handlungskontext bewertet 
werden muss. Der Out-of-Area Diskurs legitimierte schon die Kosovo-Interventionsallianz, der militärische 
Einsätze Deutschlands bei gravierenden Menschenrechtsverletzungen im Verein mit den Verb�ndeten selbst 
dann erlaubt, wenn ein UN-Mandat nicht vorliegt (vgl. Stahl 2012). 
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Wenn die (alten) Sicht- und Denkweisen nicht nur hinterfragt werden, sondern der Diskurs 

von gegensätzlichen, komplett anderen Ideen dominiert wird, dann können alternative Hand-

lungsoptionen außerhalb des (alten) Möglichkeitsraumes diskursiv ermöglicht werden. Die 

neXe DiVkXUVallian] ÄAV\l alV MenVchenSflichW³ Xnd ÄWillkRmmenVkXlWXU³ hlWWe beiVSielV-

weise das Potenzial, die Handlungsmöglichkeiten in der deutschen Migrationspolitik grund-

sätzlich zu verändern (vgl. EB1). Eine Dominanz dieser Diskursformation setzt aber voraus, 

daVV Vich die deXWVche GeVellVchafW mehUheiWlich alV ÄEinZandeUXngVland³ begUeifW, ZaV auf-

grund der anal\VieUWen DiVkXUVhegemRnie Äkein EinZandeUXngVland³ unwahrscheinlich ist. 

In der Dyade Kuba-USA hat die diskursive Rearticulation in beiden Ländern das Potenzial 

den Securitization-Diskurs radikal aufzubrechen und damit einen neuen geteilten Möglich-

keitsraum für die diplomatischen Beziehungen zu produzieren (vgl. EB1). In der Dis-

kursanalyse während der Obama-Castro Diplomatie konnten Ansätze für Rearticulation aus-

gemacht werden, die aufzeigen, dass dieser spezifische Détente-Prozess substanzieller als 

alle vorangegangenen Annäherungsversuche ist. Allerdings ist in solchen sensiblen, histo-

risch gewachsenen Konfliktbeziehungen eine kontinuierliche diskursive Reproduktion des 

neuen Möglichkeitsraumes notwendig, was durch den Regierungswechsel in den USA mit 

Präsident Trump (2017) und der zunehmenden Spaltung in der US-Bevölkerung unterbro-

chen wurde (EB2). Auf das Konzept der humanitären Diplomatie von humanitären Akteuren 

übertragen, ergibt sich aus den vorangestellten Überlegungen zur Erforschung von Möglich-

keitsräumen eine spannende Forschungsfrage: Ist die Ausübung humanitärer Diplomatie, die 

teilweise im Widerspruch zu den humanitären Prinzipien steht, Ausdruck einer Möglich-

keitsraumerweiterung und damit eines Identitätswandels in der humanitären Hilfe? 

Abschließend ist es wichtig zu betonen, dass trotz der theoretisch und empirisch erfassten 

konstitutiven Zusammenhänge zwischen Identität, Diskurs und Außenpolitik, keine objekti-

ven Prognosen gemacht werden können. Bei den konstitutiven Wirkungen handelt es sich 

um subjektive, zeit- und kontextabhängige Tendenzaussagen über Kontinuität und Verände-

rung des außenpolitischen Möglichkeitsraumes, die mit Änderungen der Identität in einem 

spezifischen Handlungskontext einhergehen (können). 
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4 Zusammenfassung und Einordnung der Einzelbeiträge 

Im Folgenden werden die zentralen Ergebnisse aus den Einzelbeiträgen vorgestellt sowie 

ihre Aussagekraft vor dem Hintergrund der in Abschnitt 3 eingeführten Analysefelder zur 

Erforschung von Möglichkeitsräumen beleuchtet und Forschungsdesiderate aufgezeigt. Ob-

gleich die Studien unterschiedliche empirische Fälle und theoretische Ansätze verfolgen, 

eint sie der konstitutive Zusammenhang zwischen Identität und außenpolitischem Verhalten, 

der diskursanalytisch erfasst wird. Die Reihenfolge der Zusammenfassungen orientiert sich 

an den unterschiedlichen Handlungskontexten, national (EB1), bilateral (EB2) und regional 

(EB3). Wie bereits in Abschnitt 1.3 erläutert, unterscheidet sich EB4 von den anderen Bei-

trägen. Als Handbuchbeitrag zum Konzept der humanitären Diplomatie bietet EB4 aber eine 

gute Grundlage für Forschungsprojekte zur Rekonstruktion einer globalen humanitären 

Identität, die in einem konstitutiven Wechselverhältnis mit Akteuren der humanitären Hilfe 

steht. 

4.1 Deutsche Außenpolitik, nationale Identität und Migration ± das erschütterte 
Ä e  er   ³ (EB1) 

In diesem Beitrag, der in einem interdisziplinären Sammelband zum Thema Migration er-

schien, wird Migrationspolitik aus politikwissenschaftlicher Perspektive als Außenpolitik 

erfasst. Um Leser*innen aus anderen Fachdisziplinen abzuholen und die politischen Debat-

ten über den Flüchtlingsstatus besser einordnen zu können, werden zunächst die Begriffe 

Migration und Flucht mit Verweis auf die Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 erläutert. 

Sie bildet die völkerrechtliche Grundlage f�r einen verbindlichen Umgang mit Flüchtlingen, 

also Migranten, die aus politischen Gr�nden fliehen (EB1, 122-125). Der Ausgangspunkt 

für die Forschungsfrage ist das Rätsel, warum ein Politikwechsel in der deutschen Reaktion 

auf die Flüchtlingskrise 2015 trotz wiederholter Flüchtlingskrisen und einem weiterhin ho-

hen Migrationsdruck nach Europa ausblieb. KUiVen RdeU ÄSchRckV³ Zie die ÄbUennenden 

AV\lanWenheime³ (1992/1993) Xnd die ÄFl�chWlingVkUiVe³ (2015) k|nnen in einer Gesell-

schaft zu formativen Ereignissen werden, indem ein grundsätzlicher politischer Richtungs-

wechsel zur Bearbeitung der Krise legitim erscheint. Vergleicht man allerdings das deutsche 

Verhalten während der krisenhaften Ereignisse 1992/1993 und 2015/2016 miteinander, wird 

deutlich, dass sich die deutschen und europäischen restriktiven Maßnahmen zur Bearbeitung 

der politischen Krisen kaum voneinander unterscheiden (EB1, 129-132). Deshalb wird die 

These aufgestellt, dass die deutsche Migrationspolitik ein Ausdruck der Diskurshegemonie 

der ÄNull-Immigrationspolitik³ ist, die mit eineU UelaWiY gefeVWigWen deXWVchen IdenWiWlW ÄKein 
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EinZandeUXngVland³ einhergeht. Ein Vergleich der Migrationsdiskurse von 1992/1993 und 

2015/2016 soll Erkenntnisse über dominante und konkurrierende Diskursformationen (Ar-

gumentationsmuster, Identitätselemente und Handlungspräferenzen) liefern. 

Zu diesem Zweck wird die Diskursgebundene Identitätstheorie herangezogen, die davon 

ausgeht, dass die nationale Identität im Rechtfertigungsdiskurs zum Ausdruck kommt und 

konstitutiv außenpolitisches Verhalten erklären kann (Boekle und Nadoll 2003; Nadoll 

2000; Stahl 2017, 20; Stahl und Harnisch 2009b). Die nationale Identität erklärt, warum sich 

die deutsche Migrationspolitik von der Migrationspolitik anderer Staaten unterscheidet. So-

genannte Identitätselemente werden definiert als die ÄaUgXmenWaWiYen AnkeU³, die in YeUgan-

genen Diskursen zur Rechtfertigung bestimmter Handlungspräferenzen präsent waren. Der 

Diskurs wird analytisch strukturiert, indem ähnliche Argumentationsmuster, die Identitäts-

elemente mit konkreten Handlungsempfehlungen in Verbindung bringen, als ÄDiVkXUVfRU-

maWiRn³ (EB1, 128) kategorisiert werden. Diskursformationen sind das Bindeglied zwischen 

nationaler Identität und außenpolitischem Verhalten. Sie bilden in einem konkreten Hand-

lungskontext die außenpolitischen Handlungsempfehlungen ab und liefern über die Identi-

tätselemente eine Erklärung dafür, warum die Entscheidungsträger jene Maßnahmen als an-

gemessen verfolgen und andere nicht. Anhand der Ergebnisse aus anderen außenpolitischen 

Diskursen (vgl. Stahl 2017) ergänzt durch heuristische Identitätselemente wurden sieben 

Identitätselemente in Bezug auf Migration identifiziert, die charakteristisch für Deutschland 

sind: ÄD alV VWaUkeU SWaaW³, ÄD alV KXlWXUnaWiRn³, ÄDas chUiVWliche D³, ÄDaV eXURSliVche D³, 

ÄDaV YeUanWZRUWXngVbeZXVVWe D³, ÄD alV SchXW]land f�U AV\lVXchende³ Xnd ÄD alV AXV-

ZandeUXngVland³ (EB1, 126-127). Der deutsche Migrationsdiskurs 1992/1993 spiegelt nicht 

nur die Konfliktlinien in der Gesellschaft zum Thema Migration, sondern er strukturiert 

gleichzeitig auch die gegenwärtigen und zukünftigen Handlungsoptionen für die Entschei-

dungsträger. Die dominante Diskursformation aus der Diskursanalyse 1992/1993 bildet so 

den Möglichkeitsraum für die politische Elite im Jahr 2015 ab. Solche Handlungsoptionen, 

die 21 Jahre zuvor bereits in einem identitär gedeckten Diskurs legitimiert und gesellschaft-

lich anerkannt wurden, haben auch 2015 gute Chancen, in der Bevölkerung als angemessen 

zu gelten. 

Im Ergebnis werden für die deutschen Migrationsdiskurse 1992/1993 und 2015/2016 zwei 

kRnkXUUieUende DiVkXUVfRUmaWiRnen idenWifi]ieUW: ÄKein EinZandeUXngVland³ Xnd ÄAV\l alV 

MenVchenSflichW³, welche im JahU 2015/2016 in DiVkXUVallian] miW deU ÄWillkRmmenVkXl-

WXU³ im Vergleich zu 1992/1993 an Argumenten gewonnen hat. Da allerdings die Diskurs-

fRUmaWiRn ÄKein EinZandeUXngVland³ sich wiederholt durchsetzt, kann die Ausgangsthese 
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zur Diskurshegemonie der ÄNXll-Immigrationspolitik³ bestätigt werden. Deutschland ist 

identitär kein Einwanderungsland, auch wenn sich die (internationale) Umwelt verändert 

hat: Die deutsche Wirtschaft benötigt Zuwanderung und der Migrationsdruck nimmt auf-

grund der internationalen demographischen, klimatischen und politischen Entwicklungen e-

her zu als ab. 

Die Forschungsergebnisse sind auf unterschiedlichen Ebenen aussagekräftig. Die Dis-

kursanalyse hat gezeigt, welche der zuvor rekonstruierten Identitätselemente im konkreten 

Sprachgebrauch aktiviert wurden. Die Problematik von konkurrierenden Identitäten, konnte 

durch die Diskursformation als Oberkategorie behoben werden, weil sich unter einer Dis-

kursformation nur ähnliche Handlungsempfehlungen zusammenschließen. Beispielsweise 

führt das Identitätselement ÄD alV SchXW]land f�U AV\lVXchende³ in der Argumentation zu 

konträren Handlungsempfehlungen und ist somit in der dominanten und der Herausforderer-

Diskursformation aktiv (EB1, 139 f.).13 Zur Erforschung von Möglichkeitsräumen, sind vor 

allem die Diskursformationen spannend, weil die außenpolitische Identität (Summe der ak-

tiven Identitätselemente) mit konkreten Handlungspräferenzen verknüpft wird. Die Verhal-

tensanalyse zeigt, welche Außenpolitik letztendlich durch gesetzliche Maßnahmen und Be-

schlüsse umgesetzt und von breiten Teilen der Bevölkerung mitgetragen wurde. Diese kann 

auf Grundlage der Diskursanalyse auf eine dominante Diskursformation zurückgeführt wer-

den, die den Referenz-Möglichkeitsraum für zukünftige Debatten im gleichen Handlungs-

kontext ausmacht. Aus dieser Perspektive liefern die Ergebnisse zur vorangegangenen do-

minanten Diskursformation im Velben HandlXngVkRnWe[W (ÄAV\lkRmSURmiVV 1993/1994³), 

eine hervorragende Grundlage, um die Reproduktion (Kontinuität im Verhalten) oder Er-

weiterung (Verhaltenswandel) des Referenz-Möglichkeitsraumes im Rahmen einer aktuel-

len, fallVSe]ifiVchen DiVkXUVanal\Ve (ÄFl�chWlingVkUiVe 2015/2016³) ]X XnWeUVXchen. 

Die feVWgeVWellWe DiVkXUVhegemRnie ÄKein EinZandeUXngVland³ kann ]Xm einen die KRnWi-

nuität im deutschen Verhalten erklären. Zum anderen deutet die Diskurshegemonie darauf 

hin, dass auch in naher Zukunft ein Wandel in der deutschen Migrationspolitik unwahr-

Vcheinlich iVW. Die deXWVche IdenWiWlW ÄKein EinZandeUXngVland³ ZXUde ZiedeUhRlW beVWlWigW, 

was auch die Grenzen des Möglichkeitsraumes diVkXUViY Äfi[ieUW³. Ein Politikwechsel wird 

dann wahrscheinlich, wenn beispielsweise die kRnkXUUieUende DiVkXUVfRUmaWiRn ÄWillkRm-

menVkXlWXU³ diVkXUViY geVWlUkW ZiUd. InVgeVamW brauchen Diskursformationsverschiebun-

                                                 
13 ÄD alV SchXW]land f�U AV\lVXchende³ steht in der Argumentation einerseits dafür, dass Deutschland aus-

schließlich politisch Verfolgten Asyl gewähren sollte, nicht aber jenen, die das Asylrecht fälschlicherweise 
in Anspruch nehmen oder den Schutz ausnutzen. Und es kann andererseits auch für mehr Menschlichkeit 
stehen und eine Politik, die allen Schutzsuchenden ihr Recht auf Asyl einräumt. 



Zusammenfassung und Einordnung der Einzelbeiträge 39 

gen, also größere Veränderungen in der zukünftigen deutschen Migrationspolitik, formative 

Bedingungen, wie zum Beispiel den Regierungswechsel im Jahr 2021 oder die weitere Mig-

rationskrise durch den Ukraine-Krieg. Die Diskurshegemonie schwächte diese Bedingungen 

aber enorm und verhindert einen möglichen Identitätswandel. Im Gegenteil, eine Verschär-

fung des bisherigen Kurses (Einwanderung reduzieren bzw. stoppen mittels beschleunigter 

Asylverfahren, konsequenten Abschiebungen und R�ckf�hrungen sowie einen besseren 

Schutz der EU-Außengrenzen) ist zu erwarten, auch wenn die Debatte weiter hitzig geführt 

wird Xnd eine PRlaUiVieUXng ]ZiVchen Äkein EinZandeUXngVland³ Xnd ÄWillkRmmenVkXlWXU³ 

nicht auszuschließen ist. 

Die Ergebnisse aus der Diskursanalyse legen eine innergesellschaftliche Spaltung offen, da 

sich ein Teil der deutschen GeVellVchafW miW deU ÄWillkRmmenVkXlWXU³ idenWifi]ieUW, die eine 

gegensätzliche Politik einfordert. Für zukünftige Studien zur deutschen Migrationspolitik 

empfiehlt es sich, den innergesellschaftlichen Diskurs und gegebenenfalls Meinungsumfra-

gen vor dem Hintergrund dieser Spaltung zu analysieren. Wie stark decken sich die Diskurs-

formationen mit den Einstellungen in der Bevölkerung? 

Darüber hinaus darf die konstitutive Wirkung deU DiVkXUVhegemRnie Äkein EinZandeUXngV-

land³ auf den gesamten EU-Diskurs zum Thema Migration nicht unterschätzt werden. In der 

Verhaltensanalyse wird deutlich, dass analog zu den nationalen Maßnahmen auch restriktive 

Maßnahmen auf EU-Ebene unter der Mitwirkung Deutschlands durchgesetzt wurden (EB1 

129-132). Man kann also vermuten, dass der europäische Möglichkeitsraum für EU-

Migrationspolitik von der Diskursformation Äkein EinZandeUXngVkRnWinenW³ dominiert 

wird, was die (Un-)Möglichkeiten in der EU-Migrationspolitik erklären würde. Dazu passt 

auch der jüngste Konsens zu Verschärfungen europäischer Asylverfahren, die von Men-

schenrechtsorganisationen stark kritisiert und von Migrationsforschern als ein EU-Konsens 

ÄZeiW UechWV³ deklaUieUW ZXUden (Deutschlandfunk 2023). Der Erkenntnisgewinn wäre groß, 

wenn analog zu EB1 auch die Rechtfertigungsdiskurse in weiteren EU-Staaten untersucht 

würden. Welche Diskursformationen dominieren? Welche Spaltungen gibt es in anderen 

Ländern? Welche diskursiven Ressourcen gäbe es für eine gesamteuropäische Neuausrich-

tung in der Migrationspolitik? 

4.2 Mutual Desecuritization as a Model of Détente? Foreign Policy Change in the 
US-Cuban Dyad (EB2) 

Dieser Aufsatz, erschienen in der Zeitschrift für Friedens- und Konfliktforschung, ist relativ 

komplex, weil die Bearbeitung des empirischen Rätsels eine theoretisch-analytische 
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Weiterentwicklung erforderlich machte. Anhand der Forschungsfrage wird deutlich, dass wir 

in diesem Aufsatz mit dem neuen Détente-Modell und der Wandelfrage in der Dyade Kuba-

USA neue theoretische sowie empirische Erkenntnisse verfolgten: ÄHow can mutual desecuri-

tization as a model of détente contribute to comprehending the quality of change in US-Cuba 

relations?³ (EB2). 

Empirisch zielt der Aufsatz darauf ab zu verstehen, wie der plötzliche Außenpolitikwandel 

in der Dyade Kuba-USA im Jahr 2014/2015 analysiert und auf seine Nachhaltigkeit hin be-

wertet werden kann. Zur Beantwortung wird die Securitization-Theorie herangezogen, weil 

sie die Analyse von nationalen Rechtfertigungsdiskursen in Bezug auf Sicherheit operatio-

nalisiert und die Sicherheitsagenda auf immaterielle Bedrohungskonstruktionen erweitert. 

Gleichzeitig liefert die Theorie mit dem Desecuritization-Konzept eine diskursanalytische 

Option, die einen graduellen Wandel weg von Securitization vorsieht. Durch eine Bedeu-

tungsumwandlung der zuvor versicherheitlichten Themen kann sich die existentielle Bedro-

hXngVlage aXfl|Ven Xnd ein ÄnRUmaler³ Umgang miW dem Thema wird ermöglicht. Das In-

novative an diesem Ansatz ist, dass wir für den bilateralen Handlungskontext eine 

systemische Perspektive ergänzen, indem die internationalen Effekte von wechselseitiger 

Securitization und Desecuritization im Forschungsdesign integriert werden. Staaten lernen 

in der Interaktion und bilden so ihre kollektive Identität (Wendt 1994, 384). Aus systemi-

scher Perspektive können wechselseitige Securitizations im BeUeich deU Äpolitical securit\³ 

die national geteilte Wahrnehmung über sich selbst als Referenzobjekt (wer oder was wird 

bedroht) und den anderen Staat als existentielle Bedrohung so prägen, dass die ÄgUammaU Rf 

securiW\ and ZaU³ eine SWUXkWXU deU FeindVchafW kRnVWiWXieUW (EB2). Wechselseitige Desecuri-

tization kann wiederum eine Umwandlung in der Wahrnehmung und damit einen nachhalti-

gen Identitätswandel ermöglichen. 

In der Literatur wurde Desecuritization als Détente in Dyaden bislang nicht erforscht (EB2). 

Diese Lücke sollte mit dem Aufsatz geschlossen werden, indem ein Model of Détente ent-

wickelt wurde, welches exemplarisch auf den Détente-Prozess in den US-Kuba Beziehungen 

angewandt wurde. Desecuritization in der Dyade Kuba-USA bedeutet, dass eine institutio-

nalisierte Securitization aufgebrochen wird, indem die aufgeladenen Bedrohungskonstrukti-

onen diskursiv abgebaut und mit alternativen Bedeutungszuschreibungen versehen werden 

(vgl. EB2). Als Analyseinstrument wurden die vier Entspannungsmodi von Hansen (2012) 

für die Anwendung auf Dyaden weiter ausdifferenziert: Silencing, Replacement, Change 

through Stabilization und Rearticulation. Jeder Mode of Desecuritization hat als diskursive 

Strategie unterschiedliche Effekte für die soziale Struktur in der Dyade (EB2). Während 
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Silencing den weiteren Diskursverlauf noch offen hält und sowohl Desecuritization als auch 

Resecuritization erwartet werden können, ist Change through Stabilization wesentlich sub-

stantieller in der Bedeutungsumwandlung. Zusammen mit Rearticulation kann die histori-

sche Bedeutungsstruktur der Grammar of Security aufgebrochen und ein nachhaltiger Au-

ßenpolitikwandel in der Dyade Kuba-USA ermöglicht werden. 

Um die konstitutive Wirkung von Desecuritization als Sprachgebrauch analysieren zu kön-

nen, braucht es Kenntnisse über vorangegangene Securitization-Prozesse. Die historische 

Vorstudie in diesem Aufsatz besteht aus zwei Teilen. Zunächst wurde mithilfe des Drei-

Stufen-Modells von Adamides (2020) erklärt, wie die kubanische Revolution alV ÄSiYRWal 

eYenW³ ]Xm formativen Ereignis für die kollektive Identität in der Dyade Kuba-USA wurde. 

In den USA dominiert seither die intersubjektive Wahrnehmung von Kuba als kommunisti-

sches, anti-demokratisches Regime, das die westliche politische Ordnung bedroht. Kuba 

sieht in den USA eine imperiale Macht, die die Kubanische Revolution und die Unabhän-

gigkeit Kubas existentiell bedroht (EB2). In einem zweiten Schritt wurde die letzte wech-

selseitige Securitization vor der Obama-Castro Diplomatie untersucht, um den Mechanis-

mus in der Dyade nachvollziehbar zu machen. Nach dem 11. September 2001 integrierte die 

US-Regierung Kuba in die Macro-SecXUiWi]aWiRn deV ÄGlRbal WaU Rn TeUURU³ Xnd sah in 

Kuba einen Sponsor des internationalen Terrorismus, der den globalen Frieden und die frei-

heitliche Weltordnung existentiell bedroht. Daraus folgten konkrete Notfallmaßnahmen, die 

alV ÄIniWiaWiYe f�U KXba³ beWiWelW ZXUden Xnd alV demRkUaWief|UdeUnde Ma�nahmen die SRX-

veränität Kubas unterminierten. Der kubanische Präsident reagierte seinerseits ebenfalls mit 

den alV Äblack VSUing³ bekannWen Notfallmaßnahmen, die massive Festnahmen und drei Exe-

kutionen von Oppositionellen implizierten. Fidel Castro rechtfertigte die Schritte damit, dass 

die USA ein Land des Terrors seien, von dem eine terroristische Bedrohung gegen Kubas 

Souveränität und Unabhängigkeit ausginge (EB2). 

In der Hauptstudie werden in Kuba und in den USA Desecuritizations im Zeitraum von 

2008±2016 analysiert. Im Ergebnis kann zwischen zwei Phasen im Détente-Prozess unter-

schieden werden: Eine Übergangsphase, in der seitens der USA zuvor versicherheitlichte 

Themen entweder ausgespart oder im Diskurs öffentlich relativiert und vereinzelt Notfall-

maßnahmen rückgängig gemacht werden (Silencing) und eine Phase der Konsolidierung. 

Geheime Verhandlungen (Silencing) zwischen beiden Ländern im Jahr 2014 ermöglichten 

einen politischen Durchbruch. Der Öffentlichkeit wurden direkt die Verhandlungsergebnisse 

präsentiert und die politischen Entscheidungsträger gewannen so an Glaubwürdigkeit in den 
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jeweiligen Bevölkerungen. Silencing ermöglicht also die zweite Phase, die Konsolidierung 

des Détente-Prozesses. 

Der Möglichkeitsraum für die Ausgestaltung der bilateralen Beziehungen wurde durch die 

feierliche Wiedereröffnung der US-Botschaft und dem gegenseitigen Wunsch nach zivili-

sierter Ko-Existenz und Kooperation stark erweitert (Change through Stabilization) und an-

schließend sogar teilweise durchbrochen. Beide Regierungen erkannten ihre ideologischen 

Unterschiede an und ÄZe agUee WR diVagUee³ sollte die Beziehungen umdeuten (EB2). Vor 

allem die Anerkennung einer Kompatibilität dieser Differenzen und das gegenseitige Ver-

ständnis dafür, dass jedes Land souverän und selbstbestimmt seinen Weg geht, sind wichtige 

Voraussetzungen für Rearticulation und damit für eine nachhaltige Neudeutung der Bezie-

hungen jenseits von Securitization. Die neu gewonnenen diplomatischen Handlungsmög-

lichkeiten stehen aufgrund der institutionalisierten Securitization und einer zum Thema re-

lativ gespaltenen US-Bevölkerung auf wackeligem Untergrund. Nach dem teilweise Roll-

Back durch die Trump-Regierung im Jahr 2017, die die alte Bedeutungsstruktur reproduziert 

hat (EB2), hat die Biden-Regierung zwei Möglichkeiten: Sie kann entweder direkt an die 

diskursiven Errungenschaften der Obama-Castro Diplomatie anknüpfen oder sie geht sanfter 

vor und beginnt zunächst mit der Rücknahme diverser Notfallmaßnahmen, geheimen Ge-

sprächen und Relativierungen. So oder so sieht sich die US-Regierung mit der Spaltung in 

der US-Gesellschaft zum Kuba-Thema konfrontiert, die die Trump-Regierung mitzuverant-

worten hat. Die kubanische Regierung wiederum hat auf die Securitization durch Trump 

nicht mit Securitization reagiert, was ein Hinweis dafür ist, dass der komplexe Desecuritiza-

tion-Prozess die kubanische Wahrnehmung von den USA nachhaltig verändert hat ± eine 

gute Ausgangslage für langfristige, strukturelle Veränderungen in der Dyade. Diskursive 

Ressourcen für diesen Prozess haben Obama und Castro während ihrer gemeinsamen Amts-

zeit zwar geliefert, jedoch muss mit ihnen vor allem seitens der USA sensibel umgegangen 

werden. Es gilt zu hoffen, dass beide Länder wieder zurück zu der wechselseitigen Desecuri-

tization finden, um den Détente-Prozess weiter voranzutreiben und daXeUhafW ÄnRUmale³ Be-

ziehungen zu etablieren. 

In der Securitization-Theorie rückt die Zuhörerschaft (Audiences) als eigenständiges Ana-

lysefeld in den Fokus, weil es die Audiences sind, die eine Securitization im Nachgang ak-

zeptieren oder hinterfragen können. Es wird davon ausgegangen, dass in der Sicherheitspo-

litik, sobald es um existentielle Bedrohungskonstruktionen geht, die demokratischen 

Aushandlungsprozesse aussetzen und es keine breite öffentliche Debatte gibt, sondern einen 

Hauptdiskurs. Das heißt, es ist nicht eindeutig, inwiefern der Securitization-Diskurs von 
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großen Gruppen in der Gesellschaft (noch) mitgetragen wird. Eine Institutionalisierung be-

deutet, dass sich die Audience mit den Repräsentationen im Securitization-Diskurs immer 

stärker identifizieren und Securitization auf Konsens beruht (vgl. EB2). 

Desecuritization wiederum geht damit einher, dass vorherige Securitizations hinterfragt wer-

den (Contestedness). Wenn Desecuritization im Diskurs Einzug findet, scheint die Securi-

tization-Bedeutungsstruktur nicht mehr mit den Werten und Glaubenssätzen der relevanten 

Audiences im Einklang zu sein (vgl. ebd.). Die intersubjektive Wahrnehmung in der rele-

vanten Zuhörerschaft gegenüber dem referent Object und referent Subject kann sich wan-

deln. Die Gründe dafür sind vielseitig und nicht Gegenstand der Untersuchung. Die Ergeb-

nisse zeigen, dass die Audiences vor allem in den USA eine Rolle als desecuritizing Agents 

einnehmen und den Diskursverlauf in Richtung Desecuritization durch öffentliche Aktionen 

und Meinungsumfragen in den USA sowie in Kuba prägen. Auch wenn die Untersuchung 

der Audiences nicht im Fokus der Analyse steht, können wir mit den Ergebnissen deutlich 

machen, dass die Rolle der relevanten Zuhörerschaft für die Gesamtbewertung der Dis-

kursanalyse nicht unerheblich ist, weil sie Teil des Diskurses ist. 

Insgesamt hat der Beitrag wertvolle und aussagekräftige Forschungsergebnisse geliefert. Die 

US-kubanischen Beziehungen konnten ganzheitlich analysiert werden, indem die nationalen 

und internationale Analyseebenen sinnvoll miteinander verzahnt und gesamtgesellschaftli-

che Veränderungsprozesse in beiden Ländern berücksichtigt wurden. Die nationalen Legiti-

mationsprozesse hinter den Securitization-Diskursen in den USA und in Kuba konstituieren 

eine spezifische kollektive Identität der Feindschaft auf systemischer Ebene, die langfristig 

gesehen selbst strukturierend auf die politischen Entscheidungsträger einwirkt. Durch die 

zunehmende Institutionalisierung der Securitization-Diskurse weUden die ÄNRWfallmaßnah-

men³ zur außenpolitischen Tradition in der Dyade Kuba-USA. Der daraus resultierende 

Möglichkeitsraum kann erklären, warum partnerschaftliche Beziehungen nicht von heute auf 

morgen geführt werden können ± eine solche Politik würde an die Grenzen des Möglichen 

stoßen. Die empirische Analyse der Desecuritization-Prozesse hat verdeutlicht, dass diese 

Grenzen kein unabhängiger Dauerzustand sein müssen. Im Gegenteil, der Möglichkeitsraum 

in der Dyade Kuba-USA wurde durch Change through Stabilization erweitert und könnte 

durch Rearticulation sogar komplett neu definiert werden. 
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4.3 Comeback of the Transatlantic Security Community? Comparative 
Securitization in the Crimea Crisis (EB3) 

Die PXblikaWiRn, ÄCRmeback Rf Whe TUanVaWlanWic SecXUiW\ CRmmXniW\? Comparative Securi-

Wi]aWiRn in Whe CUimea CUiViV³, enWVWand YRU dem HinWeUgUXnd deU KUim-Annexion durch Russ-

land im Jahr 2014. Die Untersuchung und Bewertung des Zustands der transatlantischen Si-

cherheitsgemeinschaft war von besonderem Interesse, da einerseits Russland nicht zum 

ÄWeVWen³ ]lhlW Xnd andererseits die wertebasierte Grundlage zum damaligen Zeitpunkt nicht 

mehr intakt zu sein schien. Die Interventionsfälle Irak (2003) und Libyen (2011) offenbarten 

eine Unstimmigkeit in der Bedrohungswahrnehmung westlicher Akteure, weshalb die Frage 

nahelag, ob sich die transatlantische Sicherheitsgemeinschaft in einem Prozess der Auflösung 

befindet. In einem ersten Schritt wurde die kollektive Identität des Westens als Sicherheits-

gemeinschaft anhand des Drei-Stufen-Modells aus der Security Community-Theorie von Ad-

ler und Barnett (1998) historisch rekonstruiert und Annahmen über den sicherheitspolitischen 

Handlungsrahmen der Akteure wurden getroffen. Für die Hauptstudie, die fallspezifische 

Diskursanalyse, war die Securitization-Theorie als vergleichendes Analyseinstrument zur 

Komplementierung relevant (EB3, 6-10). In einem strukturierten Vergleich (vgl. George und 

Bennett 2005) sollten die Securitizations in den USA, Frankreich, Deutschland, Großbritan-

nien und der EU untersucht und auf ihre Konvergenz überprüft werden. Zu diesem Zweck 

wurden im Zeitraum vom 25. Februar bis 20. April 2014 entlang der Ereignisse auf der Krim-

Halbinsel hauptsächlich Regierungsstatements und -Reden sowie Zeitungsartikel als Primär-

quellen analysiert. 

Eine SicheUheiWVgemeinVchafW (ÄSecXUiW\ CRmmXniW\³ nach Adler und Barnett 1998) baut 

auf gegenseitigem Vertrauen auf und ist besonders handlungsfähig und belastbar, wenn sie 

eine gemeinsame Identität entwickelt hat. Karl Deutsch (1957, 129) bezeichnet die Identität 

alV ÄWiU-Gef�hl³. Diese kollektive Identität ist die dritte Stufe und das Ergebnis eines his-

torischen Prozesses, der aus einem Faktorenbündel besteht, das in einem Drei-Stufen-Mo-

dell abgebildet ist (Adler und Barnett 1998, 37-48): Wandel der Umwelt, neue Interpretati-

onen der (sozialen) Umwelt und externe Bedrohungen bilden Stufe eins ab. Veränderungen 

in Stufe eins können Abweichungen im sozialen Lernen (Stufe zwei) auslösen. Ist dies unter 

den Akteuren der Fall, so hat das Auswirkungen auf Stufe drei, die kollektive Identität der 

Sicherheitsgemeinschaft (EB2). Im Rahmen einer historischen Vorstudie stufen wir die 

WUanVaWlanWiVche SicheUheiWVgemeinVchafW alV ÄWighWl\ cRXSled³ Xnd ÄmaWXUe³ (Adler und 

Barnett 1998, 55; Adler und Greve 2009, 61) ein, die sich dXUch Ä[c]RRSeUaWiYe and cRllec-

WiYe VecXUiW\´ aXV]eichneW (leW]WeUe inVbeVRndeUe im Hinblick aXf ÄWhUeaWV aUiVing RXWVide Whe 
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cRmmXniW\´ (Adler und Barnett 1998, 56; siehe auch Adler 2008, 197ff.) (EB3, 5). Dadurch 

wird das westliche Akteurshandeln während der Krim-Annexion 2014 in einen historisch 

gewachsenen Handlungsrahmen eingebettet (Referenz-Möglichkeitsraum). Ist die kollektive 

Identität des Westens intakt, würden wir annehmen, dass die Akteure auf die Bedrohung 

durch die russische Annexion der Krim in ähnlicher Form reagieren und die Securitizations 

ähnlich verlaufen (ähnlich bedeutet nicht gleich, aber zumindest komplementär und nicht 

eindeutig unterschiedlich) (EB2). Für die fallspezifische Diskursanalyse wurde ein speziel-

les Analyseraster entwickelt, das drei Kriterien für den strukturierten Vergleich unter den 

fünf Akteuren festhält: Bezugsobjekt (wer oder was wird bedroht), Bezugssubjekt (wer oder 

was bedroht) und Notfallmaßnahmen. Hinzukommt die Analyse des Zeitpunkts der Securi-

tization, der Aufschluss über die wahrgenommene Dringlichkeit gibt (vgl. EB3, 6-10). 

Als Ergebnis lässt sich festhalten, dass alle Akteure in Bezug auf die Krim-Annexion kon-

sistent und relativ einheitlich reagiert haben. Zu einem ähnlichen Zeitpunkt und mit einer 

ähnlichen Dringlichkeit wurde die territoriale Integrität und Souveränität der Ukraine von 

den Akteuren versicherheitlicht und daraus US- und EU-Sanktionen abgeleitet, die sich zwar 

im Detail unterscheiden, aber insgesamt doch ein einheitliches Bild abgeben (EB3, 10-14). 

Auf die Eingangsfrage bezogen, lässt sich also feststellen, dass die transatlantische Sicher-

heitsgemeinschaft vor dem Hintergrund der Krim-Annexion ihren Referenz-Möglichkeits-

raum diskursiv bestätigt und so die kollektive Handlungsfähigkeit in Sicherheitsfragen eher 

gestärkt als geschwächt hat. Durch diese identitätsstabilisierende Wirkung ist langfristig be-

trachtet keine Spaltung der transatlantischen Partnerschaft in vergleichbaren Krisensituatio-

nen zu erwarten. Die kollektive und sehr bestimmte Reaktion des Westens auf den russischen 

Angriffskrieg auf die Ukraine am 24. Februar 2022 bestätigt diese Tendenzaussage. 

Nichtsdestotrotz konnte der genaue Ländervergleich aufzeigen, in welchen Bereichen es Di-

vergenzen gibt. Während beispielsweise die USA eindeutig Russland für die Krim-Anne-

xion verantwortlich machten, waren Frankreich und Deutschland in ihrer Bedrohungs-Attri-

bution weit weniger eindeutig und relativierten sogar die russische Verantwortung. Diese 

Diskursführung kann als eine Form von Desecuritization interpretiert werden. Dadurch er-

weitern die jeweiligen Länder ihren individuellen Möglichkeitsraum für ihre bilateralen Be-

ziehungen zu Russland. Interessanterweise unterstreicht die EU als Akteur zu Beginn die 

US-amerikanische Aussage, dass Russland das Land ist, von dem die Bedrohung ausgeht, 

passt sich aber im Laufe der Krise dem deutsch-französischen Diskurs an. Das lässt vermu-

ten, dass es eher Unstimmigkeiten innerhalb der EU gibt als eine transatlantische Spaltung 

(EB3, 15). 



46 Zusammenfassung und Einordnung der Einzelbeiträge 

 

Im Rahmen dieses Aufsatzes haben wir mit Securitization als Komplementierung der 

Security-Community Theorie die nationale Analyseebene (2nd image) sinnvoll mit der sys-

temische Analyseebene (3rd image) verknüpft und so eine identitätsgeleitete und diskurs-

analytische Außenpolitikforschung umgesetzt. DaV enWZickelWe Anal\VeUaVWeU kann alV ÄWUa-

Yelling cRnceSW³ f�U die YeUgleichende AX�enSRliWikanal\Ve in Be]Xg aXf eine regionale 

Bedrohungswahrnehmung in aufkeimenden Konflikten dienen. Es ist denkbar, die kollektive 

Identität von anderen Staatengemeinschaften, wie zum Beispiel die der BRICS-Staaten oder 

der ASEAN, im Rahmen einer vergleichenden Securitization-Analyse in Bezug auf ein kon-

kretes sicherheitsrelevantes Ereignis zu untersuchen. Die Einbettung der Securitization-Ana-

lyse in einen identitären Handlungskontext als Referenz-Möglichkeitsraum, stärkt die Aus-

sagefähigkeit der empirischen Analyse. Dadurch können im Ergebnis die konstitutiven 

Wirkungen der securitizing Moves auf den zukünftigen Zusammenhalt der relevanten Ak-

teure in vergleichbaren, sicherheitspolitischen Krisenkontexten benannt werden. 

4.4 Humanitäre Diplomatie (EB4) 

Dieser Aufsatz wurde für ein praxisnahes Handbuch über Diplomatie verfasst, welches als 

Kooperation zwischen europäischen und afrikanischen Wissenschaftler*innen entstanden ist 

und unter anderem angehende Diplomaten als Zielgruppe definiert. Deshalb werden zuerst 

Definitionen und aktuelle Debatten in der humanitären Hilfe geklärt, bevor die humanitäre 

Diplomatie als praktisches Konzept beleuchtet wird. Der Handbuchbeitrag unterscheidet 

sich insofern von den anderen Aufsätzen, als dass er keine Außenpolitikforschung betreibt. 

Nichtsdestotrotz wurde beim Verfassen eine sozialkonstruktivistische Perspektive einge-

nommen, weshalb sich der Beitrag als Grundlagentext zum außenpolitischen Politikfeld 

ÄHumanitäre Hilfe³ in das Modell zur Erforschung von Möglichkeitsräumen (Abschnitt 3) 

einfügt. 

Der Englischen Schule folgend, können staatliche wie nicht-staatlichen Akteure diplomati-

sche Aktivitäten in einer internationalen Gesellschaft ausüben. Das relativ neue und noch 

wenig erforschte Konzept der humanitären Diplomatie wird vor dem Hintergrund einer sich 

wandelnden Umwelt eingeführt. Die Ko-Konstitution von Akteur und Struktur sowie die 

Rolle von immateriellen Faktoren für die Interessensbildung, markieren dabei wichtige 

Grundannahmen. Auf der einen Seite teilen alle Akteure aus dem humanitären System eine 

historisch institutionalisierte humanitäre Ethik (EB4, 180ff.). Vor allem die humanitären 

Prinzipien, der Code of Conduct und das humanitäre Völkerrecht (IHL) bilden die normativ 

auferlegte, ideelle Struktur für humanitäres Handeln weltweit. Das übergeordnete Ziel muss 
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immer der humanitäre Imperativ sein: Jedes Individuum, das humanitäre Hilfe braucht, hat 

ein Recht darauf, diese zu bekommen. In diesem ideell abgegrenzten Möglichkeitsraum für 

humanitäre Hilfe ist vorgesehen, dass humanitäre Akteure politisch neutral und unabhängig 

agieren. 

Auf der anderen Seite ist die weltweite humanitäre Hilfe von größeren Veränderungen ge-

kennzeichnet. Zu diesen Veränderungen gehört einerseits die Zunahme an Akteuren in der 

bloßen Anzahl, aber auch in unterschiedlichen Organisationsformen (NGO, Staaten, Unter-

nehmen, Stiftungen). Zusätzlich sind die internationalen humanitären Krisen- und Notsitua-

tionen komplexer, vielschichtiger und langanhaltender geworden. Die letzten Phänomene 

haben mit den Termini Äcomplex emergencies³ Xnd ÄSURWUacWed cUiViV³ eigene DefiniWiRnen 

bekommen (EB4, 176f.). Das Konzept der humanitären Diplomatie und seine praktische 

Ausübung durch staatliche und nicht-staatliche Akteure kann entweder als Widerspruch zum 

Prinzip der politischen Neutralität und Unabhängigkeit in der humanitären Hilfe verstanden 

werden oder als notwendige Anpassung an die zunehmenden politischen Herausforderungen 

in der humanitären Hilfe. Der Aufsatz möchte diesen scheinbaren Widerspruch zwischen 

humanitärer Diplomatie und den humanitären Prinzipien auflösen, indem humanitäre Dip-

lomatie selbst als eine Form von humanitärer Aktion begriffen wird. Sie ist ein Mittel der 

Repräsentation, das von verschiedenen Akteuren dazu genutzt werden kann, die global ge-

teilten humanitären Ziele durchzusetzen. Um sich diesem Bild zu nähern, werden die von 

Hart and Siniver (2020) eingeführten vier ÄdimenViRnV Rf UeSUeVenWaWiRnV³ auf die humani-

täre Diplomatie unterschiedlicher Akteure übertragen. Ein genauerer Blick auf die Katego-

Uien ÄWR ZhRm³, ÄcRnWenW³, ÄhRZ iV iW dRne³ Xnd ÄaXdience³ veranschaulicht, was humani-

täre Diplomatie ganz konkret in der Praxis ausmacht und wie sie je Akteur und Kontext 

divergiert. Als allgemeiner Überblick, der keine Vollständigkeit beansprucht, werden ent-

lang der vier Dimensionen der Repräsentationen exemplarisch die Geberländer, das United 

Nations Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (UN OCHA), Nicht-Regie-

rungsorganisationen und das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (ICRC) als zentrale 

Akteure in der humanitären Hilfe beleuchtet. 

Als Ausgangslage einer humanitären Notsituation ist die Rolle des Empfängerlandes zu be-

nennen, die oftmals gerade von internationalen Nicht-Regierungsorganisationen unter-

schätzt wird. Nach der UN-Resolution 46/182 von 1991 sind es die nationalen Akteure wie 

das Gesundheitsministerium, das Militär oder der Zivilschutz, die die humanitäre Hilfe in 

ihrem Land initiieren, organisieren, koordinieren und implementieren (EB4, 189). Das be-

deutet, in erster Linie wird diplomatisches Geschick während einer humanitären Krise 
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besonders relevant, wenn sich der betroffene Staat nicht kooperativ zeigt oder durch Fal-

schinformation RdeU aXV SRliWiVch mRWiYieUWen GU�nden den ÄhXmaniWaUian VSace³ ein-

schränkt. 

Die erste Dimension der Repräsentation, to whom, ist wichtig, weil humanitäre Akteure un-

terschiedliche Mandate und Missionen haben können. Das Bewusstsein dafür, ob eine hu-

manitäre Organisation zum Beispiel auch entwicklungspolitische Ziele verfolgt oder ob sie 

einen dezidiert staatlichen Auftrag hat, schärft den Blick für mögliche Interessenskonflikte 

und für Schwerpunktthemen, die auf die diplomatische Agenda gesetzt werden (zweite Di-

mension, Content). Zu den klassischen Inhalten, die diplomatisch repräsentiert werden, zäh-

len Ähumanitarian space, lack of funding, limited resources and the respect for IHL and hu-

manitarian principles³ (EB4, 195). Während UN OCHA vor allem fehlende Ressourcen und 

Finanzmittel auf der Agenda hat, tritt der ICRC in erster Linie dafür ein, dass das humanitäre 

Völkerrecht respektiert wird. Es gibt unterschiedliche Kanäle, Wege und Mittel, wie Diplo-

matie konkret umgesetzt wird (dritte Dimension, How is it done). Der ICRC verfolgt bei-

VSielVZeiVe einen ÄVilenW aSSURach³, ZlhUend NGOV Vich geUne ÄlaXW³ mit Kampagnen an 

die Öffentlichkeit in Geberländern wenden, um auf humanitäre Notsituationen in der Welt 

aufmerksam zu machen. Interessanterweise können Geberländer durch Verträge mit NGOs 

als Durchführungsorganisationen humanitäre Hilfe gezielt vor Ort umsetzen. Dadurch neh-

men sie Einfluss auf die Projekte (wer empfängt wo welche Mittel) und können durch Län-

derlogos Sichtbarkeit vor Ort zeigen. Zu materiellen Formen in der humanitären Diplomatie 

zählen die Entsendung humanitären Personals oder Hilfsgüterlieferungen, während Mee-

tings vor Ort oder Lageberichte diskursive diplomatische Kanäle darstellen. Die target Au-

dience variiert je nachdem, welches Ziel verfolgt wird. Der ICRC richtet sich oftmals an 

Konfliktparteien, um Zugang zu betroffenen Bevölkerungsgruppen zu erhalten, während UN 

OCHA Regierungen von Drittstaaten im Visier hat, um öffentliche Gelder für die humanitäre 

Hilfe einzuwerben. 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass jeder Akteur auf unterschiedliche Art und Weise diplo-

matisch aktiv ist. Aus sozialkonstruktivistischer Perspektive scheint eine Rekonstruktion der 

Ähumanitären Identität³ je Akteur lohnenswert, weil sich dadurch die Interessen und Ziele 

ableiten lassen, die seinen individuellen Möglichkeitsraum definieren, der nicht zwingend 

mit dem globalen Möglichkeitsraum für humanitäre Hilfe übereinstimmen muss. Neben der 

organisationsspezifischen Mission und dem Mandat, ist der Internalisierungsgrad der huma-

nitären Grundwerte relevant. Die Be]eichnXng ÄhXmaniWlU³ im ZXVammenhang miW DiSlR-

matie ist besonders unter staatlichen Akteuren heikel und erfordert ein hohes Maß an 
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Sensibilität und gute Kenntnisse der humanitären Grundwerte, die im humanitären Völker-

recht, den Menschenrechten und den humanitären Prinzipien historisch verankert sind. 

Wenn das staatliche Selbstverständnis offengelegt und gleichzeitig mit den global geteilten 

Normen abgeglichen wird, kann dem Trend einer vornehmlich strategischen Nutzung Ähu-

manitärer DiSlRmaWie³ durch Regierungen wie beispielsweise der Türkei (vgl. EB4, 160) 

entgegengewirkt werden. Der humanitäre Sektor und insbesondere NGOs suchen Antworten 

aXf bilaWeUale HilfVSURjekWe, die alV ÄhXmaniWlU³ gekenn]eichneW Vind, wo aber der Geldgeber 

Schwierigkeiten zeigt, die humanitären Grundsätze zu teilen. Es kann kontinuierlich reflek-

tiert werden, wie sehr die Rechtfertigungen der Stakeholder für ihr humanitäres Handeln im 

Einklang mit der humanitären Ethik stehen oder nicht. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass humanitäre Akteure und insbesondere Geberländer 

die Aufgabe haben, die globale humanitäre Ethik so zu verinnerlichen, dass sie zum Teil 

ihrer Identität wird. Erst dann ist die staatliche humanitäre Diplomatie dafür geeignet, eine 

wertebasierte humanitäre Hilfe weltweit zu ermöglichen. Je stärker ein Staat den humanitä-

ren Imperativ historisch in seiner Identität verankert hat, umso authentischer kann er huma-

nitäre Hilfe umsetzen und umso wahrscheinlicher ist es, dass die entsendeten Diplomaten 

im humanitären Kontext als humanitäre Diplomaten vom humanitären System anerkannt 

werden. 
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5 Diskussion der Ergebnisse 

Die vorliegende Dissertationsschrift zielt darauf ab, anhand von analytischen Möglichkeits-

räumen die Aussagefähigkeit einer konstitutiven sozialkonstruktivistischen Außenpolitik-

forschung aufzuzeigen. Die Ausgangsthese ist, dass dieses Teilprogramm innerhalb sozial-

konstruktivistischer Außenpolitikforschung zwischen rationalistischen Konstruktivismen 

und poststrukturalistischen, kritischen Ansätzen schwebt und ihr Mehrwert für die Außen-

politikanalyse in der Vergangenheit verkannt wurde. Hingegen zeigen die empirischen Fall-

studien aus den Einzelbeiträgen exemplarisch auf, wie vielseitig sozialkonstruktivistische 

Forschung, die konstitutive Zusammenhänge erklären will, sein kann. 

Um das theoretische Profil eines konstitutiven Sozialkonstruktivismus zu schärfen, wurden in 

Abschnitt 2 zunächst die ontologischen und epistemologischen Grundsätze sowie das dis-

kursanalytische Verständnis aus den Fallstudien herausgearbeitet und wissenschaftlich ein-

geordnet. Die wesentlichen ontologischen Prämissen sind die Ko-Konstitution von Akteur 

und Struktur, die endogene Herausbildung von Identitäten als reflexive Einheiten sowie die 

intersubjektive Qualität der sozialen Welt, die sich über Diskurse erschließen lässt. Die Struk-

tur wird als ideelle Struktur über kollektive Identitäten erfasst, die sinnstiftend und struktu-

rierend auf den Akteur einwirkt und gleichzeitig kontinuierlich vom Akteur diskursiv repro-

duziert wird, was sie wandelbar macht. Das Wechselverhältnis zwischen Identität (Struktur) 

und Außenpolitik (Akteursverhalten) in einer konkreten Handlungssituation wird mittels ei-

ner fallspezifischen Diskursanalyse nachvollziehbar gemacht. Der Diskurs ist in zweifacher 

Hinsicht wirklichkeitskonstituierend: Einerseits findet sich im Diskurs eine von der Gesell-

schaft getragene Bedeutungsstruktur, die den Akteur konstituiert. Andererseits zeigt der kon-

krete Sprachgebrauch, also die Legitimation von Handlungspräferenzen in Reaktion auf eine 

außenpolitische Problemstellung, wie der Akteur mit dieser (offenen) Struktur umgeht. 

Dadurch kann die (In-)Stabilität von Identitätskonstruktionen verknüpft mit außenpolitischen 

Handlungsmöglichkeiten über die Diskursanalyse als epistemologisches Medium offengelegt 

und bewertet werden. 

Das innovative an den Forschungsdesigns der Einzelbeiträge ist, dass weder der Akteur noch 

die Struktur in der Erklärung bevorzugt werden, sondern ganzheitlich versucht wird, die Ko-

Konstitution wissenschaftlich zu erfassen. Die fallspezifische Diskursanalyse als Hauptstu-

die wird zwar vom Akteur ausgehend durchgeführt, aber sie wird vor dem Hintergrund einer 

handlungsleitenden Struktur erstellt. Die Ergebnisse sind ohne einen Rückbezug zur (ideel-

len) Struktur nicht aussagekräftig. So ist es möglich, ein ganzheitliches Bild von außenpoliti-
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schen Prozessen und ihren Ursachen und Wirkungen erstellen zu können. Die Voraussetzung 

dafür ist eine historische Kontextualisierung des empirischen Falls durch die Rekonstruktion 

der ideellen Struktur als weitestgehend stabile intersubjektiv geteilte Identitätskonstruktion. 

So können konstitutive Zusammenhänge zwischen gesellschaftlichen Prozessen und der in-

ternationalen Umwelt hergestellt werden. 

Um die allgemeine Relevanz dieser Außenpolitikforschung kenntlich zu machen, musste 

zunächst der ÄReleYan]-MainVWUeam³ (vgl. Iretzberger und Stahl 2018) einer ÄReleYan]-Al-

WeUnaWiYe³ (vgl. Abschnitt 1.2) weichen, um Forschungsansätze, die auf einer post-positivis-

tischen Wissenschaftsphilosophie gründen, einschließen zu können. Konstitutive Zusam-

menhänge in der Außenpolitik sind komplex und liefern weder eindeutige Problemlösungen 

noch zuverlässige Prognosen. Vielmehr können sie das Ineinanderwirken zwischen dem all-

gemeinen Wissensstand in einer Gesellschaft und Außenpolitik erforschen und zum besse-

ren Verständnis von politischen Prozessen beitragen. Staaten agieren nicht in einem luftlee-

ren Raum, sondern außenpolitische Entscheidungen entstehen vor dem Hintergrund eines 

spezifischen Handlungskontextes (Struktur konstituiert Akteur). Gleichzeitig sind diskur-

sive Rechtfertigungsprozesse in der Lage, den Handlungskontext langfristig zu verändern 

(Akteur konstituiert Struktur). Es gilt die zeit- und kontextabhängigen Handlungsoptionen, 

die Staaten historisch und identitär bedingt haben, offenzulegen, um ihren Umgang mit die-

sen ideellen Strukturen zu untersuchen. Nur so können gesamtgesellschaftliche Verände-

rungsprozesse im Zusammenhang mit Außenpolitik erforscht werden. Auf dieser Grundlage 

haben sich drei Analysefelder herauskristallisiert, die für eine ganzheitliche Erforschung von 

Möglichkeitsräumen in der Außenpolitik notwendig sind. Das entwickelte Möglichkeits-

raummodell ist so allgemein gehalten, dass es die konstitutiven Zusammenhänge in allen 

drei Fallstudien abbilden kann, obwohl die EB ganz unterschiedliche empirische Fälle mit 

verschiedenen theoretischen Ansätzen verfolgen. Es gibt nicht die eine Theorie, die auf jeden 

empirischen Fall anwendbar ist. Vielmehr zeigen die übergeordneten Analysefelder, dass es 

drei wesentliche Schritte in den Forschungsdesigns gibt, die für die Aussagekraft sozialkon-

struktivistischer Außenpolitikforschung verantwortlich sind: eine historische Vorstudie, 

eine fallspezifische Diskursanalyse und die abschließende Interpretation der konstitutiven 

Wirkungen des Diskurses auf Akteur und Struktur. Im Anhang findet sich eine Übersichtsta-

belle, in der die Leitfragen zu den Analysefeldern mit den wichtigsten Forschungsergebnis-

sen aus den Einzelbeiträgen in Verbindung gebracht werden (Anhang A). 
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5.1 Die Aussagekraft in den Einzelbeiträgen 

Die Einzelbeiträge verdeutlichen, dass es kein Patentrezept zur Erforschung von Möglich-

keitsräumen in der Außenpolitik gibt, weil jeder empirische Fall seine zeit- und kontextab-

hängigen Charakteristika und historischen Besonderheiten aufweist. Die Herausforderung 

und gleichzeitige Kunst der Analyst*in ist es, ein auf den Fall zugeschnittenes, kontextge-

rechtes Forschungsdesign zu entwickeln. Dabei wird vorausgesetzt, dass deskriptives (his-

torisches) sowie analytisches Wissen einerseits und Theorie- und Methodenwissen anderer-

seits vorhanden sind und für den Fall weiter vertieft werden. Es können unterschiedliche 

theoretische Ansätze, Methoden und Sekundärliteratur herangezogen werden. Dabei sollten 

innovative, pragmatische und neue Konzepte erlaubt und sogar begrüßt werden, wenn sie 

sich ontologisch am Sozialkonstruktivismus und epistemologisch am Post-Positivismus 

bzw. Poststrukturalismus orientieren. Die Güte und Relevanz einer diskurs- und identitäts-

geleiteten Fallstudie in der Außenpolitikforschung sollten anhand dieser Kriterien bewertet 

werden. 

In den drei Fallstudien ist es gelungen, außenpolitische Reaktionen der Akteure vor dem 

Hintergrund des Handlungskontextes zu erklären und in Hinblick auf Kontinuität und Wan-

del zu bewerten. In jeder Fallstudie werden alle drei Analysefelder (historische Vorstudie, 

fallspezifische Diskursanalyse und konstitutive Wirkungen), wenn auch in unterschiedlicher 

Tiefe, bearbeitet. Wenn Außenpolitik identitätsgestützt nachvollziehbar gemacht werden 

soll, bedarf es einer Vorstudie, einem Referenzraum, der mit den Ergebnissen aus der fall-

spezifischen Diskursanalyse abgeglichen werden kann und für die Interpretation der konsti-

tutiven Wirkungen notwendig ist. Auffällig ist, dass dieser historisch bedingte Möglichkeits-

raum, der die ideelle Struktur mit legitimen Handlungsoptionen verknüpft, in den Fallstudien 

ganz unterschiedlich rekonstruiert wurde. Beispielsweise wird in EB2 ein relativ innovativer 

theoretischer Ansatz verfolgt, weil in der Vorstudie der historische Kontext über institutio-

nalisierte, wechselseitige Securitizations erfasst wird. Dabei steht weniger die konkrete dis-

kursive Identitätskonstruktion der untersuchenden Staaten im Vordergrund als der daraus 

resultierende Referenz-Möglichkeitsraum, der die Entstehung und Beständigkeit einer feind-

schaftlichen Struktur erklärt. 

In EB3 besteht die kollektive Identität nicht nur aus zwei Staaten (Dyade), sondern aus einer 

Staatengemeinschaft. Eine Rekonstruktion der Identität über historische Securitizations 

wäre theoretisch denkbar, aber sehr komplex und zeitaufwendig. Da es mit der Security 

Community Theorie (Adler und Barnett 1998) schon einen Ansatz gibt, der Rückschlüsse 

über die kRllekWiYe IdenWiWlW deV ÄWeVWenV³ erlaubt, wurde kein diskursanalytischer Ansatz 
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gewählt, sondern ein historischer. Bestimmte Struktur- und Prozessfaktoren erklären den 

Weg zu einer gemeinsamen Identität als Sicherheitsgemeinschaft. Für einen kompakten Auf-

satz in einer Fachzeitschrift ist eine solche Herangehensweise plausibel, auch wenn eine 

historische Diskursanalyse epistemologisch konsequenter gewesen wäre. 

Interessanterweise ist die DIT in dieser Hinsicht bereits ziemlich fortschrittlich und vollstän-

dig, weil durch die Verknüpfung der Identitätstheorie mit der Diskursanalyse eine eigene 

Theorie entwickelt wurde, die die diskursanalytische Vorgehensweise sowohl historisch als 

auch fallspezifisch gleich mitliefert. Mittels einer historischen Vorstudie von deutschen 

Identitätselementen in Bezug auf Migration sowie die Ermittlung von Diskursformationen 

aus einem vorangegangenen, vergleichbaren Fall, konnten in der Summe die Handlungs-

möglichkeiten und die damit verbundene Identität im Krisenjahr 2015 sinnvoll hergeleitet 

werden. Die hiVWRUiVche Xnd kRnWe[WVSe]ifiVche DiVkXUVfRUmaWiRn ÄKein EinZandeUXngV-

land³ VWellW eine plausible Rekonstruktion der nationalen Identität mit den damit verbunde-

nen legitimen Handlungsoptionen dar. Hiermit weist EB1 eine besondere diskursanalytische 

Genauigkeit in Bezug auf den Referenz-Möglichkeitsraum auf. 

Der Möglichkeitsraum liefert wichtige konstitutive Erklärungen für das zu erwartende Ver-

halten in den empirischen Fällen. Er erklärt, wie beispielsweise beschleunigte Asylverfahren 

(EB1), ein Handelsembargo, Gesetze zur Förderung der Demokratie in Kuba, Festnahmen 

und Exekutionen von Regimekritikern (EB2) oder eine kohärente Sicherheitspolitik des 

Westens (EB3) zu angemessenen Handlungsoptionen wurden, während der Gesellschaft an-

dere Handlungsoptionen weniger passend oder sogar völlig falsch erscheinen. Durch die 

Herleitung über die Identität liefert der Referenz-Möglichkeitsraum zusätzliche Gründe, wa-

rum solche und nicht andere Handlungsoptionen als legitim wahrgenommen werden. Au-

ßerdem verleiht die Identitätsrekonstruktion dem Möglichkeitsraum eine gewisse Bestän-

digkeit, da nationale und kollektive Identitäten relativ stabile Konstrukte sind. 

Hervorzuheben ist auch, dass die formativen Bedingungen für den Diskursverlauf in den drei 

Diskursanalysen sehr unterschiedlich berücksichtigt wurden. Hier sticht besonders EB2 her-

vor, weil die Rolle der Audiences als desecuritizing Agents als zusätzliche Analyseebene 

untersucht wurde. Neben Veränderungen bei der Zuhörerschaft, hat das Model of Détente 

durch die Wechselseitigkeit automatisch die Wirkung des Verhaltens der Interaktionspartner 

integriert. In EB1 und EB3 werden zwar die Krisen als formative Ereignisse und Ausgangs-

punkte für den empirischen Fall benannt, jedoch werden andere formative Bedingungen 



54 Diskussion der Ergebnisse 

 

außen vor gelassen. Inwiefern das die Aussagekraft der EB einschränkt, wird in Abschnitt 

5.3 diskutiert. 

Abschließend ist festzuhalten, dass alle drei Aufsätze einen interessanten und relevanten 

Ausblick bieten, weil der konstitutive Zusammenhang zwischen den Ergebnissen aus den 

Diskursanalysen (Handlungspräferenzen und das durchgesetzte Verhalten eingeschlossen) 

und den zuvor ermittelten Möglichkeitsräumen hergestellt wird. In jeder Fallstudie kann be-

wertet werden, ob die diskursiven Rechtfertigungsprozesse und Handlungspräferenzen den 

Möglichkeitsraum reproduzieren oder ob und wie sie ihn erweitern oder durchbrechen. So 

können Kontinuität, Veränderungsprozesse oder nachhaltiger Wandel in der Außenpolitik 

erklärt werden (vgl. Tab. 2). Die gezogenen Rückschlüsse über das zu erwartende Verhalten 

im jeweiligen Handlungskontext sind als Tendenzaussagen für die Zukunft (nicht als Prog-

nosen) aussagekräftig, wie Tabelle 2 verdeutlicht. 

 Reproduktion 

des Möglichkeitsraumes = 
Kontinuität 

Erweiterung 

des Möglichkeitsraumes = 
Veränderungsprozess 

Durchbrechen 

des Möglichkeitsraumes = 
nachhaltiger Wandel 

EB1 Die DiVkXUVfRUmaWiRn ÄKein 

EinZandeUXngVland³ ZXUde 

2015/2016 bestätigt 

Eher unwahrscheinlich, es braucht eine diskursive Stärkung der 

DiVkXUVfRUmaWiRn ÄWillkRmmenVkXlWXU³ Xnd gleich]eiWig ein 

mehUheiWlicheV HinWeUfUagen deU DiVkXUVhegemRnie ÄKein EinZan-

deUXngVland³ 

EB2 Wechselseitige Re-Securitiza-

tions institutionalisieren eine 

Dyade der Feindschaft; Einsei-

tige Re-Securitization durch 

die Trump Regierung reprodu-

ziert diese Feindschaft  

Relativierung als Silencing be-

reitet eine Erweiterung vor; 

Der diskursive Modus Change 

through Stabilization erweitert 

die Handlungsoptionen um Ko-

operation und Diplomatie 

Rearticulation impliziert einen 

nachhaltigen Wandel durch die 

diskursive Produktion eines 

neuen Möglichkeitsraumes, 

der alte Denk- und Verhaltens-

muster ausschließt 

EB3 Konvergierende Securitization-

Diskurse stabilisieren die Iden-

tität der transatlantischen Part-

nerschaft 

Teilweise auf nationaler Ebene 

durch Desecuritization von 

Frankreich und Deutschland in 

Bezug auf die Bedrohungs-At-

tribution 

Eher unwahrscheinlich 

Tabelle 2: Überblick über die Forschungsergebnisse aus den Fallstudien und die konstitutiven Wirkungen 
auf den Möglichkeitsraum (eigene Darstellung). 

Als Gesamtergebnis lässt sich festhalten, dass jeder außenpolitische Legitimationsprozess 

und damit auch jeder Securitization-Diskurs (vgl. EB2 und EB3) konstitutiv ist. 
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Securitization kann die Bedeutungsstruktur stabilisieren, falls sie an vorherige Legitimatio-

nen anknüpft (institutionalized Securitization), oder ein konkurrierendes oder gänzlich neues 

Sinnprojekt darstellen und so ebenfalls die geteilte, sicherheitspolitische Wahrnehmung in 

der Gesellschaft von Referenzobjekten- und subjekten langfristig prägen. Das macht auch 

die Untersuchung von Desecuritization-Prozessen speziell für die Friedensforschung rele-

vant. Desecuritization geht immer mit einer Weltumdeutung einher, weil der Prozess impli-

ziert, dass vorausgegangene Securitizations aufgelöst und durchbrochen werden. Desecuri-

tization ist in einem von institutionalisierten Securitizations geprägten Handlungskontext ein 

aufwendiger Prozess der Delegitimierung. Desecuritization muss vorangegangene Legitima-

tionen hinterfragen und alternative Deutungen liefern. Dadurch verlangt Desecuritization 

härtere diskursive Arbeit als Securitization, weil Securitization Bedeutungen neu produziert 

oder reproduziert, während Desecuritization eine bereits aufgeladene Bedeutungskonstruk-

tion aufzubrechen versucht. 

Deshalb leistet das Model of Détente mit seinen vier Entspannungsmodi einen besonderen 

Beitrag zur Untersuchung von Dyaden, weil es die unterschiedliche konstitutive Qualität 

von Desecuritization-Prozessen abbildet. Die vorab definierten Formen Silencing oder 

Change through Stabilization können den historischen Referenz-Möglichkeitsraum erwei-

tern, aber nur Rearticulation hat das Potenzial die Grenzen langfristig zu durchbrechen und 

so eine neue soziale Struktur in der Dyade zu konstruieren (Analysefeld 2). Tabelle 2 zeigt, 

dass so der Außenpolitikwandel in den US-Kuba Beziehungen viel differenzierter und in 

Hinblick auf seine Nachhaltigkeit hin bewertet werden kann. Somit verdeutlicht das Mög-

lichkeitsraummodell sehr anschaulich, dass diskursive Rechtfertigungsmuster in der Außen-

politik langfristige Folgen für das gesellschaftlich geteilte nationale Selbstverständnis ha-

ben. Um besser zu veranschaulichen, wie praktikabel und durchdacht das 

Möglichkeitsraummodell ist, findet sich in Anhang A eine Übersicht, die die Leitfragen je 

Analysefeld mit den zentralen Forschungsergebnissen und analytischen und theoretischen 

Begriffen aus den EB in Verbindung bringt. 

5.2 Wissenschaftlicher Beitrag 

Sozialkonstruktivistischer Forschung wird gerne vorgeworfen, dass sie Identitäts- und Ver-

haltenswandel zwar retrospektiv erklären kann, die Ansätze aber nicht in der Lage sind, au-

ßenpolitisches Verhalten vorherzusehen. Wie essenziell die Prognosefähigkeit als Gütekri-

terium für die Politikrelevanz von Forschung ist, hat deU ÄReleYan]-MainVWUeam³ offenbart 

(vgl. Kapitel 1.1; Iretzberger und Stahl 2018). Obgleich eine zuverlässige Vorhersage über 
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Handlungskonsequenzen für konstitutive Forschungsansätze und damit für diese Arbeit kein 

Anspruch ist und sein kann, zeigt die vielseitige Anwendung des Möglichkeitsraummodells 

auf, dass sozialkonstruktivistische Außenpolitikforschung sehr wohl in der Lage ist, über die 

Gegenwart hinaus Tendenzaussagen über das zu erwartende Verhalten abzugeben. Zusätz-

lich führt die Bearbeitung der drei Analysefelder zu einem besseren Verständnis von Nach-

haltigkeit in der Außenpolitik, weil die langfristigen Wirkungen von politischen Reaktionen 

auf Krisenereignisse differenziert bewertet werden können. 

Der historisch entstandene Referenz-Möglichkeitsraum verdeutlicht, dass Entscheidungsträ-

ger in einem kontextspezifischen Raum agieren, der bestimmte Handlungsoptionen als legi-

tim einschließt und andere als unangemessen ausschließt. Außenpolitische Handlungspräfe-

renzen werden nicht vor dem Hintergrund individueller Überzeugungen einzelner Politiker 

(1st image-Argumente), sondern als gesamtgesellschaftliche Orientierung verstanden, die 

sich im nationalen Identitätskonzept wiederfindet. Identitätskonzepte machen das Selbstver-

ständnis, die Werte und den letztendlichen Grund, warum ein Land in der Welt so agiert, 

wie es agiert, nachvollziehbar. Identität bringt konzeptionell für die Außenpolitikforschung 

aber erst dann einen entscheidenden Mehrwert für die Erklärung, wenn sie auf einen Hand-

lungskontext eingegrenzt wird und als sinnstiftendes Konstrukt einen politischen Hand-

lungsrahmen (den Möglichkeitsraum) in einer konkreten außenpolitischen Situation bietet. 

Identitätskonstruktionen werden zur ideellen Struktur, wenn sie das Akteurshandeln in ei-

nem bestimmten außenpolitischen Handlungskontext leiten. Solche Identitätsstrukturen, die 

in der DIT in den dominanten Diskursformationen als Identitätselemente konzeptualisiert 

sind, können auf ganz vielen Ebenen erfasst werden und sind so auf diverse empirische Fälle 

anwendbar wie EB1, EB2 und EB3 zeigen: nationale Identität Äkein EinZandeUXngVland³ in 

Bezug auf das Thema Migration (EB1), kollektive Identität der Feindschaft in einer Dyade 

(EB2), Identität des Westens als Sicherheitsgemeinschaft (EB3). Auch in EB4 wird deutlich, 

dass erst über die historisch entstandenen und institutionalisierten Werte und Normen, die 

die humanitäre Gemeinschaft intersubjektiv teilt, die Interessen und Ziele humanitärer Ak-

teure verstanden und bewertet werden können. 

Vor allem EB1 zeigt sehr anschaulich, dass die nationale Identität Deutschlands in Bezug 

auf Migration erst dann aussagekräftig ist, wenn sie in einem spezifischen Handlungskontext 

mit konkreten Handlungspräferenzen in Verbindung gebracht wird. Um die handlungslei-

tende Komponente von Identität analytisch zu erfassen, braucht es eine Verbindung zwi-

schen Identität als sinnstiftende Rechtfertigung und außenpolitischen Handlungspräferen-

zen. Besonders das Konzept der Diskursformation aus der DIT ist in dieser Hinsicht sehr 
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vielversprechend, weil es auf eine Strukturierung des Diskurses abzielt, die Argumentati-

onsmuster, Identitätselemente und Handlungspräferenzen als einen zusammengehörigen 

diskursiven Rechtfertigungsprozess erfasst. Welche Diskursformation sich durchgesetzt hat, 

kann über die Verhaltensanalyse konkretisiert werden. Der Referenz-Möglichkeitsraum 

zeigt, welches Verhalten sich in der Vergangenheit wie (Argumentationsmuster) und warum 

(Identitätselemente) diskursiv durchgesetzt hat. 

Während Holzscheiter (2014) und auch Hansen (2016) im ÃSUacWice WXUnµ eine nRWZendige 

Entwicklung für die Diskursanalyse in den IB sehen, weil diese eine Methodenvielfalt er-

laubt, leisten die Forschungsdesigns und Theorien aus den EB, die über das Möglichkeits-

raummodell generalisiert wurden, in diesem Sinne bereits einen wichtigen Beitrag. Denn ein 

Referenz-Möglichkeitsraum kann nur in Verbindung mit Handlungsoptionen, also angemes-

senen Praktiken, existieren. Dazu kann und sollte auch ein Handschlag, der visuell über Bil-

der vermittelt wird, zählen. Beispielsweise hat der Handschlag zwischen US-Präsident 

Obama und Raúl Castro auf Mandelas Beerdigung 2013 die Umstrittenheit vergangener 

Praktiken unterstrichen, weil er nicht zum historischen Referenz-Möglichkeitsraum passte. 

Der Handschlag hat als Symbol den Diskursverlauf speziell beeinflusst, da es unter den Zu-

hörerschaften positive Reaktionen gab (vgl. EB2). 

Insgesamt zeigt das Möglichkeitsraummodell deutlich, dass mit der fallspezifischen Dis-

kursanalyse als zentrale Methode ein umfangreicher Erkenntnisgewinn einhergeht. Darüber 

hinaus schafft das Modell für die Diskursforschung in der IB allgemein einen Mehrwert, weil 

es mit den von Diskursforschern erfassten Herausforderungen Schritt hält. Holzscheiter 

(2014, 157 f.) mahnt beispielsweise an, dass IB-Forscher*innen, die sich in den Diskursana-

l\Ven aXf die hiVWRUiVchen ÄVWUXcWXUeV Rf VignificaWiRn³ kRn]enWUieUWen, aXVVchlie�lich eUkllU-

ten, wie sich Repräsentationen herausgebildet haben und langfristig verändern, indem sie von 

einer anderen dominanten Repräsentation abgelöst werden. Um aber die Gründe für diskur-

sive Verschiebungen und Identitätswandel selbst zu erklären, brauche es eine Mikro-Interak-

tions-Perspektive auf den Diskurs. Dazu gehörten kontextspezifische Faktoren und die Un-

WeUVXchXng indiYidXelleU SSUechakWe, die VRlche ÄWUanVfRUmaWiYe diVcXUViYe mRYeV³ abbilden 

und die Veränderungen auf der Makro-Ebene (Struktur) konstituieren (vgl. Holzscheiter 

2014, 158). Auch Diskursforscher Thomas Diez plädiert dafür, dass in der Diskursforschung 

deU deXWVchen IB ZenigeU die ÄVXbVWanWielle BedeXWXngV]XVchUeibXng Xnd -fi[ieUXng³ im 

VRUdeUgUXnd VWehen VRllWe alV die ÄGUen]en deV LegiWimen, die SURdXkWiYe MachW deU DiVkXUVe 

Xnd die HegemRnien in den WUanVnaWiRnalen DiVkXUVen³ (Diez 2014, 395). Die besondere 

Stärke im Möglichkeitsraummodell liegt darin, dass die historischen Repräsentationen zwar 
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rekonstruiert werden, sie aber als Vorstudie nicht den Schwerpunkt setzen. Gleichzeitig wird 

anerkannt, dass sie absolut notwendig für die Einordnung der Ergebnisse aus der Hauptstudie, 

der fallspezifischen Diskursanalyse sind. 

Der Möglichkeitsraum bildet nicht nur die YRn Die] beVchUiebenen ÄGUen]en deV LegiWimen³ 

ab, sondern liefert direkt mit dem dahinterliegenden Identitätskonzept eine Erklärung für die 

Grenzen. Gleichzeitig wird in der Hauptstudie, der fallspezifischen Diskursanalyse, die Um-

strittenheit dieser historisch bedingten Grenzen untersucht, indem Erweiterungen oder 

Grenzdurchbrüche offengelegt werden. Der Analyseschwerpunkt liegt demnach auf dem ak-

WiYen SSUachgebUaXch miW Veinen ÄM|glichkeiWen deU WelW(Xm)deXWXng³ (KelleU 2011, 9). 

Die Diskursanalyse selbst soll aufzeigen, ob die Grenzen des Möglichen noch bestehen oder 

herausgefordert werden und wenn ja, welche alternativen Repräsentationen, das heißt Dis-

kursformationen, gesellschaftlich von Bedeutung sind. 

Holzscheiter (2014, 158) beschreibt sehr passend, dass in der IB und speziell in Krisenzeiten 

vor allem diskursanalytische Ansätze, die vom Akteur ausgehen, einen Mehrwert bringen, 

weil diese aufzeigen können, wie neue Normen produziert und alte verändert werden. Das 

bringt die fallspezifische Diskursanalyse im Möglichkeitsraummodell mit sich. Gleichzeitig 

müsse aber die historische Situiertheit dieser diskursiven Auseinandersetzungen über den 

spezifischen sozialen Kontext hinaus berücksichtigt werden: 

However, discourse approaches that focus on micro-interaction still need to address the question of 
how, when, and where the communicative action of discursive agents has a transformational, perlocu-
WiRnaU\ effecW nRW Rnl\ ZiWhin Whe cRnfineV Rf VSecific VRcial cRnWe[WV [«], bXW alVR Rn Whe laUgeU cRn-
VWiWXWiRnal diVcRXUVeV and ³naUUaWiYeV´ WhaW VXSSRUW SaUWicXlaU nRUmaWiYe and V\mbRlic RUdeUV in inWeU-
national politics (Holzscheiter 2014, 158) 

Die ³laUgeU cRnVWiWXWiRnal diVcRXUVeV and Ãnarrativesµ³ (ebd.) und die von Diez beschriebe-

nen ÄHegemRnien in den WUanVnaWiRnalen DiVkXUVen³ (Diez 2014, 395) können im Endeffekt 

je nach Untersuchungsgegenstand und Forschungsinteresse auch als Referenz-Möglichkeits-

raum abgebildet werden. Im Gegensatz zur internationalen Politik ist die Außenpolitikfor-

schung insofern methodisch dankenswert, als dass Diskurshegemonien weniger global be-

trachtet werden. Wobei die Handlungskontexte oberhalb der nationalen Ebene (EB2 und 

EB3) schon darauf hindeuten, dass kollektive Diskurshegemonien eine soziale Struktur ab-

bilden. Der Referenz-Möglichkeitsraum kann eine globale Perspektive für die internationale 

Politik einnehmen, wenn sich die historische Vorstudie auf globale ideelle Strukturen kon-

zentriert. Diese liefern die historischen Gründe für globale Maßstäbe zum Beispiel im Um-

gang mit der Klima-Krise, der Terrorismusbekämpfung oder der humanitären Hilfe. Dann 

liegt der Forschungsschwerpunkt eher auf der sehr aufwendigen Rekonstruktion dieser 
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ideellen Struktur als transnationales hegemoniales Projekt. In der fallspezifischen Dis-

kursanalyse könnte der diskursive Umgang verschiedener staatlicher und auch nicht-staatli-

cher Akteure mit der Diskurshegemonie untersucht werden. Es könnten auch gesellschaftli-

che Kipppunkte und globale Umbrüche in Bezug auf ein bestimmtes Thema betrachtet 

werden. Erfasst man Demokratie als hegemoniales Projekt mit klaren Werten und Vorstel-

lungen von Recht und Unrecht, könnte in Diskursanalysen der Umgang mit Demokratie als 

ideelle Struktur untersucht werden. Welcher Akteur identifiziert sich mit den demokrati-

schen Werten und bevorzugt Handlungsoptionen aus dem Referenz-Möglichkeitsraum der 

Demokratie Xnd ZeU beZegW Vich aX�eUhalb deU ÄGUen]en deV LegiWimen³ aXV Zelchen GU�n-

den? Rechtfertigungsprozesse für Handlungspräferenzen außerhalb des demokratischen 

Möglichkeitsraumes legen die ideellen Wurzeln unter den Argumenten offen und können zu 

einem besseren Gesamtverständnis über den Zustand der Demokratie beitragen. An dieser 

Stelle spielen formative Bedingungen wie Krisenerscheinungen eine besondere Rolle, weil 

Krisen Diskurse beeinflussen können, indem sie Raum für alternative Ideen und Konzepte 

schaffen und so Strukturen ins Wanken bringen. Hier wären besonders Gesellschaften inte-

ressant, die zwar (noch) in einer verfassungsrechtlichen Demokratie leben, aber ideell mit 

dem Populismus und autoritären Ideen liebäugeln. Insofern hat das Möglichkeitsraummodell 

das Potenzial, auch für die Diskursforschung in den IB allgemein eine Orientierung zu bie-

ten. 

5.3 Herausforderungen, Forschungsdesiderate und Ausblick 

Im Rahmen dieser Dissertationsschrift sind die folgenden vier Themen als zentrale Heraus-

forderungen für die sozialkonstruktivistische Außenpolitikforschung zu benennen: Metho-

denvielfalt zur Rekonstruktion des Referenz-Möglichkeitsraumes, die Bedeutung von for-

mativen Bedingungen und ihre methodische Erforschung, Diskursanalysen außerhalb 

demokratisch-pluralistischer Gesellschaften und die Bedeutung von Social Media und Po-

pulismus. 

Methoden zur Rekonstruktion des Referenz-Möglichkeitsraumes 

Der Referenz-Möglichkeitsraum bildet die Grundlage für die Einordnung und Bewertung 

der gesamten Forschungsergebnisse. Um vollumfänglich erklären zu können, wie Außenpo-

litik in einem konkreten Handlungskontext möglich wurde und welche konstitutiven Wir-

kungen damit einhergehen, werden nationale Rechtfertigungsdiskurse untersucht (Akteur), 

jedoch immer vor dem Hintergrund einer ideellen, handlungsleitenden Struktur (Ko-Konsti-

tution Akteur und Struktur). Deshalb sind historische Kenntnisse über die Entstehung und 
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den Zustand der in dem jeweiligen Handlungskontext relevanten (Identitäts-)Struktur uner-

lässlich. Sozialkonstruktivistische Außenpolitikforschung ist abhängig von einer möglichst 

plausiblen Endogenisierung von Identitäten, aus denen sich Interessen und damit legitime 

Handlungsoptionen ableiten lassen. 

In den Einzelbeiträgen wird deutlich, dass die kollektive Identität als strukturierender Hand-

lungsrahmen nicht ausschließlich diskursanalytisch ermittelt wurde, sondern es große me-

thodische Unterschiede in diesem Analysefeld gibt. Aus diesem Grund wurde die Methode 

in der historischen Vorstudie im Möglichkeitsraummodell bewusst nicht weiter spezifiziert. 

Vielmehr geht es darum, dass die rekonstruierten Identitätskonzepte wissenschaftlich nach-

vollziehbar und für die Akteure im jeweiligen Handlungskontext relevant sind. Was episte-

mologisch als Limitation gesehen werden kann, Zeil deU GUXndVaW] Ädie WahUheiW iVW nXU im 

Diskurs ]X finden³ nichW eingehalWen ZiUd, iVW zugleich eine Stärke, da es eine methodische 

Offenheit und pragmatische Herangehensweise erlaubt. So kann der methodisch aufwendi-

gere diskursanalytische Fokus beim Sprachgebrauch liegen, was sowohl in der Außenpoli-

tik- als auch in der Diskursforschung größtenteils bevorzugt wird. 

Aus VR]ialkRnVWUXkWiYiVWiVcheU PeUVSekWiYe k|nnen ÄInVWiWXWiRnen³, YeUVWanden alV die T\Si-

sierung von Situationen, durch Routinen und wiederholte Handlungen entstehen. Diese ÄIn-

stitutionalisierung macht das Handeln wechselseitig kalkulierbar³ (Abels 2007, 99). Ein 

Blick auf Routinen als diVkXUViYe PUakWiken im Sinne eineU ÄLRgik deU GeZRhnheiW³ (Hopf 

2010) kann ebenfalls hilfreich sein, um den Referenz-Möglichkeitsraum in einem bestimm-

ten Handlungskontext zu erfassen. In AnlehnXng an den ÃSUacWice WXUnµ zeigt das Möglich-

keitsraummodell auf, wie sich Practices als strukturelle Erklärungsfaktoren in sozialkon-

struktivistischen Forschungsdesigns wiederfinden. Dies hält auch der Kritik stand, dass sich 

konventionelle Konstruktivisten zu stark auf Akteure und die endogene Herausbildung von 

Identitäten konzentrierten und dabei den Einfluss von Strukturen vernachlässigen würden 

(vgl. Hopf 2010, S. 540). Dabei sei anzumerken, dass auch Institutionen zu Beginn einen 

Legitimationsprozess durchlaufen, der eine gewisse Identität konstituiert und stabilisiert 

(vgl. ÄinVWiWXWiRnaliVieUWe SecXUiWi]aWiRnV³ in EB2). 

Da eine historische Diskursanalyse nach wie vor epistemologisch die sauberste Lösung ist, 

dies aber nicht immer im Rahmen einer Vorstudie leistbar ist, schlage ich vor, dass Sozial-

konstruktivisten speziell in diesem Analysefeld eine methodische Offenheit und interdiszip-

linäre Ansätze begrüßen. Denn die Hauptstudie gewinnt an Aussagekraft, je tiefgründiger 

und gleichzeitig kontextspezifischer der Referenz-Möglichkeitsraum im Rahmen einer 
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Vorstudie untersucht wurde. Während Wæver und Hansen (2002) eine historisch offene Me-

WhRde Zlhlen Xnd ÄWiefeV LeVen³ YRUVchlagen, um gute Diskursanalysen durchführen zu kön-

nen, rekonstruieren Stahl und Harnisch (2009b, 38) zwei außenpolitische Nachkriegsdis-

kurse als zeithistorische Vorstudien, um dem Endogenisierungsproblem von Identitäten mit 

einer methodischen Sparsamkeit und erhöhter Treffsicherheit zu begegnen. Durch die zeit-

liche Begrenzung muss der*die Analyst*in seine Interpretation und Suche nach Identitäts-

elementen nicht im Vorfeld einschränken. Vielmehr ist eine inhaltlich offene Herangehens-

weise möglich, die besonders viele für die Außenpolitik identitäre Charakteristika im 

historischen Diskurs erfassen lässt (ebd., 41). EB1 hat gezeigt, dass ein kontextspezifischer 

Diskursvergleich in einem jeweils begrenzten Zeitraum (1992/1993 und 2015/2016) viel-

versprechende Ergebnisse liefern kann. 

Zusätzlich ist es an dieser Stelle sinnvoll, wenn der*die Forscher*in von etablierten theore-

tischen Ansätzen und bereits existierenden Forschungsergebnissen profitiert und eine inter-

disziplinäre Zusammenarbeit mit Historiker*innen, Soziolog*innen, Kultur- und Sprachwis-

senschaftler*innen anstrebt. Denkbar wäre auch, dass im Rahmen eines 

sozialkonstruktivistischen Forschungsprogramms ein strukturierter Länder-Index zu histori-

schen Identitätsdiskursen mit Bezug zu zentralen Themen der IB, wie Krieg und Frieden, 

Demokratie und internationales Recht, erstellt wird. Es sind bereits diverse Forschungser-

gebnisse vorhanden und ein gebündeltes Nachschlagewerk könnte die Arbeit sozialkon-

struktivistischer Forscher*innen erheblich professionalisieren, weil sie sich in Artikeln für 

Fachzeitschriften auf die Hauptstudie konzentrieren und die historische Vorstudie weitest-

gehend über Sekundärliteratur abdecken könnten. 

Formative Bedingungen 

Die Ergebnisse aus EB2 zeigen, dass Veränderungen in der relevanten Zuhörerschaft eine 

wichtige Rolle für den weiteren Diskursverlauf spielen. Im Diskurs spiegeln sich nach 

Foucault (1989) die gesellschaftlichen Einstellungen zu einem bestimmten Thema. Die DIT 

kann vor dem Hintergrund formativer Ereignisse beispielsweise Diskursformationsverschie-

bungen aufzeigen und erklären. Doch was erklärt, wann und warum ein Ereignis formativ für 

den Diskurs ist? Der Diskurs konstituiert die Wirklichkeit und wird gleichzeitig selbst von 

Bedeutungsstrukturen konstituiert. Da sich in der Außenpolitikforschung der*die Beobach-

ter*in auf Parlamentsdebatten oder Regierungsstatements konzentriert, können gesellschaft-

liche Veränderungen zeitlich vorangegangen sein. Es gibt immer wieder außenpolitische Ent-

scheidungen, die gesellschaftlich umstritten sind. Würde der Diskurs die Einstellungen in der 
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Gesellschaft spiegeln, wäre Contestedness als Phänomen ausgeschlossen. Wenn die Vorstel-

lungen in der Gesellschaft und in der politischen Elite zu einem bestimmten Thema ausei-

nanderfallen, sprechen wir von einem Elite-Mass Split (vgl. EB2). Was kann diesen Elite-

Mass Split erklären und wie beeinflusst das den weiteren Diskursverlauf? EB2 zeigt deutlich, 

dass es sich lohnt, formative Bedingungen, die den Diskursverlauf prägen, genauer zu analy-

sieren. Letztlich hilft das, um einschätzen zu können, wo die ÄSURdXkWiYe MachW³ deV DiVkXU-

ses liegt. Trumps Re-securitization 2017 hat weniger produktive Macht als die von der Bush-

Regierung 2001, weil sich die Einstellungen in der Gesellschaft und mit ihnen der Diskurs 

zwischenzeitlich stark verändert haben. 

Ein Vorschlag wäre, die in Abschnitt 3.2 vorgestellten inneren und äußeren formativen Be-

dingungen um ökonomische, ökologische und soziokulturelle Faktoren zu erweitern und 

diese gegebenenfalls strukturierter in die Analyse mit einzubeziehen. Zu den inneren Bedin-

gungen, die formativ auf den Diskurs einwirken können, zählen u. a. politische Faktoren 

(Regierungswechsel, Staatsform, bevorstehende Wahlen), ökonomische Faktoren (Arbeits-

losigkeit, Wirtschaftswachstum, Rohstoffkosten), soziokulturelle Faktoren (Altersgruppen, 

Religionen und Werte) und ökologische Faktoren (Naturkatastrophen, Dürre, Wasserknapp-

heit). Das alles sind materielle Faktoren, die durch die intersubjektive Wahrnehmung in der 

Bevölkerung diskursive Bedeutung erlangen. Diese Faktoren sind eher empirische Indizien, 

die als Anhaltspunkte in die Analyse mit aufgenommen werden könnten, um die Argumen-

tationsmuster in einem spezifischen Fall und die Resonanz in der Gesellschaft besser ein-

ordnen und erklären zu können. Kontextspezifische Meinungsumfragen und die zusätzliche 

Auswertung öffentlicher Diskurse mit Bezug auf formative Faktoren können wichtige Er-

kenntnisse über einen bevorstehenden Identitätswandel bringen. 

Formative Bedingungen liefern Hinweise für Veränderungen und zeigen der Analyst*in auf, 

wann eine Diskursanalyse lohnenswert erscheint, weil größere Veränderungen bevorstehen. 

Sie liefern eine Art Vorgeschichte zu Diskursformationsverschiebungen bzw. Contestedness 

und Desecuritization und können als zusätzliche Analyseebene das Argument rund um ge-

sellschaftliche Veränderungsprozesse schärfen. Wie und in welchem Umfang sie im Rah-

men einer fallspezifischen Diskursanalyse erforscht werden sollten stellt ein Forschungsde-

siderat dar. 

Diskursanalysen außerhalb demokratisch-pluralistischer Gesellschaften 

Dieses Themenfeld knüpft direkt an den Umgang mit formativen Bedingungen an. Spiegelt 

der politische Diskurs auch in autoritären Regimen die Einstellungen einer Gesellschaft? Wo 
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liegt hier die diskursive Macht? Liegt sie eheU beim ÄSUiYileged VWRU\WelleU³ alV bei deU ge-

sellschaftlich getragenen Struktur? Diese Machtfragen scheinen vor allem für eine Dis-

kursanalyse bei Akteuren mit autoritären Strukturen und populistischen Amtsträgern rele-

vant zu sein. 

In den Einzelbeiträgen wurden bis auf Kuba ausschließlich Demokratien untersucht. Mit 

Kuba hat sich aber gezeigt, dass auch hier Diskursanalysen lohnenswert sind. Möchte man 

das Möglichkeitsraummodell auf autoritäre Staaten anwenden, verschiebt sich etwas der Fo-

kus. Auch oder gerade besonders autoritäre Regime sind daran interessiert, die Bevölkerung 

von ihrem Weg zu überzeugen und so Unruhen und einen innergesellschaftlichen offenen 

Diskurs zu vermeiden. Der Regierungsdiskurs ist per Staatsform der Hauptdiskurs, der sich 

auf eine relativ stabile Identität stützt, weil sie konsequent reproduziert wird. Die Grenzen 

des Möglichkeitsraumes müssten viel stabiler als in demokratischen Ländern sein, weil ge-

sellschaftliche Veränderungen, wenn überhaupt, in einem unbedeutenden Nischen-Diskurs 

stattfinden. Ist der Referenz-Möglichkeitsraum einmal ermittelt worden, erscheint die Au-

ßenpolitik von autoritären Staaten berechenbarer als von Ländern, in denen unterschiedliche 

Meinungen öffentlich diskutiert werden. Die nationale Identität als Legitimationsquelle für 

Außenpolitik ist unverzichtbar und vermutlich viel expliziter. Russland wäre hier ein viel-

versprechender Untersuchungsgegenstand. Auf welche nationale Identität gründet der russi-

sche Rechtfertigungsdiskurs zum Ukraine-Krieg? Wird im Diskurs ein Referenz-Möglich-

keitsraum reproduziert, also bestätigt, der sich schon viele Jahre zuvor etabliert hat und 

kontinuierlich reproduziert wird oder hat Vladimir Putin speziell im Ukraine-Krieg ein dis-

kursives Machtmonopol? Hätten Sozialkonstruktivisten den russischen Angriffskrieg erwar-

Wen k|nnen, Zenn eUfRUVchW ZRUden ZlUe, daVV die HandlXngVRSWiRn Ämilitärische Mittel³ 

b]Z. ÄdeU BUXch inWeUnaWiRnalen RechWV³ beUeiWV Yiele JahUe ]XYRU diVkXUViY legiWimieUW 

wurde? Und viel wichtiger: Trägt die Gesellschaft eine größere Verantwortung für die ge-

genwärtige Außenpolitik, wenn im Rechtfertigungsdiskurs ein historischer Referenzmög-

lichkeitsraum reproduziert wird? 

Social Media und Populismus 

Die neuen Medien und der globale, synchrone Zugang zu Informationen können die Grenzen 

von Referenz-Möglichkeitsräumen ins Wanken bringen. In den EB wurden Diskurse vom 

ÄSUiYileged VWRU\WelleU³ untersucht, der politische Entscheidungen treffen kann und gesell-

schaftlich autorisiert ist zu sprechen. Die Gesellschaft wird aber zunehmend mit Informati-

onen auf Social-Media-Plattformen konfrontiert, die die Glaubwürdigkeit von den 
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Äprivilegierten Geschichtenerzählern³ RdeU dem ÄEVWabliVhmenW³ in Frage stellen. Welche 

Auswirkungen haben diese Entwicklungen für die Bewertung von außenpolitischen Diskur-

sen? 

Abschließend ist festzuhalten, dass mit dem Möglichkeitsraummodell die Aussagekraft ei-

ner sozialkonstruktivistischen Außenpolitikforschung und damit ihre Relevanz für Politik 

und Wissenschaft beleuchtet und unterstrichen werden konnte. 

Dass das Möglichkeitsraummodell an aktuelle Debatten um den Sozialkonstruktivismus in 

den IB anknüpft, zeigt eine auffällige Schnittmenge mit McCouUWV ÄNeZ CRnVWUXcWiYiVm³ 

(McCourt 2016, 2022). Dieser will Praxistheorie und Relationismus miteinander vereinen, 

um so drei zentrale Dichotomien im Sozialkonstruktivismus, die sich seit den 1990er Jahren 

herausgebildet haben, aufzulösen. Gemeint sind die Debatten zwischen Rationalismus und 

konstitutiver Theoriebildung, zwischen Akteur und Struktur und zwischen Sozialkonstruk-

tivismus und Post-Strukturalismus. Interessanterweise plädiert McCourt (2022) dafür, dass 

deU ÄNeZ CRnVWUXcWiYiVm³ anti-fundamentalistisch, anti-essentialistisch, reflexiv und unbe-

dingt historisch sein soll. Darüber hinaus wirbt er für eine methodische und konzeptuelle 

Vielfalt, obschon die Diskursanalyse am besten zum Konstruktivismus passen würde. Au-

ßerdem müsse sich die Forschung auf Emotionen und Affekte in menschlichem Handeln 

einstellen und politisch neutral, das heißt, nicht kritisch sein. Diese letzten zwei Punkte 

würde ich zur Diskussion stellen, während die anderen Eigenschaften zu den hier vorgestell-

ten ontologischen und epistemologischen Prämissen des konstitutiven Sozialkonstruktivis-

mus passen. 

Darüber hinaus liefert diese Dissertation mit dem Möglichkeitsraummodell und der exemp-

larischen Anwendung durch die Einzelbeiträge ein theoriegeleitetes Konzept für die sozial-

konstruktivistische Außenpolitikforschung. Das Modell ist auf verschiedene theoretische 

Ansätze anwendbar, sodass es dazu dient, andere identitäts- und diskursgeleitete empirische 

Fallstudien in der Außenpolitikforschung in Hinblick auf ihre Aussagekraft zu bewerten. So 

kann es sozialkonstruktivistischen Außenpolitikforscher*innen dabei unterstützen, die Stär-

ken sowie mögliche Lücken in ihren Forschungsdesigns zu erkennen. Wie sich in dieser 

abschließenden Diskussion zeigt, knüpft das Modell an aktuelle Debatten in den IB an und 

hat somit das Potenzial, den konstitutiven Sozialkonstruktivismus als eigenes Forschungs-

programm in der Außenpolitikforschung und gegebenenfalls sogar darüber hinaus besser zu 

positionieren. 
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6 Darstellung des jeweiligen Eigenanteils 

EB1 Die Grundidee für das Forschungsthema von EB1 entwickelte Bernhard Stahl im Win-

tersemester 2019/20 im Rahmen einer Präsentation für die öffentliche Vortragsreihe zum 

Thema ÄMigUaWiRn ± FaceWWen eineV mXlWidiV]iSlinlUen Xnd allgegenZlUWigen BegUiffV³ an 

der Universität Passau. Auf dieser Grundlage vertiefte die Autorin dieser Dissertation das 

Forschungsdesign und verfasste die wesentlichen Kernstücke des Artikels. Die Gliederung, 

Literaturrecherche, der theoretische Teil sowie die empirische Diskursanalyse, in der neue 

Erkenntnisse gewonnen wurden, lagen in der Verantwortung der Autorin. Bernhard Stahl 

stand vor allem beratend zur Seite und hat für den Schluss und Ausblick einige Impulse 

gegeben. Zudem hat Bernhard Stahl das Eingangsstatement ÄMigUaWiRn, daV finde ich«³ 

verfasst. Das Manuskript wurde bis zur Veröffentlichung gemeinsam überarbeitet, wobei die 

Autorin die ersten Vorschläge formulierte. 

EB2 Die Idee zum Artikel und das Gesamtkonzept stammen von der Autorin. Das im The-

orieteil entwickelte ÄMRdel Rf DpWenWe³ zur Untersuchung von Desecuritization-Prozessen 

in Dyaden entstand in enger Absprache mit Bernhard Stahl. Die schriftliche Ausarbeitung 

der Einleitung, des Theorieteils, die empirische Analyse und der Schluss lagen in der allei-

nigen Verantwortung der Autorin. Bis zur Veröffentlichung wurden die Rückmeldungen der 

Gutachter*innen gemeinsam diskutiert und das Manuskript mehrmals gemeinsam überar-

beitet, wobei Bernhard Stahl hier vor allem an der Einleitung und am Schluss beteiligt war. 

Die Autorin hat die Korrespondenz mit dem Verlag eigenständig geführt. 

EB3 Der Impulsgeber für den Aufsatz war Bernhard Stahl. Am Gesamtkonzept waren alle 

drei Autor*innen beteiligt und die Arbeitsanteile sind nicht trennscharf zu ziehen. Die Au-

torin hat sich der theoriegeleiteten empirischen Analyse gewidmet und die Ergebnisse für 

den Aufsatz schriftlich ausgearbeitet. Der theoretische Teil wurde von Robin Lucke in enger 

Zusammenarbeit mit Bernhard Stahl und der Autorin verfasst. An der Einleitung und dem 

Schlussteil waren alle drei Autor*innen beteiligt. Die Korrespondenz mit dem Verlag führte 

Robin Lucke. 

EB4 Die Idee und konzeptionelle Ausarbeitung zum Handbuchbeitrag wurde von der Auto-

rin entwickelt und der Aufsatz allein verfasst. 



66 Literaturverzeichnis 

 

Literaturverzeichnis 

Abels, Heinz. 2007. ÄBeUgeU Xnd LXckmann: Die geVellVchafWliche KRnVWUXkWiRn deU WiUk-
lichkeit.³ In Interaktion, Identität, Präsentation, Hrsg. Heinz Abels. Wiesbaden: VS 
Verlag für Sozialwissenschaften, 87±114. 

Adamides, Constantinos. 2020. Securitization and Desecuritization Processes in Protracted 
Conflicts: The Case of Cyprus. Cham: Springer International Publishing. 

AdleU, EmanXel. 2008. ÄThe SSUead Rf Security Communities: Communities of Practice, 
Self-ReVWUainW, and NATO¶V PRVW-cold War Transformation.³ European Journal of 
International Relations 14(2): 195±230. 

Adler, Emanuel und Michael Barnett. 1998. Security Communities. Cambridge (UK), New 
York: Cambridge University Press. 

Adler, Emanuel und Patricia Greve. 2009. ÄWhen SecXUiW\ CRmmXniW\ MeeWV Balance Rf 
Power: Overlapping Regional Mechanisms of Security Governance.³ Review of In-
ternational Studies 35(Suppl. S1): 59±84. 

Balzacq, Thierry (Hrsg.). 2011. Securitization theory: How security problems emerge and 
dissolve. Milton Park, Abingdon, Oxon, New York: Routledge. 

BanWa, Benjamin. 2013. ÄAnal\Ving DiVcRXUVe aV a CaXVal MechaniVm.³ European Journal 
of International Relations 19(2): 379±402. 

Barnett, Michael 2018. Ä2. WhaW IV InWeUnaWiRnal RelaWiRnV TheRU\ GRRd FRU?³ In Chaos in 
the Liberal Order, Hrsg. Robert Jervis, Francis J. Gavin, Joshua Rovner und Diane 
N. Labrosse. Columbia University Press, 8±21. 

Berenskoetter, Felix. 2017. Identity in International Relations. http://oxfordre.com/interna-
tionalstudies/view/10.1093/acrefore/9780190846626.001.0001/acrefore-
9780190846626-e-218 (zuletzt abgerufen am 8. März 2023). 

Bevir, Mark und Oliver Daddow. 2015. ÄInWeUSUeWing FRUeign PRlic\: NaWiRnal, CRmSaUaWive 
and Regional Studies.³ International Relations 29(3): 273±287. 

BRekle, Henning Xnd J|Ug NadRll. 2003. ÄZXm SWand deU IdenWiWlWVfRUVchXng.³ In Europäi-
sche Außenpolitik und nationale Identität. Vergleichende Diskurs- und Verhaltens-
studien zu Dänemark, Deutschland, Frankreich, Griechenland, Italien und den Nie-
derlanden, Hrsg. Britta Joerißen und Bernhard Stahl. Münster: LIT-Verlag, 159±166. 

Brummer, Klaus und Kai Oppermann. 2019. Außenpolitikanalyse. Bosten: De Gruyter 
Oldenbourg. 

Buzan, Barry, Ole Wæver und Jaap de Wilde. 1998. Security: A new framework for analysis. 
Boulder, Colo: Lynne Rienner Pub. 

Campbell, David. 1992. Writing Security: United States Foreign Policy and the Politics of 
Identity. Glasgow: University of Minnesota Press. 



Literaturverzeichnis 67 

Carlsnaes, Walter. 2002. ÄFRUeign PRlic\.³ In Handbook of International Relations, Hrsg. 
Walter Carlsnaes, Thomas Risse und Beth A. Simmons. London: SAGE Publications, 
331±350. 

CaUYeU, TeUUell. 2002. ÄDiVcRXUVe Anal\ViV and Whe µLingXiVWic TXUn¶.³ European Political 
Science 2(1): 50±53. 

Deutsch, Karl W. 1957. Political Community and the North Atlantic Area: International 
organization in the light of historical experience. Princeton, N.J.: Princeton Univ. 
Press. 

DeXWVchlandfXnk. 2023. ÄRefRUm deU AV\lSRliWik: WaV die EinigXng der EU-Innenminister 
bedeutet.³ hWWSV://ZZZ.deXWVchlandfXnk.de/UefRUm-der-asylpolitik-was-die-eini-
gung-der-eu-innenminister-bedeutet-100.html (zuletzt abgerufen am 30. August 
2023). 

Die], ThRmaV. 2014. ÄBedeXWXngen Xnd GUen]en: AnmeUkXngen ]XU DiVkXUVfRUVchung in 
den deXWVchVSUachigen InWeUnaWiRnalen Be]iehXngen³. In Diskursforschung in den In-
ternationalen Beziehungen, Hrsg. Eva Herschinger und Judith Renner. Baden-Baden: 
Nomos, 381±398. 

Dück, Elena. 2020. Identity makes the World go round: Social Constructivist Foreign Policy 
Analysis. Universität Passau. 

Dunn, Kevin C. und Iver B. Neumann. 2016. Undertaking discourse analysis for social re-
search. Ann Arbor: University of Michigan Press. 

Fierke, Karin M. 2001. ÄCUiWical MeWhRdRlRg\ and CRnVWUXcWiYiVm.³ In Constructing inter-
national relations: The next generation (International relations in a constructed 
world), Hrsg. K. M. Fierke und Knud Erik Jørgensen. Armonk, N.Y.: M.E. Sharpe, 
115±135. 

FlRckhaUW, TUine. 2016. Ä4. CRnVWUXcWiYiVm and FRUeign PRlic\.³ In Foreign Policy, Hrsg. 
Steve Smith, Amelia Hadfield und Tim Dunne. Oxford: University Press. 

Foucault, Michel. 1989. The Archaeology of Knowledge. London: Routledge. 

George, Alexander L. und Andrew Bennett. 2005. Case studies and theory development in 
the social sciences. Cambridge (Mass.): MIT Press. 

Giddens, Anthony. 1988. Die Konstitution der Gesellschaft: Grundzüge einer Theorie der 
Strukturierung. Frankfurt, New York: Campus Verlag. 

Glassner, Sebastian. 2018. ÄFukushima Externer Schock mit Nachwirkungen? Eine verglei-
chende Analyse zum Einfluss des Reaktorunglücks auf die politische Agenda in 
Deutschland und Frankreich.³ Seminararbeit an der Universität Passau (unveröffent-
licht). 

Hansen, Lene. 2002. ÄCRnclXViRn.³ In European integration and national identity: The chal-
lenge of the Nordic states (The new international relations series), Hrsg. Lene Hansen 
und Ole Wæver. London, New York: Routledge, 214±225. 



68 Literaturverzeichnis 

 

²²². 2006. Security as practice: Discourse analysis and the Bosnian war. New York: 
Routledge. 

²²². 2012. ÄRecRnVWUXcWing DeVecXUiWiVaWiRn: The NRUmaWiYe-Political in the Copenha-
gen School and Directions for How to Apply It.³ Review of International Studies 
38(03): 525±546. 

²²². 2016. Ä5. DiVcRXUVe Anal\ViV, PRVW-Structuralism, and Foreign Policy.³ In Foreign 
Policy, Hrsg. Steve Smith, Amelia Hadfield und Tim Dunne. Oxford: University 
Press. 

Hansen, Lene und Ole Wæver (Hrsg.). 2002. European integration and national identity: 
The challenge of the Nordic states. LRndRnௗ, New York: Routledge. 

Harnisch, Sebastian und Jason Franz. 2022. ÄSR]ialkRnVWUXkWiYiVmXV in den internationalen 
Beziehungen.³ In Handbuch Internationale Beziehungen, Hrsg. Frank Sauer, Luba 
von Hauff, und Carlo Masala. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften, 1±
22. 

HaUniVch, SebaVWian Xnd BeUnhaUd SWahl. 2009. ÄFa]iW: Die idenWiWlUen M|glichkeiWVUlXme 
der EU-Außenpolitik.³ In Vergleichende Außenpolitikforschung und nationale Iden-
titäten: Die Europäische Union im Kosovo-Konflikt 1996±2008, Hrsg. Bernhard 
Stahl und Sebastian Harnisch. Baden-Baden: Nomos, 275±292. 

Hart, Dan und Asaf Siniver. 2020. ÄThe Meaning Rf DiSlRmac\.³ International Negotiation 
26(2): 159±183. 

Herschinger, Eva und Judith Renner. 2014. ÄDiVkXUVfRUVchXng in den InWeUnaWiRnalen Bezie-
hungen.³ In Handbuch Internationale Beziehungen, Hrsg. Carlo Masala und Frank 
Sauer. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften, 1±21. 

Holzscheiter, Anna. 2014. ÄBeWZeen CRmmXnicaWiYe InWeUacWiRn and SWUXcWXUeV Rf Signifi-
cation: Discourse Theory and Analysis in International Relations.³ International 
Studies Perspectives 15(2): 142±162. 

Hopf, Ted. 2002. Social Construction of International Politics: Identities and Foreign Pol-
icies, Moscow, 1955 and 1999. Ithaca: Cornell University Press. 

²²². 2010. ÄThe LRgic Rf HabiW in InWeUnaWiRnal RelaWiRnV.³ European Journal of Inter-
national Relations 16(4): 539±561. 

IUeW]beUgeU, ManXel Xnd BeUnhaUd SWahl. 2018. ÄPRliWikUeleYan] Xnd HandlXngVemSfehlXn-
gen in den Internationalen Beziehungen.³ Zeitschrift für Internationale Beziehungen 
25(2): 64±95. 

Joerißen, Britta und Bernhard Stahl (Hrsg.). 2003. Europäische Außenpolitik und nationale 
Identität. Vergleichende Diskurs- und Verhaltensstudien zu Dänemark, Deutschland, 
Frankreich, Griechenland, Italien und den Niederlanden. Münster: LIT-Verlag. 

KelleU, ReineU. 2011. ÄDie AkWXaliWlW deU DiVkXUVfRUVchXng.³ In Diskursforschung. Eine Ein-
führung für SozialwissenschaftlerInnen, Hrsg. Reiner Keller. Wiesbaden: VS Verlag 
für Sozialwissenschaften, 7±11. 



Literaturverzeichnis 69 

Kratochwil, Friedrich V. 1989. Rules, Norms, and Decisions: On the Conditions of Practical 
and Legal Reasoning in International Relations and Domestic Affairs. Cambridge 
University Press. 

March, James G. und Johan P. Olsen. 1989. Rediscovering Institutions. The Organizational 
Basis of Politics. New York, London: Free Press. 

Marcussen, Martin, Thomas Risse, Daniela Engelmann-Martin, Hans Joachim Knopf und 
Klaus Roscher. 1999. ÄCRnVWUXcWing EXURSe? The EYRlXWiRn Rf FUench, BUiWiVh and 
German Nation State Identities.³ Journal of European Public Policy 6(4): 614±633. 

McCRXUW, DaYid M. 2016. ÄPUacWice TheRU\ and RelaWiRnaliVm aV Whe NeZ CRnVWUXcWiYiVm.³ 
International Studies Quarterly 60(3): 475±485. 

²²². 2022. The New Constructivism in International Relations Theory. Bristol: Policy 
Press. 

McDRnald, MaWW. 2013. ÄCRnVWUXcWiYiVm.³ In Security studies: An introduction, Hrsg. Paul 
Williams. London, New York: Routledge, 63±76. 

McSZeene\, Bill. 1996. ÄIdenWiW\ and VecXUiW\: BX]an and Whe CRSenhagen VchRRl.³ Review 
of International Studies 22(1): 81±93. 

Milliken, JennifeU. 1999. ÄThe SWXd\ Rf DiVcRXUVe in InWeUnaWiRnal RelaWiRnV: A CUiWiTXe Rf 
Research and Methods.³ European Journal of International Relations 5(2): 225±254. 

NadRll, J|Ug. 2000. ÄDiVkXUVanal\Ve Xnd AX�enSRliWikfRUVchXng.³ UniYersität Trier, PAFE-
Arbeitspapier Nr. 2. 

²²². 2003. ÄFRUVchXngVdeVign ± Nationale Identität und Diskursanalyse.³ In Europäi-
sche Außenpolitik und nationale Identität. Vergleichende Diskurs- und Verhaltens-
studien zu Dänemark, Deutschland, Frankreich, Griechenland, Italien und den Nie-
derlanden, Hrsg. Britta Joerißen und Bernhard Stahl. Münster: LIT-Verlag, 167±189. 

Norman, Ludvig. 2021. ÄReWhinking CaXVal E[SlanaWiRn in InWeUSUeWiYe InWeUnaWiRnal SWX-
dies.³ European Journal of International Relations 27(3): 936±959. 

Oppermann, Kai. 2019. ÄKRnVWUXkWiYiVmXV.³ In Außenpolitikanalyse, Hrsg. Klaus Brummer 
und Kai Oppermann. Boston: De Gruyter Oldenbourg, 65±88. 

RiVVe, ThRmaV. 2003. ÄKRnVWUXkWiYiVmXV, RaWiRnaliVmXV Xnd TheRUien InWeUnaWiRnaleU Be-
ziehungen ± Warum empirisch nichts so heiß gegessen wird, wie es theoretisch ge-
kocht wurde.³ In Die neuen Internationalen Beziehungen. Forschungsstand und Per-
spektiven in Deutschland, Weltpolitik im 21. Jahrhundert (Bd. 10), Hrsg. Gunther 
Hellmann, Klaus Dieter Wolf und Michael Zürn, Baden-Baden: Nomos, 99±132. 

Rothe, Delf. 2016. Securitizing global warming: a climate of complexity. London; New 
York: Routledge, Taylor & Francis Group. 

Sending, Ole JacRb. 2002. ÄCRnVWiWXWiRn, ChRice and Change: PURblemV ZiWh Whe µLRgic Rf 
AppropriaWeneVV¶ and iWV UVe in CRnVWUXcWiYiVW TheRU\.³ European Journal of Inter-
national Relations 8(4): 443±470. 



70 Literaturverzeichnis 

 

SWahl, BeUnhaUd. 2006. ÄVeUgleichende AX�enSRliWikanal\Ve: DaV VeUhalWen aXVgeZlhlWeU 
EU-Staaten in der Irak-Krise.³ In Methoden der sicherheitspolitischen Analyse: Eine 
Einführung, Hrsg. Alexander Siedschlag. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissen-
schaften, 135±168. 

²²². 2012. ÄTaXmeln im MehU deU M|glichkeiWen: Die deXWVche AX�enSRliWik Xnd Li-
byen.³ Zeitschrift für Außen- und Sicherheitspolitik 5(4): 575±603. 

²²². 2017. ÄVeUanWZRUWXng ± welche Verantwortung? Der deutsche Verantwortungsdis-
kurs und die Waffenlieferungen an die Peschmerga.³ Zeitschrift für Politikwissen-
schaft 27(4): 437±471. 

Stahl, Bernhard und Sebastian Harnisch (Hrsg.) 2009a. Vergleichende Außenpolitikfor-
schung und nationale Identitäten. Die Europäische Union im Kosovo-Konflikt 1996±
2008. Baden-Baden: Nomos. 

²²². 2009b. ÄNaWiRnale IdenWiWlWen Xnd AX�enSRliWiken: EUkennWniVVe, DeVideUaWe Xnd 
neue Wege in der Diskursforschung.³ In Vergleichende Außenpolitikforschung und 
nationale Identitäten. Die Europäische Union im Kosovo-Konflikt 1996±2008, Hrsg. 
Bernhard Stahl und Sebastian Harnisch. Baden-Baden: Nomos, 31±58. 

Stengel, Frank A. 2019. ÄSecXUiWi]aWiRn aV DiVcXUViYe (Re)AUWicXlaWiRn: E[Slaining the Rel-
ative Effectiveness of Threat Construction.³ New Political Science 41(2): 294±312. 

SWUiW]el, HRlgeU. 2012. ÄSecXUiWi]aWiRn, PRZeU, InWeUWe[WXaliW\: DiVcRXUVe TheRU\ and Whe 
Translations of Organized Crime.³ Security Dialogue 43(6): 549±567. 

UlbeUW, CRUnelia. 2010. ÄSR]ialkRnVWUXkWiYiVmXV.³ In Theorien der Internationalen Bezie-
hungen, Hrsg. Siegfried Schieder und Manuela Spindler. Opladen: Budrich, 427±
460. 

W YeU, Ole. 1989. ÄW YeU, Ole (1989): CRnceSWiRnV Rf DpWenWe and Change. SRme NRn-
military Aspects of Security Thinking in the FRG.´ In European Polyphony. Per-
spectives Beyond East-West Confrontation, Hrsg. Ole Wæver, Pierre Lemaitre und 
Elzbieta Tromer. London: Palgrave Macmillan UK, 186±224. 

²²². 1995. ÄSecXUiWi]aWiRn and DeVecXUiWi]aWiRn.³ In On security, New directions in 
world politics, Hrsg. Ronnie D. Lipschutz. New York: Columbia University Press, 
46±77. 

²²². 2002. ÄIdenWiW\, cRmmXniWieV and fRUeign SRlic\. DiVcRXUVe anal\ViV aV fRUeign SRl-
icy theory.³ In European integration and national identity: The challenge of the Nor-
dic states (The new international relations series), Hrsg. Lene Hansen und Ole 
Wæver. London, New York: Routledge, 20±49. 

²²². 2005. ÄEXURSean InWegUaWiRn and SecXUiW\: Anal\Ving FUench and GeUman DiV-
courses on State, Nation, and Europe.³ In Discourse Theory in European Politics, 
Hrsg. David Howarth und Jacob Torfing. London: Palgrave Macmillan UK, 33±67. 

Waltz, Kenneth Neal. 1959. Man, the state and war. New York: Columbia Univ. Press. 



Literaturverzeichnis 71 

Weldes, Jutta und Diana Saco. 1996. ÄMaking SWaWe AcWiRn PRVVible: The UniWed SWaWeV and 
Whe DiVcXUViYe CRnVWUXcWiRn Rf ÃThe CXban PURblemµ, 1960±1994.³ Millennium - 
Journal of International Studies 25(2): 361±395. 

Weller, Christoph. 2005. ÄPeUVSekWiYen eineV Uefle[iYen KRnVWUXkWiYiVmXV für die Internati-
onalen Beziehungen.³ In Konstruktivistische Analysen der Internationalen Politik, 
Hrsg. Cornelia Ulbert und Christoph Weller. Wiesbaden: Springer Fachmedien, 35±
64. 

Wendt, Alexander. 1992. ÄAnaUch\ iV ZhaW SWaWeV Make Rf iW: The SRcial CRnVWUXction of 
Power Politics.³ International Organization 46(2): 391±425. 

²²². 1994. ÄCRllecWiYe IdenWiW\ FRUmaWiRn and Whe InWeUnaWiRnal SWaWe.³ The American 
Political Science Review 88(2): 384±396. 

²²². 1999. Social theory of international politics. Cambridge, New York: Cambridge 
University Press. 

Wilhelmsen, Julie und Anni Roth Hjermann. 2022. ÄRXVVian CeUWainW\ Rf NATO HRVWiliW\: 
Repercussions in the Arctic.³ Arctic Review on Law and Politics 13(2022): 114. 

ZehfXVV, Maja. 2001. ÄCRnVWUXcWiYiVm and IdenWiW\: A Dangerous Liaison.³ European Jour-
nal of International Relations 7(3): 315±348. 



72 Anhang A: Übersichtstabelle 

 

Anhang A: Übersichtstabelle 

Analysefeld Leitfragen Analytische und theoretische Aspekte aus den 
EB und die wichtigsten Forschungsergebnisse 

Historische 
Vorstudie 

- Welche außenpolitische Identität ist 

für den Akteur/die Akteure in einem 

spezifischen Kontext handlungslei-

tend und wie hat sie sich historisch 

herausgebildet? 

- Endogenisierung von außenpolitischen Identitä-

ten 

- Vorstudie mithilfe von Sekundärliteratur (EB1, 

EB2, EB3) 

- Zeitlich begrenzte historische Diskursanalyse 

(EB1) 

- Herausbildung und Eigenheiten von institutiona-

lisierter Securitization in einer Dyade (EB2) 

- Herausbildung und Eigenheiten einer Security 

Community (EB3) 

- Welche kontextabhängigen legiti-

men Handlungsmöglichkeiten 

würde der/die Beobachter*in von 

den Akteuren unter der Annahme ei-

ner stabilen Identität erwarten (Re-

ferenz-Möglichkeitsraum)? 

- Eine deutsche Politik der Null-Immigration 

(EB1) 

- Wechselseitige Notfallmaßnahmen als Normal-

zustand, feindschaftliche Beziehungen (EB2) 

- Eine kohärente Sicherheitspolitik aufgrund von 

sehr ähnlichen Bedrohungsattributionen (EB3) 

Fallspezifische 
Diskursanalyse 

- Welche inneren und äußeren Bedin-

gungen wirken formativ auf den po-

litischen Diskurs ein? 

Innere Bedingungen 

- Regierungswechsel (EB2) 

- Unzufriedenheit mit vorherigen außenpolitischen 

Entscheidungen (Contestedness) (EB2) 

- Veränderte Meinung und Wahrnehmung des In-

teraktionspartners in der relevanten Zuhörer-

schaft (EB2) 

Äußere Bedingungen 

- Auffällig anderes Verhalten wichtiger Interakti-

onspartner (EB3) 

- Formative Ereignisse wie Krisen oder Schocks 

(EB1, EB3) 

- Wie wurde die Außenpolitik des 

Staates X in Reaktion auf eine poli-

tische Problemstellung diskursiv ge-

rechtfertigt und welche gegenläufi-

gen Argumentationen sind im 

Diskurs abgebildet? 

- DiVkXUVfRUmaWiRn ÄKein EinZandeUXngVland³ in 

KRnkXUUen] ]XU DiVkXUVfRUmaWiRn ÄWillkRm-

menVkXlWXU³ (EB1) 

- Wechselseitige securitizing MRYeV (³gUammaU Rf 

VecXUiW\ and ZaU³ Xnd NRWfallma�nahmen) in 

KRnkXUUen] ]X ZechVelVeiWigen ÄmRdeV Rf 
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Analysefeld Leitfragen Analytische und theoretische Aspekte aus den 
EB und die wichtigsten Forschungsergebnisse 

dpWenWe³: Silencing, Change through Stabiliza-

tion und Rearticulation (EB2) 

- Ähnliche securitizing Moves, aber Nuancen bei 

referent Object (Ukraine, Freiheit, nationale Si-

cherheit) und referent Subject (Russland vs. 

Schweigen) (EB3) 

Konstitutive 
Wirkungen 

- Wie wirkt sich der fallspezifische 

Diskurs (Argumentationsmuster und 

Handlungspräferenzen) auf den Re-

ferenz-Möglichkeitsraum aus? Wird 

dieser diskursiv reproduziert, erwei-

tert oder durchbrochen?  

- Die DiVkXUVfRUmaWiRn Äkein EinZandeUXngVland³ 

wurde 2015 bestätigt (EB1) 

- Durch Silencing und Change through Stabiliza-

tion wurde der Referenz-Möglichkeitsraum stark 

erweitert und durch eine anfängliche Rearticula-

tion ansatzweise auch durchbrochen (EB2) 

- Der Referenz-Möglichkeitsraum wurde bestätigt 

- Was können wir in Zukunft von der 

Außenpolitik des Staates X in ver-

gleichbaren Handlungskontexten 

erwarten? 

- Eine Bestätigung lässt Kontinuität im Verhalten 

vermuten (EB1 und EB3) 

- Eine Erweiterung deutet auf einen anhaltenden 

Veränderungsprozess hin (EB2) 

- Ein Durchbrechen impliziert einen nachhaltigen 

Identitäts- und Verhaltenswandel (erste Anzei-

chen in EB2) 
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Deutsche Außenpolitik, nationale Identität und Migration ± d   er   �  er e Ä e  er 
  ³ 

Bernhard Stahl und Anna Felfeli  

 

Vorbemerkung: Migration als globales und allzeitiges Phänomen 

Migration, das finden wir normal ± mit Blick auf die Vergangenheit, die Gegenwart und die 

Zukunft. Europäische Nationen, aber auch die vorstaatlichen regionalen Einheiten und das 

heutige geographische Deutschland waren immer schon durch Aus- und Abwanderung ge-

kennzeichnet. Bereits im 15. Jahrhundert begannen die Europäer14 in die Welt zu ziehen und 

läuteten damit das Zeitalter des Kolonialismus ein (vgl. Oltmer 2012). Seitdem wird von 

ÃMigUaWiRnµ im glRbalen Ma�VWab geVSURchen. CiUca ]ehn MiR. MenVchen Vind ]ZiVchen 

dem Eintreffen von Kolumbus 1492 und 1820 nach Nord- und Südamerika gezogen. Davon 

kamen rund zwei Mio. aus Europa und acht Mio. unfreiwillig durch Sklaverei aus Afrika. 

Gleichzeitig dezimierte sich die einheimische Gesamtbevölkerung in Süd- und Mittelame-

rika, vor allem durch Krankheiten, von 40 Mio. zur vorkolumbianischen Zeit auf vier Mio. 

1620. Es ist demnach bis in das frühe 20. Jahrhundert hinein zu einem weitreichenden Wan-

del in der Zusammensetzung der Bevölkerung gekommen. Im 18. und 19. Jahrhundert gab 

es eine massive europäische Emigration, bedingt durch ein Missverhältnis von Bevölke-

rungswachstum und Erwerbsangebot in der europäischen Heimat. Es wanderten circa 55 bis 

60 Mio. Europäer aus. Auch in anderen Teilen der Welt emigrierten die Menschen. Zwischen 

1846 und 1932 verließen ca. 28 Mio. Inder und ca. elf Mio. Chinesen ihre Heimat, um den 

                                                 
14  Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Text das generische Maskulinum verwendet. Inhaltlich 

schließen diese Formulierungen alle Personen ein. 

https://doi.org/10.14220/9783737012744.117
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hohen Bedarf an Arbeit z. B. in europäischen Kolonien abzudecken. Im 20. Jahrhundert war 

der Zweite Weltkrieg ein zentrales Ereignis für Flucht und Vertreibung. Die Zahl der Flücht-

linge, Deportierten und Vertriebenen während dieser Zeit wird auf ca. 50 bis 60 Mio. Men-

schen geschätzt ± 10 % der damaligen europäischen Bevölkerung (vgl. Oltmer 2012). Seit 

1945 gab und gibt es verschiedene, große Flüchtlingsbewegungen nach Deutschland (zu-

nächst Westdeutschland). Dabei unterschieden sich die Gruppen der sogenannten Flücht-

lingswellen in Bezug auf den Rechtsstatus und die Bleibeperspektive sehr stark voneinander: 

EV gab die VeUWUiebenen im Xnd nach dem ZZeiWen WelWkUieg, die ÄGaVWarbeiWeU³ (1955²

1973), die Flüchtlinge der Jugoslawienkriege (frühe 1990er Jahre) und später Deutschstäm-

mige (ÄAXVViedleU³ Xnd ÄSSlWaXVViedleU³) VRZie die NeXzugewanderten während der sog. 

ÃFl�chWlingVkUiVeµ deU 2010eU JahUe (Ygl. Bade 2000, 8). InVbeVRndeUe nahm in den 1970eU 

und 1980er Jahren die Bedeutung von nicht-europäischen Asylsuchenden für Deutschland 

und Europa zu. Zu dieser Zeit zählten zu den Schutzsuchenden u. a. politische Flüchtlinge 

aus Griechenland, Chile, den Palästinensergebieten / dem Libanon / Jordanien, der Türkei 

Xnd dem IUan, die YieWnameViVchen ÄbRaW SeRSle³ VRZie SRlniVche ZXZandeUeU, die aXfgUXnd 

innenpolitischer Konflikte auswanderten (vgl. ebd.; Prantl 1993, 301). Ab den 1980er Jahren 

war der Großteil der Asylanträge in Mittel- und Westeuropa den politischen und wirtschaft-

lichen Krisen in Osteuropa zuzuschreiben (vgl. Oltmer 2020, 26f.). Insbesondere Deutsch-

land spürte in den 1990er Jahren mit 60 % aller Asylsuchenden aus osteuropäischen Staaten 

eine ÄRegiRnalisierung des FlüchtlingsproblemV³ (PUanWl 1993, 307). DieVe geRgUaShiVche 

Nähe zu Staaten, aus denen primär Menschen nach Deutschland einwanderten, änderte sich 

2015 / 2016. Denn seit Beginn des 21. Jahrhunderts emigrierten die Menschen hauptsächlich 

aus Ländern, in denen Krieg herrschte oder bis heute herrscht: Syrien, Afghanistan, der 

Südsudan, Somalia, der Sudan, die Demokratische Republik Kongo und die Zentralafrika-

nische Republik sind die führenden Herkunftsländer von Flüchtlingen in den ersten zwei 

Jahrzehnten des 21. Jahrhunderts (vgl. UNHCR 2017, 17). Die Menschen flohen zwar erst-

rangig in die Nachbarstaaten wie die Türkei, Pakistan, den Libanon, den Iran, Uganda oder 

Äthiopien. Dennoch stand Deutschland Ende 2016 auf der Liste der Aufnahmeländer an 

achter Stelle direkt hinter Jordanien. Allein im Jahr 2015 kam ca. eine Mio. Menschen haupt-

sächlich aus Syrien, Afghanistan, aber auch aus afrikanischen Staaten über verschiedene 

Routen in Europa an; davon mehr als 800.000 Menschen in Griechenland (vgl. IOM 2015). 

Jüngst bewertete das Europäische Parlament diese Migrationsbewegungen in die EU als eine 

ÄdeU gU|�Wen HeUaXVfRUdeUXng VeiW dem ZZeiWen WelWkUieg³ (EU-Parlament 2020). 
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1 Einleitung 

Der Umgang mit Migration spielt in der Außen- und Innenpolitik für Staaten eine große 

Rolle ± sei es für die Rekrutierung von Soldaten, den Arbeitsmarkt oder die ländliche Ent-

wicklung. Daher begannen Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg damit, Migrationsziele zu 

definieren und eine spezifische Migrationspolitik zu entwerfen. So sollte und soll Zuwande-

rung politisch gesteuert werden. Aus politikwissenschaftlicher Perspektive kann Migrations-

politik als ein Teil von Außenpolitik begriffen werden, definiert doch Außenpolitik solche 

Maßnahmen eines Staates, die sich in Form von festgelegten Zielen, Verpflichtungen oder 

Richtlinien auf Bedingungen oder Akteure richten, die außerhalb ihrer territorialen Legiti-

mität liegen (vgl. Carlsnaes 2002, 335). Beispielsweise versuchte Deutschland nach der 

Flüchtlingskrise 2015 Einfluss auf das internationale Umfeld zu nehmen, um aus deutscher 

Sicht zu besseren Lösungen (d. h. weniger Immigration) zu kommen. Deutsche Migrations-

politik ist zu einem wichtigen Teil der Außenpolitik des Landes geworden, beispielsweise 

durch aktive Politik innerhalb der EU, durch eine Reformulierung der Entwicklungspolitik 

oder durch Ministerreisen nach Nordafrika zur sogenannten Fluchtursachenbekämpfung.  

Was sind nun die gesellschaftlichen Bedingungen und Triebkräfte der Außenpolitik in 

diesem Feld?  Um Kontinuität und Veränderung der deutschen Migrationspolitik von 2015 

bewerten zu können, vergleichen ZiU die ÃFl�chWlingVkUiVe 2015µ im YRUliegenden BeiWUag 

mit einem weiteren zentralen Ereignis der jüngeren Migrationsgeschichte Deutschlands: 

dem ,AV\lkRmSURmiVV 1993µ VRZie deU DebaWWe Xm die ÃbUennenden AV\lanWenheimeµ An-

fang der 1990er Jahre. Historisch betrachtet entfallen auf die Untersuchungszeiträume von 

1990 bis 2018 in Summe 84 % der insgesamt 5,9 Mio. Asylanträge seit 1953 (vgl. BAMF 

2020). Dabei gab es genau zwei Spitzen, zum einen im Jahr 1992 mit 438.191 und zum 

anderen im Jahr 2016 mit 745.545 Asylanträgen (vgl. ebd.). Zu Beginn der 1990er Jahre 

hatten die Auflösung der UdSSR und der Bürgerkrieg im ehemaligen Jugoslawien stark stei-

gende Flüchtlingszahlen zur Folge. Deutschland nahm in den 1990er Jahren mit 350.000 

Schutzsuchenden die meisten Flüchtlinge (knapp 50 %) aus Jugoslawien auf (vgl. efms 

1997). Die zweite starke Flüchtlingswelle ereignete sich 2015 / 2016, wiederum ausgelöst 

durch Staatskollapse und Bürgerkriege, mit Flüchtlingen aus u. a. Syrien, Afghanistan, dem 

Irak und dem Iran. In Deutschland waren 2015 stark wachsende Flüchtlingszahlen zu ver-

zeichnen, was allein die Anzahl der Asylanträge indiziert: Bis August 2015 waren es 33.447 

Asylanträge (vgl. BAMF 2016), dann stieg die Zahl auf über 440.000 Erstanträge bis zum 

Ende des Jahres und erreichte mit 745.600 Anträgen allein im Jahr 2016 einen neuen Höchst-
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wert (vgl. BAMF 2020). Den deutschen Behörden gelang es in dieser Zeit nicht, die ankom-

menden Menschen zu registrieren und unmittelbar angemessen zu versorgen, was weithin 

als Staatsversagen wahrgenommen wurde. Auf der Bundespressekonferenz vom 31. August 

2015 ZXUde Angela MeUkel miW dem SWaWemenW ÄWiU Vchaffen daV³ ]iWieUW ± ein Satz, für den 

sie im Nachgang viel kritisiert und der mit einer Grenzöffnung gleichgesetzt wurde. Diese 

Kritik verkennt allerdings, dass die Grenzen bereits offen waren und ein befestigter Grenz-

schutz im Schengen-System nicht vorgesehen ist. Internationale Verpflichtungen und Ver-

träge bedingten die vermeintlich nationale Entscheidung zur Einwanderung von Asylsu-

chenden. Insofern kann der Satz so interpretiert werden, dass die Bundeskanzlerin erkannt 

hatte, dass sie im August 2015 nur reagieren konnte, indem sie versuchte, die politischen 

Energien zu sammeln, um eine Bearbeitung der Staatskrise vorzunehmen. 

SRmiW VWellWen die ÃFl�chWlingVkUiVe 2015µ Xnd die ÃbUennenden AV\lanWenheimeµ YRn 

1992 / 1993, die ZiU VSlWeU anal\WiVch alV ÄSchRckV³ bezeichnen werden, historisch betrach-

tet die beiden größten Herausforderungen für die deutsche Immigrationspolitik beziehungs-

weise für die Asylpolitik der Nachkriegszeit dar. Auffällig dabei ist, dass Deutschland weder 

1993 noch 2015 über ein Immigrationsgesetz verfügte. Genauso wie die übrigen Staaten 

Europas verhielt sich Deutschland während dieser Zeiträume nicht wie ein Land, das Ein-

wanderung ± und zwar weder in Form von Asylmigration noch als Arbeitsimmigration ± 

erlaubte oder gar wünschte. Bis heute verfolgt Deutschland lediglich eine Asylpolitik, die 

entsprechend internationaler Verpflichtungen nur für politisch Verfolgte einen zeitweiligen 

Aufenthalt in Deutschland vorsieht. Die zweite legale Möglichkeit eines zeitweiligen Auf-

enthaltes in Deutschland ist die Arbeitsimmigration, die aber sehr starken Beschränkungen 

unterworfen ist (vgl. das Greencard-Gesetz vom 1. August 2000 und das Fachkräfteeinwan-

derungsgesetz vom 1. März 2020, vgl. auch den Beitrag von Maletzky de García in diesem 

Band).  

DieVe ÃNXll-ImmigUaWiRnVSRliWikµ iVW miW Blick auf die weltweiten Migrationsentwicklun-

gen und Wachstumsprognosen der Weltbevölkerung erstaunlich. Dabei ist vor allem die sehr 

unterschiedliche regionale Bevölkerungsverteilung zu betrachten. Anfang der 1990er Jahre 

war die Bevölkerung Afrikas zum ersten Mal seit den 2000er Jahren größer als die Bevöl-

kerung Europas (vgl. Vereinte Nationen 2019). Lebten 1950 noch 2,5 Mrd. Menschen auf 

der Erde, so werden es 2050 etwa 9,7 Mrd. und 2100 ca. 10,9 Mrd. sein (vgl. DSW 2017). 

Es wird davon ausgegangen, dass die Bevölkerung Afrikas auf über vier Mrd. Menschen im 

Jahr 2100 ansteigen wird (knapp 40 % der Weltbevölkerung), während die europäische Be-

völkerung stagniert oder zurückgeht (vgl. ebd.). Zugleich bleiben eine Industrielle Revo-



78 Anhang B: Manuskripte der Einzelbeiträge 

 

lution und hohe ökonomische Wachstumsraten in Afrika aller Voraussicht nach aus, was den 

demographischen Druck auf die stark wachsenden Gesellschaften etwa in Nigeria, im Kongo 

und in Ägypten noch erhöht. Umgekehrt war die Bevölkerungsentwicklung in Deutschland 

bereits zwischen 1991 und 2016 von einem sogenannWen ÄGeVWRUbenen-hbeUVchXVV³ ge-

kennzeichnet ist. Die deutsche Bevölkerung schrumpft im Jahr etwa um 100.000 Menschen 

(vgl. BIB 2021a). Das Phänomen alternder Gesellschaften existiert auch in anderen Staaten 

wie Italien, Spanien oder Japan. Diese Staaten bräuchten massive Immigration, wenn sie 

ihre Bevölkerungszahl halten wollten. Zusammengefasst heißt das: Auf der einen Seite gibt 

es einen großen Überschuss an Menschen, insbesondere in Afrika und Südasien, die eine 

Lebensperspektive durch Emigration suchen. Auf der anderen Seite gibt es Staaten des Glo-

balen Nordens wie Deutschland, die demographisch auf Zuwanderung angewiesen sind. 

Wie kann vor diesem Hintergrund die deutsche Migrationspolitik verstanden werden? 

Warum veränderte sich die deutsche Immigrationspolitik trotz der beiden Schocks von 1993 

(ÃbUennende AV\lantenheimeµ) Xnd 2015 (ÃFl�chWlingVkUiVeµ) nichW? Um dieVeV RlWVel aXV 

theoretischer Perspektive erklären zu können, bedienen wir uns der Diskursgebundenen 

Identitätstheorie. Diese Theorie geht davon aus, dass außenpolitisches Verhalten von der 

nationalen Identität geprägt ist. Die Elemente einer nationalen Identität, die hier keinesfalls 

als gegebene nationale Charaktereigenschaften, sondern als diskursive Konstruktionen des 

Selbst verstanden werden, führen beispielsweise zu sehr verschiedenen Migrationspolitiken 

in den USA und Deutschland (vgl. dazu auch die vergleichende Diskursanalyse der offiziel-

len Webpräsenzen der EU- bzw. der US-Regierung von Wawra in diesem Band). Bei unse-

ren weiteren Betrachtungen gehen wir entsprechend davon aus, dass jedes politische Han-

deln gerechtfertigt, von der Gesellschaft akzeptiert und angenommen werden muss. Diesen 

Rechtfertigungsprozess spiegelt der Diskurs wider. Der Diskurs wird einerseits durch die 

jeweilige Identität gedeckt und gibt andererseits einen Rahmen vor, der zugleich einen Mög-

lichkeitsraum für das außenpolitische Verhalten eines Staates bildet. Dieser Möglichkeits-

raum kann durch formative Ereignisse verändert werden. Zu formativen Ereignissen zählen 

Schocks, also Ereignisse, die so gravierend sind, dass sie den Diskurs und damit das außen-

politische Verhalten verändern. Aus theoretischer Perspektive ist anzunehmen, dass ein sehr 

starkes formatives Ereignis mit einem Politikwechsel bzw. Kurswechsel einhergeht. So hat 

beispielsweise der Fukushima-Schock im Jahr 2011 dazu beigetragen, dass sich der Mög-

lichkeitsraum der deutschen Energiepolitik veränderte: Ein Abschied vom Nuklearpro-

gramm wurde durch Fukushima politisch möglich. 
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Warum aber reagierte Deutschland nicht mit einem Politikwandel auf die migratorischen 

Ereignisse in 1992 / 1993 und 2015 / 2016, die durchaus als Schocks in der deutschen Im-

migrationsgeschichte gelten könnten? Wir stellen die These auf, dass die deutsche Migrati-

onspolitik ein Ausdruck der DiskurshegemRnie deU ÃNXll-ImmigUaWiRnVSRliWikµ iVW.15 Diese 

Diskurshegemonie wurde zwar durch die beiden Schocks 1992 / 1993 und 2015 / 2016 her-

ausgefordert, ist aber bis heute intakt. Dies würde dann auch erklären, warum die beiden 

SchRckV (ÃbUennende AV\lanWenheimeµ Xnd ÃFl�chWlingVkUiVe 2015µ) eV nichW YeUmocht ha-

ben, einen Politikwechsel zu generieren. 

Im vorliegenden Beitrag wird das deutsche Verhalten 1992 / 1993 und 2015 / 2016 ana-

lysiert, indem die politischen Maßnahmen als Reaktion auf die migratorischen Herausforde-

rungen beschrieben und miteinander verglichen werden (deskriptive Analyse). Um stabiles 

oder geändertes Akteursverhalten über einen längeren Zeitraum hinweg verstehen zu kön-

nen, wenden wir die Identitätstheorie an und ergänzen sie um Elemente der Diskurstheorie. 

Dabei erfolgt die Analyse in Anlehnung an die Grundannahmen und Erkenntnisse im ÄPUR-

jekt für die vergleichende Analyse von AußenSRliWiken in EXURSa³ (PAFE) an deU Universi-

tät Trier.16 In der Diskursanalyse dieses Beitrags vergleichen wir die Migrationsdiskurse der 

wichtigsten politischen Akteure 1992 / 1993 und 2015 / 2016 miteinander: Welche Argu-

mentationsmuster und Handlungsempfehlungen dominieren? Sind es jeweils dieselben oder 

gibt es eine Verschiebung der Begründungen für die politischen Antworten auf die Krisen? 

In der Diskussion um die deutsche Flüchtlings- und Migrationspolitik soll die eingehende 

Analyse helfen, auch die Erwartungen für die Zukunft abzustecken: Wird die deutsche Mig-

rationspolitik auch in Zukunft eher konstant sein bzw. unter welchen Bedingungen könnte 

es gegebenenfalls einen Kurswechsel geben? 

 

2 Analytischer Zugriff: Migration und Flucht 

Für eine bessere Einordnung der politischen Debatten 1992 / 1993 und 2015 / 2016 über die 

Migrationsbewegungen und den sogenannten Flüchtlingsstatus definieren wir zunächst die 

TeUmini ÄMigUaWiRn³, ÄMigUanW³ Xnd ÄFl�chWling³. Die ZiVVenVchaftliche Betrachtung der 

                                                 
15  Im Wesentlichen nehmen wir dies auch für die meisten anderen EU-Staaten an. 
16  Das Forschungsprojekt im Bereich Diskursanalyse und Außenpolitikforschung des Lehrstuhls f�r Interna-

tionale Beziehungen / Außenpolitik an der Universität Trier lief von 1998-2002. F�r die vorliegende Arbeit 
wurde in diesem Zusammenhang folgende Literatur verwendet: Nadoll 2000; Boekle / Nadoll 2003; Stahl 
/ Harnisch 2009; Stahl 2017. 
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Termini löst sich dabei von der medialen und politisierten Verwendung der Begriffe (vgl. 

Crawley / Skleparis 2018, 49, 51). Als Oberbegriff bezeichnet Migration 

die räumliche Verlagerung des Lebensmittelpunktes von Individuen oder Kollektiven 

(Familien, Gruppen, Bevölkerungen). Migrantinnen und Migranten streben danach, 

ihre Erwerbs- oder Siedlungsmöglichkeiten sowie Bildungschancen durch räumliche 

Bewegungen ]X YeUbeVVeUn b]Z. Vich andeUnRUWV neXe Chancen ]X eUVchlie�en [«] 

Migration stellt auch eine mögliche Reaktion auf Krisen dar, etwa dort, wo Abwan-

derung Ergebnis von Umweltzerstörung, akuter wirtschaftlicher Notlagen oder von 

Kriegen ist (Oltmer 2015, 20f.). 

Im obigen Zitat und auch in der Literatur im Allgemeinen werden verschiedene Faktoren 

angeführt, die die Migrationsentscheidung beeinflussen. Diese Faktoren reichen von Flucht 

und Vertreibung, wirtschaftlichen Krisensituationen bis hin zu dem Wunsch nach einer Aus-

bildungsperspektive und einer Verbesserung des Lebensstils (vgl. Oltmer 2012, 23). Diese 

Faktoren können als Push- oder als Pull-Faktoren kategorisiert werden. Pull-Faktoren bezie-

hen sich auf die Attraktivität des Ziellandes, während Push-Faktoren eher vom Ursprungsort 

ausgehen ± ein Beispiel für letzteres wäre Krieg (vgl. Lee 1966, 47-57). Verschiedene Push-

FakWRUen flie�en in eine UnWeUkaWegRUie ein, die alV ÄFlXchW³ bezeichnet wird:  

Flucht ist selten ein linearer Prozess, vielmehr bewegen sich vor der Androhung oder 

Anwendung von Gewalt ausweichende MenVchen meiVW in EWaSSen [«]. MXVWeU YRn 

(mehrfacher) Rückkehr und erneuter Flucht finden sich ebenfalls häufig. Hintergrund 

ist dabei nicht nur die Dynamik der sich stets verändernden und verschiebenden Kon-

fliktlinien, sondern auch die Unmöglichkeit, an einem Fluchtort Sicherheit oder Er-

werbs- oder Versorgungsmöglichkeiten zu finden (Oltmer 2020, 31). 

Die DefiniWiRn YRn FlXchW VRZie die KRn]eSWe deU ÄZZangVmigUaWiRn³ Xnd GeZalWmigUa-

WiRn³ ZeUden in deU MigUaWiRnVfRUVchXng kRnWURYeUV diVkXWieUW (vgl. Oltmer 2019). Dabei 

wird beispielsweise erörtert, inwiefern sich eine politisch motivierte Migration von einer 

ökonomisch motivierten Migration in ihrem Zwangscharakter unterscheidet und ob sich eine 

Dichotomie von Zwang und Freiwilligkeit überhaupt operationalisieren lässt (vgl. a. a. O., 

53f.). In der definitorischen Zuordnung wird auch kritisch hinterfragt, ob die Beweggründe 

und Erfahrungen der Menschen, die 2015 nach Europa gekommen sind, nicht zu vielschich-

tig sind, um sie der einen oder anderen Kategorie (politisch vs. ökonomisch) zuordnen zu 

können (vgl. Crawley / Skleparis 2018).  

Die völkerrechtliche Grundlage für einen verbindlichen Umgang mit Migranten, die aus 

SRliWiVchen GU�nden fliehen (ÄFl�chWlinge³), bildeW die GenfeU Fl�chWlingVkonvention von 

1951 und das ergänzende Protokoll von 1967. Als Flüchtlinge werden demnach Menschen 
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anerkannt, die aufgrund ihrer ethnischen Zugehörigkeit, Religion, Nationalität, ihrer Zuge-

hörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe, oder ihrer politischen Überzeugung verfolgt 

werden. Dabei sind Flüchtlinge dann AV\lVXchende, Zenn Vie ÄenWZedeU einen AV\lantrag 

nach der Genfer Flüchtlingskonvention gestellt haben, als Flüchtlinge anerkannt wurden o-

deU ein BleibeUechW eUhalWen haben³ (AngenendW 2009). Flüchtlinge genießen u. a. folgende 

Rechte: 

• Schutz vor Diskriminierung wegen Rasse, Religion oder Herkunftsland (Art. 3); 

• Ausstellung eines Reiseausweises für Flüchtlinge (Art. 28); 

• Straffreiheit der illegalen Einreise, sofern sich der Flüchtling umgehend bei den Be-

hörden meldet und er direkt aus dem Fluchtland kommt (Art. 31 Abs. 1); 

• Das Non-Refoulement-Gebot (Art. 33) verbietet die Zurückweisung, Auslieferung, 

Ausweisung oder Rückschiebung einer Person in ein anderes Land, falls Grund zu 

der Annahme besteht, dass für die betreffende Person im Zielland ein ernsthaftes Ri-

siko von Folter bzw. unmenschlicher Behandlung oder einer anderen sehr schweren 

Menschenrechtsverletzung besteht. 

Hervorzuheben ist zum einen der Schutz vor Diskriminierung und zum anderen das Non-

Refoulement-Gebot. Staaten dürfen Flüchtlinge an der Grenze weder ausliefern, noch aus-

weisen oder zurückschieben, es sei denn, die Fluchtgründe wurden geprüft und für nichtig 

befunden. Im Umkehrschluss heißt dies, dass es unzulässig ist, einen Flüchtling an der 

Grenze ohne Prüfung zurückzuweisen. Rechtlich betrachtet konnte Deutschland im Jahr 

2015 alVR nichW andeUV alV ]X Vagen: ÄWiU Vchaffen daV!³, da aXfgUXnd deV AXfkRmmenV an 

der Grenze eine Einzelprüfung an dieser Stelle nicht möglich war und sich daher alle Perso-

nen auf den Flüchtlingsstatus und das Non-Refoulement-Gebot beziehen konnten. 

DaV indiYidXelle AV\lUechW iVW in deU ÄAllgemeinen EUkllUXng deU MenVchenUechWe³ deU 

VeUeinWen NaWiRnen in AUWikel 14, AbVaW] 1 feVWgehalWen: ÄJeder hat das Recht, in anderen 

Ländern vor VerfolgXng AV\l ]X VXchen Xnd ]X genie�en³ (Ygl. ReVRlXWiRn 217 A, 1948). 

Deutschland nimmt mit Artikel 16, Absatz 2, Satz 2 des Grundgesetztes von 1948 / 1949 

eine internationale Sonderrolle mit Blick auf das Thema Asylrecht ein. Es verpflichtet sich 

damit zu einem Grundrecht auf dauerhaften Schutz für politisch Verfolgte. Dieses nationale 

Asylrecht geht über das individuelle Asylrecht hinaus.  

Da es im Grundgesetz allerdings keine gesonderte Erklärung daf�U gibW, Zie ÄSRliWiVche 

VeUfRlgXng³ Xnd damiW daV RechW aXf AV\l definiert wird, war das Asylrecht von Beginn an 

umstritten (vgl. Oltmer 2020, 23). Das führte dazu, dass Deutschland auf die erhöhten Asyl-
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anträge seit den 1970er / 1980er Jahren zunehmend mit einschränkenden gesetzlichen Maß-

nahmen und Verordnungen reagierte (vgl. a. a. O., 27).  

Durch den Wegfall der Binnengrenzen und Personenkontrollen im Schengen-Raum 1995 

war eine europäische Asylpolitik funktional erforderlich und auch vorgesehen (vgl. Vertrag 

von Amsterdam 1999). Allerdings haben seitdem die EU-Mitgliedstaaten die Entwicklung 

einer kohärenten gemeinsamen Asyl- oder Migrationspolitik trotz des wiederholten Appells 

der Europäischen Kommission verweigert. Schon damals ging es bei der EU-Asylpolitik 

nicht primär um die Aufnahme von Flüchtlingen, sondern eher darum, wie man sie abwehrt 

(vgl. Prantl 1993, 319). Es gab zwar keine Immigrationspolitik in der Europäischen Union, 

abeU gemeinVame AX�engUen]en Xnd einen KRnVenV �beU eine ÃNXll-ImmigUaWiRnVSRliWikµ. 

BeideV kam im ÄDXblineU hbeUeinkRmmen³ (1997) ]Xm AXVdUXck, ZelcheV 2003 in die 

Dublin-Verordnung (Dublin II) und 2013 in Dublin III modifiziert wurde. Die Dublin-Ver-

ordnung regelt, welcher Staat für die Bearbeitung eines Asylantrags innerhalb der EU zu-

ständig ist. Dadurch sollte jeder Antrag innerhalb der EU nur einmal geprüft werden. Dazu 

wird von Flüchtlingen verlangt, dass sie in demjenigen Staat um Asyl bitten, in dem sie 

erstmals EU-Territorium betreten haben. Wenn sie dies nicht tun und weiterreisen, können 

sie in den Staat der ersten Einreise auch zwangsweise zurückgeschickt werden. Darüber hin-

aus folgten viele Staaten der deutschen KonstrukWiRn eineV ÃVicheUen HeUkXnfWVlandeVµ, die 

es ermöglicht, Flüchtlinge in vorgeblich sichere Staaten außerhalb der EU zurückzuschi-

cken.17  

 

3  Zur Erklärung: Diskursgebundene Identitätstheorie 

Um eine Deutung und Erklärung vornehmen zu können, warum sich die deutsche Migrati-

onspolitik seit Jahrzehnten trotz der dynamischen Entwicklung internationaler Migration 

nicht verändert hat, bedienen wir uns des theoretischen Modells der Diskursgebundenen 

Identitätstheorie, die innerhalb der Theorien der Internationalen Beziehungen dem Sozial-

Konstruktivismus zuzuordnen ist. Trotz der unterschiedlichen Strömungen kann man all die-

jenigen Ansätze zum Sozial-Konstruktivismus zählen, 

die die intersubjektive Qualität der sozialen Welt und die gegenseitige Konstituierung 

von Akteur und Struktur betonen und dabei die Rolle von Ideen, konstitutiven Regeln 

                                                 
17  Aus der Sicht eines Flüchtlings stellen sich die ÃVicheUen HeUkXnfWVllndeUµ ]XmeiVW als unsichere Transit-

länder dar. 
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und Normen sowie die endogene Herausbildung von Interessen und Identitäten in 

den Vordergrund ihrer Analysen stellen (Ulbert 2010, 430). 

Methodisch ist hierbei reizvoll zu erklären, wie diese Konstruktionen entstehen und sich 

verändern (vgl. Ulbert 2010, 428f.). Das Grundmodell der Diskursgebundenen Identitätsthe-

orie wurde im Rahmen der vergleichenden Außenpolitikforschung mit dem Ziel entwickelt, 

die Verschiedenheit nationaler Sicherheitspolitiken (vgl. Stahl / Harnisch 2009) und das 

Auftreten und die Verarbeitung von außenpolitischen Krisen in einzelnen Ländern zu erklä-

ren (vgl. Stahl 2006). Wir nutzen dieses Modell und wenden es auf die deutsche Migrations-

SRliWik an (V. Abb. 1). UnWeU ÄaX�enSRliWiVchem VeUhalWen³ YeUVWehen ZiU allgemein Äalle 

außenpolitischen, willentlichen Handlungsweisen von Mitgliedstaaten, die von internatio-

nalen AkWeXUen alV aX�enSRliWiVch UeleYanW eUachWeW ZeUden³ (JyhanneVdyWWiU / Nadoll / Stahl 

2003, 14); im speziellen Fall der Migrationspolitik also das Ergebnis einer bestimmten Po-

litik (policy) mit ihrer Außenwirkung. Es wird angenommen, dass jedes Land eine spezifi-

sche nationale Identität hat, die außenpolitisches Verhalten charakterisiert und somit Gründe 

dafür liefert, warum und wie sich die deutsche Migrationspolitik von der Migrationspolitik 

anderer Staaten unterscheidet. 

 
Abbildung 1: Abb. 1: Diskursgebende Identitätstheorie: Grundmodell (Quelle: Nadoll 2003, 

181, mit kleinen Änderungen). 
 

Die naWiRnale IdenWiWlW iVW Äeine UelaWiY VWabile VR]iale Konstruktion, die das Selbstverständ-

niV eineU naWiRnal YeUfaVVWen GeVellVchafW ]Xm InhalW haW³ (NadRll 2003, 168). Sie XmfaVVW 

ein sozial (re-)konstruiertes Verständnis einer gemeinsamen Geschichte, ein geteiltes Ver-

ständnis von Zugehörigkeit (belonging) zu einer Gruppe, zu einem Territorium oder / und 

zu einer Zivilisation oder Kultur sowie gemeinsame Werte und Erwartungen über das 
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außenpolitische Verhalten des eigenen Staates. Die Betonung von nationalen Charakteristika 

und Besonderheiten hilft dabei die eigene Nation von anderen zu unterscheiden und abzu-

grenzen. Dies erfolgt zum Beispiel durch die soziale Konstruktion von Grenzen und Unter-

schieden zu Nachbarländern (a. a. O., 172). Jede nationale Identität setzt sich aus Identität-

selementen zusammen ± Anfangsglieder einer Argumentationskette, die nicht weiter begrün-

det werden müssen (a. a. O., 168). Identitätselemente variieren und je nach Kontext können 

unterschiedliche IdenWiWlWVelemenWe ÃakWiYµ Vein, ZlhUend andeUe ÃSaVViYµ bleiben, d. h. im 

speziellen Diskurs argumentativ nicht erkennbar sind (vgl. Boekle / Nadoll 2003, 165f.). 

Bevor Diskurse anhand der Argumentation auf aktive Identitätselemente hin analysiert 

werden können, bedarf es i. d. R. Vorstudien zu Migrationsdiskursen, um alle in Frage kom-

menden Identitätselemente zunächst zu identifizieren. Da dies im Vorlauf zu diesem Beitrag 

nicht zu leisten war, werden die Identitätselemente aus anderen außenpolitischen Diskursen 

herausgearbeitet (vgl. Stahl 2017) und durch heuristische Identitätselemente angereichert, 

die bei der Sichtung von Sekundärliteratur und Textkorpora auftauchten.  

Solche Identitätselemente, die die deutsche außenpolitische Identität speisen, haben sich 

in vergangenen politischen Debatten, die auch weit zurückliegen können, durchgesetzt und 

fungieren bis heute als argumentative Anker. Bis ins 19. Jahrhundert reicht etwa die Vor-

VWellXng YRn ÄDeXWVchland alV KXlWXUnaWiRn³ miW einem eheU eWhniVch hRmRgenen Volk und 

mit kulturell besonderen Leistungen zurück. ÄDeXWVchland alV AXVZandeUXngVland³ VSiegelW 

jene soziale Tatsache des 19. und frühen 20. Jahrhunderts wider, dass Millionen von Men-

schen ihre Heimat auf der Suche nach einer Lebensperspektive verließen und ihr Glück z. B. 

in der Neuen Welt suchten. Wie in der Vorbemerkung dargelegt, deckt sich dies mit den 

übrigen europäischen Gesellschaften; Europa war bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts immer 

ein Auswanderungskontinent. Im Unterschied zu vielen anderen Ländern entwickelte sich 

in Deutschland unWeU dem EinflXVV PUeX�enV ein ÄVWaUkeU SWaaW³ miW eineU mlchWigen, VehU 

präsenten Verwaltung, die Gesetze schnell und effektiv exekutiert. Die Identitätselemente 

ÄdaV YeUanWwortungsbeZXVVWe DeXWVchland³ RdeU ÄdaV eXURSliVche DeXWVchland³ bUingen 

zum Ausdruck, wie die deutsche Identität von den Erfahrungen des Zweiten Weltkriegs ge-

prägt ist (vgl. Swoboda 2009, 137). Verantwortungsbewusstsein hat eine moralische Dimen-

sion, die das Schicksal anderer Staaten und Menschen mitdenkt und sich in europäischen 

SRliWiVchen SWUXkWXUen Xnd WeUWen eingebeWWeW ViehW. ÄDaV chUiVWliche DeXWVchland³ iVW im 

Vergleich zu den beiden letzten ein eher schwaches Identitätselement, da politische Debatten 

in Deutschland ± vielleicht eingedenk der Katastrophe des 30-jährigen Krieges ± eher säku-

larisiert sind. Im Zuge der Anschläge vom 11. September 2001, der Diskussion um eine 
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Mitgliedschaft der Türkei in der EU und der Flüchtlingskrise lässt sich jedoch eine Aktivie-

rung dieses Elements in verschiedenen europäischen Ländern (z. B. Italien, Frankreich) ± 

und eben auch in Deutschland ± beobachten. Mit Artikel 16 des Grundgesetzes verpflichtet 

sich Deutschland dazu, politisch Verfolgten dauerhaft Schutz zu gewähren ± so wurde 

DeXWVchland ]Xm ÄSchXW]land f�U AV\lsuchende³. Der Artikel wird den Fluchterfahrungen 

von Millionen von Deutschen während des Dritten Reiches gerecht, die in vielen Staaten 

Asyl erhielten.  

Wir gehen also von folgender Identitätskonstruktion bzw. von folgenden Identitätsele-

menten für in Deutschland geführte Migrationsdiskurse aus (s. Abb. 2): 

 
Abb. 2: Identitätselemente der deutschen außenpolitischen Identität mit Blick auf Migration (eigene 
Darstellung). 
 

Grundsätzlich stehen Identität und Verhalten in keinem kausalen Zusammenhang zueinan-

der, sondern beeinflussen sich konstitutiv wechselseitig. Die Identität gibt weniger Auf-

schluss �ber die Ursache von Verhalten, sondern liefert vielmehr Gr�nde und Legitimatio-

nen f�r bestimmte Verhaltensweisen (vgl. Boekle / Nadoll 2003, 172). Dabei ist der Diskurs 

eine kommunikative Interaktion, in der Identitätselemente und Handlungspräferenzen im 

Rahmen einer konsistenten Argumentationsführung verbunden werden. Somit sind Diskurse 

in einer pluralistischen, demokratischen Gesellschaft wichtig, weil sie politische Diskussio-

nen formen, Ereignisse erklären, Handlungen rechtfertigen, historische Erinnerungen inter-

pretieren und historische Identitäten konstruieren oder rekonstruieren (vgl. Stahl / Harnisch 

2009, 42f.). In Diskursen spiegelt sich auch die Vernunftauffassung einer Gesellschaft, der 
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sog. common sense, der vom Gros der Bevölkerung geteilt wird. Durch Diskursanalysen 

kann verdeutlicht werden, wie eine Gesellschaft politische Handlungsoptionen strukturiert 

Xnd limiWieUW, VRdaVV EnWVcheidXngVWUlgeU nXU gan] beVWimmWe OSWiRnen ÄangemeVVen finden 

bzw. als vertUeWbaU daUVWellen³ (ebd.). Die Anal\Ve deXWVcheU MigUaWiRnVdiVkXUVe gibW AXf-

schluss über die Konflikte in der Gesellschaft und darüber, welche Politik in der Gesellschaft 

vertretbar ist und welche hingegen nicht mehrheitsfähig wäre.  

Diskurse sind Kämpfe um Deutungshoheit, in denen Argumentationsmuster und politi-

sche Handlungsempfehlungen um Dominanz ringen. Erlangen sie diese über eine längere 

Zeit, kann man von einer Diskurshegemonie sprechen: Die damit verbundenen politischen 

Handlungsempfehlungen werden in der operativen Außenpolitik nicht mehr hinterfragt und 

bilden die Legitimationsgrundlage für zukünftige, aber auch vergangene Politik (also die 

Geschichts- oder Erinnerungspolitik einer Nation). Um Diskurse zu strukturieren, werden ± 

einer Idee von Foucault folgend (vgl. Larsen 1997) ± ähnliche Identitätselemente, Argumen-

tationsmuster und Handlungsempfehlungen in sogenannten Diskursformationen kategori-

siert. Eine Diskursformation dient somit der Operationalisierung von Identität. Sie entspricht 

einer außenpolitischen Traditionslinie eines Landes; sie ist relativ stabil im Zeitablauf, wird 

YRn beVWimmWen geVellVchafWlichen Xnd SRliWiVchen AkWeXUen (ÄDiVkXUVWUlgeUn³) geWUagen 

und kann institutionell eingebettet werden.  

Ein Identitätswandel, der eine Veränderung im Verhalten erklären könnte, ist wie folgt 

konzeptualisiert: Zum einen kann eine neue Diskursformation entstehen; dann wären neue 

Handlungsempfehlungen, Argumentationsmuster und mit ihnen auch andere Identitätsele-

mente im Diskurs erkennbar (vgl. Stahl / Harnisch 2009, 47). Zum anderen könnte sich eine 

neue Diskursallianz mit neuen politischen Bewertungen und Handlungsempfehlungen for-

mieren, indem sich vormals getrennte Diskursformationen zusammenschließen. Folgende 

Faktoren können mit einem Identitätswandel einhergehen bzw. ihn hervorrufen: ein Regie-

rungswechsel, eine drastische Veränderung des Parteiensystems, Veränderungen des Regie-

rungsapparats, Stimmungswechsel in der Bevölkerung ± die erwähnten formativen Ereig-

nisse und das wahrgenommene veränderte Verhalten von internationalen Partnern (vgl. 

a. a. O., 48). Insofern können auch Schocks wie z. B. politische oder ökonomische Krisen 

prägend wirken, wenn sie die Gemeinschaft davon �berzeugen, alte Ideen und Grundsätze 

zu verwerfen, um neuen Denkansätzen Platz einzuräumen (vgl. ebd.). Dabei muss bedacht 

werden, dass die außenpolitische Orientierung eines Staates relativ stabil und entsprechend 

im politischen Diskurs tief verankert ist (vgl. Waever 1989, 189f.). Die dazugehörige Kon-

struktion gilt für einen längeren Zeitraum und ist sehr beständig. Soll ein Schock zum 
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fRUmaWiYen EUeigniV ZeUden, bedaUf eV daheU eineU ÄWUaXmaWic injecWiRn fURm Whe RXWVide³ 

(a. a. O., 189), d. h. die Identitätskonstruktion muss in den Augen vieler Diskursträger gänz-

lich gescheitert sein. Historische Beispiele sind die Neutralitätspolitik Luxemburgs oder der 

Niederlande, die durch den Angriff der Wehrmacht im Zweiten Weltkrieg völlig diskredi-

tiert wurde. Auch die vormals so populäre Appeasement-Politik des Vereinigten König-

reichs als Reaktion auf die Forderungen Hitlers geriet durch die deutsche Aggressionspolitik 

gegenüber der Tschechoslowakei und Polen auf die diskursive Verliererstraße.  

 

4  Formative Ereignisse und Deutschlands Verhalten in der Migrationsfrage in den 
Jahren 1992 / 1993 und 2015 / 2016 

Bevor wir deutsche Migrationsdiskurse in den Blick nehmen, um die politischen Antworten 

auf Krisen erklären zu können, wird zunächst das außenpolitische Verhalten in der Migrati-

onsfrage 1992 / 1993 und 2015 / 2016 skizziert und miteinander verglichen (Verhaltensana-

lyse). Dabei zählen die Jugoslawienkriege in den 1990er Jahren und die Flüchtlingskrise in 

den 2010er Jahren zu formativen Ereignissen in der deutschen Migrationsgeschichte: Es 

handelte sich in der Wahrnehmung der Gesellschaft jeweils um eine Krise, die eine politi-

sche Antwort erforderte.  

Anfang der 1990er Jahre prägten Fremdenfeindlichkeit und Gewalt gegen Asylsuchende 

die Migrationskrise. Dies zeigte sich an einem Angriff von Neonazis auf eine Flüchtlings-

unterkunft im September 1991 in Hoyerswerda (Molotov-Cocktails, Steinwürfe), an tage-

langen Ausschreitungen durch Rechtsextreme (Brandsätze, Baseballschläger, Steine) im 

August 1992 in Rostock-Lichtenhagen sowie an Brandanschlägen auf zwei Häuser von tür-

kisch-stämmigen Familien in Mölln im November 1992. Letzteres war der erste rassistische 

Anschlag mit Toten in der Geschichte der Bundesrepublik (vgl. Grimmer 2015). Parallel zu 

diesen Ereignissen warnte Bundeskanzler Kohl auf dem Parteitag der CDU vor einem 

ÄSWaaWVnRWVWand³ (KRhl 1992). Als Reaktion auf die gewalttätigen Übergriffe auf ausländi-

sche MitbürgeU kam eV ]Xm VRgenannWen ÃAV\lkRmSURmiVVµ. DeU BXndeVWag lndeUWe am 26. 

Mai 1993 Artikel 16 und 18 des Grundgesetzes: 521 Abgeordnete der CDU / CSU, SPD und 

FDP votierten für eine Beschleunigung der Asylverfahren sowie für eine Einschränkung des 

Artikels 16 GG (vgl. Deutscher Bundestag, 26.05.1993). Ziel der Grundgesetzänderung war 

es, dass weniger Asylsuchende nach Deutschland kommen. Die Neuregelung sah vor, dass 

MenVchen aXV VRgenannWen ÃVicheren HerkunftsVWaaWenµ keinen Asylanspruch mehr in 

Deutschland haben; dies bot die Grundlage für das Dublin-Abkommen der Europäischen 

Union. Flüchtlinge, die über den Landweg nach Deutschland einreisten, erhielten ab dato 



88 Anhang B: Manuskripte der Einzelbeiträge 

 

kein individuelles Prüfverfahren mehr, sondern wurden direkt an der Grenze abgewiesen 

Xnd in daV ÄVicheUe HeUkXnfWVland³ abgeVchRben. DamiW ZXUde AV\l in DeXWVchland nahezu 

unerreichbar (vgl. Prantl 1993, 335). Aus Perspektive der Bundesregierung war der Politik-

kurs sehr erfolgreich: Abschiebungen nahmen zu und es kam zu einem starken Abfall bei 

den Asylanträgen bzw. bei Erstanträgen von 438.000 im Jahr 1992 und 322.000 im Jahr der 

Grundgesetzänderung 1993 auf 127.000 im Jahr 1994. Seit Mitte der 1990er Jahre verrin-

gerten sich die Anträge kontinuierlich und sanken auf nur 19.000 im Jahr 2007 (vgl. BIB 

2021b). Insofern war Deutschland auf die große Migrationswelle nicht vorbereitet, die das 

Land dann 2015 erwarten sollte, obwohl bereits seit 2013 wieder spürbar deutlich höhere 

Antragszahlen zu verzeichnen waren (vgl. ebd.) 

AXch daU�beU hinaXV gab eV im VRUlaXf ]XU ÃFl�chWlingVkUiVe 2015µ beUeiWV SRliWiVche KUi-

senerscheinungen, die als Warnsignale hätten gelten können. Dennoch reagierten die EU-

Staaten nicht mit einer gemeinsamen und nachhaltigen Strategie, die dann auch für Deutsch-

land im Jahr 2015 hätte greifen können: Bereits im Jahr 2011 hatte der Europäische Ge-

richtshof für Menschenrechte (EGMR) die Zustände in Griechenland f�U ÄXnmenVchlich³ 

erklärt (vgl. Die Presse 2011). Im Dezember 2011 hoben der Europäische Gerichtshof 

(EuGH) und auch das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) die Dublin-Vereinbarung für 

Griechenland auf, da sie das Land nicht dazu in der Lage befanden, ordentliche Asylverfah-

ren durchzuführen (vgl. Zeit Online 2011). Somit waren die EU-Mitgliedstaaten gezwungen, 

jegliche Abschiebung nach Griechenland auszusetzen. Im Jahr 2013 kam es dann zu tragi-

schen Ereignissen vor der italienischen Insel Lampedusa. Ein Schiff mit 550 Menschen an 

Bord sank und mehr als 360 von ihnen ertranken. Italien setzte ein Seenot-Rettungspro-

gUamm (ÄMaUe NRVWUXm³) ein, ZelcheV VSlWeU aXf deXWVchen DUXck hin Zieder ausgesetzt 

wurde (vgl. DLF, 31.10.2014). In den Dublin III-Verhandlungen 2013 forderten die EU-

Kommission und das Europäische Parlament einen Verteilungsmechanismus für Flüchtlinge 

in der Europäischen Union, aber Deutschland lehnte einen solchen Solidaritätsmechanismus 

zu diesem Zeitpunkt ab. Im Oktober 2014 änderte sich die Haltung Deutschlands, als Innen-

minister Thomas de Maizière die Einführung von EU-Flüchtlingsquoten vorschlug (vgl. de 

Maizière 2014). Im September 2015 einigten sich die EU-Innenminister nach schwierigen 

Verhandlungen schließlich auf einen Versuch mit einer Flüchtlingsquote zu arbeiten: 

120.000 Flüchtlinge sollten verteilt werden. Gegenstimmen kamen von Tschechien, der Slo-

wakei, Ungarn und Rumänien, die später auch gegen den Beschluss klagten. Die vereinbarte 

Flüchtlingsverteilung in der EU wurde jedoch nicht umgesetzt: Bis Mai 2018 wurden nur 

34.689 Flüchtlinge umverteilt (vgl. European Migration Law 2018). Die EU-Kommission 



Anhang B: Manuskripte der Einzelbeiträge 89 

verklagte daraufhin mehrere Staaten wegen fehlender Aufnahme von Flüchtlingen (vgl. EU-

Kommission 2017). Im Dezember 2020 verurteilte das EU-Parlament das europäische Asyl-

system in einem Bericht und erklärte die Dublin-III-Verordnung, die eine gerechtere Vertei-

lung der Flüchtlinge vorsah, für gescheitert (vgl. EU-Parlament 2020). 

Interessanterweise sind die verschiedenen nationalen und internationalen Maßnahmen als 

ReakWiRn aXf die ÃMigUaWiRnVkUiVenµ 1992 / 1993 und 2015 / 2016 relativ ähnlich (s. Tab. 1). 

Auf die Asylkrise Anfang der 1990er Jahre wurde mit einer Verschärfung im Grundgesetz 

bzw. mit einer Grundgesetzänderung reagiert. In der Folge wurde auf Betreiben der Bundes-

regierung die weitergehende Dublin-Verordnung in der EU verabschiedet und es wurden 

Investitionen in die europäische Grenzsicherung (Frontex) getätigt. Für die Jahre 

2015 / 2016 zeigt sich ein ähnliches Verhaltensmuster: Die Immigration wurde mittels ver-

mehrter Ablehnungsbescheide und Abschiebungen bürokratisch bearbeitet und zukünftige 

Immigration nach Deutschland verhindert. Auch wenn es zu einer Suspendierung der Dub-

lin-Verordnung kam und Immigration zeitweise geduldet wurde, forcierte man eine Rück-

kehr zum status quo ante: Auf internationaler Ebene wurden die Grenzen zum Balkan ge-

schlossen, es wurde ein Rückführungsabkommen mit der Türkei verhandelt und es wurden 

YeUVWlUkW InYeVWiWiRnen in deU ÄFlXchWursachenbeklmSfXng³ im Rahmen deU EnWZicklungs-

zusammenarbeit getätigt. Ein Immigrationsgesetz blieb weiterhin aus. Am 25. Februar 2016 

kam es im Bundestag zur Abstimmung für das sogenannte Asylpaket II der Regierungsfrak-

tion von CDU / CSU und SPD. Es votierten insgesamt 429 Abgeordnete der CDU / CSU 

Xnd SPD f�U den enWVSUechenden GeVeW]enWZXUf Ä]XU Einf�hUXng beschleunigter Asylver-

fahUen³ (Ygl. Deutscher Bundestag, 25.02.2016). Des Weiteren sieht das Gesetz vor, dass 

der Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte für einen Zeitraum von zwei Jahren 

ausgesetzt wird.  
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 ÃBre  e de A      e  e  eµ  

1992 / 1993 

Ã  �         r  eµ 

2015 / 2016 

Nationale 

Maßnah-

men 

,Asylkompromissµ: 

• Änderung des Grundgesetzes 
durch eine Einschränkung des Ar-
tikels 16 GG 

• Beschleunigung der Asylverfahren 
• Drittstaatenregelung 
• Kein Asylanspruch für Personen 

aus Ãsicheren Herkunftsländernµ 
• Asylbewerberleistungsgesetz 
• Eigenständiger Kriegsflüchtlings-

status 

• Suspendierung und dann Weiterent-
wicklung des Dublin-Verfahrens 

• Nur zeitweilige Duldung der Immig-
ration 

• Abwicklung der Immigration über 
bürokratische Institutionen (BAMF) 

• Erhöhung der Ablehnungsbescheide 
• Kein Immigrationsgesetz 
• Beschleunigte Asylverfahren  
• Aussetzung des Familiennachzugs 

für subsidiär Schutzberechtigte 

Europäische 

Maßnah-

men 

• Investitionen in Grenzsicherung 
(Frontex) 

• Widerstand gegen Verteilungsme-
chanismus in der EU 

• Dublin-Verordnung 
  

 

• ÄFlXchWXUVachenbeklmSfXng³, Stär-
kung der Entwicklungszusammenar-
beit  

• Investitionen in Grenzsicherung 
(Frontex) 

• Versuch der Etablierung eines EU-
Verteilungsmechanismus 

• Schließung der Balkan-Grenzen  
• Rückführungsabkommen mit der 

Türkei (EU-Türkei-Abkommen) 

Tab. 1: Nationale und europäische Maßnahmen zu Migrationsfragen im Vergleich (eigene Darstel-
lung). 
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5  Deutsche Migrationsdiskurse 1992 / 1993 und 2015 / 2016 im Vergleich 

Im außenpolitischen Verhalten Deutschlands ist trotz zweier Schocks keine Veränderung in 

der Migrationspolitik erkennbar. Um erklären zu können, warum die politischen Krisen 

1992 / 1993 und 2015 / 2016 keinen Verhaltenswandel bewirkt haben, obwohl sie eindeutig 

als formative Ereignisse kategorisiert werden können, richten wir den Blick auf die zugrun-

deliegenden Diskursformationen in den Untersuchungszeiträumen. Diese Diskursformatio-

nen werden von bestimmten Diskursteilnehmern getragen und sind institutionell eingebettet 

(z. B. durch die Regularien des BAMF als zuständige Behörde). Welche Diskursformation 

ist es also, die die deutsche Migrationspolitik 1992 / 1993 und 2015 / 2016 bestimmt bzw. 

anders gefragt: Gibt es eine Diskurshegemonie? Wurden 2015 / 2016 dieselben Argumenta-

tionsmuster genutzt und dieselben Handlungsempfehlungen ausgesprochen wie 1992 / 1993 

und wurden damit dieselben Identitätselemente wirksam oder gab es eine Verschiebung?  

Bereits in den 1980er Jahren hatten sich mehrere Unionspolitiker dafür eingesetzt, den, 

wie Franz Josef Strauß (CSU) es bezeichneWe, Äe[WUem Xnd XnYRUheUVehbaU angeVWiegenen³ 

Asylantenandrang mittels einer Einschränkung des Grundrechts auf Asyl zu stoppen (zit. n. 

Spiegel Politik, 17.02.1985). Mit einem Ausländeraktionsprogramm wollte die Bundesre-

gierung die Einwanderung vornehmlich aXV den VRgenannWen ÃDUiWWe-Welt-SWaaWenµ eindlm-

men, Xm laXW BeUlinV InnenVenaWRU HeinUich LXmmeU die BXndeVUeSXblik ÄYRU eineU hbeU-

flXWXng []X] Vch�W]en³ (ebd.). AXf dem BXndeVSaUWeiWag 1992 bekräftigte Helmut Kohl, dass 

die überwiegende Mehrheit deU AV\lVXchenden in ihUeU HeimaW Änicht aus politischen, ras-

ViVchen RdeU Ueligi|Ven GU�nden YeUfRlgW ZeUden³ Xnd eV L|VXngen bed�UfWe, die Ädem MiVV-

bUaXch deV AV\lUechWV ZiUkVam einen Riegel YRUVchieben³ (KRhl 1992). LaXW KRhl ZaU eine 

Grenze überschritten: ÄDie Situation hat sich dramatisch zugespitzt. Wenn jetzt nicht gehan-

delW ZiUd, VWehen ZiU YRU deU GefahU [«] eineV Staatsnotstandes³ (ebd.). NRch deXWlicheU 

positionierte sich Bärbel Sothmann (CSU / CDU) 1993: ÄDer Asylmissbrauch ist entspre-

chend hoch³, Ä(d)ieVeU ZXVWand iVW XnhalWbaU³ Xnd ÄDeutschland ist kein Einwanderungsland. 

WiU k|nnen nichW alle NRWleidenden dieVeU WelW in deU BXndeVUeSXblik aXfnehmen³ (DeXW-

scher Bundestag, 26.05.1993). Während sich Wolfgang Schäuble auf ein Zitat des früheren 

BXndeVkan]leUV Will\ BUandW YRn 1973 be]Rg, indem eU VagWe, Äda� ZiU VehU VRUgVam �beU-

legen, wo die Aufnahmefähigkeit unserer Gesellschaft erschöpft ist und wo soziale Vernunft 

Xnd VeUanWZRUWXng HalW gebieWen³ (ebd.), VSUach aXch deU SPD-Abgeordnete Hans-Ulrich 

KlRVe YRn ÄeineU ]Xnehmende[n] AngVW YRU hbeUfRUdeUXng Xnd WRhlVWandVYeUlXVWen dXUch 

die massenhafWe mi�bUlXchliche InanVSUXchnahme deV AV\lUechWV³ (ebd.). LaXW HeUmann 
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Otto (FDP) waren es die hohen Asylbewerberzahlen von 1992 und 1993, die seine Partei zu 

einer Reaktion zwangen: ÄWir tun das aus Verantwortung f�r die politisch Verfolgten. Wir 

tun es aus Verantwortung f�r die Sicherung des Rechtsstaates. Wir tun es aus Verantwortung 

f�r die Stabilität der demokratischen Ordnung. Wir tun es nicht zuletzt aus Verantwortung 

f�r ein Zusammenwachsen in Europa³ (ebd.). Dieses Zitat bedient gleich mehrere Identität-

VelemenWe: ÄdaV eXURSliVche DeXWVchland³, ÄDeXWVchland alV VWaUkeU SWaaW³ Xnd ÄdaV YeUanW-

ZRUWXngVbeZXVVWe DeXWVchland³. ZXdem ZXUde in der Debatte indirekt das Identitätsele-

menW ÄDeXWVchland alV SchXW]land f�U AV\lVXchende³ akWiY. DeXWVchland geZlhUW 

ausschließlich politisch Verfolgten Asyl, nicht aber jenen, die das Asylrecht fälschlicher-

weise in Anspruch nehmen oder den Schutz ausnutzen. 

Sowohl das Argument des Asylmissbrauchs, welches bereits im Jahr 1973 in den politi-

schen Debatten verlautbart wurde (vgl. Prantl 1993, 301; Oltmer 2020, 27), als auch die 

Betonung begrenzter Aufnahmekapazitäten in Zusammenhang mit einer Gefährdung für die 

Demokratie und den deutschen Rechtsstaat waren 1992 / 1993 gängige Argumentationsmus-

ter. Diese identifizierten Muster und Identitätselemente lassen sich auf einer höheren Abs-

WUakWiRnVebene ]XU DiVkXUVfRUmaWiRn ÄKein EinwandeUXngVland³ b�ndeln. Gleichzeitig sind 

sie auch in der Debatte 2015 / 2016 wiedererkennbar. Stephan Mayer (CSU) bestätigte An-

fang 2015 ]ZaU eineUVeiWV, daVV DeXWVchland ÄFachkUlfWeeinwandeUXng³ ben|WigWe. AbeU alV 

Antwort auf den Antrag der Grünen in Bezug auf ein EinwanderungVUechW klagWe eU: ÄIch 

finde es wirklich schade, dass Sie zwei Rechtsbereiche miteinander verbinden, die überhaupt 

nichts miteinander zu tun haben: Sie verbinden das Zuwanderungsrecht mit dem Staatsan-

gehörigkeitsrecht³ (Ma\eU 2015). ObZRhl EinZandeUung zwar aus wirtschaftlichen Aspek-

ten gewünscht war und ist (vgl. dazu auch den Beitrag von Maletzky de García in diesem 

Band), sollte an dem vorhandenen Zuwanderungsrecht (Asylpolitik) nicht gerüttelt werden. 

Entsprechend argumentierte Mayer 2015 ähnlich wie Bärbel Sothmann (CDU / CSU) im 

Jahr 1993: Deutschland ist zwar offen für Fachkräftezuwanderung, aber ist eben kein Ein-

ZandeUXngVland f�U alle. PaUWeikRllege ChaUleV M. HXbeU machWe im Mai 2015 VRgaU Äeinen 

Unterschied zwischen Flüchtlingen aus KUiVengebieWen³ aXV (DeXWVcheU BXndeVtag, 

07.05.2015): WlhUend ÄWiUWVchafWVflXchW³ VXggeUieUe, daVV jemand Veine ÄRhnehin ak]eS-

Wable SiWXaWiRn YeUbeVVeUn m|chWe³, ginge eV laXW HXbeU bei dem akWXellen ÄFl�chWlings-

VWURm³ (Mai 2015) Xm ÄAUmXWVflXchW³ (ebd.). ÄUneingeVchUlnkW LeXWe in XnVeUeU GeVell-

VchafW aXfnehmen³, VR Zie eV B�ndniV 90 / Die Grünen und Die Linke forderten, würde den 

ÄFl�chWlingsVWURm³ YeUgU|�eUn Xnd ]X nRch mehU TRWen f�hUen, da die VRgenannWen AUmXWV-

fl�chWlinge Äin deU W�VWe enden³ RdeU ÄdaV UfeU nichW eUUeichen³ Z�Uden (ebd.). F�U 
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InnenminiVWeU de Mai]iqUe ZaU die Äkonsequente Rückführung der Menschen ohne Bleibe-

SeUVSekWiYe³ ein ]enWUaleV InstrumenW, Xm ÄdieVeU gUR�en HeUaXVfRUdeUXng geUechW ]X ZeU-

den³ (DeXWVcheU BXndeVWag, 15.10.2015). Er argumenWieUWe ZeiWeU, Ädie SRUgen ZeUden gU|-

�eU³ Xnd Ädie Zahl deUeU, die in dieVem JahU ]X XnV kRmmen, iVW einfach ]X hRch³ (ebd.). 

DaV eUkllUWe Ziel ZaU eV, Äden Fl�chWlingVVWURm in XnVeU Land ]X begUen]en³ (DeXWVcheU 

Bundestag, 19.02.2016). Dabei sollten beschleunigte Asylverfahren die Abschiebung von 

ÄSWUaftäter[n], Wirtschaftsflüchtlinge[n] und andere[n] Nicht-Schutzbed�UfWige[n]³ VicheU-

VWellen (ebd.). Denn ÄAV\l- und Flüchtlingspolitik heißt auch, unterschiedliche Schicksale 

unterschiedlich zu behandeln³ (ebd.). AXch die SPD machWe deXWlich, daVV eV nach den EU-

eigniVVen in deU SilYeVWeUnachW 2016 ein]ig Xm die ÄHandlXngVflhigkeiW deV SWaaWeV³ (HeikR 

Maas, SPD) ginge (ebd.). Dabei mahnte er Straftäter mit Migrationshintergrund, den deut-

schen Asylschutz nicht auszunutzen: ÄWer vor Verfolgung, Krieg und Terror flieht, der fin-

det bei uns Schutz. Aber wer hierherkommt und dabei diesen Schutz ausnutzt, um schwere 

Straftaten zu begehen, f�r den ist bei uns kein Platz. Wir sind hilfsbereit, aber nicht blind³ 

(ebd.). Nina Warken (CDU / CSU) VSUach VRgaU YRn einem ÄAusnahmezustand³ in deU 

FlüchtlingVfUage (DeXWVcheU BXndeVWag, 15.10.2015), HRUVW SeehRfeU YRn Äeine[U] nichW 

mehr zu beheUUVchende[n] NRWlage³ Xnd E[-Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich 

(CSU) gab ]X bedenken: ÄWiU haben die KRnWURlle YeUlRUen³ (HildebUandW / UlUich 2015). 

Die 2013 neu gegründete Partei Die Alternative für Deutschland (AfD) fokussierte sich mit 

ihUeU ÄHeUbVWRffenViYe 2015³ Xnd dem SechV-Punkte-Plan darauf, daV ÄAV\lchaRV³ ]X VWRS-

pen. Als Reaktion auf die kalkulierte Anzahl von 800.000 Asylbewerbern in 2015 prognos-

Wi]ieUWe die PaUWeiYRUViW]ende FUaXke PeWU\ eine ÄVich ab]eichnende KaWaVWURShe³ im Land 

(Sirleschtov 2015). Für die AfD war der Staatsapparat nicht mehr handlungsfähig und man 

verlangWe die ÄWiedeUheUVWellXng deU |ffenWlichen OUdnXng³ Xnd den ÄSchXW] deU naWiRnalen 

SicheUheiW³ (ebd.). Neben deU SWabiliWlW Vahen einige PRliWikeU aXch die eigene KXlWXU Xnd 

IdenWiWlW in GefahU: ÄWiU k|nnen nXU VR Yiele aufnehmen, wie wir integrieren können, ohne 

XnVeUe KXlWXU, XnVeUe IdenWiWlW ]X geflhUden³ (HanV-Peter Friedrich, CSU) (Deutscher Bun-

destag, 15.10.2015) oder wie MarkXV S|deU (CSU) lX�eUWe: ÄWenn in dieVem JahU mehU 

Menschen zuwandern, als hier geboren werden, wirkt sich das auf die kulturelle Statik einer 

GesellVchafW aXV³ (WelW 2015). DamalV Zie heXWe ZaUnWen PRliWikeU daYRU, daVV AV\lVX-

chende deutsche kulturelle und politische Werte gefährden könnten. Damit wurde indirekt 

der Wunsch geäußert, die deutsche Gesellschaft solle kulturell weitestgehend homogen sein 

Xnd bleiben (V. IdenWiWlWVelemenW ÄDeXWVchland alV KXlWXUnaWiRn³ in Abb. 2).  
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Doch gab es 1992 / 1993 ebenso wie 2015 / 2016 auch konkurrierende Handlungsemp-

fehlungen, also zusätzliche, durchaus gegenläufige Argumentationslinien, die in der politi-

schen Debatte um Flüchtlinge und Asyl gewirkt haben. Diese Argumente speisen die zweite 

Diskursformation, die 2015 / 2016 auch neue Komponenten im Vergleich zu 1992 / 1993 

aufweist. In den Aussagen von Konrad Weiss (Bündnis 90 / Die Grünen) von 1993 und von 

Katrin Göring-Eckhardt (Bündnis 90 / Die Grünen) von 2015 wurde Deutschland als ein 

Land beVchUieben, daV Fl�chWlinge ZillkRmmen hei�en VRllWe. EV m�VVWen ÄmenVchliche Xnd 

solidarische Lösungen³ gefunden werden und ÄHilfe f�r Verfolgte und Bedrlngte [« sei] 

nichW nXU eine MenVchenSflichW, VRndeUn aXch eine chUiVWliche TXgend³ (KRnUad WeiVV, 

Bündnis 90 / Die Grünen) (Deutscher Bundestag, 26.05.1993). Die Grünen verlangten da-

mals wie heute, dass Deutschland die Menschen willkommen heißt, entsprechend versorgt, 

ausbildeW Xnd ihnen eine PeUVSekWiYe bieWeW, denn Ä[e]V gehW Xm XnVeUe WeUWe, eV gehW Xm 

MenVchlichkeiW³ (G|Uing-EckaUW 2015). ÄWiU m�VVen VchaXen, daVV ZiU die Fl�chWlinge, die 

Recht auf Asyl haben, gut unterbUingen³ (G|Uing-Eckart zit. n. Gaugele 2015). Das Identi-

WlWVelemenW ÄDaV chUiVWliche DeXWVchland³ (V. aXch Abb. 2) ZXUde aXch in deU 2018 YRn 

Beatrice von Weizsäcker, Sven Giegold und Ansgar Gilster (alle im Präsidium des Deut-

schen Evangelischen Kirchentages) initiierten Petition adressiert. Die Petition war gerichtet 

Äan die RegieUXngen deU EXURSliVchen UniRn³ miW dem TiWel: ÄEUVW VWiUbW daV RechW ± dann 

der Mensch! Für eine christliche, menschenrechtliche und solidarische Flüchtlingspolitik in 

EuURSa!³ (GiegRld / GilVWeU 2018). DiYeUVe PRliWikeU YeUZieVen damalV Zie heXWe aXf ÄXn-

sere[r] christliche[n] TUadiWiRn³ (MaWWhiaV SchmidW, SPD) (DeXWVcheU BXndeVtag, 

07.05.2015); Gregor Gysi zitierte 1993 im Deutschen Bundestag aus der Bibel: ÄWenn ein 

Fremdling bei euch wohnt in eurem Lande, den sollt ihr nicht bedr�cken. Er soll unter euch 

wohnen wie ein Einheimischer, und du sollst ihn lieben wie dich selbst³ und kommentierte: 

ÄSchauen Sie sich einmal an, was Jesus �ber den Umgang mit Fremden gesagt hat³ (Gregor 

Gysi, PDS / Linke Liste) (Deutscher Bundestag, 26.05.1993).  

Die beWRnWe Ämenschliche Pflicht, [die Flüchtlinge] aufzunehmen und willkommen zu 

hei�en³ (BaUbara Hendricks, SPD) (Deutscher Bundestag, 15.10.2015) und der Bezug auf 

chUiVWliche WeUWe ZXUden eUgln]W Xm die IdenWiWlWVelemenWe ÄdaV YeUanWZRUWXngVbeZXVVWe 

Deutschland³ Xnd ÄDeXWVchland alV SchXW]land f�U AV\lVXchende³. WRlfgang SchlXble ]i-

tierte 1993 den Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker im Deutschen Bundestag:  

Im Laufe der Woche berät der Deutsche Bundestag �ber das Asylrecht. Wir d�rfen 

alle davon ausgehen, daß dies in tiefem Bewußtsein der leidvollen Erfahrungen 
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geschieht, die uns unsere eigene Geschichte �ber die elementare Bedeutung des 

Rechtes auf Asyl lehrt (Deutscher Bundestag, 26.05.1993).  

Bereits in den Asyldebatten zuvor hielt Hessens Innenminister Horst Winterstein jegliche 

BeschränkXng deV AV\lUechWV f�U ÄgeVchichWVlRV Xnd XnmenVchlich³ (SSiegel PRliWik, 

17.02.1985). Gregor Gysi (PDS / Linke LiVWe) be]eichneWe die AV\ldebaWWe YRn 1993 alV Äge-

ZalWig Xnd deSUimieUend³ Xnd kUitiVieUWe: ÄAll jene, die in deU beVchUiebenen AUW Xnd WeiVe 

die Asyldebatte führten und führen, haben an rassistischen und ausländerfeindlichen Pogro-

men als intellektuelle UUhebeU ihUen AnWeil³ (DeXWscher Bundestag, 26.05.1993). Im Jahr 

2015 ZaU f�U Veinen PaUWeikRllegen DieWmaU BaUWVch die DebaWWe ÄVchlichW gUXndgeVeW]Zid-

Uig³ (DLF, 18.10.2015). AXch eU ZaUb f�U einen YeUanWZRUWXngVYRllen Umgang miW deU 

Fl�chWlingVkUiVe: ÄDaV GUXndUechW aXf AV\l kennW keine ObeUgUen]e³ Xnd ÄdaVV Vie [die Ge-

flüchteten] hierher kommen, liegW in XnVeUeU VeUanWZRUWXng³ (ebd.). Im Rahmen deU BeUa-

WXng deV AnWUagV ÄFl�chWlinge Zillkommen heißen ± Für einen grundlegenden Wandel in 

der Asylpolitik³ kommentierte Ulla Jelpke (Die Linke): Ä[W]ir wollen eine Aufnahmepolitik 

in maßgeblicher Verantwortung des Bundes. Fl�chtlingsschutz ist eine internationale Ver-

SflichWXng³ (DeXWVcheU BXndeVWag, 07.05.2015). BXndeskanzlerin Angela Merkel benannte 

die Einzelschicksale der vielen Bürgerkriegsflüchtlinge und poliWiVch VeUfRlgWen f�U die ÄZiU 

in der Verantwortung [sind]. Diese Verantwortung nehmen wir wahr. Sie fordert uns. Bund, 

Länder und Kommunen wollen das in guter Zusammenarbeit schaffen und arbeiWen daUan³ 

(Deutscher Bundestag, 09.09.2015).  

Bei allen Parallelen in den Diskursen der beiden Krisen lassen sich aber auch Unter-

schiede konstatieren. So nahm das Thema Einwanderung 2015 / 2016 eine größere Bedeu-

tung an als dies 1992 / 1993 der Fall war: Ä[W]ir können unseren Wohlstand, die Lebens-

qualität unserer Gesellschaft nur sichern, wenn wir Einwanderung haben. Einwanderung ist 

essenziell erforderlich f�r unsere Gesellschaft³ (Eva Högl, SPD) (Deutscher Bundestag, 

08.09.2015). FDP-Parteichef Christian Lindner wollte zwar im Sinne der Diskursformation 

ÄKein EinZandeUXngVland³ einen Ä]eiWlich befUiVWeWen SchXW] f�U KUiegVflüchtlinge³, abeU 

die FDP sah explizit die Möglichkeit, die hohe Zuwanderung an ein Einwanderungsgesetz 

zu koppeln. DamiW VRllWen die SchXW]VXchenden Ädie Chance eUhalWen, Vich in DeXWVchland 

für dauerhaften Aufenthalt im ArbeitsmaUkW ]X beZeUben³ (Bangel 2015), ZaV LindneU miW 

Blick aXf die ÄBelaVtungsgUen]e³ alV ÄSUagmaWiVche Xnd hXmaniWlUe AnWZRUW³ (ebd.) aXf die 

Flüchtlingskrise bewertete.  

Hier wird deutlich, dass die Debatte 2015 / 2016 im Vergleich zu 1992 / 1993 auch vor 

dem Hintergrund einer sehr geringen Arbeitslosenquote von 6,4 % im Januar 2016 (Januar 
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1993: 9 %), positiver Wachstumsprognosen für die Wirtschaft und des zunehmenden Fach-

kräftemangels, der mit der Notwendigkeit einherging, Arbeitskräfte aus dem Ausland anzu-

werben, geführt wurde (vgl. Statista 2021). Der damalige Justizminister Heiko Maas (SPD) 

erklärte:  

Ja, wir müssen aus Flüchtlingen möglichVW UaVch B�UgeU machen [«] Die VielfalW deU 

Kulturen, der Religionen und der Traditionen ist manchmal anstrengend ± wir erleben 

es heute schon ±, und sie wird in einer Einwanderungsgesellschaft, die wir sind und 

die wir noch mehr werden, auch nicht weniger werden (Deutscher Bundestag, 

08.09.2015).  

Ob Deutschland Einwanderungsland ist oder nicht, wurde zwar 1992 / 1993 ebenfalls debat-

tiert, aber nicht so differenziert wie 2015 / 2016. Während CDU / CSU 1993 klarstellten, 

dass Deutschland kein Einwanderungsland sei, widersprach Konrad Weiss von den Grünen: 

ÄUnVeU EinZandeUXngVgeVeW] Zill deU TaWVache RechnXng WUagen, da� DeXWVchland de facWR 

ein EinZandeUXngVland iVW Xnd bleiben ZiUd³ (DeXWVcheU BXndeVWag, 26.05.1993). 22 JahUe 

später wurden die neuen ZXZandeUeU eindeXWig alV ÄChance f�U dieVeV Land³ (MaUWin GeVWeU, 

SPD) (DeXWVcheU BXndeVWag, 09.09.2015), alV ÄGebXUWVWag eineV neXen DeXWVchland[V]³ (G|-

ring-Eckart, Bündnis 90 / Die GU�nen) (ebd.) Xnd alV Äeine gUR�e Chance für eine alternde 

GesellschafW, jXnge FachkUlfWe ]X geZinnen³ geVehen, ZRbei ÄDeXWVchland YRn den Fl�chW-

lingen SURfiWieU[W]³ (ThRmaV OSSeUmann, SPD) (ebd.). Man bekennW Vich ]X einem Land, 

daVV nichW nXU SchXW]VXchenden ihU RechW aXf AV\l einUlXmW (IdenWiWlWVelemenW ÄDeXWVch-

land als Schutzland für Asylsuchende³), sondern Flüchtlinge explizit willkommen heißt, 

weil sie u. a. als Chance für ein neues Deutschland wahrgenommen werden. Diese Argu-

mentationslinien lassen sich zur jeweiligen Herausforderer-Diskursformation zusammenfas-

Ven: ÄAV\l alV MenVchenSflichW³ (1993) Xnd ± transformiert ± ÄWillkRmmenVkXlWXU³ (2015).  

Die Bundeskanzlerin versuchte 2015 / 2016 einen rhetorischen Spagat zwischen den 

SchreckensV]enaUien ihUeU PaUWeikRllegen (ÄKein EinZandeUXngVland³) Xnd deU neXen Will-

kommenskultur. EinerVeiWV Vah Vie einen GeZinn f�U DeXWVchland, ÄZenn ZiU eV mXWig an-

gehen³ (DeXWVcheU BXndeVWag, 09.09.2015) Xnd ZaU �beU]eXgW daYRn, daVV ÄDeXWVchland 

[die HeUaXVfRUdeUXng] beZllWigen kann³ (ebd.). Da MeUkel eindeutig die Diskursformation 

der Willkommenskultur bediente, ist es nicht überraschend, dass sie mit dieser Haltung auf 

viel Widerstand in der eigenen Partei und darüber hinaus gestoßen ist ± also bei all jenen 

DiVkXUVWUlgeUn deU DiVkXUVfRUmaWiRn ÄKein EinZanderungsland³. Andererseits adressierte 

Merkel auch diejenigen, die sich vor einer Erosion deutscher Werte und Kultur fürchteten: 

Ä[e]in Land, daV Yiele, die neX ]X XnV kRmmen, ZillkRmmen hei�W, daV aXch Yiele 
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willkommen heißt, die aus ganz anderen Kulturkreisen kommen, muss auch deutlich ma-

chen, welche Regeln bei uns gelWen³ (Angela MeUkel, CDU / CSU) (Deutscher Bundestag, 

09.09.2015). 

 

6  Zusammenfassung 

Die Flüchtlingsdebatten 1992 / 1993 und 2015 / 2016 weisen deutliche Parallelen auf. Die 

Argumente des Asylmissbrauchs, der begrenzten Aufnahmekapazitäten sowie die Gefahr 

des Staatsversagens und für die Stabilität Deutschlands wurden 1993 von CDU / CSU, SPD 

und FDP und 2015 wieder von der CDU / CSU, in starker Form von der AfD und in abge-

schwächter Form von SPD und FDP genutzt. Zu beiden Zeitpunkten wurden die Migranten 

ausschließlich durch das Prisma der Asylsuchenden gesehen und es wurden Handlungsemp-

fehlungen zur Begrenzung von Einwanderung sowie Einschränkungen für Asylsuchende 

formuliert (s. Tab. 3: DiskursfRUmaWiRn ÄKein EinZandeUXngVland³). SPD Xnd FDP VchlRV-

sen sich 2015 abermals an, brachten aber neue Argumente mit ein, die auch ein anderes 

VeUhalWen hlWWen begU�nden k|nnen. ObZRhl Vich die SPD UheWRUiVch eheU ]XU ÄWillkRm-

menskultur³ bekannte, haben über 70 % der Abgeordneten im Deutschen Bundestag im Feb-

ruar 2016 für die zwei neuen Gesetzentwürfe zur Einführung beschleunigter Asylverfahren, 

zur erleichterten Ausweisung von straffälligen Ausländern sowie zum erweiterten Aus-

schluss der Fl�chtlingsanerkennung gestimmt. Dieser Ãdouble speakµ der SPD zeigt auf, dass 

sich die Partei zwar der Argumente einer Willkommenskultur bediente, dann aber ganz im 

Sinne deU DiVkXUVfRUmaWiRn ÄKein EinZandeUXngVland³ gegenteilig handelte. Die FDP plä-

dierte 2015 / 2016 zwar ± analog zu den 1990er Jahren ± aXfgUXnd eineU ÄBelaVWXngVgUen]e³ 

(Bangel 2015) für eine zeitlich limitierte Aufnahme von Kriegsflüchtlingen, hatte diesmal 

aber auch den Arbeitsmarkt und den Bedarf an grundsätzlicher Einwanderung im Blick, was 

füU DeXWVchland Xnd f�U die Fl�chWlinge gleicheUma�en alV Chance beWUachWeW ZXUde (ÄWill-

kommenskXlWXU³). NeX iVW 2015 daV EUVWaUken deU AfD, die nRch Yehementer als CDU / CSU 

die Einwanderung nach Deutschland zu verhindern suchte, indem die deutschen Grenzen 

geschlossen und konsequente Abschiebungen durchgeführt werden sollten. Interessanter-

weise galt die AfD als neu gegründete Partei gerade mit diesen eindeutigen Handlungsemp-

fehlXngen Xnd PRViWiRnieUXngen (ÄKein EinZanderungsland³) alV ÄPURfiWeXr der Flüchtlings-

debaWWe³ (Ygl. HlXVleU 2016; NeXeUeU 2015) ± nach dem Euro- und Griechenlandthema 

wurde die Flüchtlingsfrage zu ihrem neuen politischen Markenkern.  

Die oben genannte Kontinuität in den Debatten spiegelt sich auch in der konkurrierenden 

Diskursformation wider, die vornehmlich in den Anträgen von Bündnis 90 / Die Grünen 
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zum Ausdruck kommt. Sie haben 1993 ein Flüchtlingsgesetz und ein Einwanderungsgesetz 

in den BXndeVWag eingebUachW Xnd VWellWen aXch am 04.02.2015 einen AnWUag: ÄF�U ein mo-

deUneV EinZandeUXngVgeVeW]³ (18/3915). InVgesamt wurde die Debatte 2015 im Vergleich 

zu 1993 differenzierter geführt ± analytisch betrachtet transformierte sich die Diskursforma-

WiRn ÄAV\l alV MenVchenSflichW³ deU 1990eU JahUe, die YRUnehmlich YRn den Parteien Die 

Linke und Bündnis 90 / Die Grünen getragen wurde, nun in die stärker gewordene Diskurs-

fRUmaWiRn ÄWillkRmmenVkXlWXU³ (s. Tab. 3) . Abgeordnete der Parteien Die Linke, Bündnis 

90 / Die Grünen und SPD begrüßten 2015 die Willkommenskultur in der deutschen Bevöl-

kerung ausdrücklich und sahen in der Zuwanderung eine Chance für Deutschland. Auffällig 

ist, dass die CDU-Parteivorsitzende und Bundeskanzlerin Angela Merkel zunächst an einen 

Gewinn und Nutzen für Deutschland rhetorisch angeknüpft und damit neue Argumente ein-

gebracht hat, die es so in den 1990er Jahren von konservativer Seite nicht gegeben hatte. 

Nichtsdestotrotz hat Merkels Partei in der Regierungsverantwortung das Asylpaket II auf 

den Weg gebracht und damit Zuwanderung beschränkt. 

 Diskursformation  

Kein Einwanderungsland 

Diskursformation  

Asyl als Menschenpflicht / Willkommens-
kultur (2015) 

Identitätsele-
mente 

ÄD als Kulturnation³, ÄD als VWaUkeU SWaaW³, 
ÄdaV eXURSliVche D³, ÄD alV SchXW]land f�U 
AV\lVXchende³, ÄdaV YeUanWZRUWXngsbewusste 
D³ 

ÄdaV chUiVWliche D³, ÄdaV YeUanWwortungs-
beZXVVWe D³; ÄD alV SchXW]land f�U AV\lVX-
chende³ 

Argumentati-
onsmuster 

Missbrauch des Asylrechts und die Gefahr des 
Staatsversagens beenden; ,Asyl-ChaRVµ Xnd 
begrenzte Aufnahmekapazitäten, Erosion der 
deutschen Kultur und Identität droht 

Menschenpflicht Asylsuchenden zu helfen; 
historische Verantwortung und internatio-
nale Verpflichtung; Migration als große 
Chance für Deutschland 

Handlungs-
empfehlungen 

Einwanderung reduzieren bzw. stoppen mittels 
beschleunigter Asylverfahren, konsequenten 
Abschiebungen und Rückführungen; besserer 
Schutz der EU-Außengrenzen 

modernes Einwanderungsgesetz und soli-
darische Lösungen vonnöten; gute Unter-
bringung und Bleibeperspektive; keine 
Obergrenze für Asylsuchende  

Diskursträger 1992 / 1993: 

CDU / CSU, SPD, FDP 

 

2015 / 2016:  

CDU / CSU, AfD, Teile der SPD und FDP 

1992 / 1993:  

PDS / Linke Liste, Bündnis 90 / Die Grü-
nen,  

 

2015 / 2016:  

Die Linke, Bündnis 90 / Die Grünen, Teile 
der SPD und abgeschwächt Teile der FDP 

Tab. 3: Tabellarische Zusammenfassung der Ergebnisse aus der Diskuranalyse. 
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ZXVammenfaVVend kann die DiVkXUVfRUmaWiRn ÄKein EinZandeUXngVland³ miW den alWbe-

kannten ArgumenWen ihUe DiVkXUVhegemRnie YeUWeidigen, RbZRhl die SWlUke deU ÄWillkRm-

menVkXlWXU³ 2015 / 2016 zugenommen hat. Im Ergebnis erlaubte die Diskurshegemonie so-

gar noch drastischere außenpolitische Maßnahmen als 22 Jahre zuvor, wie z. B. 

konsequentere Abschiebungen oder das Rückführungsabkommen mit der Türkei (s. Tab. 2). 

Für eine erfolgversprechende contestation der herrschenden Diskurshegemonie wäre sicher 

deU Be]Xg aXf daV ÄeXURSliVche DeXWVchland³ (V. aXch Abb. 2) n�W]lich geZeVen. DRch dieVe 

rhetorische Ressource fiel aus, da die europäischen Partner ebenfalls keine Zuwanderung 

wollten. Die europäische Zusammenarbeit basiert also auf der geteilten Wahrnehmung von 

ÃEXURSa alV kein EinZandeUXngVkRnWinenWµ, ZaV eine VeUVchlUfXng YRn Abschreckung und 

Zurückweisung erlaubt, aber keine effektive Verteilung von Flüchtlingen. Obwohl also das 

IdenWiWlWVelemenW ÄDeXWVchland alV AXVZandeUXngVland³ im DiVkXUV keine RRlle VSielWe, 

verband es die europäischen Staaten latent in Bezug auf ihre gemeinsame Auswanderungs-

geschichte. Die diskursive Belebung und Umdeutung dieses Identitätselements wäre nötig, 

um eine europäische Immigrationspolitik überhaupt möglich zu machen. 

 

7  Ausblick 

Die deutsche Migrationspolitik ist ein Beispiel für eine Politik, die trotz globaler Trends und 

gegen eigene wirtschaftliche Erfordernisse über Jahrzehnte hinweg stabil blieb und bleibt. 

Null-Immigration mit Hilfe der EU, Grenzsicherung, Abweisung, Abschreckung, Abschie-

bXngen Xnd ÄFlXchWXUVachenbekämSfXng³ Vind EckSXnkWe dieVeU PRliWik. FRUmaWiYe EUeig-

nisse wie brennende Asylunterkünfte (1992 / 1993) und Staatsversagen (2015 / 2016) sug-

gerierten zwar ein Scheitern dieser Politik, doch die zentrale legitimatorische Begründung 

wird aufrechterhalten: Deutschland ist identitär kein Einwanderungsland. Kommt Zuwan-

derung trotzdem vor, wird sie nur zeitweilig und über Ausnahmen akzeptiert (Asyl); sie war 

und ist aber politisch nicht gewollt ± im Prinzip ein Versehen, das in einem Kraftakt bewäl-

WigW ZiUd (ÄZiU Vchaffen daV³). DeU VWaUke SWaaW DeXWVchland YeUsucht(e), eine Anpassung an 

globale Realitäten zu vermeiden und umgekehrt die globalen Realitäten an die deutsche 

IdenWiWlW an]XSaVVen. ZZaU haW die neXe DiVkXUVfRUmaWiRn ÄWillkommenVkXlWXU³ daV PRWen-

tial, die Diskurshegemonie langfristig aufzubrechen. Die rhetorischen Ressourcen für Ein-

wanderung (europäische Ansprüche, christliche Werte und Barmherzigkeit, ökonomische 

Nützlichkeit, VeranWZRUWXng f�U ÃRne ZRUldµ) Vind YRUhanden, ZaUen biVlang abeU nRch nichW 

stark genug, um die DiskurshegemRnie deU ÃNXll-ImmigUaWiRnµ ]X bUechen. Im GegenWeil: 

Der Regierung gelang im Nachgang der Debatte noch der Coup, die ökonomischen 
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Argumente für Immigration aus dem Lager der Willkommenskultur herauszulösen, indem 

ein ÄFachkUlfWeeinZandeUXngVgeVeW]³ beVchlRVVen ZXUde.  

Der Umgang mit den beiden formativen Ereignissen zeigt, wie schwer es ist, eine stabile 

Diskurshegemonie aufzubrechen, um einen Politikwandel zu generieren. Ein Trost für die 

Vertreter einer strukturierten Immigration ist, dass die jetzige Politik nicht nachhaltig ist. 

Weder verspricht das Fachkräfteeinwanderungsgesetz ökonomische Erfolge (da die Anreize 

für die gewünschten ausländischen Fachkräfte zu gering sind), noch geben die internationa-

len demographischen und klimatischen Entwicklungen Anlass zur Entwarnung ± vielmehr 

wird der Migrationsdruck weiter zunehmen.  

Ein aktuelles Beispiel hierfür ist der seit Februar 2022 in der Ukraine währende Krieg, 

der die größte Fluchtbewegung in Europa seit dem Zweiten Weltkrieg auslöste. Dieses for-

mative Ereignis ermöglichte, dass am 03. März 2022 die sogenannte Massenzustrom-Richt-

linie (Richtlinie 2001/55/EG) aus dem Jahr 2001 erstmals einstimmig in der EU aktiviert 

wurde. Ukrainische Flüchtlinge erhielten damit eine sofortige Aufenthalts- und Arbeitser-

laubnis ohne aufwendiges Asylverfahren. Dies gilt in Deutschland auch für Drittstaatsange-

h|Uige, die in deU UkUaine lebWen. SRmiW ZXUden die FRUdeUXngen aXV dem LageU deU ÃWill-

kRmmenVkXlWXUµ im UkUaine-Fall überraschenderweise realisiert. Ob dieser drastische 

plötzliche Politikwandel allerdings eine Chance bietet, die alte Diskurshegemonie der Nicht-

Immigration zu überwinden, ist zumindest zweifelhaft. Darüber hinaus offenbaren die plötz-

liche politische Einigkeit und der neue Handlungsspielraum auch einen rassistischen und 

kulturfeindlichen Charakter des vergangenen UmgangV miW Fl�chWlingen. SRlange die ÃMaV-

senzustrom-RichWlinieµ eine AXVnahme bleibW, kann man in DeXWVchland Xnd deU EU YRn 

keinem Verhaltens- oder Identitätswandel in der Immigrationspolitik sprechen. Die Verab-

schiedung eines Immigrationsgesetzes ± theoretisch gesprochen wäre dies das Ende der Dis-

kurshegemonie ± wäre auch für die neue Bundesregierung ein Kraftakt, der mehrjähriger 

diskursiver Vorbereitung bedürfte. Mittelfristig führt das erVch�WWeUWe ÃWeiWeU-VRµ deVhalb 

weiterhin zu einer Politik der höheren Zäune für die deutsche und euroSliVche ÃWRhlfühlin-

Velµ. 
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Mutual desecuritization as a model of détente? Foreign policy change in the US-
Cuban dyad 

Anna Felfeli and Bernhard Stahl  

Abstract 

In foreign policy dyads characterized by enmity, mutual desecuritization may serve as a 
cUXcial aVVeW fRU dpWenWe. BXW hRZ dReV ³Whe Za\ RXW Rf emeUgenc\ mRde´ fXncWiRn cRnVid-
ering mutual securitizations over decades? Embarking from theoretical insights provided by 
Adamides and Hansen, the authors generate a theory-based model of détente for dyads. This 
analytical tool contributes to the study of the dissolution of historically grown, mutual secu-
ritization processes in interstate relations. By clarifying impact and functioning of the four 
détente modes (replacement, silencing, change through stabilization and rearticulation), the 
introduced categories allow to trace dynamics of change and interpret détente with regard to 
their sustainability. Especially mutual desecuritization as rearticulation has the potential to 
sustainably change the self-RWheU UelaWiRn ZiWh effecWV Rn Whe ³cXlWXUe´ Rf a fRUeign SRlic\ 
dyad. The heuristic case study of US-Cuban relations serves as a prime example of a com-
plex dyad of enmity which became a subject of change due to the Obama-Castro diplomacy 
in 2014. The study along US-Cuban foreign policy issues before and after 2014 helps to 
sharpen our understanding of dynamic securitization and desecuritization processes. The 
overall analysis demonstrates that the modes of desecuritization during the Obama-Castro 
diplomacy lifted the process of détente to a new and unprecedented level. 

Keywords: model of détente, desecuritization, rearticulation, foreign policy dyad, US-
Cuba Relations 

Wechselseitige desecuritization als ein Modell für Entspannungspolitik? Außenpoliti-
scher Wandel in der Dyade USA-Kuba 

Zusammenfassung In außenpolitischen Dyaden der Feindschaft kann wechselseitige de-
securitization ein entscheidender Weg für Entspannungspolitik sein. Doch wie funktioniert 
ein AXVZeg aXV dem ÄNRWfall-MRdXV³, Zenn deU jeZeilV andeUe SWaaW �beU JahU]ehnWe hin-
weg als existentielle Bedrohung wahrgenommen wurde? Ausgehend von den theoretischen 
Erkenntnissen von Adamides und Hansen entwickeln die Autoren ein theoriegeleitetes Mo-
dell der Entspannung für dyadische Beziehungen. Das Analyseinstrument trägt dazu bei, die 
Auflösung historisch gewachsener, wechselseitiger securitizations in zwischenstaatlichen 
Beziehungen zu untersuchen. Die Autoren erläutern die Wirkung und Funktionsweise von 
desecuritization in Dyaden mittels der vier Entspannungsmodi replacement, silencing, 
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change through stabilization und rearticulation. Diese Kategorisierung von desecuritization 
Prozessen ermöglicht es, Dynamiken von Wandel und Entspannungspolitik im Hinblick auf 
ihre Nachhaltigkeit zu bewerten. Insbesondere wechselseitige desecuritization in Form von 
rearticulation hat das Potenzial, das Selbst- Xnd FUemdbild miW AXVZiUkXngen aXf die ÄKXl-
WXU³ eineU aX�enSRliWiVchen D\ade nachhalWig ]X YeUlndern. Die heuristische Fallstudie zu 
den Beziehungen zwischen Kuba und den USA dient als Paradebeispiel für eine komplexe 
Dyade jahrzehntelanger Feindschaft, die sich durch die Obama-Castro-Diplomatie im Jahr 
2014 grundlegend wandelte. Die Untersuchung entlang US-kubanischer Außenpolitik 
schließt Ereignisse vor und nach 2014 ein, um dynamische securitization und desecuritiza-
tion Prozesse besser zu verstehen. Insgesamt zeigt die Analyse auf, dass die Entspannungs-
modi (modes of desecuritization) während der Obama-Castro Diplomatie die Entspannungs-
politik auf eine neue, noch nie dagewesene Ebene gehoben haben.  

Schlüsselwörter: Entspannungspolitik, desecuritization, rearticulation, außenpolitische 
Dyade, Kuba und USA 
 

Introduction  

The Ukrainian war has demonstUaWed hRZ faVW ³cXlWXUeV Rf anaUch\´ (Wendt 1999) can 

change. For interstate relations and foreign policies alike, Hobbesian, Lockean, or Kantian 

worlds may collapse, may transform or may be relaunched. But how to proceed in a dyad 

from one culture to another, i.e. from conflicts and continuous threats to a normal relation-

ship? 

Departing from the assumption that security is a social construction, it is Securitization The-

ory which can deal with political reactions in the face of immediate threats (Buzan et al. 

1998). The theory blossomed by, on the one hand, deepening and specifying its theoretical 

implications and, on the other, broadening its potential application by putting securitization 

on a spectrum reaching from securitization via politicization (by desecuritization) to non-

politicization. This study subscribes to WheVe ³VecRnd geneUaWiRn´ debaWe with a focus on 

desecuritization strategies in interstate relations (see Bourbeau and Vuori 2015; Hansen 

2012) and the effects on the intersubjective understanding of security (e.g. Gustafsson 2019). 

Compared WR Whe eaUl\ CRSenhagen SchRRl¶V (CS) ³FUameZRUk fRU Anal\ViV´ Ze XndeUVWand 

securitization and desecuritization not as linear processes but as dynamic ones with no clear 

beginning and ending. In addition, in cRnWUaVW WR Whe CS¶V aVVXmSWiRn Rf an ahiVWRUical and 

XniYeUVal lRgic Rf Whe ³gUammaU Rf VecXUiW\´ (BRnackeU 2021), cRnWe[WXal facWRUV UelaWed WR 

the construction and deconstruction of security are relevant for the analysis. In her case study 

Rn RXVVia¶V and NRUZa\¶V hRVWile UelaWiRnV, Wilhelmsen (2021) shows that the study of mu-

tual securitization in state dyads is important to better understand escalation. In turn, we 



Anhang B: Manuskripte der Einzelbeiträge 109 

argue that the study of mutual desecuritization is apt to comprehend de-escalations in dyads. 

Hence, we do provide a holistic approach to Securitization Theory by analyzing desecurit-

izing actors on both sides, their security discourses regarding the other, desecuritizing poli-

cieV and aXdienceV¶ changing aWWiWXde WRZaUdV Whe WhUeaW. In particular, we are interested in 

explaining long-time perspectives in foreign policy dyads characterized by an interplay of 

mutual securitizations and desecuritizations i.e. on how acWRU¶V VRcial idenWiWieV aUe SURdXced 

or transformed.  

By doing so, we depart from Adamides¶ (2020) three-stage model which explains how se-

curitizations in protracted conflict environments become routinised and even institutional-

ized. Adopting his model to foreign policy dyads reveals why it is so difficult to get over the 

unchallenged ³emeUgenc\ mRde´ and WR find a SRliWical VRlXWiRn WR Whe cRnflicW.  

Our second point of departure in securitization studies lies in a theoretical reconstruction of 

deVecXUiWi]aWiRn aV a changing inWeUVXbjecWiYe XndeUVWanding Rf Whe inWeUnali]ed ³enem\-

RWheU´. We assume that mutual desecuritization (domestically and internationally) has the 

potential to change the self-RWheU UelaWiRn ZiWh effecWV Rn Whe ³cXlWXUe´ Rf a fRUeign SRlic\ 

dyad. In the literature, various case studies conceive of securitization and desecuritization in 

relation to the transformation of identities (see Huysmans 2000; Roe 2004; Donnelly 2015). 

In order to trace a changing self-other relation and properly evaluate dynamics of change in 

dyads our contribution aims at constructing different modes of desecuritization as a new 

theory-baVed ³mRdel Rf dpWenWe´ in inWeUVWaWe UelaWiRnV. Here, we follow Hansen (2012) who 

has introduced four ideal-typical forms of desecuritization, namel\ ³UeSlacemenW´, ³Vilenc-

ing´, ³change WhURXgh VWabili]aWiRn´ and ³UeaUWicXlaWiRn´. Unlike Hansen, we put these four 

forms into relation when using them as a comparative tool for the analysis of a normalization 

process between states. The elabRUaWiRn Rf deVecXUiWi]aWiRn aV a ³mRdel Rf dpWenWe´ allRZV 

us to answer the following questions: How does mutual desecuritization in foreign policy 

dyads work in practice? How and to what extend can deeply securitized interstates relations 

be transformed away from relations of enmity? Under what conditions does desecuritization 

lead WR nRUmali]aWiRn (i.e. ³SRliWici]aWiRn´ in SecXUiWi]aWiRn TheRU\) and when are (re-)secu-

ritizations likely to challenge any form of détente? AdmiWWedl\, ³dpWenWe´ iV alUead\ an ana-

lytical term deriving from the history of the Cold War and we cannot do justice here to the 

extensive literature on the concept. Yet, when describing mutual desecuritization among for-

eign SRlic\ d\adV aV ³dpWenWe´ Ze VWick WR Whe cRUe meaning Rf Whe WeUm bXW XS-grade it to 

become a theoretical term denoting different modes of desecuritization as change in inter-

state relations.  
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Our empirical ambition aims on the US-Cuba dyad as a hard case for normalization. Since 

the freeze in diplomatic relations in 1961 US-Cuba relations are characterized by routinized 

securitizations over a long period of time. This pattern of enmity was continuously repro-

duced even after the epochal changes ushered in by the end of the Cold War. Yet in Decem-

ber 2014, President Barack Obama and his Cuban counterpart Raúl Castro officially stated 

that the two countries wished to re-establish diplomatic ties. Even when, in 2017, Donald 

Trump (2017) VWaWed: ³I am cancelling Whe laVW adminiVWUaWiRn¶V cRmSleWel\ Rne-sided deal 

ZiWh CXba´ some features of the former rapprochement remained in place. Therefore, we 

e[SecW YalXable UeVXlWV Rn mXWXal deVecXUiWi]aWiRn in WZR diUecWiRnV: WhaW can Whe ³mRdel 

Rf dpWenWe´ Well XV abRXW change and iWV SeUViVWence in US-Cuba relations and what do the 

emSiUical UeVXlWV Well XV abRXW mXWXal deVecXUiWi]aWiRn aV a ³mRdel Rf dpWenWe´? 

This article proceeds in two main parts: a theoretical elaboration on securitization and dese-

curitization in foreign policy dyads and the case study of US-Cuba relations. The case study 

is divided into four parts along US-Cuban foreign policy issues 1) after the Cuban revolution 

2) before 9/11, 3) under the Castro-Obama diplomacy from 2008 ± 2017 and 4) after 

TUXmS¶V ³URll back´. Finally, we conclude with a reflection on the applicability of the 

³mRdel Rf dpWenWe´ Rn Whe Rne hand and ZiWh an eYalXaWion of change in US-Cuban relations 

on the other.  

On methodology 

OXU ³bXilding blRck VWXd\´ VeekV WR cRmSUehend deVecXUiWi]aWiRn in fRUeign SRlic\ d\adV 

(George and Bennett 2005, 76, 78). It is aiming at the generation of a typology denoting 

constituent chaUacWeUiVWicV Rf a ³mRdel Rf dpWenWe´ (ibid, 235-248). In an overall deductive 

manner, the model will be developed with the help of the theoretical state of the art in secu-

ritization studies. Subsequently, it will be applied to a longitudinal case study which should 

be apt to enrich and nuance the model. By so doing, the typology generation comes close to 

a typological theory which should ³VSecif\ Whe SaWhZa\V WhURXgh Zhich SaUWicXlaU W\SeV Ue-

laWe WR VSecified RXWcRmeV´ (George and Bennett 2005, 235). 

Analyzing the security language in use (speech acts) of powerful (de-)securitizing actors 

meanV WhaW VRXUceV aUe chRVen baVed Rn Whe cRnWe[W and iWV SRliWical UeleYance Vince ³(V)ecX-

UiW\ aUgXmenWV Zill be XVed ZheneYeU a debaWe iV VXfficienWl\ imSRUWanW´ (BX]an et al. 1998, 

177). Actors are mainly the political élite in the US and in Cuba. Cuban data are speeches, 

interviews and statements by Fidel and Raúl Castro as well as the Cuban Foreign Minister. 

Cuban media outlets are also examined, keeping in mind that they will largely express the 
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official party line. US data are remarks or statements by the President and Secretary of State. 

The analysis is enriched with secondary literature regarding historical events, emergency 

measures and descuritizing policies. Élite divisions in the US become relevant when com-

paring (de-)securitizations over time. Accordingly, opposite views are also mirrored in the 

relevant audience(s) opinions on US-Cuba relations. As Hansen (2012, 533) notes, the dese-

curitizing actor is not limited to political figures in the public sphere and the audience takes 

an important role in the process of shifting the issue back into the political debate. This is 

why we add sources such as newspaper articles, interviews and opinion poll results. We 

assume that the Cuban-American Community, the Business Community and Congress form 

relevant audiences in the US while the Communist Party of Cuba and the Cuban public are 

relevant audiences in Cuba. In addition, in line with Donnelly (2015), we pay attention to 

desecuritizing gestures of reconciliation, symbols and acts.  

Some conceptual and methodological caveats are in order here. We admit that the role of the 

audience ± anRWheU imSRUWanW Wheme Rf ³VecRnd geneUaWiRn´ VecXUiWi]aWiRn VWXdieV ± deserves 

more attention than we can provide in our building block study. In addition, we share the 

insight that there is not necessarily a single relevant audience and the definition of their 

³acceSWance´ Rf Whe SUeVenWed WhUeaW iV XndeUdeYelRSed (Bal]acT et al. 2016; Côté 2016). 

However, we attempt to fill the theoretical gap empirically when looking at opinion polls 

and reactions in the US and in Cuba with regard to US-Cuba relations (³moral support´ (RRe 

2004)) and at legislation by congress or - in the Cuban case - by the support of the Com-

munist Party of Cuba (³formal support´ (ibid.)).  

The state of the art: mutual securitizations  

Assuming that security issues possess a higher priority and urgency than other issues, the 

Copenhagen School aims to analyze who (securitizing actor) presents what kind of issue 

(threat) to whom (referent object) as an existential threat (securitizing move) which provides 

an urgency that legitimizes emergency measures (security act) (Buzan et al. 1998, 24, 32). 

When looking at foreign policy d\adV Ze aUe dealing fRUemRVW ZiWh Whe iVVXe aUea Rf ³SRliW-

ical VecXUiW\´, Zhich WRXcheV XSRn Whe denial WR UecRgni]e e[WeUnal RU inWeUnal VRYeUeignW\, 

aV Zell aV Whe XndeUmining Rf each RWheU¶V ³cRnVWiWXWiYe ideaV´ RU ³ideRlRgieV¶ making XS 

fRU a VWaWe¶V identity (Ibid, 144). Nevertheless, using security-language can succeed or fail 

deSending Rn inWeUVXbjecWiYe cRndiWiRnV (Ibid, 80). The VWURngeU Whe aXdience¶V ³mRUal VXS-

SRUW´, i.e. Whe ³VWage Rf idenWificaWiRn´, (public and institutional) of the securitizing acWRU¶V 

security discourse is, the more likely securitization will be successful (Roe 2004). 
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Securitization is a strategic practice becaXVe ³[...] Whe VXcceVV Rf VecXUiWi]aWiRn iV highl\ 

cRnWingenW XSRn Whe VecXUiWi]ing acWRU¶V abiliW\ WR idenWif\ ZiWh Whe aXdience¶V feelingV, needV 

and inWeUeVWV´ (Bal]acT 2005, 148). Successful securitization in interstate relations implies a 

shared knowledge of existential threats and corresponding emergency measures that come 

aW Whe e[SenVe Rf ³effecWV Rn inWeU-unit relaWiRnV b\ bUeaking fUee Rf UXleV´ (BX]an et al. 1998, 

26). EmeUgenc\ meaVXUeV Zill likel\ decUeaVe RWheU VWaWeV¶ VecXUiW\ in WhaW a VeW Rf fRUmali]ed 

expectations has been violated, contained in the diplomatic code of conduct and international 

law. This in turn might prompt counter-securitizations giving rise to a security dilemma 

(Buzan et al. 1998, 206). Stritzel and Chang (2015) define counter-securitizing moves not 

Rnl\ aV ³a mRYe Rf UeViVWance againVW a VecXUiWi]ing mRYe´ bXW ³aV SaUW Rf an inWeUacWive 

SURceVV´ (SWUiW]el and Chang 2015, 551). In RXU caVe VWXd\, cRXnWeU-securitization describes 

the interaction among securitized state relations where one actor such as the US securitizes 

communist Cuba (the other) as an existential threat to the self and Cuba reacts with counter-

securitization so as to delegitimate the US foreign policy against Cuba. However, in a dy-

namic historical perspective, securitization and counter-securitization stages are not concep-

tualized as single, monochronic linear processes but permanent procedures over a long pe-

riod of time. Hence, this is why we prefer the term mutual securitizations inVWead Rf ³cRXnWeU-

VecXUiWi]aWiRn´ and call iW mutual re-securitizations fRllRZing AdamideV¶ (2020) explanation 

of constant re-securitizationV in SURWUacWed cRnflicW enYiURnmenWV. AdamideV¶ WhUee-stage 

framework explains how securitizations become routinized and even institutionalized. The 

fiUVW VWage, ³biUWh´, meanV a SiYRWal eYenW WhaW inheUenWl\ VecXUiWi]ed Whe enem\-other politi-

cal order as existentially threatening to the self - powerful enough to develop new identities. 

The dramatic event itself results in an unquestionable intersubjective understanding of the 

threatening other. The VecRnd VWage, called ³Xnchallenged SeUiRd´ iV chaUacWeUi]ed b\ ³liWWle 

or no contestation between securitizing actor and audiences on whether or not specific ref-

eUenW RbjecWV aUe indeed XndeU e[iVWenWial WhUeaW´. DXUing WhiV SeUiRd ³negaWiYe SeUceSWiRnV 

vis-à-vis the source of the threats become deeply internali]ed´ and Whe lRngeU WhiV ³Xnchal-

lenged SeUiRd´ laVWV, Whe mRUe likel\ WheUe aUe cRnVWanW Ue-securitizations that become insti-

tutionalized (VWage WhUee) (AdamideV 2020, 61, 160). ³ThXV, VecXUiWi]ing acWV becRme SaUW Rf 

Whe eliWe¶V SRliWical URXWineV, or as Bal]acT nRWeV, VecXUiW\ RSeUaWiRnV and µWRRlV¶ becRme SaUW 

Rf Whe habiWXV´ (Ibid, 62). EYenWXall\, Whe SURceVV Rf VecXUiWi]aWiRn alVR haV an effecW Rn Whe 

self¶s social role within the international system. Since the collective identity and state sov-

ereignty are at stake these kind of securitized interstate relations are captured by a self-other 

relation of existential fear. As a consequence, deeply internalized procedures are almost 
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imSRVVible WR decRnVWUXcW becaXVe ³aWWemSWV fRU deVecXUiWi]aWiRn cRXld be perceived as exis-

tential threats, as they would disrupt the existing societal routines, which are largely based 

Rn Whe SUeVence and handling Rf VSecific WhUeaWV´ (AdamideV 2020, 63).  

Model generation: Desecuritization as a model of détente in foreign policy dyads 

By introducing the concept of desecuritization the Copenhagen School not only suggests the 

SRVVibiliW\ Rf decRnVWUXcWing WhUeaWV, bXW alVR SURYideV an RSSRUWXniW\ WR find a Za\ ³[«] 

out of emergency mode and into the normal bargaining process of Whe SRliWical VSheUe´ 

(Buzan et al. 1998, 4). Wæver (1995) has pointed out that agents can desecuritize their rela-

tions if a securitizing move fails, i.e. if the speech act is contested by relevant audiences. In 

this way, political space is opened for debating the state of relations in domestic contexts as 

well as negotiating new ones in the international context. In this study, we understand dese-

cXUiWi]aWiRn aV SUacWice WUanVfRUming agenWV¶ UelaWiRnV. When mRYing fURm VecXUiWi]aWiRn WR 

politicization the inWeUVXbjecWiYe XndeUVWanding Rf acWRUV changeV Vince ³[«] SURceVVeV Rf 

VecXUiWi]aWiRn and deVecXUiWi]aWiRn aUe URRWed in UecRnfigXUaWiRnV Rf Velf/RWheU UelaWiRnV´ 

(Rumelili 2015, 55). In her theoretical reconstruction, Hansen (2012) distinguishes four 

types of desecuritization: change through stabilization, replacement, rearticulation and si-

lencing. We use these four forms as analytical tools but develop them further demonstrating 

their distinctive consequences for desecuritizing policies and the deconstruction of the en-

emy-other (polity). Figure 1 shows how we apply Securitization Theory to foreign policy 

d\adV and hRZ VWaWeV can leaYe Whe ³gUammaU Rf ZaU´ fRU a ³gUammaU Rf SRliWicV´ through 

distinct modes of desecuritization as a model of détente. 

 

Fig. 1: Mutual desecuritization as model of détente (by authors).  
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Replacement  

The category replacement is based on the assumption that every political community needs 

a distinction between the self and the enemy-other. For instance, replacement is reflected in 

CamSbell¶V (1992) cRnceSW Rf naWiRnal idenWiW\ cRnViVWing Rf Whe Velf aV ³Ze´ and a WhUeaWen-

ing RWheU aV ³Whem´ (Hansen 2012, 541). While one threat is no longer securitized, another 

one enters the public sphere and the former securitization is simply replaced by another. If 

(re-) 

securitizations (re-)produce the own identity, then unilateral replacement is a reliable do-

mestic desecuritization option while maintaining a friend-enemy distinction. However, pre-

senting a new threatening issue does neither automatically mean a deconstruction of the for-

meU ³enem\-RWheU´ nRU aUe acWiYe deVecXUiWi]ing mRYeV in Slace. Hence, Rld SRliW\, namel\ 

Whe inVWiWXWiRnali]ed Whinking and XndeUVWanding Rf Whe UelaWiRn ZiWh Whe ³enem\-RWheU´, Ue-

main and change from securitization to politicization is ambiguous and precarious. As we 

focus on mutual desecuritization processes, it becomes particularly interesting when joint 

replacements take place: What if actors replace mutual securitizations by a joint issue that is 

threatening the two of them? Then actors turn into a threatened ³Ze´ ZiWh effecWV Rn Whe Velf-

other relation away from enmity.  

Silencing  

Silencing means that a previously securitized issue is not mentioned anymore and disappears 

off the security agenda. While Behnke (2006, 65) aUgXeV WhaW an ³iVVXe becRmeV deVecXUiW-

i]ed WhURXgh a lack Rf VSeech, nRW WhURXgh VSeech acWV affiUming iWV neZ VWaWXV´ HanVen findV 

WhiV fRUm Rf deVecXUiWi]aWiRn a difficXlW RSWiRn fRU anal\ViV aV iW cRnWUadicWV ³Whe RnWRlRgical 

and epistemological VWaWXV Rf Whe VSeech acW in VecXUiWi]aWiRn WheRU\´ (HanVen 2012, 544). 

However, we follow Guillaume (2018) who understands silencing-as-doing:  

³Silence TXa VileUe WheUefRUe iV VRmeWhing WhaW SXWV VWUeVV Rn a lRgRcenWUic RXWlRRk 
because it forces us to look anew at the relations that exist between the different 
Sla\eUV in a langXage game´ (Guillaume 2018, 486). 

Considering the language game as part of securitization theory, silencing is a strategic option 

to initiate ambiguity, an open phase with various possible outcomes. Silencing is either used 

as political standstill that conserves the securitized structure and is open for (re-)securitiza-

tions, or it is used to prepare audiences and agents alike in order to implement active dese-

curitizing move(s) with desecuritizing policies. From a strategic perspective, de-securitiza-

tion as non-politicization means that the state does not want to deal with the threat and does 
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not like to make it an issue of public debate and decision (Buzan et al. 1998, 23). Yet silenc-

ing and cRncealmenW, iW VhRXld be nRWed, dReV nRW VimSl\ mean XWWeU Vilence, bXW ³can be a 

fRUm Rf cRmmXnicaWiRn aV Zell´ (SchU|WeU 2013, 13). FRU inVWance, b\ ³WUiYiali]aWiRn´ acWRUV 

can UelaWiYi]e RU dRZnSla\ an iVVXe WR ³UedXce Whe Vignificance Rf Whe acW´ (Clair 1998, 82). 

In addition, silencing by framing means to put the issue in another context which should be 

the main topic. Ideally, this topic ± such as border management - looks easier to handle and 

standard operating procedures (SOPs) may already be in place (Hering and Stahl 2022).  

Change through Stabilization  

Considering change through stabilization, Hansen (2012, 537) and Behnke (2006, 65) note 

that the concept of desecuritization has been developed from two distinct historical examples 

of Cold War détente practiced within Europe by the US and NATO on the one hand and by 

German Social Democratic Ostpolitik on the other. First, a détente requires foremost that 

³SaUWieV WR Whe cRnflicW UecRgni]e each RWheU aV legiWimaWe´ (Hansen 2012, 539) and this in-

YRlYeV UeVSecWing each RWheU¶V VecXUiW\ inWeUeVWV. SecRndl\, bRWh kindV Rf change through 

stabilization dR nRW VRlYe Whe cRnflicW, Vince Whe gUammaU Rf VecXUiW\ ³VWill lRRmV in Whe back-

gURXnd´ (Ibid, 538). SecXUiWi]ed UelaWiRnV aUe WUanVfeUUed fURm a military problem into the 

realm of political security (Buzan et al. 1998, 7). Within this form of desecuritization, actors 

add new rhetorical elements to the security discourse: sovereignty and diplomatic rules of 

non-violent conflict resolution. This brings about unclosing political space for contestation 

of future (re-)securitizations and a call to desecuritize domestically as well as internationally. 

Such desecuritizing moves may result in politics of politicization, but still the old polity 

remains. It is more substantial than silencing or replacement, but the own national identity 

is still perceived as incompatible with the other and (re-)securitizations are possible. 

Rearticulation  

The category rearticulation takes up the conceptual relation between desecuritization and 

idenWiW\ alUead\ hinWed aW abRYe: ³[a]n iVVXe iV mRYed fURm Whe VecXUiWi]ed WR Whe SRliWici]ed 

due to a resolution of the threats and dangers WhaW XndeUSinned Whe RUiginal VecXUiWi]aWiRn´ 

(Hansen 2012, 542). To rearticulate a relationship requires critical self-reflection in order to 

re-frame the self-RWheU UelaWiRn and WR ³acWiYel\ RffeU[ing] a SRliWical VRlXWiRn WR Whe WhUeaWV, 

dangeUV, and gUieYanceV in TXeVWiRn´ (Hansen 2012, 542). Such a solution qualifies as 

rearticulation if it constitutes new political relations and not merely a technical solution. In 

other words, agents need to start identifying each other and themselves as something differ-

enW fURm enemieV and need WR VWRS aVVeVVing Whe RWheU acWRU¶V SRlic\ aV e[iVWenWiall\ 
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threatening. Desecuritizing moves that qualify as rearticulating relations need to formulate 

idenWiWieV Zhich aUe cRmSaWible ZiWh each RWheU (W YeU 1990). TheUeb\, ³[S]UeYiRXVl\ an-

WagRniVWic acWRUV UealiVe WhaW WheiU RZn and RWheUV¶ VXUYiYal and inWeUeVWV are better served 

WhURXgh cRllabRUaWiRn, accRmmRdaWiRn, and negRWiaWiRn [«]´ (Hansen 2012, 543). The word 

³WheUeb\´ VhRXld be emShaVi]ed heUe WR XndeUline WhaW neZ idenWiW\ cRnVWUXcWiRnV cRnVWiWXWe 

a (re)opening of the public sphere. The conflict is not looming in the background anymore 

as conflicting identities are reconfigured in a way that enables a political settlement. This, in 

WXUn, can be jXVWified ZiWhin Whe acWRUV¶ YaUied idenWiW\ naUUaWiRnV. The VecXUiWi]ed UelaWiRnV 

are not merely managed but transformed (Roe 2004, 285). To conclude, rearticulation is the 

only mode that brings normative and value-based changes, and hence a new polity through 

identity change. The rearticulation mode has the power to change bilateral relations substan-

tially. 

In the following, we illustrate each mode of desecuritization in a historical analysis of the 

hard case of US-Cuba relations before and after 9/11.  

Mutual securitization and desecuritization in US-Cuba relations 

1. Mutual re-securitizations after the Cuban revolution 

US-Cuban relations have been caught up in a distinct pattern of mutual re-securitizations 

Vince Whe UiVe Rf CaVWUR¶V naWiRnaliVW-communist movement in the 1950s.18 The Cuban Rev-

olution represents a pivotal event that inherently securitized the enemy-other political order 

as existentially threatening to the self, powerful enough to develop new identities. The dra-

matic event itself gave birth to an unquestionable intersubjective understanding of the threat-

ening other ± the US perceived Cuba as a communist, anti-democratic regime with interna-

tionalist ambitions threatening the Western political order (referent object). In turn, Cuba 

experienced the US as an imperial power threatening the Cuban Revolution and its sover-

eignty (referent object). Historical examples of early emergency measures in Cuba are re-

forms such as nationalizations of US companies without compensation and a trade agree-

ment with the Soviet Union (Pérez 2003, 239). The US reacted by not only imposing a partial 

trade embargo against Cuba but also by conducting Operation Mongoose and by organizing 

the Bay of Pigs invasion. In the following decades, the intersubjective understanding of the 

³WhUeaWening RWheU´ haV been deeSl\ inWeUnali]ed b\ Whe US and CXban SRliWical pliWeV and b\ 

the audiences alike. Political élites symmetrically (re-)constructed each other vis-à-vis their 

                                                 
18 We have done a historical research on US-Cuban relations through the lens of securitization and desecuriti-

zation in a longer study. Here, however, we can only point to a few relevant historical events.  
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domestic publics as existential threats to political order and state sovereignty and even the 

epochal transformation in 1991 could not change the established habitus. 

By contrast, relevant political élites simply replaced the security issue by presenting Cuba, 

the former communist-/military-threat, as an authoritarian violator of human rights, threat-

ening Whe ³neZ ZRUld RUdeU´, namel\ libeUal fUeedRm and demRcUac\ (UefeUenW Rbject) 

(Weldes and Saco 1996, 389; Schoultz 2011, 7, 454±57, 464). From a Cuban perspective, 

the epochal changes and especially the new US legislations were existentially threatening to 

iWV naWiRnal VRYeUeignW\ and ³VXUYiYal Veemed WR SUeRccXS\ Whe CXban leadeUVhiS´ (Pérez 

2003, 263). After the attacks on the World Trade Center on September 11, 2001, the US 

government fundamentally reassessed the terrorist risk and corresponding threat (unilateral 

replacement) fRllRZed b\ a ³macUR-VecXUiWi]aWiRn´ in fRUm Rf Whe ³GlRbal WaU Rn TeUURU´ 

(Balzacq et al. 2016, 499). Undersecretary of State John Bolton opined that Cuba played a 

cenWUal URle aV a VXSSRUWeU Rf WeUURUiVm ³be\Rnd Whe a[iV Rf eYil´ (Bolton 2002). Two weeks 

laWeU, PUeVidenW BXVh annRXnced an ³IniWiaWiYe fRU a NeZ CXba´ WhaW inclXded meaVXUeV 

meanW WR end ³W\Uann\ and WRUWXUe´ in CXba and SURmRWe ³libeUW\ and life´ inVWead (Bush 

2002). Cuba reacted by presenting the US as a place of terror which professes to be free and 

demRcUaWic, \eW in UealiW\ fRVWeUV ³cRUUXSWiRn, ineTXaliW\ and injXVWice´ (Castro, F. 2002). A 

WeUURUiVW WhUeaW WR CXba¶V indeSendence, a ³bUeeding gURXnd fRU cRXnWeU-revolutionaries and 

a cRmmand SRVW fRU Whe mRVW RffenViYe VXbYeUViYe acWiRnV againVW RXU cRXnWU\´ (Castro, F. 

2003). Emergency measure followed in March and April 2003, the so-called ³black VSUing´, 

when 75 peaceful dissidents were incarcerated and three men who were accused of terrorism 

were executed (Pérez-Stable 2010, 50).  

 

2. Mutual desecuritization in US-Cuba relations before 9/11   

A reconstruction of endless ongoing re-securitizations in US-Cuba relations would miss sev-

eral signs of détente in the past, e.g. the successful negotiations of peace agreements in El 

Salvador (1992) and Guatemala (1996) (Domínguez et al. 2012). Another example repre-

sents the joint handling of repeated migration crises in the 1990s. In August 1994, tens of 

thousands of Cubans had left the island for Florida (Schoultz 2011, 469, 471). In response, 

FlRUida¶V gRYeUnRU LaZWRn ChileV deemed US bRUdeU cRnWURl WhUeaWened b\ Whe ³e[RdXV´ 

and declaUed a VWaWe Rf emeUgenc\ Vince WheUe ZaV ³nRW an\ RWheU RSWiRn´ (LeoGrande and 

Kornbluh 2014, 282). In secret negotiations (silencing), the US and Cuban governments 

agreed that Cubans intercepted at sea would be repatriated, whereas Cubans reaching US 

soil stood the chance of being allotted a visa. In addition, Cuba promised to prevent further 
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illegal migration (Schoultz 2011, 472). In a House of Representatives hearing in 1996, Un-

dersecretary of State Tarnoff justified those measures with humanitarian reasons 

(LeoGrande and Kornbluh 2014, 298). In an anal\Wical Yein, Whe WhUeaW fURm Whe ³W\Uannical´ 

CXban leadeUVhiS / Whe US ³inWeUYenWiRniVW´ ZaV cRnWemSRUaUil\ UeSlaced b\ a jRinW WhUeaW WR 

shared humanity19, as well as b\ Whe migUanWV¶ WhUeaW WR bRWh Whe CXban and US¶ VRYeUeignW\ 

(joint replacement). This kind of desecuritizing mode did not necessarily interfere with the 

existing habitus of re-securitizations. Indeed, the Clinton administration insisted on isolating 

the migration diplomacy from other securitized issues, repeatedly rejecting Fidel CaVWUR¶V 

plea to broaden the negotiation agenda: the embargo was not discussed (silencing) (Le-

RGUande and KRUnblXh 2014, 287,289,293). The ³laZfXl manneU´ and ³eVWabliVhed SURceVV´ 

for Cuban immigrants was put in place by the US government itself through its migration 

agreement with the Cuban government and subsequent policy after 1995. Furthermore, the 

CXban and US gRYeUnmenWV alVR VXcceVVfXll\ cRRSeUaWed UegaUding ³Wechnical´ cRunter-nar-

cotic operations (LeoGrande and Kornbluh 2014, 329). Nevertheless, whenever there was a 

bilaterally negotiated exchange of goods, services, information or people in the 1990s, these 

inWeUacWiRnV ZeUe inWenWiRnall\ nRW called ³cRRSeUaWiRn´ b\ Whe US government. Instead, they 

ZeUe Wagged ³lRZ-leYel cRnYeUVaWiRnV´ WR UXle RXW an\ SRliWical inWeUSUeWaWiRn RU Vemblance 

of a diplomatic engagement (silencing by framing) (Schoultz 2011, 460; LeoGrande and 

Kornbluh 2014, 330). 

 

3. Mutual desecuritization under the Castro-Obama diplomacy 

Before we focus on mutual desecuritizations on the international level, we take a look at the 

dRmeVWic SeUVSecWiYe in Whe US and in CXba. We begin ZiWh Whe US adminiVWUaWiRn¶V dRmeV-

tic desecuritizing moves and policies under Obama who already promised a new engagement 

with Cuba during his election campaign in 2008 (Zeleny 2008). 

First, we observe a reassessment of threatening issues related to US-Cuba relations in dese-

curitizing moves (speech acts) and policies, characterized by putting former securitized is-

sues into perspective (silencing as trivialization). Whereas the topic of terrorism is no longer 

mentioned (silencing), the US administration classified human rights related events in Cuba 

aV ³deeSl\ diVWXUbing´ (Obama 2010; Valen]Xela 2010) and VWUeVVed ³YeU\ VeUiRXV diffeU-

enceV, inclXding Rn demRcUac\ and hXman UighWV´ (Obama and CaVWUR RX] 2016). Obama 

                                                 
19 HRZeYeU, iW iV imSRUWanW WR nRWe WhaW µhXmaniWiaUianiVm¶ haV been inYRked WR jXVWif\ alWRgeWheU cRnWUadicWing 

policies.  
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emShaVi]ed ³Whe UighWV and fUeedRmV WhaW define Whe AmeUicaV, and WhaW VhRXld be XniYeUVal 

WR all hXman beingV´ (Obama 2010). The facW WhaW CXba¶V SRRU hXman UighWV UecRUd ZaV 

considered in relation to other countries in the region was particularly highlighted (Obama 

2011) and fUamed aV being ³nRW XniTXe WR US-CXban UelaWiRnV´ (Obama and CaVWUR RX] 

2016). Obama called on the Cuban Uegime WR acW immediaWel\ ³WR UeVSecW Whe baVic UighWV Rf 

WheiU RZn SeRSle´ bXW UaWheU fRU hXmaniWaUian UeaVRnV Whan fRU VecXUiW\ RneV becaXVe ³an\ 

RWheU cRXnWU\ deVeUYeV iW´ (Obama 2011). Hence, in Whe Uealm Rf hXman UighWV YiRlaWiRnV, 

Cuba itself does not present a distinct threat to the US compared to other countries which 

equally lack human rights practice. Another example of putting former securitized issues 

inWR SeUVSecWiYe iV Obama¶V migUaWiRn SRlic\. B\ ending Whe VR called ³ZeW-fRRW/dU\ fRRW´ 

polic\, Obama WUanVfRUmed Whe WURXbleVRme iVVXe inWR Whe nRUmal: ³B\ Waking WhiV VWeS, Ze 

aUe WUeaWing CXban migUanWV Whe Vame Za\ Ze WUeaW migUanWV fURm RWheU cRXnWUieV´ (Obama 

2017). Regarding former emergency measures, the US president not only announced that 

CXba¶V inclXViRn Rn Whe WeUURUiVW liVW VhRXld be Ue-eYalXaWed and ³gXided b\ Whe facWV and 

laZ´ bXW he alVR demanded CRngUeVV WR haYe ³an hRneVW and VeUiRXV debaWe abRXW lifWing Whe 

embaUgR´ (Obama 2014). Hence, Obama acWiYaWeV Whe inVWiWXWiRnal aXdience, a formal sup-

porter of past securitizations, to give space for formal desecuritizing policies. Finally, at the 

press conference after the Summit of the Americas, Obama officially explained that although 

WheUe aUe diffeUenceV, ³CXba iV nRW a WhUeaW WR Whe UniWed SWaWeV´ (DeYRXng and MiURff 2015). 

The removal from the terrorist list and the contextualization of Cuban domestic issues reveal 

Whe US¶ fRUmal acceSWance Rf CXba aV a legiWimaWe acWRU. The laWWeU iV an imSRUWanW SUeUeT-

uisite for the application of diplomatic rules, international law and hence for desecuritization 

as change through stabilization. This élite-driven desecuritization process is ± and was from 

early on - accompanied by an increase of criticism on remaining emergency measures from 

relevant audiences and civil society actors. According to Gallup Poll data, the overall opin-

iRn Rf CXba ZiWhin Whe AmeUican VRcieW\ cRnWinXRXVl\ VhifWed fURm ³XnfaYRUable´ WR ³faYRU-

able´ fURm 2006 WR 2016, VhRZing Whe majRUiW\ Rf Whe US VRcieW\ ZRXld like WR Vee the ter-

rorist threat coming from Cuba reassessed (Gallup Poll Cuba 2022). In addition, across the 

United States there were positive headlines regarding economic opportunities of American 

agriculture and the promotion of trade with Cuba (Meehan 2014).  

Several desecuritizing moves and policies by the US government notwithstanding, the Cu-

ban government as well as the Cuban media did not change their rhetoric and presented the 

United States as an existential threat until 2014. For instance, the Cuban television program 

MeVa RedRnda WiWled Rn iWV ZebViWe, ³WaU againVW CXba: NeZ aVVXmSWiRnV and Whe Vame 
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naWXUe´ (MeVa RedRnda 2010), ³InWacW hRVWile US SRlic\ againVW CXba´ (MeVa RedRnda 

2012) RU ³The US inViVWV Rn SlanV againVW CXba´ (MeVa RedRnda 2014a). Ra~l Castro and 

the élites presented the US administration as the same old arrogant imperialist threat to the 

³3rd WRUld´ and iWV RZn SeRSle (CaVWUR RX] 2009; Vidal 2012). YeW WheUe ZeUe VignV Rf a 

toning down, as Raúl Castro pointed out twice that domestic political challenges were more 

threatening to Cuba than the subversive activities of the US in Cuba (silencing as trivializa-

tion) (Castro Ruz 2011a; 2012). In addition, the release of 166 prisoners in 2010 and 2,500 

prisoners in 2011 were legitimized by the goYeUnmenW aV ³a hXmaniWaUian and VRYeUeign 

geVWXUe´ (Castro Ruz 2011b) and can be interpreted as a withdrawal from the emergency 

measures of 2003. Particularly from 2014 onwards, the changing attitude in the US was 

positively recognized in the Cuban media (Mesa Redonda 2014b). Since the phone call be-

tween Raúl Castro and Barack Obama in December 2014, the US no longer seems to pose a 

serious threat and no statements confirming the contrary can be found. Moreover, Cuban 

television highlighted the bilateral negRWiaWiRnV in JanXaU\ 2015 aV ³VRmeWhing hiVWRUical´, 

considering that the actors treated each other with mutual respect and equality (Mesa Re-

donda 2015a). 

The élite-driven desecuritization is accompanied by a more favorable opinion towards the 

US president among the Cuban people. It is important to note that already in 2011, events in 

Whe US VXch aV Whe ciYil VRcieW\ ³CRnfeUence WR Call fRU CXba¶V RemRYal fURm Whe LiVW Rf 

SWaWe SSRnVRUV Rf TeUURUiVm´ ZeUe SeUceiYed aV VRmeWhing SRViWiYe in CXba:  

It was important that academic and civil society sectors with a certain voice and in-
flXence in Whe US SRliWical V\VWem claim WhaW WhiV [Whe US¶ allXViRn WR CXba aV VSRnVRU 
of terrorism] is an unjust measure (Carlos Alzugaray cited in Jaime 2011). 

As a reaction to BaUack Obama¶V and Ra~l CaVWUR¶V handVhake aW NelVRn Mandela¶V fXneUal 

in 2013, a highly symbolic desecuritizing gesture, ³Whe VWUeeWV Rf HaYana gUeeWed Whe neZV 

ZiWh hRSeV Rf imSURYed UelaWiRnV´ aV Whe US media UeSRUWed (Re\ Mallpn 2013). FXUWheU-

more, there are two independent polls that were conducted in Cuba after December 2014 

that both showed overwhelming support for the normalization of US-Cuban relations: 97% 

of all Cuban people thought that normalization with the US would be good for Cuba (Partlow 

and Craighill 2015). Overall, in 2015 Cuban analysts at Mesa Redonda evaluated the process 

optimistically, too (Mesa Redonda 2015b). This is not to say, though, that several sceptical 

voices persisted which warned of possible dangers for the Cuban Revolution (Mesa Redonda 

2015c). FRU inVWance, afWeU Obama¶V YiViW WR CXba in 2016, Fidel CaVWUR SXblicl\ e[SUeVVed 
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his scepticism about the idea that the United States was no longer a security threat to Cuba 

(bbc news 2016). 

These kinds of re-securitizing attempts by one part of the Cuban élite were also prevalent in 

the US. Not only the Heritage Foundation (Quintana 2015) but also the former presidential 

candidaWe SenaWRU MaUcR RXbiR ZaUned WhaW CXba, Whe ³cRmmXniVW, anWi-AmeUican W\Uann\´, 

posed a grave threat to Whe UniWed SWaWeV¶ VecXUiW\ inWeUeVWV. MRUeRYeU, Whe US adminiVWUa-

WiRn¶V diSlRmaWic engagemenW ³haV highlighWed diYiViRnV in CRngUeVV [«]´ (Siddiqui 2015). 

Some members demanded further Cuban commitments to protect human rights, others in-

troduced laws to reSeal Whe US¶ embaUgR (Sullivan 2018, 42).  

On the bilateral level, Castro and Obama demonstrated their willingness to negotiate with 

each RWheU WR find a SRliWical VRlXWiRn WR Whe cRnflicW and ³mRYe US-Cuban relations in a new 

diUecWiRn´ (Obama 2009; CaVWro Ruz 2006; 2008). Obama withdrew the restrictions from 

2004 and diplomatic talks started in 2009 (Sullivan 2018, 2). However, any serious initiative 

had been previously inhibited b\ Whe acWRUV¶ incRmSaWible demandV Rn hRZ bilaWeUal UelaWiRnV 

ought to be conducted. In other words, threatened referent objects of the securitized relation-

ship impeded the normalization of the relationship. While Cuba agreed to serious talks under 

the condition of equality, sovereignty and self-determination only, the United States wanted 

Cuba to respect human rights while continuing its democracy-promoting activities (Castro 

Ruz 2006; Barack Obama cit. in Zeleny 2008). Furthermore, the release of the Cuban Five 

(arrested in the US in 2001) became another Cuban condition, while the US urged Cuba to 

release Alan Gross, a US citizen arrested in Cuba in 2009 (Castro Ruz 2013; Valenzuela 

2010). Surprisingly, after 18 months of secret talks (silencing), the actors agreed on a pris-

oner exchange in December 2014. Soon afterwards, Havana UecRgni]ed Obama¶V annRXnce-

ment to remove Cuba from the black list as well as ending the imposed trade embargo as 

cUedible (CaVWUR 2014). Obama¶V ZRUdV Rn CXba¶V VRYeUeignW\ ± ³We can neYeU eUaVe Whe 

history between us, but we believe that you should be empowered to live with dignity and 

self-deWeUminaWiRn´ ± nRW Rnl\ UeYeal UeVSecW WR CXba¶V VecXUiW\ inWeUeVW, bXW alVR cUiWical Velf-

reflection, a prominent precondition for rearticulation (Obama 2014) The US president re-

peated this idea in September 2015 b\ VWaWing WhaW he ³belieYe[V] WhaW CXba find[V] iWV VXc-

ceVV´ (Obama 2015). The UemaUkable fiUVW SeUVRnal meeWing beWZeen a CXban and US leadeU 

after 50 years finally took place in Panama during the Summit of the Americas in April 2015. 

Here, both leaders sSRke Whe Vame diSlRmaWic langXage, WUanVmiWWing Whe Vame meVVage (³I 

Whink WhaW ZhaW PUeVidenW Obama haV jXVW Vaid, iW¶V SUacWicall\ Whe Vame aV Ze feel abRXW Whe 
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WRSicV, inclXding hXman UighWV, fUeedRm Rf Whe SUeVV [«]´) and Whe\ jRinWl\ ³agUeed WR diVa-

gree´ (Obama and CaVWUR RX] 2015). 

By now, the actors had started assuring each other that they desire a respectful dialogue on 

all issues including conflictive ones. Common challenges and the benefits of cooperation 

had been underlined as well (Castro Ruz 2014; Kerry 2014). Half a year after the historic 

announcement in December 2014, the embassies were reopened. The accompanying 

speeches by Cuban Foreign Minister Rodríguez and US Secretary of State Kerry do not 

emSlR\ a ³gUammaU Rf VecXUiW\´ aW all:  

There are profound differences between Cuba and the United States [...]. But we 
strongly believe that we can both cooperate and coexist in a civilized way, based on 
the respect for these differences and Whe deYelRSmenW Rf a cRnVWUXcWiYe dialRgXe [«] 
(Bruno Rodríguez cited in Kerry and Rodríguez 2015 italics by authors). 

[...] we signed off on an agreement which is in accord with the Vienna Conventions 
and meeWV bRWh Rf RXU cRXnWUieV¶ XndeUVWandingV Rf ZhaW iV needed and ZhaW iV aS-
propriate at this moment in time [«] fRU Whe mRmenW Ze aUe VaWiVfied and Ze are 
living within the structure of the Vienna Convention (John Kerry cited in Kerry and 
Rodríguez 2015, italics by authors).  

RRdUtgXe]¶ and KeUU\¶V deVecXUiWi]ing mRYeV SURYide a We[W-book case of change through 

stabilization: The\ SRinW WR ³diffeUenceV´ in cRnVWiWXWiYe ideRlRgieV Zhile KeUU\ eTXall\ Uec-

Rgni]eV CXba¶V VRYeUeignW\ aV Zell aV Whe VWUicWl\ UeciSURcal naWXUe Rf WhiV acWiRn cRnVWiWXWing 

diSlRmaWic UelaWiRnV. HRZeYeU, KeUU\ alVR SRinWV WR CXban ³RbligaWions under the UN and 

inter-American human rights covenants ± obligations shared by the United States and every 

RWheU cRXnWU\ in Whe AmeUicaV.´ YeW WheVe cRmmRn RbligaWiRnV aUe nRW VecXUiWi]ed bXW Ue-

ferred to as one of the political-diplomatic topics for negotiation.  

DXUing Obama¶V YiViW WR CXba in 2016, CaVWUR VWill fRcXVed Rn Whe SURfRXnd diffeUenceV be-

WZeen bRWh cRXnWUieV, UecRgni]ing ³diffeUenW cRnceSWV abRXW man\ WRSicV like SRliWical V\V-

tems, democracy, human rights, social justice, international relations, peace and world sta-

biliW\´ (CaVWUR RX] 2016). AmRng WheVe WRSicV, he VWUeVVed CXba¶V YieZ Rn hXman UighWV aV 

³indiYiVible, inWeUdeSendenW and XniYeUVal UighWV´ (CaVWUR RX] 2016). He UefeUV WR hXman 

UighWV aV a VSecial WRSic and UeSeaWV CXba¶V ability and wish to keep the initiated dialogue on 

human rights alive. This is analytically significant since human rights are no longer securit-

ized as ideological veneer of US imperialism, but constitute a common concern. Moreover, 

CaVWUR cRnceiYeV Rf Obama¶V YiViW aV ³Whe SUacWice Rf cRe[iVWence WhaW imSlieV WR acceSW and 

UeVSecW Whe diffeUenceV and nRW WR SXW Whem inWR Whe cenWeU Rf Whe UelaWiRnVhiS´ and he UecRm-

mendV WR ³UaWheU SURmRWe Whe WieV WhaW bRWh cRXnWUieV benefiW fURm and leW XV fRcXV Rn WhRVe 



Anhang B: Manuskripte der Einzelbeiträge 123 

issueV bUinging XV neaUeU UaWheU Whan WhRVe WhaW VeSaUaWe XV´ (CaVWUR RX] 2016). B\ dRing VR, 

the Cuban government stresses the compatibility of different ideologies, focusing on mutual 

interests and continuous communication. This is an important precondition for rearticulating 

formerly securitized relations and thus, for substantial desecuritization as détente.  

SimilaU WR CaVWUR, Obama SRinWV WR ³VeUiRXV diffeUenceV, inclXding Rn demRcUac\ and hXman 

UighWV´, Zhile UecRgni]ing WheiU ³XniYeUVal´ chaUacWeU VeYeUal times, that is, analytically 

speaking, their systemic facet which includes Cuba. He underlines that the United States 

ZRXld cRnWinXe Whe diVcXVViRn Rn diffeUenceV and ³VSeak XS Rn behalf Rf demRcUac\, inclXd-

ing the right of the Cuban people to decide theiU RZn fXWXUe´ (Obama and Castro Ruz 2016). 

Making sure not to appear as a hegemonic or imperialist teacher, Obama presents the mean-

ing Rf fUeedRm aV SRliWicall\ cRnWeVWed: He acknRZledgeV Ra~l CaVWUR¶V cUiWiciVm Rf VRciR-

SRliWical ³VhRUWcRmingV in Whe UniWed SWaWeV aURXnd baVic needV [«], SRYeUW\ and Uace Uela-

WiRnV and ineTXaliW\´ aV Zell aV CaVWUR¶V emShaViV Rf ³decenW edXcaWiRn´, ³healWh caUe´ and 

³baVic VecXUiW\ in Rld age´ (Ibid). In WhiV Za\, Obama¶V VXbVWanWiYe UecRgniWiRn Rf Whe RWheU¶V 

diverging view also constitutes a formal recognition of sovereign equality. The latter is ex-

SliciWl\ acknRZledged b\ Obama eaUlieU: ³CXba iV VRYeUeign and, UighWl\, haV gUeaW SUide. 

And Whe fXWXUe Rf CXba Zill be decided b\ CXbanV, nRW b\ an\bRd\ elVe´ (Obama and Castro 

Ruz 2016). Further shared interests concern e.g. the environment and human trafficking. 

The\ aUe SUeVenWed aV iVVXeV fRU ³fUank and candid cRnYeUVaWiRn´, i.e. a diSlRmaWic dialRgXe 

among sovereign states. 

4. Revival of old patterns of securitization: Trump¶  ³r    b   ´  

PUeVidenW TUXmSV VSeech Rn JXne 16, 2017 emSlR\ed Whe ³gUammaU Rf VecXUiW\´ again, 

wrapped in the usual Cold-WaU analRgieV: TUXmS deemV hemiVSheUic ³fUeedRm´ and ³VWa-

biliW\´ endangeUed b\ CXban SRlicieV, e.g. in Vene]Xela. HRZeYeU, mRVW CXban Americans, 

political élites, the majority in Congress and the business community (audiences) were not 

in favor of Trump announcing a new US-Cuba policy (LeoGrande 2017, 9±12). 

The tone against Cuba became more aggressive when National Security Advisor Ambassa-

dRU BRlWRn fUamed CXba, NicaUagXa and Vene]Xela aV ³The TURika Rf T\Uann\ in WhiV Hem-

iVSheUe´ (BRlWRn 2018). In hiV VecXUiWi]ing mRYe he RXWlineV WhaW ³Whe UXle Rf laZ, libeUW\, 

and baVic hXman decenc\ in RXU UegiRn´ (UefeUenW RbjecW) needV WR be defended againVW ³WhiV 

WUiangle Rf WeUURU´ WhaW caXVeV ³UegiRnal inVWabiliW\´ and ³immenVe hXman VXffeUing´ (e[iV-

tential threat) (Bolton 2018). Six months later, Secretary of State Pompeo announced new 
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sanctions against Cuba by implementing Title III of Cuban Liberty and Democratic Solidar-

ity Act of 1996 (Helms-Burton-Act) (Pompeo 2019). In January 2021, a few days before the 

Biden Administration took office, the Trump administration re-deVignaWed CXba aV a ³VWaWe 

VSRnVRU Rf WeUURUiVm´ Zhich aXWRmaWicall\ imSlies sanctions against Cuba (Crowley et al. 

2021). 

It is noteworthy that élite-driven US re-securitizing moves remained unilateral, as securiti-

zation was not followed by re-securitization in Cuba - as used to be the case in 2003 and 

before. The Cuban government did not react to Trump in Cold War terms, but rather focused 

on the continuation of the established Castro-Obama diplomacy. In 2017, Raúl Castro 

blRcked Whe VecXUiWi]ing mRYe b\ ³XnmaVking´ TUXmSV UheWRUic aV being nRW in line ZiWh Whe 

majority opinion of the US American public. Castro, thus, had a credible reason not to em-

SlR\ Whe ³gUammaU Rf VecXUiW\´ and he UefeUUed WR ObamaV PUeVidenWial PRlic\ DiUecWiYe fURm 

October 16, 2016 as the common ground for bilateral relations instead (Cuban Government 

2017). AlWhRXgh TUXmS cancelled WhiV PRlic\ DiUecWiYe, CaVWUR UeSeaWed CXbaV ³ZillingneVV 

to continue a respectful dialogue and cooperation in topics of mutual interest, as well as the 

negRWiaWiRn Rf bilaWeUal RSen iVVXeV´ (Ibid). SSecificall\, CaVWUR Ueminded the new admin-

iVWUaWiRn Rf Whe US¶ ³UecRgniWiRn Rf Whe CXban indeSendenc\, VRYeUeignW\ and Velf-determi-

naWiRn and Whe UeVSecW Rf Whe CXban gRYeUnmenW aV a legiWimaWe and eTXal inWeUlRcXWRU´ (CX-

ban Government 2017). Similarly, Cuban Foreign Minister Bruno Rodríguez stated:  

The new measures celebrated by old officials and anti-Cuban politicians in the US 
will not succeed. They know that these stand in contrast to the history and majoritar-
ian will of the US public (Rodríguez 2019a). 

Furthermore, in a press conference on April 25, 2019, the foreign minister addressed the 

inWeUnaWiRnal cRmmXniW\, UeiWeUaWing: ³Whe Zill WR mainWain UelaWiRnV ZiWh Whe US baVed Rn 

eTXaliW\ and mXWXal UeVSecW [«]´ and WhaW ³acWXal SRliWicianV in Whe US aUe nRW caSable WR 

destroy the VWURng cXlWXUal WieV beWZeen CXba and Whe US´ (RRdUtgXe] 2019b). 

 

5. Conclusion: Mutual re-securitizations and desecuritizations as strategic interplay 

in dyads 

This paper focuses on a better understanding and theory-based evaluation of changing inter-

state relations. By applying the interplay of securitization and desecuritization as well as 

modes of desecuritization we have proposed a theory-based model of détente in dyads. The 

analysis of US-Cuban relations serves as rewarding empirical ground for a dynamic pro-

tracted conflict situation in a dyad. The proposed model of détente can make sense of long- 
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WeUm UelaWiRnVhiSV chaUacWeUi]ed b\ XSV and dRZnV Rf WheiU ³cXlWXUe Rf anaUch\´. DXe WR RXU 

theoretical and empirical findings, we suggest that the introduced model of détente is appli-

cable to further dyads characterized by deeply securitized relations (e.g. Israel-Iran, India-

Pakistan). Moreover, the model may provide important insights regarding the past, current 

and future status of diplomacy. The identified desecuritization modes function as détente 

SRlicieV UeYealing VeYeUal Za\V hRZ WR gUadXall\ RYeUcRme Whe mXWXal XVe Rf a ³gUammaU Rf 

VecXUiW\´ and VXbVWiWXWe iW b\ a VRlid ³gUammaU Rf diSlRmac\´.  

The empirical case has produced some theoretical insights. For instance, it is possible to 

implement desecuritizing policies without putting the established procedures of mutual (re-

)securitizations too much at risk. Especially secrecy and the trivialization of former securit-

ized issues are rhetorical options for political élites to enter a transitional phase towards more 

profound forms of desecuritization (change through stabilization or rearticulation). How-

ever, entering the next level of desecuritization in deeply securitized interstate-relations re-

quire changing aXdienceV¶ feelingV abRXW Whe enem\-other so as to prevent desecuritizing 

aWWemSWV fURm being SeUceiYed aV WhUeaWening WR Whe RZn idenWiW\. In WhiV UegaUd, AdamideV¶ 

(2020) findingV Rn C\SUXV ZhR idenWifieV a ³bRWWRm-XS´ aSSURach Rf (de-)securitization 

when understanding the audience as desecuritizing agent itself with the capacity to influence 

mutual élite-driven desecuritizations can be confirmed and nuanced here. 

WhaW iV mRUe, Whe ambigXiW\ Rn Whe aXdience¶V aWWiWXde cRXld be an e[SlanaWiRn Zh\ dpWenWe 

usually begins with élite-driven silencing so as to not overstress audiences who have previ-

ously accepted the pattern of securitizations again and again. Desecuritization in such an 

³unchallenged period´ may threaten the internalized ideas of the self in relation to the other. 

Silencing as desecuritization avoids putting the audience to a test. Yet the image of the au-

dience being a possible laggard in desecuritization is only partly confirmed here. As the pre-

Obama SeUiRd VXggeVWV, Whe US aXdience¶V VSliW over the Cuban issue in the decade after 

9/11 has been paving the way for future desecuritizations. In this vein, silencing runs the risk 

of becoming an over-cautious mode excluding possible desecuritization allies. This also 

touches upon the role of the audience for desecuritization and détente. At first glance, the 

findingV heUe VXSSRUW AdamideV¶ (2020, 63) WheViV WhaW aXdienceV ma\ WUiggeU and SXVh deVe-

cXUiWi]aWiRnV. In RXU YieZ, iW iV ZRUWh UeVeaUching Whe aXdienceV¶ inflXence aV bRWWRm-up se-

curitizing and desecuritizing agents who may not only accept or contest securitization but 

even promote and demand desecuritization as their own responsibility and preferred option. 
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For a final exit out of the pattern of enmity it is necessary that the audience (public and 

institutional support) internalizes that the other is no longer an existential threat. Substantial 

desecuritization is not only about contestation but about the internalization of a new self-

other relation. 

In SaUWicXlaU, Whe URle Rf ³aXdience VSliWV´ fRU Whe acceSWance of vanished identity threats 

seems underexplored in this regard. The split does not relate to multiple audiences or differ-

ent forms of support (moral or formal) who either accept or contest securitizations but to 

audiences who either internalized a new self-RWheU UelaWiRn RU VWick WR Whe ³Rld´ Velf-other 

relation. Considering that desecuritizations imply re-instituting normal politics we should 

expect that the audience transforms into different interest-groups following different politi-

cal goals. Introducing audience splits helps to better understand why the Obama turn was 

already anticipated by large parts of the audience and, therefore, did not meet the fierce 

resistance one could have expected when considering the previous decades of massive secu-

ritizations. The other way around, assuming audience splits also makes it easier to grasp 

TUXmS¶V URll-back which may rely on those parts of the audience which have clung to the 

enmity-RWheU, RbjecWing WR Obama¶V SRlic\ all along.  

Summing up the findings regarding the model of détente, we have learned that all four modes 

come into play, overlap and are simultaneously employed. Our building block case study on 

US-Cuban relations suggests that two of them, replacement and silencing, come first prepar-

ing the ground for the other two. However, most interestingly, the first two are not neces-

sarily part of a desecuritization, but can also be used to re-securitize issues. Insofar, the di-

rection of their impact is undetermined. Change through stabilization but foremost 

rearticulation are the crucial modes of change which represent the core of desecuritization. 

The iVVXeV ³fUeedRm´ and ³hXman UighWV´ WXUned RXW WR be Whe mRVW SURmiVing UheWRUical 

sources for fully rearticulating and hence reconciling US-Cuban relations. As the analysis 

demonstrated, these former highly securitized issues allowed for a bridging of regime dif-

ferences (a socialist and a liberal nation-state identity), thereby commencing to build a com-

mon ground for conflict resolution. In stark contrast to the other three modes, rearticulation 

demands hard societal work back home since it eventually demands an identity change: The 

enmity-other has to be abandoned. Rearticulation, though, owes another feature: it will most 

probably lead to an audience split. Parts of the audience will stick to the old, deeply believed 

arguments raised by past securitizations. This represents the structural cost for the achieve-

ments of a future politicization of issues and the normalization of the dyad: The audience 

disintegrates in different interest groups which hold different identities on foreign policy. 
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Beyond the scope of this article one might say that such identity splits can jeopardize future 

legitimacy of foreign policy, if they are not adequately dealt with in public debates ± the 

Vietnam and the Iraq war may be cases in point for the US. In this perspective, détente may 

re-designate the enmity/other relationship from the international to the domestic realm. Any 

securitization which entails politically desired rally-around-the-flag effects in the short-term 

creates societal burdens in the long-run.  

TUXmS¶V ³URll-back´ demRnVWUaWeV hRZ fUagile deVecXUiWi]aWiRn in inWeUVWaWe UelaWiRnV iV Zhen 

having such a long past of mutual re-securitizations. However, while the initiated rearticu-

lation was suspended, the relevant audiences ± a willing civil society in the US, in Cuba, 

and the international community ± stuck to their role as desecuritizing agents, facilitating 

diplomacy and negotiation. Moreover, the re-securitizations by the Trump administration 

were highly contested even by the Cuban government who, for the first time since 1959, did 

not react with securitization but who referred to achievements made before. It is exactly this 

desecuritization resource which provides the Biden administration with an opportunity to re-

establish change through stabilization. To proceed further on the road to rearticulation, 

though, looks less likely considering that the growing split of the Cuban community in Flor-

ida will mean effective political cost for the Democrats at the ballot box. 
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Comeback of the Transatlantic Security Community? Comparative Securitization in 
the Crimea Crisis 

Bernhard Stahl, Robin Lucke and Anna Felfeli  

 

Abstract 

As previous crises such as Libya and Iraq have shown, the transatlantic community is suf-
fering from a deficient common security identity. Comparing the US, French, German, and 
British reactions to the Russian annexation of Crimea discloses whether the value-based 
foundations of the transatlantic security community are eroding. The securitisation model 
seems wellsuited to complement the theory of security communities by offering analytical 
criteria for the comparison. Who securitised what, when, and how in early 2014? The anal-
ysis proposes securitisation as a promising research tool for foreign policy comparisons and 
reveals to what extent the transatlantic security community still exists. 
 

1. Introduction 

When Russia annexed Crimea in 2014, the West condemned this move and unanimously 

urged for the restoration of CUimea¶V VWaWXV ZiWhin UkUaine. Hence, Rn Whe behaYiRXUal fRU-

eign policy level, it seems the West spoke with one voice again, overcoming current trans-

atlantic disputes such as the espionage affair around the National Security Agency (NSA). 

Admittedly, the transatlantic community has been haunted by severe political crises which 

were already the case in the Cold War recalling the Suez crisis (1956), France leaving the 

NRUWh AWlanWic TUeaW\ OUganiVaWiRn¶V (NATO) military structure in the 1960s, Germany¶s 

Ostpolitik in the early 1970s, and the deployment of Pershing missiles in the early 1980s. 

After the end of the Cold War, the Bosnian wars (1992-1995) demonstrated deep rifts be-

tween the foreign policies of Britain and the US. Yet beyond a doubt, the Iraq War in 2003 

represents the most serious blow to the transatlantic partnership. While the US and Britain 

https://doi.org/10.1080/21599165.2016.1231670
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went to war against Iraq without a United Nations Security Council mandate and without 

compelling evidence of the existence of weapons of mass destruction, Germany and France 

voiced their concern. Germany was the first country to openly clash with the US administra-

tion on the issue while France even lobbied against the US in the Security Council. In fact, 

European countries were not only divided on the issue but also on the perception of terrorist 

threats and the role of the US for European defence in general. From then Rn, Whe ³WUanVaW-

lanWic diYide´ (PeWeUVen and PRllack 2003) and Whe SRVVibl\ ³SaUWing Za\V´ (Szabo 2004) 

have become pertinent in the political as well as the academic discourse. In the Libyan crisis 

(2011),the United Kingdom and France moved ahead by demanding a no-fly-zone for Libya 

Zhen Gaddafi¶V fRUceV WhUeaWened WR Vei]e Bengha]i (DaYidVRn 2013). OYeUcRming WheiU in-

itial reluctance, the US followed suit by providing the necessary military equipment for the 

operation. This ³leading from behind´-strategy was widely interpreted as a new feature of 

the Obama administration taking a rather cautious and non-active stance in foreign policy 

(Fitzgerald and Ryan 2014, 92-108). YeW Whe ³SaUWing Za\V´ in Whe cUiViV ZeUe maUked b\ Whe 

German position in paUWicXlaU. GeUman\¶V abVWenWiRn in Whe deciViYe YRWe in Whe SecXUiW\ 

Council as well as its military withdrawal from NATO units in the Mediterranean was met 

with disbelief and disdain in other Western capitals (Stahl 2012, 592). As in the Iraq case, 

the transatlantic partners did not speak with one voice. Considering the Iraq and Libya ex-

amples, Rne cRXld UeaVRnabl\ dRXbW ZheWheU ³Whe WUanVaWlanWic VecXUiW\ cRmmXniW\´ iV VWill 

a workable political entity. 

Our research question, therefore, is: Are the foundations of the transatlantic security com-

munity still solid considering the empirical experiences mentioned above? The early Ukraine 

crisis, that is, the annexation of Crimea, looks like an easy case for providing a first answer 

to this complex question: All Western countries are equally confronted with the threatening 

move of Russia ± a country which by common usage of the term does not belong to the 

transatlantic community. We should expect, therefore, that countries belonging to the trans-

atlantic security community should behave similarly in response to the crisis, that is, secu-

ritise the issue. Similarly then does not have to mean equally but could even be complemen-

WaU\: A fRUeign SRlic\ iV e[SecWed nRW WR diYeUge fURm RU eYen RbVWUXcW SaUWneU cRXnWUieV¶ 

foreign policies.  

How can international actors¶ UeVSRnVeV UegaUding CUimea¶V anne[aWiRn be compared? For 

conceptual and methodological reasons, we make use of the securitisation approach devel-

oped by the Copenhagen School in the 1990s (Buzan et al. 1998). Securitisation seems well-

equipped to deal with the Ukraine crisis since it focuses on the extreme politicisation of 
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threats. Convergence in threat perceptions, how the issue should be handled, and thus the 

understanding of social reality can be made visible by applying the securitisation model. In 

a nutshell, the thesis is that the annexation of Crimea is securitised similarly (or perhaps 

differently) by Western actors. By analysing who, when, and how Western governments 

reacted to the Crimea annexation, we will try to show that there are differences in the way 

of handling the annexation as a security issue and that these differences can be positioned 

along the line between politicisation and securitisation. To use securitisation theory as a 

conceptual and methodological tool for comparing security policies of states bears some 

innovative potential and proposes to conceive of securitisation as a travelling concept for 

comparative foreign policy analysis.20 

The structure of the article is as follows: In the theoretical section, the theory of security 

communities is briefly introduced providing the overall framework of the study. The theory 

is then complemented by another social-constructivist model, that is, securitisation theory. 

The categories the model offers will subsequently guide the empirical analysis. Following 

the methodological advice given by Bennett and George (2005) the analysis will meet the 

UeTXiUemenWV Rf a ³fRcXVed and VWUXcWXUed cRmSaUiVRn´. The emSiUical SaUW Zill WhXV elXci-

date when, how and what the Western actors securitised in the Ukraine crisis.  

 

2. Theoretical Framework: Security communities and securitisation 

In a conceptual vein, it is first necessary to attempt to define the transatlantic security com-

munity. We start with the assumption taken from history that the US and the European pow-

ers Britain, France, and Germany are classical representatives of "the West" after the Second 

World War. Moreover, after the end of the Cold War, European integration succeeded in 

extending the security community to the east bringing typical Western values of democracy, 

secularisation, and market economy to Central and Eastern European countries. Hence, the 

European Union (EU) can alVR be called a ³WeVWeUn acWRU´. CRnVideUing Whe EU¶V effRUWV WR 

develop a cRmmRn VecXUiW\ SRlic\, Ze mighW eYen aVVXme WhaW BUiWain¶V, FUance¶V, and Ger-

man\¶V VecXUiW\ SRlicieV VhRXld cRnYeUge RYeU Wime. AV eaUl\ aV in Whe 1980V, European 

Community member countries had started to coordinate their foreign policies in form of the 

European Political Cooperation (EPC). Yet this institution remained outside the European 

                                                 
20 The pilot study in this regard examined eight European Union countries during the Iraq crisis 2002-2003 

(Stahl 2008). For a short discussion on the use of securitisation theory as an analytical tool (without going 
more into detail on the approach of comparative securitization, however), see Hayes (2013, 22-23). 
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Community framework and was only meant to complement the national foreign policies. 

After Maastricht 1993, an incremental institution-building process improved the new-born 

Common Foreign and Security Policy (CFSP) and led to enhanced political autonomy of the 

European Community institutions (Smith 2004, 186). In 1999, the union even launched a 

common defence policy (after the Lisbon treaty, abbreviated CSDP) which was meant to 

enable power projection abroad. Yet the CSDP has been suffering from insufficient national 

contributions and divergent national views on its function and rationale (Howorth 2007, 58). 

For the purpose of this study, we do not need to make further assumptions on the nature of 

the EU¶s foreign policy and its relations to the member states here. Suffice it to say that the 

member states on the one hand coordinate their foreign policies in the Council of the EU to 

enable a CFSP, and on the other hand may take actions beyond the EU framework. To what 

extent this will be the case in crisis will be one side result of this study on Ukraine. The 

inclXViRn Rf Whe EU¶V fRUeign SRlic\ enableV XV WR anal\Ve Whe diffeUenceV beWZeen Whe US 

and the Europeans on the one hand (transatlantic dimension), and on the other hand, it also 

allows for assessments on differences between the European countries themselves as well as 

inconsistencies between the EU and its member states (European dimension).  

In theoretical terms, we focus on the establishment of peace and democratic governance in 

a VSecific UegiRn. ThiV nRUmaWiYe SRViWiRn WUanVlaWeV inWR KaUl DeXWVch¶V idea Rf a ³SlXUaliVW 

VecXUiW\ cRmmXniW\´: VRcial-cRnVWUXcWiYiVW WheRU\ claimV WhaW a VecXUiW\ cRmmXniW\ iV ³a 

transnational region comprised of sovereign states whose people maintain dependable ex-

SecWaWiRnV Rf SeacefXl change´ (Adler and Barnett 1998, 30). In the academic literature, there 

has been a debate about the establishment of security communities in Southeast Asia, as well 

aV in LaWin AmeUica. RemaUkabl\, DeXWVch¶V eaUl\ aWWUibXWiRn Rf a VecXUiW\ cRmmXniW\ WR Whe 

transatlantic area remains empirically undisputed.  Western Europe, due to European inte-

gration, is held to be a mature security community (Wæver 1998, 69). Consequently, we 

conceptualise the four countries and the EU in this article as a security community.  

The theoretical postulates of a security community certainly exceed the requirements for an 

assumed international society or a community of democracies.21 At first glance, alliances 

such as NATO may qualify as research subject, too. One might argue that NATO perfectly 

UeSUeVenWV Whe WeVW Zhen iW cRmeV WR VecXUiW\ SRlic\. YeW an alliance¶V cRUe UaWiRnale iV 

                                                 
21 Supporters of the English School may claim that a common or at least converging reaction could be attributed 

WR Whe inWeUnaWiRnal VRcieW\ membeUV¶ Zill WR XShRld inWeUnaWiRnal RUdeU. FURm Whe SeUVSecWiYe Rf libeUal 
peace theory one could also expect similar reactions of democratic states to the aggression of an autocratic 
regime due to their constitution as a democracy. We do not test the theory here, yet these approaches may 
also yield explanations for the puzzle raised above. 
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collective defence and its ad hoc activation in crises out-of-area (Kosovo and Libya) follows 

a pragmatic logic of simply having a military back-up. Neither in realist (for example, Walt 

1987) nor in liberal (Keohane 1984) terms do alliance members need to have a similar un-

derstanding of the world. Second, the objection can be made that only some NATO members 

constitute a security community, while others do not. Deutsch (1957, 9) already depicted 

Turkey and Greece as examples and, indeed, the two countries were on the brink of war at 

times. This argument, by the way, falls well in line with realist findings on alliances which 

do not inhibit wars among their members (de Mesquita 1981). If we consider NATO none-

WheleVV aV a ³cRmmXniW\ Rf SUacWice´ Zhich TXalifieV fRU a VecXUiW\ cRmmXniW\ (AdleU 2008), 

one can conceive of this study as an ³intra-organisational analysis´ focusing on conver-

gences and divergences of practices. 

 

2.1 On Security Communities  

The theory on security communities as provided by Adler and Barnett (1998) consists of a 

three-tier argument. First, the authors denRWe ³SUeciSiWaWing cRndiWiRnV´ (ibid. 37ff.) which 

induce countries to re-orient their security relations:  

³TechnRlRgical deYelRSmenWV, an e[WeUnal WhUeaW WhaW caXVeV VWaWeV WR fRUm allianceV, 
the desire to reduce mutual fear through security coordination, new interpretations of 
social reality, transformations in economic, demographic, and migration patterns, 
changes in the natural environment, these and other developments can propel states 
in each RWheU¶V diUecWiRn and aWWemSW WR coordinate their policies to their mutual ad-
YanWage.´ (S. 38) 

These conditions prepare the foundations for social interactions between the countries (Tier 

2). Here, the argument consists of two aspects. For one, power and knowledge play a role as 

structural components of Tier 2. In some ways, superior states form a power centre of the 

cRmmXniW\ Zhich VeUYeV aV a ³magneW´ to other countries (ibid.,39). Regarding knowledge, 

the authors aVVXme WhaW ³libeUal ideaV´ aUe likel\ WR VSUead in Whe cRmmXniW\ Zhich leads to 

common world views and facilitates communication. The second aspect entails process fac-

tors involving transactions, international institutions, and social learning (41). Transactions 

UeSUeVenW Whe claVVic YaUiable in DeXWVch¶V ZRUk (1957, 144) meaning all kinds of exchanges 

between countries, including symbolic and technological ones. In a liberal vein, institutions 

³faciliWaWe and encRXUage WUanVacWiRnV´ (AdleU and BaUneWW 1998, 42) and WhXV VeUYe aV Vafe-

guards of the process. At first glance, it might be surprising to count institutions as a process, 

and not as a structure. Yet Adler and Barnett point to the social-constructivist understanding 

of institutions as an evolving structure which constantly undergoes change. In the overall 
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process of community-bXilding inVWiWXWiRnV ³ma\ be cRndXciYe WR Whe fRUmaWiRn Rf mXWXal 

WUXVW and cRllecWiYe idenWiWieV´ (43).The final elemenW Rf WhiV faceW iV ³VRcial leaUning [«]aV 

an acWiYe SURceVV Rf UedefiniWiRn and UeinWeUSUeWaWiRn Rf UealiW\´ (ibid.). AV Whe definition 

reveals, this understanding of social learning goes beyond simple learning and aims at a 

change of beliefs. Thirdly and finally, Tier 3 can be conceived of as a resultant of the Tier 1 

and 2 SURceVVeV. One cRUe elemenW fRU a VecXUiW\ cRmmXniW\ iV ³mXWXal WUXVW´± a social phe-

nomenon which reduces uncertainty and precedes any identity creation. At best, the coun-

WUieV inYRlYed haYe been deYelRSing a ³cRmmRn idenWiW\´, that is, a common understanding 

Rf ZhR Whe\ aUe (DeXWVch 1957, 129 called iW Whe ³Ze-feeling´), ZhR belRngV WR Whe cRmmX-

nity, and who does not. 

A security community represents the end-result after a long historical journey comprising 

man\ VingXlaU SURceVVeV. ObYiRXVl\, Whe libeUal, WUanVacWiRniVW facWRUV VWill VXSSRUW DeXWVch¶V 

idea of a North Atlantic security community. The conditions of "technology´ and ³econom-

ics´ strongly work in favour of the community as well. The same can be said about the 

process conditions of Tier 2: Whether it is the economic exchange of goods, capital, and 

services, or business and tourist travels, or data transfer ± transactions seem to be a solid 

ground for the security community. Moreover, the transatlantic epistemic community 

(³knRZledge´, TieU 2) UemainV inWacW, UeSUeVenWing Whe cRUe Rf ZhaW iV called ³Whe Vcientific 

cRmmXniW\´ XnWil WRda\. OYeUall, in WheRUeWical WeUmV Whe WUanVaWlanWic VecXUiW\ cRmmXniW\ 

can be claVVified aV a ³WighWl\ cRXSled´, ³maWXUe´ (AdleU and BaUneWW 1998, 55; AdleU and 

Greve 2009, 61) one, characterised, inter alia, b\ ³[c]RRSeUaWiYe and cRllecWiYe VecXUiW\´, 

Whe laWWeU eVSeciall\ ³ZiWh UegaUd WR WhUeaWV aUiVing RXWVide Whe cRmmXniW\´ (ibid., 56; Vee 

also: Adler 2008, 197ff.). 

Furthermore, in power terms, the US remains the sole superpower of the unipolar system. 

Yet recent reverberations call for caution. The NSA affair has angered European publics, 

nRWabl\ in FUance and GeUman\, and UeYealed VXbVWanWial diffeUenceV in ³RnWRlRgical VecX-

UiW\´ Rn bRWh VideV Rf Whe AWlanWic. MRUeRYeU, aV nRWed abRYe, during the Libyan crisis Ger-

many deparWed fURm Whe ³cRaliWiRn Rf Whe Zilling´ and during the ongoing Syrian crisis, the 

cRnceSWXaliVaWiRn Rf ³the West´ does not seem workable at all. This is why it seems suitable 

to test the notion of a transatlantic security community. In so doing, we will concentrate on 

the social-constructivist factors of the security community which constitute its foundation: 

change in the environment, development of new interpretations of social reality, and external 

threats (Tier 1). Changes in these conditions may trigger divergence in social learning (Tier 

2). All of this, we would claim, may have consequences for mutual trust and the common 
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identity (Tier 3).Our approach is straightforward: If we find substantial differences amongst 

the five actors in the Ukrainian case, we conclude that the security community is under con-

siderable strain. More specifically, if the three European countries show conspicuously more 

similarities in comparison to the US, the transatlantic divide has been deepening. By con-

trast, similar findings for all five actors would signal that the security community remains 

largely intact.  

Admittedly, a security community primarily has an introspective focus, creating a common 

identity within the community. Yet we claim that a security community also brings about 

cRnVeTXenceV fRU Whe fRUeign SRlicieV Rf Whe membeU VWaWeV Vince ³(i)n caVe Rf an e[WeUnal 

threat or attack, the security community may respond as a collective security system or even 

aV an inWegUaWed miliWaU\ defenVe RUgani]aWiRn´ (AdleU and Barnett 1998, 56). But not only 

e[WeUnal facWRUV ³can SURSel VWaWeV WR lRRk in each RWheU¶V diUecWiRn and aWWemSW WR cRRUdinaWe 

WheiU SRlicieV WR WheiU mXWXal adYanWage´ (AdleU and BaUneWW 1998, 38); other indicators of a 

security community can also substantiaWe Whe aUgXmenW. FRU inVWance, Whe ³magneW effecW´ Rf 

a very powerful state may trigger strong incentives for smaller states in the security commu-

nity to align their foreign policies. Moreover, the spread of liberal ideas and social learning 

may not be limited to internal policies but also affect external ones. The theory makes strong 

assumptions regarding converging polities as well as politics, be it the exchange of intelli-

gence information, military command structures, and common institutions in general. Insti-

tution-building ±according to the argument± leads to common socialisation, enabling com-

mon action. Hence, ceteris paribus, convergence of polities and politics, socialisation of 

elites, and dependable expectations of peaceful change make divergence of foreign policies 

less likely than convergence. This is not to say, of course, that foreign policies will not di-

verge any more. Yet in a mature security community we indeed claim that foreign policies 

would be complementary in the case of a common threat.22 

The UkUaine cUiViV VhRXld ZRUk aV an ³eaV\ caVe´ fRU Whe WheRU\. RXVVia, a WUadiWiRnal adYeU-

sary of the Cold War annexed Crimea and thus violated not only the United Nations Charter 

but acted deliberately against the Commission on Security and Cooperation in Europe Ac-

cord (1975) as well as the Budapest Memorandum (1994). Hence, we must expect substan-

Wial cRnYeUgence UegaUding ³e[WeUnal WhUeaW´, ³change in Whe enYiURnmenW´, and ³deYelRS-

menW Rf neZ inWeUSUeWaWiRnV Rf VRcial UealiW\´ within the transatlantic security community. 

                                                 
2222 In the Iraq case, for instance, no common threat was perceived which in turn enabled substantial foreign 

policy divergence (Stahl 2008). 
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After having introduced securitisation theory, some extracted indicators (securitisation tim-

ing, threat perception, and emergency action taken) will shape the subsequent empirical 

analysis. It should be clarified that the approach employed in this article will not amount to 

a full application of securitisation theory with all of its elements within the securitisation 

process, as laid out by the original and subsequent authors (Buzan et al. 1998; Balzacq 2011). 

For instance, the question whether the issue has been successfully securitised or not, and the 

ensuing implications (emergency measures) is ±although an interesting point in itself ± not 

the objective of this article. Rather, securitisation serves to complement and match the theory 

of security communities on the operational level and enables us to structure the analysis in 

a scientific and organised way. In focusing on the aspect of how (similarly or differently) the 

issue has been securitised by particular actors, the securitisation framework will be used to 

reveal major differences as well as more subtle variation in foreign policies of the West. In 

the concluding remarks, possible explanations will be discussed and some implications re-

garding coherence and future Western actorness will be presented. 

 

2.2 On Securitisation 

The securitisation approach has changed the traditional understanding of ³security´in two 

respects. First, it has broadened the security agenda by including threats emanating from 

non-military sectors (for example, environment, culture, and economy). Second, it refrains 

from taking the meaning of ³security´ as given. Rather, it treats ³security´as a contested 

concept putting it in a social-constructivist context.  

³[S]ecurityis about survival. It is when an issue is presented as posing an existential 

WhUeaW WR a deVigQaWed UefeUeQW RbjecW [«The VSecial QaWXUe Rf VecXUiW\ WhUeaWV jXVWifieV 

the use of extraordinary measures to handle them´ (Buzan et al. 1998, 21). 

With the help of a securitising move, something is presented as an existential threat to a 

ceUWain ³referent object´ (BX]an eW al. 1998, 25). T\Sical UefeUenW RbjecWV aUe Whe VRcieW\, Whe 

state, or the nation (p. 36). To determine the specific referent object in empirical analyses, 

one has to ask what is portrayed as being existentially threatened. At first glance, the referent 

object as an indicator for a comparative analysis does not seem overly rewarding. Yet a 

previous study on the EU in the Iraq war 2002/2003 with a similar research design revealed 

substantial differences between eight EU member states (Stahl 2008).  

Thus, what remains central is the notion of ³threat´. However, different to the neorealist 

understanding of ³threat´ as something quasi material and objective (Walt 1987, 23ff.), 
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threats are defined by governments, politicians, or members of the élite:³[T]he VeQVeV Rf 

threat, vulnerability, and (in)security are socially constructed rather than objectively pre-

VeQW RU abVeQW.´ (Buzan et al. 1998, 57). 

SecuritisaWiRn can be XndeUVWRRd ³as a more extreme version of politicisation´ (p.23). When 

VeYeUal VRcieWal acWRUV RU gURXSV Rf acWRUV (³securitising actors´) raise their voices to make 

a specific issue a priority in the public debate, they are ³securitising´ an issue by declaring 

it to be existentially threatened. In this analysis we fRcXV Rn Whe WheRU\¶V SeUfRUmaWiYe aVSecW, 

leaving aside the theoretical debate and ambiguity with view to the relationship and interac-

tion between audience and securitising actors.23This approach corresponds to the research 

question ± WR aVVeVV Whe WeVW¶V fRUeign SRlic\ VWanceV during the Ukraine conflict and reac-

tions to events on the ground. Securitising actors in this analysis are, accordingly, the most 

important foreign policy authorities who speak for their respective country (or the EU) in 

the Ukraine crisis, that is, heads of government as well as foreign and defence ministers. The 

states in question can be seen as forming a  

³security complex, a set of states whose major security perceptions and concerns are 

so interlinked that their national security problems cannot reasonably be analyzed or 

resolved apart from one another´ (BX]an eW al. 1998, 12).  

The issue of security complexes, raised prominently by within Security. A New Framework 

for analysis (Buzan et al. 1998, 10-20) illustrates how well the securitisation model fits in 

as an analytical tool for comparative studies within a particular ³security community´.24 

AV WR Whe acWRUV¶ inWenWiRnV WR VecXUiWise an iVVXe, Sheehan (2005, 55) VWaWeV, ³securitizing is 

never an innocent act.´ PRliWicianV ma\ haYe aUbiWUaU\ mRWiYeV Zhen Whe\ aUe aWWemSWing WR 

define a threat and make it a top political priority. Yet, as Wæver (2002, 27) has claimed for 

any kind of discourse analysis, SRliWicianV¶ ³WhRXghWV RU PRWiYeV [«], Wheir hidden intuitions 

or secret plans´ shall be ignored. However, the political authority or societal position grants 

WhRVe ³managers of Angst´ (HX\VmanV 1998, 243) a fiUVW mRYeU adYanWage in Whe VecXUiWisa-

tion process. 

                                                 
23 For more on this particular topic, see: Williams (2011, 212); McDonald 2007: 8; Balzacq 2005; Stritzel 2007: 

362, 364-365; Kaunert/Léonard 2011. The audience in our case is conceptualised as the respective national 
societies (for the European states, also the European society) as well as the international community. 

24 WhaW iV mRUe, BX]an eW al. (1998, 12) e[SliciWl\ UefeU WR DeXWVch¶V idea Rf VecXUiW\ cRmmXniWieV in WheiU RZn 
work. 
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One more definitiRn VeemV XVefXl Zhen aVVeVVing VWaWeV¶ fRUeign SRlic\ behaYiRXU. An ana-

lytical term is needed for governments/politicians who refrain from securitising. ³Desecu-

ritisation± by contrast ± means the attempt to remove an issue from the realm of the politics 

of existential survival´ (Sheehan 2005, 54). ³To remove an issue´ does not necessarily mean 

to remain silent which could be termed ³asecurity´ (Die] and JRenniemi 1999, 5). RaWheU, 

desecuritisation applies to strategies which downplay an issue or reframe it in a different 

context.  

Remarkably, little is said in Buzan et al. (1998) about comparative securitisation. Making 

use of an explicitly comparative approach of securitization bears opportunities as well as 

challenges.25 Difficulties might arise when comparing countries with differing governance 

systems. Even though securitisations in non-Western states have been touched upon in the 

literature (see, for instance, Bilgin 2011, 400-401), Whe WheRU\¶V ³standard application´ still 

takes place in the realm of liberal democracies rather than in autocratic systems. So the ques-

tion remains to what extent comparisons are conceivable in that regard. One initial sugges-

tion would be that comparisons among cases with relatively similar governance systems 

should provide us with more reliable results than between liberal democracies and non-de-

mRcUacieV. The fRUmeU Uel\ WR a mXch higheU degUee Rn WheiU elecWRUaWeV¶ cRnVenW ZiWh YieZ 

to the alleged threat designation considering that they lack alternative, more coercive ways 

to enact their (emergency) policies. Regarding this caveat, our study design seems unprob-

lematic, since the analysed actors all belong to the West. Another potential limitation may 

                                                 
25 We thank the anonymous reviewers for their valuable comments on this point. 



Anhang B: Manuskripte der Einzelbeiträge 145 

lie in cultural differences. This involves questions of language, leadership styles, and na-

tional media landscapes, among others. Differences in these categories exist, undeniably, 

also between countries of the West, yet they are still minor with view to the big picture of 

global cultural variation. Comparisons between cases with very distant cultures should there-

fore be handled with caution, and cultural explanations should at least be considered for 

possible deviations or similarities of findings. Comparative research on the members of the 

Association of Southeast Asian Nations (ASEAN) security community might be an inspiring 

research desideratum in this regard. The reliability of securitisation comparisons between 

countries should also benefit from the experience of earlier empirical, non-comparative se-

curitisation studies in the respective countries, because one can then evaluate whether the 

concept of securitisation wielded fruitful results in other cases andillustrate how securitiza-

tion processes normally unfold in the respective country (cf. Hayes 2013, 21). Moreover, at 

a practical level, meaningful securitisation analysis requires profound background 

knowledge about the state and nation in question, as Wæver (2005, 40) explains:³YRX can 

only deal with a rather limited number of countries because you have to know the language, 

the history of the country, and a UaWheU bURad VSecWUXm Rf iWV cXlWXUe and SRliWicV.´AnRWheU 

limitation lies in the intervening factor of time. When comparing speech acts, the analysed 

utterances should generally fall in a relatively short timeframe in order to minimise the risk 

of referring to different events. If the facilitating conditions of potential securitisations do 

not change rapidly, that is, if actions that might impact the securitisation process (other than 

those produced by securitising actors themselves in form of speech acts) do not occur at a 

high frequency, the aforementioned risk decreases. Put simply, actors should have the same 

information on recent events and speak about the same things. We assume this to be the case 

in our analysis. In our case study, the timeframe is already narrowed down to a relatively 

short period of time in which we have considered all relevant statements on the issue. Citing 

each instant with the exact date can further alleviate concerns in this regard and serve to 

provide the best possible degree of transparency of the research process. 

When comparing securitisations, it seems plausible to start with the referent object as one of 

the central theoretical terms: What entity is labelled as being threatened and, thus, in need 

of averting danger? The next question that guides the comparative analysis concerns the 

central notion of threat. Urgency and timing as well as the communicated gravity let us de-

termine the threat level that the alleged securitizing actors ascribe to the issue at hand. As 

Buzan eW al.(1998, 30) aVVXme, diffeUenW acWRUV hRld ³different thresholds for defining a 

threat´. HRZ can VXch ³thresholds´ be operationalised methodologically? Firstly, a 
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threshold can be interpreted in a dynamic way meaning differences in the perception of ur-

gency. Although a group of actors may well agree on an issue constituting a threat to a certain 

referent object, they might differ substantially on the urgency to counter that threat. An in-

dicator for differences concerning urgency is the timing of securitising moves. This simply 

reveals which actor reckons a threat as being very urgent and which actor prefers to remain 

in an ³asecurity´ stage. An ³early bird enunciator´ not only sets the stage but also pre-directs 

the debate by naming and framing the issue. 

Hayes (2012; 2013) argues that domestic social identities enable and constrain securitisa-

tions. He elaborates this argument exclusively with the domestic identity of democratic so-

cieties to explain findings of the liberal peace theory. To construct other democracies as 

existential threats becomes nearly impossible, he claims, as the audience would reject the 

allegaWiRn WhaW anRWheU demRcUac\ ZRXld acW in VXch a WhUeaWening Za\ WRZaUdV Rne¶V RZn 

country. Following this argument and subscribing to the claim that ³othering´ is a necessary 

condition for securitisations, we claim that all of the actors of our analysis should conduct 

such othering (if we assume a convergence of policies). Put differently, if no similar in-

stances of othering take place among the actors, securitisations will not be found in the re-

spective countries. 

A VecRnd elemenW Rf a ³threshold in defining a threat´ UefeUV WR Whe WhUeaW iWVelf ± its content 

and meaning. Recalling the identity perspective from above, the analytical question is what 

and who is threatening ³us´. In his extension of the theory, Balzacq (2005, 183; 2011, 36) 

inWURdXceV Whe WeUm ³UefeUenW subject´ [emphasis added] for this kind of entity, a differenti-

ation that appears to be useful to clarify the nature of an alleged existential threat. The new 

WeUm iV eVWabliVhed b\ Bal]acT WR cRnWUaVW iW ZiWh Whe WeUm ³UefeUenW RbjecW´ (ZhaW iV WhUeaW-

ened). Different threat perceptions± the plausibility argument runs here ±would lead to in-

consistencies regarding common emergency measures. ³Emergency actions´ are another 

key element of securitisation theory which easily translates into the comparative approach 

employed here: To what extent did the West employ measures outside the ³normal rules of 

the game?´ 

As a consequence of the extracted theoretical criteria, the following analysis will be divided 

into: timing; threat perception(including the referent object); and emergency actions taken. 

Minor deviation within some details (timing of securitising moves, for instance) might be 

tolerable to defend the hypothesis of converging foreign policies, while significant 
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deviations that affect the core of the security community (the referent object and subject), 

would run against the convergence hypothesis. 

The examination will be descriptive-analytical in either a chronological or country-specific 

manner. We mainly adhere to primary sources (government statements and speeches) and 

newspaper articles (see appendix 1) which are complemented by secondary literature for the 

purpose of substantiating judgments. In Whe anal\ViV, Whe meWhRd Rf ³VWUXcWXUed and fRcXVed 

cRmSaUiVRn´, deYelRSed b\ BenneWW and GeRUge (2005) will be applied. Their approach is 

considered as the most useful for comparative studies in the field of political science. Two 

main conditions are set for the research design: first, a comparison must be subject to a 

consistent catalogue of questions and criteria, that is, iW haV WR be ³VWUXcWXUed.´ SecRnd, Whe 

cRmSaUiVRn mXVW be ³fRcXVed´ b\ cRncenWUaWing on those aspects of the compared cases that 

are of special interest for the theoretical approach on which the analysis is based. 

OXU caVe VWXd\ VWaUWV ZiWh Whe RbVeUYaWiRn Rf XnUeVW and Whe aSSeaUance Rf ³liWWle gUeen 

men´26 in Crimea after 25 February 2014.After the so-called referendum on Crimea (16 

MaUch), CUimean SaUliamenW¶V Slea WR jRin Whe RXVVian FedeUaWiRn (17 MaUch), and RXVVia¶V 

recognition of Crimea's independence (18 March), the annexation of the peninsula was com-

pleted de facto on 20 March 2014. DXe WR Whe endeaYRXU WR anal\Ve Whe WeVW¶V UeacWiRn WR 

the local events, the timeframe of our study will end one month later, on 20 April, for prag-

matic reasons.27 

 

3. The Transatlantic Security Community and the Annexation of Crimea 

The events in the Ukrainian capital (18-20 February 2014) had been critically observed by 

the Russian Security Council which met on 21 and 25 of February. On 22 February, the pro-

Russian president Yanukovych fled Kiev and found refuge in the Russian city of Rostov. 

Three days later, pro-Russian activists in Crimea demanded a referendum on the political 

fate of the then Ukraine region. In the following da\V, ³liWWle gUeen men´ appeared on the 

peninsula, blocked motorways, encircled army posts of Ukrainian forces, and seized the re-

gional parliament. The Crimean regional parliament declared independence on 11 March 

and announced a referendum on joining the Russian Federation. On 16 March, a referendum 

on the future of Crimea took place in which more than 96% voted in favour of secession. 

                                                 
26 This term refers to the appearance of soldiers in Russia-style combat uniforms with Russian weapons but 

without identifying insignia. 
27 Since the trouble in the Donbass commenced in April 2014, it would have been analytically difficult to 

separate further reaction to the Crimea findings. 
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The next day, the Crimean parliament declared independence, announced the adoption of 

the rouble, and switched to Moscow time. Meanwhile, Russia recognised CUimea¶V inde-

pendence. On 20 March, the Russian Duma accepted Crimea's incorporation in the Russian 

Federation.  

a. The urgency ± when to move 

The events in Crimea, namely the call for a referendum and the blockade of strategic targets 

aV Zell aV Whe inVWallaWiRn Rf ³lRcal Velf-defending fRUceV´ Rn 21 and 25 FebUXaU\ 2014 were 

RbVeUYed ZiWh ³gUeaW cRnceUn´ b\ MaUWin SchXl], Whe PUeVidenW Rf Whe EXURSean PaUliamenW 

on 27 February (EU 27/02/2014). LikeZiVe, Whe BUiWiVh gRYeUnmenW ZaV ³SaUWicXlaUl\ cRn-

ceUned´ (UK 27/02/2014), the German, French, and US gRYeUnmenWV ZeUe ³deeSl\ cRn-

ceUned´ (D 28/02/2014; F 28/02/2014; US 28/02/2014), while the French government also 

fRXnd Whe ViWXaWiRn ³WURXbling´ (F 27/02/2014). RemaUkabl\, iW ZaV GeUman\¶V ChancellRU 

Angela MeUkel ZhR had ZaUned aV eaUl\ aV 24 FebUXaU\ WhaW ³[t]hose who now take up the 

reins of government will have to preserve the integrity of the country. This intention must 

also be reflected in the composition of the government to be formed, in its political agenda 

and in the tone it adopts. This applies particularly to the east of the Ukraine and to Crimea, 

in the south of the country.´ (D 24/02/2014). In a meeting with then Polish Prime Minister 

DRnald TXVk, Vhe cRnceiYed Whe cUiViV aV ³an e[WUemel\ VeUiRXV cRnflicW ZiWhin EXURSe´ (D 

12/03/2014). 

With respect to the urgency it was the UK that called an urgent meeting of the United Nations 

SecXUiW\ CRXncil aW an eaUl\ VWage dXe WR Whe ³VeUiRXVneVV Rf eYenWV´ (UK 01/03/2014a). 

FRUeign SecUeWaU\ HagXe VWUeVVed Whe ³SRWenWiall\ gUaYe WhUeaW´ SUeVenWing Whe eYenWV aV an 

³e[WUeme ViWXaWiRn´ ZiWh ³a gUaYe UiVk Rf eVcalaWiRn´(UK 01/03/2014b; 04/03/2014). 

Likewise, the EU Council President Van Rompuy understood the events in Crimea as a 

³challenge WR VecXUiW\´ and alVR XndeUlined Whe ³VeUiRXVneVV´ Rf Whe ViWXaWiRn (EU 

06/03/2014) laWeU Veen aV ³a maWWeU Rf gUeaW cRnceUn´ (EU 08/04/2014) while Martin Schulz 

VSRke Rf a ³maVViYe WhUeaW´ (EU 20/03/2014). In the beginning of the Ukraine crisis the USA 

were not a significant actor as became evident in the negotiations in Kiev which were led by 

the foreign ministers of Germany, France, and Poland (Auswärtiges Amt 2014). US Foreign 

MiniVWeU JRhn KeUU\ SUaiVed Whe WURika¶V endeaYRXUV and cRnfiUmed WhaW Whe UniWed SWaWeV 

appreciated such leadership as early as the end of February, Zhen RXVVia¶V acWiYiWieV in CUi-

mea had already started (US 27/02/2014). In Obama¶V SWaWe Rf Whe UniRn AddUeVV Rf 28 

January, RXVVia ZaV nRW menWiRned aW all, ZheUeaV ³UkUaine´ ZaV Rnl\ XVed Rnce, ³In 
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Ukraine, we stand for the principle that all people have the right to express themselves freely 

and peacefXll\, aQd haYe a Va\ iQ WheiU cRXQWU\¶V fXWXUe´ (US 28/01/2014). However, from 

March 2014, the US perception of Ukraine, Russia, and Crimea as a security issue changed 

drastically. When Crimean parliament asked Moscow to join the Russian Federation, Obama 

acknowledged on the same day that the events in Crimea did indeed ³cRnVWiWXWe[ed] an XnX-

VXal and e[WUaRUdinaU\ WhUeaW´ (US 06/03/2014).  

b. The threat (1) - what is threatened (referent object)? 

All WeVWeUn gRYeUnmenWV agUeed fURm Whe VWaUW WhaW ³Whe WeUUiWRUial inWegUiW\ Rf UkUaine´ ZaV 

at stake on Crimea (UK 27/02/2014; F 28/02/2014; U.S. 28/03/2014; EU 27/02/2014; D 

28/02/2014). In detail, though, the governments slightly differed to what extent international, 

European, or even national values were threatened by the annexation. French decision-mak-

eUV VaZ ³Whe UeVSecW fRU fUeedRmV and XShRlding demRcUac\´ (F 13/03/2014) in danger while 

BUiWain claimed WhaW ³a fUee, demRcUaWic, Xnified, VWable and SeacefXl UkUaine [VhRXld be] 

able to make its own decisions abRXW iWV fXWXUe´ (UK 04/03/2014). The French laid stress on 

Whe YeU\ geneUal imSlicaWiRnV Rf Whe cUiViV (³la vie internationale´, F 21/3/2014) and Ue-

minded the international community of its laws and the maintenance of international borders 

(F 13/03/2014). The USand Germany joined the chorus by emphasising the violation of in-

ternational law (U.S.28/02/2014; D 13/03/2014) and the principles of the United Nations 

Charter (D 13/03/2014). In addition, the EU uttered concern regarding ³Whe mRVW VeUiRXV 

challenge WR VecXUiW\ Rn RXU cRnWinenW´, ³Whe VecXUiW\ V\VWem Ze haYe deYelRSed´, and ³fRU 

Seace Rn Whe EXURSean cRnWinenW´ (EU 06/03/2014; 20/03/2014; 8/04/2014; UK: ³WR Seace 

and VecXUiW\ in EXURSe´ UK 04/03/2014). As Martin Schulz put it, ³Whe SUeYailing emRWiRn 

in EXURSe iV feaU´ (EU 20/03/2014). The German government underlined the European di-

menViRn Rf Whe cRnflicW Zhen VSeaking Rf ³a YiRlaWiRn Rf inWeUnaWiRnal laZ in Whe heaUW Rf 

EXURSe´ (D 13/03/2014). Significantly, German politicians saw EU-Russian relations as the 

primary referent object jeopardised (D 29/02/2014; 06/03/2014; 13/03/2014). This runs con-

WUaU\ WR WhRVe gRYeUnmenWV Zhich aUgXed WhaW WheiU UeVSecWiYe ³naWiRnal VecXUiW\´ ZaV WhUeaW-

ened b\ RXVVia¶V mRYeV: for the Obama administration, the events in CUimea ³cRnVWiWXWe an 

unusual and extraordinary threat to the national security and foreign policy of the United 

SWaWeV´ (US06/03/2014). In a similar vein, the United Kingdom recognised WhaW ³a VWable 

Ukraine is in the interest of everyone ± including the UK´ (UK 02/03/2014). Moreover, the 

prime minister declared: ³BUiWaiQ¶V RZQ VecXUiW\ aQd SURVSeUiW\ ZRXld be aW UiVk if Ze allRZ 

a situation where countries can just flout international rules without incurring conse-

TXeQceV. [«] We PXVW VWaQd XS WR aggUeVsion, uphold international law and support the 
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Ukrainian Government and the Ukrainian people, who want the freedom to choose their 

RZQ fXWXUe. ThaW iV UighW fRU UkUaiQe, UighW fRU EXURSe, UighW fRU BUiWaiQ.´ (UK 10/03/2014). 

The arguments presented are in line with NATO Secretary General Anders Fogh Rasmus-

Ven¶V UheWRUic Rn ³RXVVia¶V aggUeVViRn Rn RXU RZn VecXUiW\´ since RXVVia¶V behaYiRXU ³e[-

SRUWV inVWabiliW\ and ³XndeUmineV RXU VecXUiW\´ (NATO 19/03/2014). Rasmussen even con-

ceived of the events in Crimea aV a ³Zake-up call (..)for the Euro-Atlantic community. For 

NATO. And fRU all WhRVe cRmmiWWed WR a EXURSe ZhRle, fUee and aW Seace´ (ibid.), WheUeb\ 

creating an antagonism between the democratic values achieved and lived among the NATO 

members and Russia. 

c. The threat (2) - who is the threat (referent subject)? 

The U.S. administration was outspoken regarding the question who was held responsible for 

Whe cUiViV: ³The UQiWed VWaWeV cRQdePQV Whe RXVViaQ FedeUaWiRQ¶V iQYaViRQ aQd RccXSaWiRQ 

of Ukrainian territory´ (US01/03/2014; 18/03/2014). Before the final referendum took place 

Rn 16 MaUch, Whe EXURSean CRXncil VWURngl\ cRndemned RXVVia¶V acWiRn in UkUaine and 

showed willingness WR inWURdXce meaVXUeV if RXVVia ZRXld nRW VWRS iWV ³acWV Rf aggUeVViRn´ 

(EU 03/03/2014a). EU High Representative Catherine Ashton fell in line VSeaking Rf ³an 

act of aggression of the Russian armed forces and the authorization of the use of the Russian 

aUmed fRUceV Rn Whe WeUUiWRU\ Rf UkUaine´ (EU 03/03/2014b). In London, the decision-makers 

fiUVW menWiRned RXVVia in WheiU VWaWemenWV Rn UkUaine, When fRXnd RXVVia¶V behaYiRXU ³Xn-

acceSWable´ (UK 06/03/2014) befRUe calling iW RXWUighW ³aggUeVViRn´ (UK 21/03/2014; 

14/04/2014). France and Germany remained much more cautious in the beginning. The 

FUench gRYeUnmenW VSRke Rf ³UeleYanW SaUWieV´ (F 280/2/2014) responsible for the crisis and, 

VeYeUal ZeekV laWeU and VRmeZhaW YagXel\, VaZ a ³WhUeaW Rf RXVVian RccXSaWiRn fRUceV´ (F 

16/03/2014). What is more, Russia is only mentioned in ³if-clauses´ alluding to Russia's 

possible non-cooperative behaviour in the future and the likely consequences thereof (F 

06/03/2014; 14/03/2014; 20/03/2014). After the annexation was practically done and turmoil 

had jumped to the eastern-Ukraine, the French minister of foreign affaiUV Vaid, ³acWiRnV Rf 

great violence are being organized in south-eastern Ukraine. We condemn all of this vio-

lence, and in SaUWicXlaU iW VeemV cleaU WhaW RXVVia beaUV VRme UeVSRnVibiliW\ fRU WhiV YiRlence´ 

(F 14/04/2014). Like France, the German gRYeUnmenW Rnl\ addUeVVed ³acWRUV´ RU ³Sla\eUV 

inYRlYed´ (D 24/02/2014; 280/2/2014) aV Zell aV ³WhRVe ZhR beaU SRliWical UeVSRnVibiliW\´ 

(D 01/03/2014) in the beginning of the crisis. Without saying anything on the concrete own-

ership, the German minister of fRUeign affaiUV made Whe Slea WR RXVVia WR UeVSecW UkUaine¶V 

territorial integrity (D 01/03/2014): ³We hRld Whe RXVVian gRYeUnmenW WR iWV SXblic 
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aVVXUanceV Rn WhiV iVVXe.´ TZR da\V laWeU, RXVVia'V acWiRnV ZeUe called ³XnacceSWable´ (D 

03/03/2014; 05/03/2014) by a government speaker. Remarkably, the German chancellor at 

no time named Russia directly as the culprit of and responsible for the annexation. 

d. Emergency action - how to react? 

The European states coordinated their sanctions policy in line with the EU and renounced 

any particular national action against Russia (in a wider sense). The French government in 

SaUWicXlaU XndeUlined WhaW deciViRnV ZeUe WR be Waken in BUXVVelV in RUdeU WR Veek a ³VWURng 

and well-cRRUdinaWed EXURSean VRlXWiRn´ (F 18/03/2014). ThXV, Whe EU¶V VancWiRnV can be 

directly compared to those of the US. 

The comparison of the sanctions demonstrates striking similarities with respect to the timing 

while there are differences concerning the target (see Table 1).28 Holding an extraordinary 

meeting of the Foreign Affairs Council on the situation in Ukraine on 3 March, the EU re-

acted earlier than the US; however, from March 6 onwards the sanctions of the EU and the 

US were very well coordinated. Firstly, the two actors focused on individuals belonging to 

the pro-Russian separatists and the Russian political élite. In general, Russian companies 

were hardly touched at all by the sanctions. A notable exception was US Executive Order 

(EO) 13662 from 20 March 2014,which was aimed at the Russian oil industry. Secondly, 

neither Russia as a state nor its president, VladimiU PXWin, ZeUe WaUgeWed b\ Whe ³VmaUW Vanc-

WiRnV´. The daWa UeYealV WhaW Whe EU SUimaUil\ WaUgeWV Whe VeSaUaWiVWV aV then UK Prime Min-

ister David CameURn VWaWed: ³Whe EU aSSURach [«] iV What you need to target people who 

haYe a diUecW UelaWiRnVhiS ZiWh Whe acWiRn WhaW¶V been Waken´ (UK 21/03/2014). Not surpris-

ingly, Cameron ZaV cRnfURnWed ZiWh a jRXUnaliVW¶V cUiWiciVm Rn Whe EU¶V VancWiRn liVW nRW 

hitting any Russian businessmen or oligarchs. Cameron answered the question why there is 

VXch a ³diffeUenW aSSURach beWZeen BUXVVelV and WaVhingWRn´ ZiWh Whe fRllRZing VWaWemenW, 

³Ze haYe VlighWl\ diffeUenW aSSURacheV, bXW geneUall\ I Whink Whe EU and US aUe acWXall\ 

working well together actually demRnVWUaWing [«] a VWURng, WRXgh, cRnViVWenW and SUedicWable 

aSSURach´(UK 21/03/2014). 

 

  

                                                 
28 The following statements refer to the situation before August 2014. The analysis refers to the sanction policy 

with respect to the annexation of Crimea and not to the situation in Eastern Ukraine from April 2014 on-
wards. 
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Table 1: Comparison of restrictive measures taken by the European Union and the United 

States in March 2014 

It can be concluded that either the EU sincerely assumes that individuals largely control the 

conflict, or the sanctions are meant to be symbolic. The latter thesis is supported by the fact 

that the EU, in contrast to the US, excluded the gas and oil industry from the sanctions de-

spite the fact that it is said to be the cornerstone of the Russian economy. Rather, the Council 

Date European Union 

(EU Sanctions 2014) 

United States 

(US Sanctions 2014) 

3 March 

2014 

Extraordinary meeting of the Foreign Affairs Council on 

the situation in Ukraine: 

- suspend the preparations for the G8 Summit in 
Sochi in June 

- swiftly work on the adoption of restrictive 
measures for the freezing and recovery of assets of 
persons identified as responsible for the 
misappropriation of Ukrainian state funds 

 

6 March 

2014 

Extraordinary meeting of European Council on Ukraine  

- Suspend bilateral talks with the Russian Federation 
on visa matters and on the New Agreement 

- Start preparing individual restrictive measures 
(assets freeze and travel bans) 

- Support the decision of the European G8 members 
and the EU institutions to suspend their 
participation in G8 Summit in Sochi in June 2014 

EO13660(Holland & Hart 2014): Blocking Property of Cer-

tain Persons Contributing to the Situation in Ukraine: 

 

- Restrictions on the travel of individuals and entities 
responsible for violating the sovereignty and territorial 
integrity of Ukraine, or for stealing the assets of the 
Ukrainian people 

- Sanctions include freezing assets or preventing 
Americans from doing business with certain 
individuals 

- Imposes a ban on visas for officials and other people 
who have taken steps to undermine the territorial 
integrity of Ukraine as described in the EO 

17 March 

2014 

Foreign Affairs Council meeting 

- Adopted restrictive measures against 21 officials 
and the persons and entities associated with them 
for their role in actions threatening the territorial 
integrity, sovereignty and independence of 
Ukraine 

- Travel bans and asset freezes within the EU enter 
into force the same day 

EO 13661(US 17/3/14):Blocking Property of Additional 

Persons Contributing to the Situation in Ukraine: 

 

- Lists seven Russian government officials who are 
being designated for sanctions 

- The Treasury Department imposed sanctions on four 
more individuals under EO 13660 

20-21 

March 

2014 

European Council meeting 

- 12 namesadded to the list of Russian and Crimean 
officials subject to EU travel bans and asset freezes 

- EU-Russia Summit cancelled 
- No bilateral summits of EU member states with 

Russia 
- Suspension of negotiations with Russia regarding 

OECD and IEA membership 
 

EO 13662(US 20/3/2014): 

- Treasury sanctions 16 Russian government officials 
and  
14 defence cRmSanieV and indiYidXalV in PXWin¶V inner 

circle 

- ReVWUicWV ceUWain financing WR Vi[ Rf RXVVia¶V laUgeVW 
banks and four energy companies 

- Suspends finance that encourages exports to Russia 
and financing for economic development projects in 
Russia 

- prohibits the provision, exportation, or re-exportation 
of goods, services (not including financial services), or 
technology in support of exploration or production for 
deep-water, Arctic offshore, or shale projects that have 
the potential to produce oil in the Russian Federation, 
or in maritime area claimed by the Russian Federation 
and extending from its territory, and that involve five 
major Russian energy companies 
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resolutions foresee to suspend bilateral and multilateral summits and block Russia in its en-

deavour to enter international organisations. NATO Secretary General Rasmussen even went 

fXUWheU annRXncing ³WRXgh deciViRnV in YieZ Rf Whe lRng-term strategic impact of Russia's 

aggUeVViRn Rn RXU RZn VecXUiW\´ (NATO 19/03/2014). 

 

4. Conclusions: consistent securitization of the security community? 

The comparative securitization examined in this article has revealed that the Western coun-

tries reacted in a cohesive manner to the events on Crimea: the securitising moves in terms 

of wording, timing, and urgency of the threat were similar. For instance, Ukraine and its 

territorial integrity and sovereignty were unanimously securitised, and in most speech acts 

the violation of democratic values, principles of international law and peace and security in 

Europe play a role. Regarding the scope of threat perception the picture looks more nuanced. 

This refers, first, to the referent object of securitisation. While the EU, Britain, and Germany 

emphasised Whe WhUeaW WR Seace and VecXUiW\ ³in Whe heaUW Rf EXURSe,´ FUance and Whe US 

underlined international law and the stability of the international order. Remarkably, Britain 

and the US even conceived the Crimea crisis as threats to their national security. It might be 

added here that this finding supports the social-constructivist idea of ontological security: It 

is not geographical proximity to a conflict but a constructed predisposition which counts for 

Whe definiWiRn Rf ³naWiRnal VecXUiW\´. FRU the German government, EU-Russian relations fig-

ured most prominently as referent object. This also becomes apparent when looking at the 

threat, that is, the referent subject, in some more detail. The US made Russia responsible for 

the events on Crimea right from the start. Initially, the EU followed suit but has been sooth-

ing iWV WRne RYeU Wime. In dRing VR, Whe EU¶V WhUeaW aWWUibXWiRn cRnYeUged ZiWh FUance¶V and 

GeUman\¶V Zhich aYRided SXblicall\ naming RXVVia aV Whe main cXlSUiW. TheVe findingV VXg-

gest thaW Whe abRYe VWaWed ³SaUWing Za\V´ haYe a UaWheU EXURSean Whan a WUanVaWlanWic dimen-

sion.  

What do the results of the securitisation study now tell us for the prospect of the transatlantic 

security community? We have assumed that a ³change in the environment´, ³development 

of new interpretations of social reality´, and ³external threat´ may trigger divergence in ³so-

cial learning´ which, in turn, may have consequences for ³mutual trust´ and the ³common 

identity´. As the corresponding securitising moves have shown, all actors under study indeed 

demonstrated a similar perception of the external threat, a similar feeling of urgency and a 

similar demand for taking action. Also, the referent objects were similar ±what was 
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threatened comprised an array reaching from ³Whe WeUUiWRUial inWegUiW\ Rf Whe UkUaine´ WR ³Whe 

SUinciSleV Rf inWeUnaWiRnal laZ´. MRUeRYeU, Whe VimilaU Wiming and WaUgeWV Rf US as well as 

EU sanctions (individuals of the political élite) reveal an overlap regarding emergency 

measures. The sanctions regime, in turn, shows that common institutions within the security 

community are strengthened during the crisis. Considering such similarities, one conclusion 

is that the foundations of the transatlantic security community still look solid, allowing for 

common action.  

Yet some signs of divergence must also be noted. First, there is a considerable divergence 

in the way the referent objects were prioritised. In a nutshell, the US and the UK rather saw 

threats for the international system and its national security whereas the EU, and Germany 

in particular, were afraid of deteriorating European peace and EU-Russian relations. This 

finding corresponds to differences regarding threat perception and referent subject. When 

the US securitised Russia as a threat, France and Germany attempted to desecuritise Russia 

by avoiding mentioning it as the main responsible actor. Whether the Franco-German stance 

was motivated by the will not to jeopardize their role as a moderator in the conflict or vice 

versa, goes beyond the e[SlanaWRU\ fUameZRUk Rf WhiV SaSeU. InWeUeVWingl\, Whe EU¶V enXnci-

ation resembled the US in February 2014 but then converged to the Franco-German position 

in Whe cRXUVe Rf Whe cUiViV in MaUch. AccRUdingl\, Whe EU¶V VancWiRnV SRlic\ ZaV mRUe V\m-

bolic than the US¶V, targeting Ukrainian and Russian civilians in the first place while sparing 

Russian companies. All of this demonstrates differences in the ³development of new inter-

pretations of social reality´. Thus, even the easy case of the annexation of Crimea provides 

indicators for differences in social learning which may lead to a decrease of mutual trust in 

the future. This said, it shall be noted that the differences rather touch upon the European 

than the transatlantic dimension. 

As claimed above, making use of securitisation theory as a conceptual and methodological 

tool for comparing security policies bears some innovative potential. Conceived of as a trav-

elling concept for comparative foreign policy analysis, securitisation provides opportunities 

for meaningful comparisons, in particular for such crucial factors as threat perception and 

emergency measures in evolving conflict situations. With view to theoretical considerations, 

our approach of comparative securitisation makes two consequential claims. The first one 

concerns the generalisability of the argument and the conjunction of empirical findings on 

the one hand and theoretical contemplations on the other. While existing research in the 

realm of social constructivism tends to rest either on theoretical, deductively gained argu-

ments, or, alternatively, on singular empirical case studies, our contribution enables not only 
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the study of such ³isolated´ cases but can also be extended to a series of empirical cases by 

way of the suggested structured comparison. In this way, the generalisability of the argument 

provides replicability of our research in theoretical terms.  

The second claim that comes with our comparative securitisation approach touches upon its 

SRWenWial WR UeYiYe Whe WheRUeWical iVVXe Rf ³UegiRnal VecXUiW\ cRmSle[eV´ (Buzan and Wæver 

2003) WhaW iV an inWegUal, \eW RfWen RYeUlRRked, SaUW Rf Whe CRSenhagen SchRRl¶V fUameZRUk. 

Based on Buzan eW al.¶V aVVeUWiRn WhaW afWeU Whe end Rf Whe CRld WaU, incUeaVingl\, ³UegiRnV 

will be left to sort out theiU RZn affaiUV´ (BX]an et al.1998, 9), we propose to develop com-

parative securitisation further to make use of it as a way to conceptualise security-related 

research questions in the realm of regional security. Applying it to a larger number of regions 

and state actors within them would yield promising results both with view to intra-regional 

security issues as well as inter-regional ones. 
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bius 

³UkUaine´ ± statement follow-

ing the Foreign Affairs Council 

[press release] 14 April 2014, Available at: 

<http://www.diplomatie.gouv.fr/en/country-
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William Hague 
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<https://www.gov.uk/government/speeches/eu-

ropean-council-march-2014-david-camerons-

press-conference>[Accessed 14 August 2015]. 
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<https://www.gov.uk/government/speeches/uk-

is-gravely-concerned-by-events-in-eastern-

ukraine>[Accessed 14 August 2015]. 

United States of America (US) 

US 28/1/2014 President Barack 

Obama 

President Barack Obama's 

State of the Union Address 

, [press release] 28 January 2014, Available at: 

<https://www.whitehouse.gov/the-press-of-
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8. HUMANITARIAN DIPLOMACY 

Anna Felfeli 

ABSTRACT 

In Whe SaVW WhUee decadeV Whe ³hXmaniWaUian V\VWem´ haV changed and gURZn UemaUkabl\. 
Complex emergencies and dynamic crisis settings in fragile states have challenged the non-
political nature of humanitarian actors disclosing its ineffectiveness and a lack of profes-
sionality. At the same time, the number of non-governmental and governmental actors as 
well as humanitarian funding increased significantly. The blurring of humanitarianism and 
SRliWicV haV been WeUmed µneZ hXmaniWaUianiVm¶ and UeSUeVenWV an aUea Rf incUeaVed cRm-
Sle[iW\ fRU VWaWeV¶ fRUeign SRlic\ aV a ZhRle and diSlRmac\ in SaUWicXlaU. ThiV chaSWeU fRcXVes 
Rn hXmaniWaUian acWiRn aV SaUW Rf gRYeUnmenWV¶ fRUeign SRlic\ agenda. AfWeU a bUief RXWline 
of the institutionalization, guiding laws and principles of humanitarian aid, the actors and 
WheiU hXmaniWaUian mandaWeV µin Whe field¶ aUe idenWified. In a ne[W step, current debates on 
politics and humanitarianism are briefly presented which serves as a critical basis for the 
emSiUical anal\ViV. The caVe Rf GeUman\¶V hXmaniWaUian aVViVWance UeYealV Whe cRmSle[iW\ 
of humanitarian engagement by governments, its opportunities and challenges: on the one 
hand, this is a case of how a state implements humanitarian aid as a diplomatic tool and how 
it thereby may positively shape the humanitarian system. On the other hand, it helps identify 
challenges and possible pitfallV Rf GeUman\¶V engagemenW in hXmaniWaUian aVViVWance and 
reflect on alternative diplomatic tools that pursue a long-term political solution of a human-
itarian crisis. Overall, the overview and analysis aim at providing practical insights of hu-
manitarian activities by governments. 

 

INTRODUCTION 

In this chapter we focus on the practice Rf diSlRmac\ in line ZiWh Whe EngliVh SchRRl¶V em-

bedded view of diplomacy in an international society and beyond state-centered, rationalist 

concepts. In addition, the author examines Humanitarian Diplomacy (HD) from a social-

https://doi.org/10.1007/978-3-031-28214-0_8
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constructivist29 perspective with the following assumptions made. Humanitarians act in a 

social world where agents and structure are co-determined. Changes in humanitarian crisis 

settings have effects on humanitarian practitioners and vice versa. The aid sector (structure) 

is characterized by major changes since the beginning of the 21st century. As a result, the 

concept of humanitarian diplomacy (HD) emerged among practitioners with the goal to pur-

sue humanitarian objectives in a more complex and politicized aid sector. In general, the 

term HD can be seen as part of the current debate over goals, principles and politics of hu-

maniWaUianiVm and, aV BaUneWW and WeiVV (2008) SXW iW, RYeU µWhe VWUXggle WR (Ue)define the 

hXmaniWaUian idenWiW\¶ (Barnett and Weiss, 2008, p. 5).  

Régnier (2011) summarizes the vast definitions around HD and shows that the theoretical 

concept is still emerging and in need of reflection. Furthermore, De Lauri and Turunen 

(2021) of the research project on HD (2019-2022) argue that HD, its practices and contribu-

tion to more effective and efficient aid provision remain underexplored in humanitarian or-

ganizations although HD practices are existent for a long time (cf. Turunen 2020). This 

chapter seeks to provide an overview of the concept and its practical implications so as to 

enhance SUacWiWiRneU¶V XndeUVWanding Rf Whe linkage beWZeen hXmaniWaUianiVm and SRliWicV.  

Recognizing that the concept itself is an oxymoron (Smith, 2007) HD is part of the debate 

on the relationship between traditional humanitarianism and politics. On the one hand, in 

line with the International Red Cross and Red Crescent Movement (ICRC Movement) tra-

diWiRnal µhXmaniWaUianiVm¶ RXghW WR be SRliWicall\ neXWUal and baVed Rn the humanitarian im-

perative alone. There are good reasons for a commitment to these principles since they guar-

anWee a VRle hXmaniWaUian mandaWe and VecXUe hXmaniWaUian VWaff¶V VafeW\ and RSeUaWiRnV in 

cRnflicWiYe cUiViV VeWWingV. On Whe RWheU hand, µdiSlRmac\¶ iV a cleaU political practice as it 

WUadiWiRnall\ meanV µUeSUeVenWing Rne SRliW\ WR anRWheU SRliW\¶ (De Lauri & Turunen, 2021) 

via negotiations that are followed by international agreements as well as compromises.  

Having these contradictions around the concept of HD in mind it is important to admit that 

natural and man-made disasters have become more complex. Humanitarianism is faced with 

cRnWemSRUaU\ cRnflicWV and µmXlWi-ha]aUd enYiURnmenWV¶ dXe WR climaWe change. BeWZeen 

2010 and 2020 the number of people living in extreme poverty in fragile states increased by 

8 % from 454 to 489 million people (Development Initiatives, n.d.). At the same time the 

largest five recipients of humanitarian assistance by volume in 2020 are fragile states, 

                                                 
29 I refer to social constructivism as an ontology that was introduced to International Relation theory in the 

1990s (Wendt 1992). However, social-constructivist theory as well as the English School will not be con-
sidered any further since this chapter is an introduction mainly for practitioners. 
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namely Syria, Yemen, Lebanon, South Sudan and DRC (ibid.). Thus, already vulnerable 

communities face additional multiple risks like COVID-19, extreme weather phenomena or 

man-made disasters like war or a chemical explosion as was the case in Beirut in 2020. 

Consequently, humanitarian actors are operating more often in crisis settings that are highly 

political. These so-called complex emergencies demand urgent political solutions so as to 

reduce suffering. Thus, reality shows that humanitarianism, politics as well as foreign and 

security policy are intertwined. As a new research field HD hints at the blurring lines of 

humanitarianism and politics or, in other terms, HD can be defined as the practical concept 

behind humanitarian politics. Jan Egland, former UniWed NaWiRn¶V Under-Secretary-General 

for Humanitarian Affairs and Emergency Relief Coordinator, summarized what is special 

abRXW HD cRmSaUed WR RWheU diSlRmacieV: µDiplomacy is a part of international relations and 

politics, and humanitarian diplomacy has specific objectives that should be guided by hu-

manitarian principles. [«] Humanitarian diplomacy has to be linked to humanitarian action, 

meaning that it has to further pave the way for humanitarian action¶ (Egland, 2020). 

This article seeks to dissolve the oxymoron by acknowledging that humanitarianism and 

politics are intertwined and that humanitarian diplomatic practice is implemented through 

representation as a mechanism to pursue humanitarian objectives as µinWeUdeSendenW VhaUed 

gRalV¶, (Hart and Siniver, 2020, p. 6 and p. 17). HD is a complex concept that connects 

humanitarian action, humanitarian ethics and humanitarian politics in a changing aid sector. 

Before delving into humanitarian diplomatic practices this chapter begins with an overview 

of the three mentioned aspects as the basis for HD.  

Humanitarian action is introduced by definitions of humanitarian crisis, forms of emergen-

cies, the humanitarian system and mechanisms. Then, humanitarian ethics follow through 

an outline of humanitarian principles and International Humanitarian Law (IHL). Contem-

porary debates over the principle of neutrality, the politicization of aid and the relationship 

between humanitarian aid and foreign policy shall give a better understanding of humanitar-

ian politics and its contradictions. The second part focuses on humanitarian diplomatic prac-

tices as understood by Turunen (2020) and e[Wended b\ HaUW and SiniYeU¶V defined µdimen-

ViRnV Rf UeSUeVenWaWiRn¶ (HaUW & SiniYeU, 2020, S. 17) aV Whe mechaniVm Rf (hXmaniWaUian) 

diplomacy. I analyze illustrative actors like the affected state where the humanitarian crisis 

happens and others of the humanitarian system, namely donor governments, the United Na-

tions (UN), non-gRYeUnmenWal RUgani]aWiRnV (NGOV), and Whe ICRC b\ Whe fRllRZing µdi-

mensions Rf UeSUeVenWaWiRn¶: µWhRm Whe\ UeSUeVenW¶, µWhaW cRnWenW iV UeSUeVenWed¶, µHRZ iV 

iW dRne¶ and µThe WaUgeW aXdience¶ (ibid.). The chapter concludes with a critical summary of 
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pitfalls and chances of HD and its implication for humanitarians on the one hand and state 

diplomats on the other.  

 

HUMANITARIAN ACTION  

WhaW iV a µhXmaQiWaUiaQ cUiViV¶? 

In contrast to development aid, humanitarian aid is characterized by short-term emergency 

operations and rapid allocation of resources. The Humanitarian Coalition (Canada¶V leading 

aid agencieV) defineV a hXmaniWaUian emeUgenc\ aV µan event or series of events that repre-

sents a critical threat to the health, safety, security or wellbeing of a community or other 

large group of people, usually over a wide area¶ (The Humanitarian Coalition, 2021). In 

contrast to national emergencies that are managed by local governmental authorities like, for 

instance, civil protection agencies, the Ministry of Public Health or the military, a humani-

tarian crisis requires assistance from external actors. Hence, the civil protection / civil de-

fense sector is closely linked to the humanitarian sector as both share the same objective: 

helping civilians in times of crisis.  

 An example for a national emergency is the flood disaster in Germany in 2021. The German 

crisis management was activated and Civil Protection actors including the Federal Agency 

for Technical Relief, Fire Fighters, the German Red Cross as well as the military, NGOs and 

volunteers responded to the crisis. Germany was capable to cope with the catastrophe and 

there was no international assistance necessary. In contrary, Haiti is an example for a country 

that requests humanitarian assistance when a natural disaster strikes the country. Although 

Haiti is very vulnerable due to geographical reasons its crisis prevention mechanisms and 

disaster preparedness does not function sufficiently. The severe earthquake in 2010 has 

shown that Haiti could not manage the disaster at all which is why the international human-

itarian aid community and the UN cluster system were activated (Direction de la Protection 

Civil (DPC), 2017). In summary, a disaster becomes a humanitarian crisis when the affected 

VWaWe¶V aXWhRUiWieV aUe nRW caSable WR meeW WheiU dXW\ Rf UeVSRnding WR an emeUgenc\ SURSeUl\, 

to reduce suffering and to enhance recovery. While it is the primary role and responsibility 

of a state to protect its people in times of crisis this duty may be not met properly due to 

various reasons. Factors like e.g., specific geographical conditions, political instability, high 

poverty rates or under-development lead to vulnerable populations and a severe natural or 

man-made disaster that becomes a humanitarian crisis is more likely. That is why The Sendai 

Framework for Disaster Risk Reduction 2015-2030 (Sendai Framework) implemented by 
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Whe UniWed NaWiRnV¶ Office fRU DiVaVWeU RiVk RedXcWiRn (UNDRR) SURYideV an action plan 

to protect development gains from the risk of disaster worldwide. The Sendai Framework 

adYRcaWeV and VXSSRUWV µThe substantial reduction of disaster risk and losses in lives, liveli-

hoods and health and in the economic, physical, social, cultural and environmental assets of 

persons, businesses, communities and countries¶ (UNDRR, 2022). Since disaster prepared-

ness is crucial to prevent human suffering the humanitarian agenda was broadened by pre-

vention and capacity building activities. This trend demands the strengthening of the so-

called Humanitarian-Development Nexus (HDN), a top priority at the World Humanitarian 

Summit in 2016. HDN shall be achieYed b\ µThe NeZ Wa\ Rf WRUking¶ WhaW can be de-

scribed as µworking towards achieving collective outcomes that reduce need, risk and vul-

nerability, over multiple years, based on the comparative advantage of a diverse range of 

actors¶ (UNOCHA, 2022).  

 

Natural disasters, man-made disasters and complex emergencies 

From a legal perspective, it is useful to differentiate between natural disasters like e.g. hur-

ricanes, tsunamis, floods, droughts, pandemics or earthquakes and man-made disasters like 

armed conflicts or a chemical explosion. A humanitarian crisis is defined as a complex emer-

genc\ µ[R]nce WheUe is a total or considerable breakdown of authority resulting from internal 

or exernal conflict, and which requires an international response that goes beyond the man-

date or capacity of any single agency and/or the ongoing UN country programme¶ (UNHCR, 

2001). For instance, the civil war in Ethiopia (see BBC News, 2021) meets the characteristics 

of complex emergencies by United Nations High Commissioner for Refugees (UNHCR): 

A large number of civilian victims, populations who are besieged or displaced, human 

suffering on a major scale; 

Substantial international assistance is needed and the response goes beyond the mandate 

or capacity of any one agency; 

Delivery of humanitarian assistance is impeded or prevented by parties to the conflict; 

High security risks for relief workers providing humanitarian assistance; 

Relief ZRUkeUV WaUgeWed b\ SaUWieV WR Whe cRnflicW¶ (UNHCR, 2001). 

According to the 2021 Ethiopian Humanitarian Needs Overview, released by the UN 23,8 

million estimated people are in need of humanitarian assistance (USAID, 2021). There is a 
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large number of internally displaced persons and continued droughts in part of northern and 

southern Ethiopia has led to 11.1 million estimated people in need of emergency food (ibid.).  

In general, oftentimes interdependent factors of political, economic, environmental and de-

mographic instability overlap during a crisis (Robert Strauss CENTER for International Se-

curity and Law, 2022). Considering these factors, it is likely that complex emergencies are 

no exception since there is a growing trend of the mentioned types of instability (ibid.). As 

a consequence, the humanitarian sector is confronted with an increase in complex crisis sit-

uations that require even more political sensitivity and diplomatic skill.  

 

Global response mechanisms 

Once a sudden on-set disaster occurs the affected country can request bilateral and multilat-

eral humanitarian assistance. Established by General Assembly resolution 46/182 in Decem-

ber 1991 the Emergency Relief Coordinator (ERC) working with the Secretary-General and 

the Inter-Agency Standing Committee (IASC) and being supported by the United Nations 

Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (UN OCHA), leads, coordinates and 

facilitates international humanitarian assistance (OCHA, 2020). Since the Humanitarian Re-

form Agenda in 2005 the Cluster Approach forms the coordination architecture sector by 

sector. There are eleven clusters managed by a UN or non-UN lead agency: Health; Logis-

tics; Nutrition; Protection; Shelter; Water Sanitation and Hygiene; Camp Coordination and 

Camp Management; Early Recovery; Education; Emergency Telecommunications; Food 

Security (see figure 1).  
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Figure 8.1: The Cluster Approach (OCHA, 2020) 

Clusters are activated on the basis of the national response plan. Cluster leads play a diplo-

matic key role since they represent gaps in humanitarian response to the government and the 

Humanitarian and Emergency Relief Coordinator.  

There are other response mechanisms on regional levels, like, for example, the European 

Civil Protection Mechanism (ECPM). The ECPM can also be requested by non-member 

states as form of humanitarian assistance worldwide since the EU understands Civil Protec-

tion and Humanitarian Aid as complementary (European Commission, 2022). 

 

The Humanitarian System 

A common understanding of µWhe hXmaniWaUian V\VWem¶ is necessary in order to define the 

actors who practice humanitarian diplomacy. We follow the definition by ALNAP30 as a 

holistic approach to global humanitarian assistance that includes bilateral aid by third-party 

governments as well. The inWeUnaWiRnal hXmaniWaUian V\VWem iV µWhe neWZRUk Rf inWeUcRn-

nected institutional and operational entities through which humanitarian action is undertaken 

                                                 
30 The Active Learning Network for Accountability and Performance in Humanitarian Action (ALNAP) was 

founded in 1997 and is a global network of NGOs, UN agencies, members of the Red Cross and Red Cres-
cent Movement, donors, academics, networks and consultants. 
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when local and national resources are, on their own, insufficient to meet the needs of a pop-

XlaWiRn in cUiViV¶ (ALNAP, 2021, p. 5). According to this definition the following actors take 

part in the humanitarian system: host government agencies and authorities where the crisis 

takes place; UN humanitarian agencies; regional intergovernmental agencies; governmental 

aid agencies and donors; national and international NGOs; the International Red Cross and 

Red Crescent Movement31 ; local volunteers and private foundations. Apart from local vol-

XnWeeUV and SUiYaWe fRXndaWiRnV WheVe acWRUV alVR fRUm SaUW Rf Whe µGUand BaUgain32¶, µa 

unique agreement between some of the largest donors and humanitarian organizations who 

have committed to get more means into the hands of people in need and to improve the 

effectiveness and efficiency of the humanitarian action¶ (OCHA, 2022). This shall counter-

act the trend that only a few actors provide a large amount of humanitarian assistance world-

Zide aV µ[«] beWZeen WZR-thirds and three-quarters of all recorded humanitarian assistance 

is provided through the UN system, ICRC and a cartel of five consortia of transnational 

NGOs: World Vision, CARE, Oxfam, Save the Children and MSF (Médecins Sans Fron-

WiqUeV]¶ (Eberwein & Reinalda, 2016, p. 36). 

FXUWheUmRUe, ahead Rf Whe µWRUld HXmaniWaUian SXmmiW¶ in 2016, a purely humanitarian 

diplomatic platform, µlocalization of aid¶ has become a key working stream. It is important 

to note that a great majority of 90 % of aid work in crisis regions is conducted by local aid 

organizations, volunteers, family members and the local government (Hövelmann, 2021, p. 

43). Practitioners worldwide demand a more locally-driven humanitarian system so as to 

tackle SRZeU imbalanceV Rf µZeVWeUn aid¶ and fRcXV Rn VXVWainable deYelRSmenW b\ emSRZ-

eUing µVRXWheUn-baVed¶ NGOV.  

Another trend is a growing donor landscape that has become more diverse in the past thirty 

years. While only sixteen states provided humanitarian assistance in Bosnia in the 1990s, 

ninety-two responded to the December 2004 tsunami (Barnett and Weiss, 2008, p. 32). Alt-

hRXgh Whe laUgeVW fiYe dRnRUV b\ YRlXme in 2020 aUe VWill µZeVWeUn VWaWeV¶, namel\ Whe US, 

Germany, EU Institutions, the UK, Sweden and the Netherlands (Development Initiatives, 

2021) there is a significant increase of aid funding from new emerging bilateral donors, such 

as the BRICS countries (Brazil, Russia, India, China, South Africa) and others like the 

                                                 
31 The International Red Cross and Red Crescent Movement is a global humanitarian network of 80 million 

people. It consists of the International Committee of the Red Cross (ICRC), the International Federation of 
Red Cross and Red Crescent Societies (IFRC) and the 192 National Red Cross and Red Crescent Societies 
(ICRC, 2022a). 

32 The Grand Bargain, launched during the WHS in Istanbul in May 2016 has currently 64 Signatories (25 
Member States, 23 NGOs, 12 UN agencies, two Red Cross movements, and two inter-governmental organ-
izations) who are working across nine workstreams to implement the commitments (OCHA, 2022). 
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United Arab Emirates (UAE), Turkey or South Korea (Devex, n.d.). Devex estimates that 

foreign aid from emerging donors increased by a 47 percent between 2010 and 2015 (ibid.).  

From an ethical perspective all actors working and engaging in humanitarian contexts shall 

share the humanitarian principles that exist since the foundation of the International Com-

mittee of the Red Cross (ICRC) in 1863. The fundamental principles of humanitarian aid 

have been further developed and enshrined in guidelines, codes, handbooks and in interna-

tional law. They provide an institutionalized framework for humanitarian aid worldwide. 

 

HUMANITARIAN ETHICS: GLOBAL NORMS AND PRINCIPLES  

Although humanitarianism raises the claim of being a universal concept our world order is 

characterized by a sovereign state system. De facto the state is responsible to protect its 

civilians which makes him/her the first responder in an emergency. However, once the emer-

genc\ becRmeV a hXmaniWaUian cUiViV Whe µhXmaniWaUian imSeUaWiYe¶ gXideV all Uelief acWiYiWieV 

also if a sole needs-based assistance may compete with the political interests of state author-

ities. There is an institutionalized ethical compass that guide and unite humanitarians and 

their doing worldwide. The humanitarian framework shall safeguard that aid is delivered to 

any individual in need.  

Humanitarian Ethics  

When the International Red Cross Red Crescent Movement proclaimed in Vienna in 1965 

VeYen fXndamenWal SUinciSleV Rf hXmaniWaUian acWiRn, Whe µhXmaniWaUian imSeUaWiYe¶ ZaV 

born. Since then, the international community represented by the UN General Assembly 

codified the following four humanitarian principles as mandatory for global humanitarian 

activities: 

µHumanity: 

Human suffering must be addressed wherever it is found. The purpose of humanitar-

ian action is to protect life and health and ensure respect for human beings.  

Neutrality:  

Humanitarian actors must not take sides in hostilities or engage in controversies of a 

political, racial, religious or ideological nature.  

Impartiality: 
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Humanitarian action must be carried out on the basis of need alone, giving priority 

to the most urgent cases of distress and making no distinctions on the basis of nation-

ality, race, gender, religious belief, class or political opinions.  

Independence: 

Humanitarian action must be autonomous from the political, economic, military or 

other objectives that any actor may hold with regard to areas where humanitarian 

action is being implemented¶ (OCHA, 2012). 

The four core principles of humanity, neutrality, impartiality and operational independence 

were endorsed by 194 States Parties to the Geneva Conventions and to the Statutes of the 

International Red Cross/Red Crescent Movement. The humanitarian principles were also 

recognized by the UN General Assembly: Resolution 46/182 of 19 December 1991 endorsed 

humanity, neutrality and impartiality and 58/114 of 5 February 2004 added independence as 

a fourth key principle. The resolution of 1991 also established the role of the Emergency 

Relief Coordinator (ERC) being the most senior UN official in charge of humanitarian af-

fairs. 

In addition, the Code of Conduct (CoC) of the ICRC is another important document signed 

by around 918 humanitarian organizations in 2022 (IFRC, 2022). The code provides a set of 

common standards for non-governmental organizations involved in humanitarian activities, 

including a commitment to adhere to the humanitarian principles. The CoC aims at guaran-

teeing that the humanitarian imperative comes first in disaster relief and gives practical in-

sights how the principles can be achieved in humanitarian operations. Furthermore, it pro-

vides clear recommendations for governmental actors (host governments, donor 

governments and inter-governmental organizations), underlines that humanitarian aid should 

be independent from donor gRYeUnmenWV¶ fRUeign SRlic\ inWeUeVWV and all VignaWRUieV Rf Whe 

CoC should adhere to International Humanitarian Law (IHL) in times of war. Thus, the CoC 

is an ethical NGO guide for natural and man-made disasters highlighting operational coher-

ence with the principles of impartiality and neutrality.  

Since the 1990s humanitarian organizations are working at technical humanitarian standards 

in complementarity with the humanitarian principles. One result of ongoing consultations in 

Whe VecWRU iV µThe Sphere Handbook 2018¶, µ[iW] offers an integrated approach to humanitar-

ian work incorporating humanitarian principles, the core humanitarian standard and tech-

nical standards¶ (Hoffmann, 2020). 
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Humanitarian Law 

Which rules and guidelines apply during a humanitarian crisis depends on the environment. 

While International Human Rights Law (IHRL) apply at peace and conflict times, Interna-

tional Humanitarian Law (IHL) applies in times of war only. Hence, IHL sets rules for all 

parties involved in a conflict, state and non-state actors.  

A major part of IHL consists of the four Geneva Conventions of 1949 and their Additional 

Protocols of 1977 and 2005. The rules set out apply not only to international armed conflict 

but also to non-international armed conflict with organized armed groups involved. µThe 

Geneva Conventions are founded on the idea of respect for the individual and his dignity. 

Persons not directly taking part in hostilities and those put out of action through sickness, 

injury, captivity or any other cause must be respected and protected against the effects of 

ZaU; WhRVe ZhR VXffeU mXVW be aided and caUed fRU ZiWhRXW diVcUiminaWiRn¶ (ICRC, 2012). 

196 states party to the Geneva Conventions of 1949 and 168 states party to both 1977 Addi-

tional Protocols (ICRC 2017). Further agreements refer to the prohibition of certain weapons 

and protection of specific people and goods. In addition, the following Conventions form 

also part of IHL:  

x the 1954 Convention for the Protection of Cultural Property in the Event of Armed 
Conflict, plus its two protocols;  

x the 1972 Biological Weapons Convention;  
x the 1980 Conventional Weapons Convention and its five protocols;  
x the 1993 Chemical Weapons Convention;  
x the 1997 Ottawa Convention on anti-personnel mines;  
x the 2000 Optional Protocol to the Convention on the Rights of the Child on the in-

volvement of children in armed conflict (ICRC, 2004). 
 

In brief IHL covers two areas: the protection of those who are not, or no longer, taking part 

in fighting and restrictions on the means of warfare (ibid.). Any violations of IHL is regarded 

as war crime and the International Criminal Court (ICC) in Den Hague is responsible for 

investigation and criminal convictions. IHL gives the National Red Cross and Red Crescent 

Societies as well as civil protection / civil defense organizations a special right to pursue 

their operations under foreign occupation and during non-international armed conflict 

(ICRC, 2021). µUndeU IHL, ciYil defence iV defined accRUding WR Whe hXmaniWaUian WaVkV iW 

SeUfRUmV¶ and ciYil defense civilian personnel and their operations are protected (ibid.).  

After having outlined the humanitarian principles and IHL it is important to note that the 

coherence of the humanitarian principles of neutrality and impartiality are  
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the main points of tension in law and in practice. Article 23 of the Fourth Geneva 

Convention states clearly that aid can be withheld if there is evidence that through 

WhiV aid ³a definiWe miliWaU\ adYanWage ma\ accUXe WR Whe miliWaU\ effRUWV RU ecRnRm\ 

Rf Whe enem\´. Alongside this, Common Article 3 that relates specifically to non-

inWeUnaWiRnal aUmed cRnflicW VWaWeV WhaW ³an imSaUWial hXmaniWaUian bRd\, VXch aV Whe 

International Committee of the Red Cross, may offer its services to the Parties to the 

conflict (Slim & Bradley, 2013, p. 13) 

The so-called µcRheUence dilemma¶ refers to a situation where the humanitarian objective of 

protecting civilians depends on political efforts and sometimes even military force, thereby 

undermining the core principles of neutrality, impartiality and independence.  

 

HUMANITARIAN POLITICS 

Humanitarians and the principle of neutrality  

The prime objective of humanitarian assistance is to help people in need on the individual 

level with no other interests involved. Usually before humanitarian aid is delivered any af-

fected state needs to either officially request assistance or accept help from external actors 

like NGOs, UN agencies or bilateral partners. The more conflict parties involved, i.e. if the 

crisis is defined as a complex emergency, politics become even more relevant in terms of 

negotiation of access to aid and the finding of a political solution to the conflict. To put it 

briefly, any humanitarian crisis is inherently political because it reveals that the host gov-

ernment is not capable to fulfill its political responsibility to protect its people properly.  

However, traditional humanitarians in line with the ICRC Movement unite a strict interpre-

tation of the humanitarian principles. How to provide needs-based assistance in the midst of 

a political conflict, a complex emergency? What if conflict parties involved need humani-

tarian assistance as well? What if the host government accuses aid organizations of support-

ing warring parties?  

In practice, the ICRC strongly focuses on political neutrality in their doing, but human suf-

fering under the Nazi regime during the Second World War and the Biafra war at the end of 

Whe 1960V UeYealed Whe limiWV Rf VXch a µVilenW¶ aSSURach WR hXmaniWaUian aid. FRU Whe fiUVW 

time doctors working for the Red Cross criticized crime against humanity in Nigeria (Brau-

man, 2012). This was the founding moment of Médecines Sin Frontiére (MSF), an organi-

zation that is known for its interventionist approach to humanitarian aid. Similar to MSF 
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there are other NGOs and humanitarian researchers who do see a political responsibility in 

humanitarian action (Slim, 2019; Schimmel 2006). This sort of µNeZ HXmaniWaUianiVm¶ µis 

quintessentially characterized by the blurring of the lines of separation between humanitar-

ianism and politics¶ (YamaVhiWa 2015, S. 424). Turunen (2020) even calls the neglect of 

politicized humanitarianism as an µapolitical illusion¶ (p. 461). Admitting that politics and 

humanitarianism are intertwined opens a window for the craft of humanitarian diplomacy 

since it dissolves the assumption that HD is an oxymoron. The blurring results in big chal-

lenges and opportunities alike that can only be solved and addressed through smart multi-

level humanitarian diplomatic practices through different channels conducted by all stake-

holders including humanitarian aid organizations. Many empirical examples reveal that a 

narrow separation of politics and humanitarian action can have severe consequences for hu-

manitarian operations, the safety of humanitarian staff and the peRSle in need. TRda\¶V YiR-

lent conflicts are characterized by a proliferation of actors. There are combatants, non-com-

batants and non-state armed groups. There are probably non-democratic, authoritarian host 

governments, its allies as well as traditional and new donors. In Syria the politicization of 

access to aid has become part of the conflict itself (De Lauri, 2018, p. 2). Unilateral, bilateral 

and multilateral flows, new and traditional donors and different interests and stabilization 

efforts involved have led to struggles over the provision of aid (ibid.). In addition, humani-

tarian assistance was not even denied but abused by the Syrian government. If humanitarian 

funding stabilized a regime that was killing its own people causing tremendous human suf-

fering then neutral and impartial approaches to humanitarian assistance reach their limits 

and hXmaniWaUianV fall inWR Whe VR called µneXWUaliW\ WUaS¶ (Wieland, 2021). 

Another example is Ethiopia where the conflict between the central government and the 

northern Tigray region has caused a large internal displacement and man-made famine. Both 

warring parties, the central government and the Tigray PeRSle¶V LibeUaWiRn FURnW accused 

aid agencies of partiality collaborating with the other. Any humanitarian assistance has been 

politicized and humanitarian organizations including UN entities are accused of taking side 

and humanitarians are prevented from delivering aid to those in need (The New Humanitar-

ian, 2021). As a consequence, the government denied access to the Tigray region and sus-

pended or detained NGO and UN officials. In addition, Ethiopia has become the most dan-

gerous country in the world for aid workers with 19 deaths in 2021 (Marks and Walsh, 2022). 

AccRUding WR Heba Al\ fURm Whe NeZ HXmaniWaUian µEthiopia is an extreme example of 

ZhaW iV becRming Whe nRUm in WRda\¶V cRnflicWV: Whe SRliWiciVaWiRn Rf aid¶ (The New Human-

itarian, 2021).  
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Syria and Ethiopia are examples for the failure of a state-centered humanitarian approach:   

The state-centred humanitarian approach has been born out of and is based on the 

original presumption that a government has a particular responsibility and broadly 

follows its IHL and IHRL obligations vis-à-vis its population. If, however, the gov-

ernment is a party of the war that kills its own people at large scale, the majority of 

whom being unarmed civilians and non-combatants, and if the government abuses 

humanitarian assistance and even turns it into a weapon of war, the banner of impar-

tiality and neutrality becomes a farce and the intention to uphold these principles 

faces a difficult dilemma or even a political trap (Wieland, 2021). 

Once the international humanitarian community operates in a complex emergency a strict 

focus on neutrality seems not to be sufficient to protect aid workers and win humanitarian 

space. Diplomacy from many sides and on different levels appears essential so as to find a 

solution WR Whe µVhUinking hXmaniWaUian VSace¶ and Whe UaiVing inVecXUiW\ Rf aid ZRUkeUV. In 

his podcast Heba Aly asks humanitarians the following questions which perfectly exemplify 

Whe µcRheUence dilemma¶ and Zh\ diSlRmaWic VkillV aUe needed: µWhaW¶V Whe UighW balancing 

act? Should they be speaking out against the government? Is that considered taking sides? 

Being too political? And jeopardising the limited access they currently have? Or is speaking 

out in the face of war crimes and human rights abuses the very responsibility of humanitar-

ians ± and one that has been abandoned in Ethiopia for far too long?¶ (ibid.). 

FXUWheUmRUe, RXVVia¶V invasion of Ukraine in February 2022 has led to a new debate on the 

SUinciSle Rf neXWUaliW\ and iWV limiWaWiRnV Rn Whe baWWlefield. In hiV blRg SRVW µSolidarity not 

neutrality will characterize western aid to Ukraine¶ Hugo Slim even argues: 

Many humanitarian organizations, and the governments funding them, will step away 

from the principle of humanitarian neutrality, which has so dominated western hu-

manitarian aid in the wars of the last 30 years. Instead, many humanitarians will opt 

for political solidarity with Ukrainians and recognize humanitarian aid as an im-

SRUWanW SaUW Rf UkUainian UeViVWance againVW RXVVian YiRlence and dicWaWRUVhiS. [«] I 

think they will be right to do so (Slim, 2022).  

It follows that an adequate provision of humanitarian aid demands negotiations with differ-

ent political entities including authoritarian states or governments involved in war so as to 

create political willingness, agreements and cooperation ± the core task of diplomacy. Salla 

Turunen outlines: µ[Z]heWheU hXmaniWaUianiVm is considered as political or not, it cannot be 

separated from its operational contexts, which are political and benefit from various 
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diSlRmaWic SUacWiceV¶ (TXUXnen, 2020, p. 462). Schimmel alVR aUgXeV WhaW µconstructive and 

coordinated engagement is needed¶ (Schimmel, 2006, p. 303) and µ[W]he challenge is not to 

define which is the better form of action (i.e. humanitarianism or political engagement), but 

to determine how humanitarian and political actors can most effectively cooperate and in-

teract¶ (Schimmel, 2006, p. 304). 

 

Humanitarian aid and foreign policy 

Since the 1990s state engagement in humanitarian affairs worldwide increased tremendously 

(Barnett and Weiss, 2008). Recently more states integrated humanitarian assistance to their 

foreign policy strategy (Turunen, 2020, p. 468). An increase in multilateral funding would 

strengthen UN organizations, however, since the 1990s there is a trend towards bilateral 

assistance which allows donors to play a more shaping role.  

In 2002 already, the UNHCR policy and evaluation unit described the increasing interest 

and activities by donor governments in the field of humanitarian aid as the µbilateralization 

of humanitarian response¶ (UNHCR 2002). As an important humanitarian organization 

UNHCR was concerned about its future role during complex emergencies as there was a 

shift in governments funding behavior away from multilateral funding towards bilateral 

funding. In the 1990s donor governments become more and more active actors within a 

growing humanitarian system. Their role changed from a passive funding partner of multi-

lateral organization to an actor with a growing interest in the performance and effectiveness 

of humanitarian aid. When spending more public money on humanitarian aid western donor 

governments are hold accountable for their policy measures. Hence, governments changed 

their attitude towards emergency relief and started playing an active role within the human-

itarian system (ibid.). By increasing bureaucratic staff, directly contracting NGOs and even 

deploying own governmental Civil Protection staff, governments could better manage and 

observe their humanitarian assistance. They do so by setting quality criteria and implement-

ing monitoring and evaluation plans. As a result, similar to development aid, humanitarian 

assistance become a tool within a broader foreign policy agenda or in other words there is 

µan incUeaVingl\ VWUaWegic XVe Rf hXmaniWaUian aVViVWance¶ (Barnett and Weiss, 2008, p. 34). 

In 2003 already, the Good Humanitarian Donorship (GHD) initiative was founded as an 

informal donor forum and network with 42 members by 2022 with the aim to provide effec-

tive and accountable humanitarian assistance (Good Humanitarian Donorship, 2016). Tra-

ditional state donors like the US, Canada, UK, Germany, Japan or Norway are members of 



Anhang B: Manuskripte der Einzelbeiträge 181 

GHD Zhile µneZ dRnRUV¶ like SaXdi AUabia, TXUke\, QaWaU RU Whe UAE aUe nRW. However, 

the latter are clearly framing their bilateral assistance as humanitarian and Turkey as the 

fourth largest humanitarian donor worldwide even uses the term HD to describe its very own 

µhXmaniWaUian fRUeign SRlic\¶ VWUaWeg\ (Altunisik, 2019).  

FRU inVWance, TXUke\ inWeUSUeWV iWV aSSURach aV µhXmaniWaUianiVm SlXV¶ and accRUding WR Al-

WXniVik (2019) TXUke\¶V YeU\ RZn HD fXncWiRnV aV an inWeUeVW SURmRWor, as a status symbol 

and as an identity maker (Altunisik, 2019). µAV a form of diplomacy, it goes well beyond 

humanitarian aid, and is a combination of humanitarian aid, development projects, business 

agreements, peace building and political relations¶ (Meliha Altunisik, 2019, p. 3). It is note-

ZRUWh\ WhaW Rn TXUke\¶V gRYeUnmenWal ZebViWe Rn µTXUkiVh EmeUgenc\ HXmaniWaUian AV-

ViVWance¶ Whe ZRUdV µSUinciSle¶ RU µgXideline¶ aUe nRW menWiRned Rnce (Turkish Ministry of 

Foreign Affairs, 2022). TXUke\¶V aSSURach is criticized as being unauthentic because foreign 

policy interests and humanitarian objectives are apparently mixed and it is likely that the 

inWeUeVWV Rf SeRSle in need, i.e. Whe hXmaniWaUian imSeUaWiYe cRllide ZiWh TXUke\¶V fRUeign 

policy interests. On Whe cRnWUaU\, GeUman\ aV a cRXnWU\ WhaW ZRXld like WR be a µgRRd hX-

maniWaUian dRnRU¶, WUieV WR RYeUcRme Whe cRnflicW Rf inWeUeVW ZiWh a hXmaniWaUian VWUaWeg\ 

based on official guidelines for humanitarian assistance. These include not only the four core 

princiSleV bXW alVR Whe SUinciSle Rf VXbVidiaUiW\ and Whe µdR nR haUm¶ SUinciSle (German Fed-

eral Foreign Office, 2022). To sum up, while Germany understands HD as an approach to 

implement its value-based strategy of humanitarian assistance, for Turkey HD is the strategy 

itself.  

 

HUMANITARIAN DIPLOMACY IN PRACTICE  

Humanitarian Diplomacy - Definitions 

There is not one single definition of HD but various subjective understandings of HD as a 

concept, tool or strategy. In the following I focus on HD as a tool for humanitarian actors to 

reach humanitarian objectives. The International Federation of Red Cross Red Crescent So-

cieties (IFRC) defines HD aV µpersuading decision makers and opinion leaders to act, at all 

times, in the interests of vulnerable people, and with full respect for fundamental humani-

tarian principles¶ (IFRC, 2017, p. 2). De Lauri (2018) defines HD aV µadvancing humanitar-

ian interests and aims by diplomatic means¶. Veuthey (2012) sees in humanitarian diplomacy 

µa dialRgXe (SUiYaWe RU SXblic) beWZeen Governments and (or) humanitarian organizations, 

inter-governmental organizations (IOs) and non-governmental organizations (NGOs) or 
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other Non-SWaWe AcWRUV (NSAV)¶ (Veuthey, 2012, p. 194). Turunen suggests that µhumani-

tarian diplomacy is an instrument for humanitarian actors to create humanitarian space, to 

harvest resources needed for humanitarian action, to mediate between humanitarian princi-

ples and ideals and pragmatic realities on the ground and to build necessary partnerships for 

humanitarian intervention¶ (Turunen 2020, 480). Although humanitarians are supposed to 

be neutral actors, if not humanitarians who else can best represent and negotiate the human-

itarian imperative? Does diplomatic practice automatically mean taking sides? As introduced 

above humanitarianism is a vast subject area as it includes humanitarian action, ethics and 

SRliWicV. HXmaniWaUian diSlRmac\ VeUYeV aV a bUidge fRU hXmaniWaUianV Vince iW µ[«] mediates 

between the apolitical and political, between ideals and pragmatism.¶ (TXUXnen 2020, 481). 

It follows that within any humanitarian context HD is inevitable since it is the core tool for 

any practitioner and state official to pursue humanitarian objectives. Without HD humani-

tarian action is limited because any crisis response depends on a dialogue between various 

governmental and non-governmental actors, the exchange of information and the represen-

tation of humanitarian interests.  

Turunen (2020) provides an analytical framework for humanitarian diplomatic practices 

(HDP) by focusing Rn fiYe chaUacWeUiVWicV: ³Zh\´ hXmaniWaUian diSlRmaWic SUacWiceV Wake 

Slace, ³ZhaW´ Whe\ mean, ³ZhR´ Whe\ inclXde, ³ZheUe´ Whe\ RccXU and ³hRZ´ Whe\ aUe dRne¶ 

(Turunen 2020, 480). The uniting core values and beliefs that guide, inspire and motivate 

HD practitioners are humanitarian principles and IHL (µZh\¶). HDP should be recognized 

as humanitarian action in a preventive way and as part of ongoing crisis management. Its 

goal is to support humanitarian objectives in general and to create the best possible condi-

tions for successful humanitarian missions on the ground (µZhaW¶) (cf. Turunen 2020, 475). 

The humanitarian diplomat is not necessarily a state official who negotiates in humanitarian 

settings but µto be a humanitarian diplomat is to be recognised as an employee of an inter-

national humanitarian organization such as the UN, IFRC or Mpdecins Sans Frontiqres¶ 

(µZhR¶) (TXUXnen 2020, 477). Hence, HD iV alVR cRndXcWed b\ ³diSlRmaWicall\ acWiYe´ nRn-

VWaWe acWRUV¶ Zhich VWUeVVeV µWhe URle Rf diSlRmaWV aV agenWV Rf negRWiaWiRn¶ (HaUW & Siniver 

2020, p.8). Furthermore, HDP are transnational since crisis settings oftentimes go beyond 

national borders and the humanitarian cause is grounded in the universal belief of the hu-

manitarian imperative (µZheUe¶). The category µhow¶ HD is done differentiates between ma-

terial and discursive dimensions (cf. Turunen 2020, 479). For Turunen (2020) it is less im-

portant where HD happens but she rather prefers that its practices are patterned and similar 

so as to build important stakeholder relationships for future emergencies (cf. p. 478). In the 



Anhang B: Manuskripte der Einzelbeiträge 183 

fRllRZing Whe Za\ µhRZ¶ hXmaniWaUian acWRUV aUe cRndXcWing diSlRmac\ iV aW Whe cenWeU Rf 

the analysis. 

To sum up, HDP can be defined as humanitarian action that derives from humanitarian ethics 

as a shared goal, conducted by state officials and employees of international humanitarian 

organizations through material and discursive means. Hence, humanitarian diplomacy un-

derlines the understanding of µdiplomacy [«] as a mechanism designed to establish and 

maintain networks and relationships among traditional and new actors in the pursuit of 

shared interdependent goals¶ (HaUW & SiniYeU 2020, S. 6). HXmaniWaUian diSlRmaWV achieYe 

Whe cRmmRn hXmaniWaUian RbjecWiYe ZiWh µUeSUeVenWaWiRn aV Rne Rf Whe main mechanisms 

WhURXgh Zhich diSlRmac\ iV cRndXcWed¶ (HaUW & SiniYeU, 2020, S. 17). While hXmaniWaUian 

diplomacy can be understood as a practical tool to respond to humanitarian emergencies 

effecWiYel\, WheUe aUe mXlWiSle Za\V Rf µUeSUeVenWaWiRn¶ WR achieYe WhiV gRal (µhRZ¶). HXman-

itarian diplomats come from very different backgrounds, they hold different levels of posi-

tions and work for governmental and non-gRYeUnmenWal inVWiWXWiRnV. The µdimenViRnV Rf 

UeSUeVenWaWiRn¶ VeUYe aV caWegRUieV WR beWWeU Xnderstand the differences and commonalities 

in diplomatic practices of the most prominent actors of the humanitarian system. The over-

view shall provide a practical, exemplary perspective of diplomacy as humanitarian action 

so as to gain insights how diplomacy is conducted in the humanitarian world. Thereby I 

make use of Hart and Siniver¶s (2020) four µdimensions of representation¶ as analytical cat-

egories and expand it by adding unique aspects of HD as a special and complex form of 

diplomacy: 

First, I look at µZhRm¶ humanitarian actors are representing. TUadiWiRnall\, iW iV Rne¶V µgRY-

ernment or head of state or wider scope of representation which encompasses the country as 

a VRcieW\ and cXlWXUe¶ (HaUW and SiniYeU 2020, S.18). In the humanitarian context non-state 

acWRUV aUe alVR fXncWiRning aV diSlRmaWV. In RUdeU WR WUXl\ XndeUVWand µZhRm¶ hXmaniWaUian 

diplomats are representing it is crucial to be aware humanitarian ethics on the one hand and 

each acWRU¶V mandaWe and miVViRn Rn Whe RWheU.  

Second, diplomats represent a certain µcRnWenW¶ that he or she wants to put on the agenda in 

decision-making processes. From a humanitarian perspective this can be information on the 

number of injured or dead people, a lack of funding, the promotion of IHL or the interest to 

get access to people in need. Thirdly, the dimension µhRZ iW iV dRne¶ reflects diplomatic tools 

and meWhRdV like SURWeVWing, negRWiaWing, SeUVXading RU Veeking agUeemenWV µRfficiall\ RU 

WhURXgh XnRfficial URXWeV, VecUeWl\ RU RSenl\¶ (HaUW & SiniYeU 2020, S. 18). According to 
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Turunen (2020) HD is done through material and discursive dimensions. The material com-

ponent includes humanitarian staff like UN personnel and the provision of aid materials like 

medical equipment, nutrition packages or humanitarian organi]aWiRn¶V ZaUehRXVeV. The diV-

cursive dimension includes negotiations, advocacy, compromises that are materialized 

through press statements, situation reports or daily meetings (cf. Turunen 2020, 479). Nego-

tiations may happen at the frontlines, in secret talks with warring parties or in daily meetings 

with all relevant stakeholders involved.  

Finally, µWhe WaUgeW aXdience¶ varies depending on the represented content and the goal to be 

achieved through diplomatic engagement. There is no single target audience regarding hu-

manitarian issues. For instance, if the goal is to raise public funding for multilateral organi-

zations then other governments and the public in foreign countries form the target audience. 

If the goal is to get access to people in need then the host government, warring parties or 

even the international community are simultaneously the target audience so as to put pres-

sure on those responsible for access. Hence, the specific humanitarian issue (µcRnWenW¶) and 

Whe diSlRmaWic channel XVed (µhRZ iW iV dRne¶) define Whe UeVSecWiYe WaUgeW aXdience(s). 

In the following Whe mRVW SURminenW acWRUV Rf µWhe hXmaniWaUian V\VWem¶ engaged in hXman-

iWaUian diSlRmaWic SUacWiceV dXUing cUiViV Zill be RXWlined ZiWh UeVSecW WR WheiU µdimenViRnV 

Rf UeSUeVenWaWiRn¶.  

 

Affected States 

Before focusing on donor governments, NGOs, the UN and the ICRC, the role of the host 

country will be introduced since it is oftentimes overlooked. First, a host government is al-

ways representing its own people, its nation in times of crisiV (µWR ZhRm¶). µUnder UN Gen-

eral Assembly Resolution 46/182 of 19 December 1991, the affected State, i.e. the govern-

ment and national actors, retain the primary role in the initiation, organization, coordination, 

and implementation of humanitarian assistance within its territory¶ (UN OCHA, 2019). 

From a governmental perspective any humanitarian crisis weakens the state at first hand, 

especially when own capacities are not strong enough to deal with the emergency. In times 

of crisis state defaults and mismanagement may become visible as was the case in many 

western states during the COVID-19 pandemic or after the Beirut Port explosion in 2020. In 

RUdeU WR UeceiYe hXmaniWaUian aVViVWance affecWed VWaWeV¶ aXWhRUiWieV aUe UeTXiUed WR RSeUaWe 

in a transparent manner, coordinating and cooperating with humanitarian organizations and 

donor governments. They can send an official request for humanitarian assistance either 
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multilateral (e.g. UN OCHA) or bilateral. However, many humanitarian disasters happen in 

countries with authoritarian regimes as is the case in Ethiopia, Myanmar, Syria, Yemen, 

DRC and so on. This is an especially challenging environment for humanitarian actors and 

negotiations with the host government become crucial regarding the following aspects: work 

allowance for NGO and UN staff, cooperation with host institutions like the Ministry of 

Public Health, Hospitals, Public Health Centers (PHC), Civil-Military Cooperation 

(CIMIC), the flow of reliable information, the respect for Human Rights Law and IHL and 

general access to the crisis scene.  

There are many diplomatic options and approaches how to deal with (difficult) host govern-

menWV in Whe hXmaniWaUian cRnWe[W. AV VhRZn belRZ, Whe hXmaniWaUian acWRU¶V mandaWe, miV-

sion and interpretation of the humanitarian principle of neutrality and impartiality determine 

its diplomatic engagement.  

 

Donor state / third states  

DRnRU gRYeUnmenWV¶ hXmaniWaUian acWiYiWieV aUe embedded in a bURadeU fRUeign SRlic\ VWUaW-

egy. The humanitarian assistance is state-mandated and humanitarian aid is implemented 

either through a bilateral agreement with the affected state, contracting NGOs or multilateral 

through UN institutions or e.g., the European Union. Furthermore, there are national donor 

agencies like the United States Agency for International Development (USAID), the UK 

Foreign, Commonwealth and Development Office (FCDO) or the Swedish International De-

velopment Cooperation Agency (SIDA) who are implementing humanitarian assistance. All 

these agencies are multi-mandate agencies in the sense that they follow humanitarian and 

developmental goals (Hugo Slim and Miriam Bradley, 2013). 

Taking Germany as an example, the country addresses HD as an approach itself so as to 

implement its humanitarian assistance abroad (German Federal Foreign Office, 2019, p. 49). 

According to the German Foreign Office the content represented in humanitarian diplomacy 

is focused on humanitarian protection space, humanitarian access and the respect for human-

itarian principles and IHL (ibid., p. 9., 28, 50). This shall be done through dialogue and 

negotiations with all stakeholders including conflict parties, state and non-state actors. Since 

Germany is implementing its humanitarian assistance through humanitarian organizations 

the German Foreign Office supports capacity building activities related to the craft of diplo-

mac\ fRU imSlemenWing SaUWneUV (ibid., S. 28). In geneUal, dRnRU VWaWe¶V diSlRmaWic SUacWiceV 

are often materialized through NGO staff and their public funded project activities (µhRZ iV 
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it dRne¶). There are many other diplomatic methods and platforms for donor governments, 

not as part of ongoing crisis management but rather in a preventive way: donor conferences, 

involvement in humanitarian decision-making, strengthening compliance with IHL, the 

World Humanitarian Summit, the Grand Bargain, national and international working groups 

or capacity building activities for states with vulnerable communities.  

The diplomatic environment gets highly sensitive once the humanitarian assistance ad-

dresses refugees in a third country. Then the target audiences are primarily the host govern-

ment and its people. In addition, the tax payers at home, international partners and the UN 

are also important target audiences for humanitarian diplomatic activities so as to present a 

good image and a value-based foreign policy. 

 

UN OCHA 

Any UN organization has an international mandate that is legally recognized by states. While 

UN OCHA is single-mandated with a strong focus on humanitarian affairs other UN insti-

tutions like e.g. UNHCR RU Whe UN InWeUnaWiRnal ChildUen¶V EmeUgenc\ FXnd (UNICEF) aUe 

multi-mandated and pursue humanitarian and developmental goals. The UN has not pro-

vided a common definition of its humanitarian diplomacy yet (Turunen, 2020, p. 468). In 

her research Turunen (2022) conducted the first in-depth interviews with OCHA staff world-

wide regarding their understanding as humanitarian diplomats. As a result, she defines the 

UN¶V hXmaniWaUian diSlRmac\ aV µSUinciSled SUagmaWiVm whose practices are a way of bal-

ancing feasibility and extensive demand for interventions to meet humanitarian needs¶ 

(Turunen 2022, p. 27). The main content of UN staff to be represented in diplomatic activi-

WieV iV UelaWed WR µWhe limiWV Rf Whe hXmaniWaUian miVViRn¶ (ibid.). WiWhin the UN Cluster Ap-

proach cluster leads, usually managed by a UN organization, are the main contact for the 

host government and the UN Emergency Relief Coordinator and Humanitarian Coordinator. 

They clearly function as humanitarian diplomats since they commiW WR acW aV a µSURYideU Rf 

laVW UeVRUW¶ (OCHA Geneva, 2012):  

Where there are critical gaps in humanitarian response, it is the responsibility of clus-

ter leads to call on all relevant humanitarian partners to address these. If this fails, 

then the cluster lead aV µSURYideU Rf laVW UeVRUW¶ ma\ need WR cRmmiW iWVelf WR filling 

the gap. Cluster leads are responsible for ensuring that wherever there are significant 

gaps in the humanitarian response they continue advocacy efforts and explain the 

constraints to stakeholders (ibid.). 
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Hence, the cluster lead represents gaps in the humanitarian response and other constraints to 

the government and the UN Emergency Relief Coordinator and Humanitarian Coordinator. 

In addition, further content represented by UN institutions is related to coordination, the 

elimination of duplication, standards and funding needs. The content is elaborated through 

interviews, daily meetings, working groups (discursive dimension) so as to conduct needs 

assessments, gap analysis, sectoral plans, monitoring and reporting (OCHA, 2020). These 

activities are materialized in many official and standardized documents like e.g. the UN flash 

appeal, UN crisis situation report, UN needs assessment, UN response plan, UN sector re-

port. As a result, public documents of high quality serve as a diplomatic instrument to rep-

resent the content mentioned above to a professional audience of NGOs, donor governments 

and local authorities. 

 

NGOs 

There is a huge variety of non-governmental humanitarian aid organizations. In comparison 

to other NGOs like human rights or environmental organizations, humanitarian organiza-

tions unite the core values of their doing: the humanitarian principles and the Code of Con-

duct. In conflictive environments IHL protects their activities. NGOs are self-mandated, vol-

untary organizations representing the civil society. Since development aid and humanitarian 

aid are interrelated sectors many organizations, like e.g. World Vision, CARE, Save the 

Children, Welthungerhilfe, Islamic Relief, run both departments. These agencies are called 

µmXlWi-mandaWe¶ RUgani]aWiRnV aV Whe\ haYe nRW Rnl\ a hXmaniWaUian mandaWe in immediaWe 

crisis responses but pursue also long-term development goals like poverty reduction or 

peace-building (Hugo Slim and Miriam Bradley, 2013, p. 6). In contrast Médecins Sans 

Frontières (MSF) and the International Committee of the Red Cross (ICRC) are the only 

single-mandated humanitarian organizations. These two agencies engage only in humanitar-

ian missions based on IHL and humanitarian principles.  

Multi-mandate organizations usually have employees living in the target countries who build 

valuable local knowledge and a diverse network. Over the years these organizations benefit 

of good relations with governmental and other local institutions. When a humanitarian NGO 

alUead\ ZRUkV in a cRXnWU\ ZheUe a diVaVWeU VWUikeV Whan iW haV a µVWUaWegic adYanWage and 

makeV fRU a faVWeU and mRUe infRUmed hXmaniWaUian acWRU¶ (Slim & Bradley 2013, p. 17). In 

the event of a protracted crisis NGOs are implementing humanitarian projects either by co-

operating with local partners or by hiring own local and international staff on site. That is 
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the moment when the difference between humanitarian and developmental goals is blurring 

for the aid agency and its recipients. Especially in conflict environments this blurring may 

result in ethical tensions as the principles of impartiality, neutrality and independence are 

hard to meet once an organization is operating as a development actor (Slim & Bradley 

2013). In RUdeU WR addUeVV Whe µSURblemV Rf neXWUaliW\, SURWUacWiRn and Uelief/deYelRSmenW 

eWhicV¶ Whe content NGOs are representing in diplomatic practices should consider the fol-

lowing aspect:   

Use humanitarian principles and the Code of Conduct much more explicitly to com-

municate limited humanitarian ethical goals and to gain acceptance for them in con-

flicts that clash over development itself. In doing so, ground agency actions in Inter-

national Humanitarian Law. Use IHL, human rights law and religious ethics to 

negRWiaWe RYeU haUd iVVXeV like giUlV¶ edXcaWiRn, YaccinaWiRn and gendeU balanced 

staffing (Slim & Bradley, 2013, p. 21).  

NGOs are implementing humanitarian assistance on the ground at a micro-level. NGO staff 

need to find a balance between its own mission and the expectations of different stakeholders 

which requires diplomatic skills. According to research on the role of mandates in the Cen-

WUal AfUican ReSXblic (CAR) µ[a]id organizaWiRnV¶ abiliW\ WR RSeUaWe in Whe e[WUemel\ cRm-

plex context of CAR is based on a constant balance between understanding the broader dy-

namics that affect the response in the country and managing local forces that can enable or 

prevent their work (HERE-Geneva, 2019 p.21). For NGOs it is important to build local part-

nerships with important stakeholders through daily meetings so as to find ways to operate 

effectively and enhance inter-organizational collaboration.  

In the affected country local authorities are an important target audience of their diplomatic 

doing regarding work allowances and access. Outside the crisis scene media activities are a 

Za\ WR UeSUeVenW Whe SeRSle¶V VXffeUing, WR giYe YicWimV a YRice and make RSeUaWiRnal e[Se-

rience public. In addition, transnational NGOs are professional in advocacy work and cam-

paigns, a central channel to raise awareness among civil society and governments. Through 

lobbying NGOs gain political support and improve donor relations. Their audiences are the 

citizens of donor countries and the victims on the one hand and political decision-makers on 

the other.  
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ICRC 

The work of the ICRC is based on the Geneva Conventions of 1949, their Additional 

Protocols, its Statutes ± and those of the International Red Cross and Red Crescent 

Movement ± and the resolutions of the International Conferences of the Red Cross 

and Red Crescent. The ICRC is an independent, neutral organization ensuring hu-

manitarian protection and assistance for victims of armed conflict and other situa-

tions of violence. It takes action in response to emergencies and at the same time 

promotes respect for international humanitarian law and its implementation in na-

tional law (ICRC, 2022b). 

The ICRC¶V mission statement reveals that the key diplomatic goal in times of conflict is 

compliance with IHL and the adoption of humanitarian principles. The ICRC not only pro-

vides emergency response in times of conflict but also is a promoter of IHL. When ICRC 

staff is negotiating then the content on the table usually focuses on measures that need to be 

taken to ensure the respect for IHL. The ICRC urges states to teach IHL rules to their armed 

forces so as to prevent violations that are considered as war crimes (ICRC, 2004). States are 

obliged to punish any violations and the red cross and red crescent emblems have to be 

protected (ibid.). FurtheUmRUe Whe ICRC¶V cRnWenW WR be UeSUeVenWed in diSlRmaWic acWiYiWieV 

inclXde µmore frequent consideration by decision makers and opinion leaders of the interests 

of vulnerable people; Greater access to and influence with decision makers; Greater human-

itarian access and space for National Societies and the International Federation; Strong vis-

ibility for and public understanding of Red Cross and Red Crescent activities; Stronger ca-

pacity to mobilize all relevant resources; and The facilitation of effective paUWneUVhiSV¶ 

(IFRC, 2017). 

The ICRC has a unique relationship to humanitarian principles and IHL. In order not to 

compromise impartiality, neutrality and independence the ICRC never becomes involved in 

a cRnflicW µin an ideRlRgical Za\¶ (Slim, 2019, p. 71). That is why the organization is known 

for its silent approach to persuasion and building trust with all parties through secrecy and 

confidentiality. Slim (2019) callV iW alVR µVilenW eWhicV¶ (ibid.). The key feature of this ap-

SURach iV µSeUVXaViRn WhURXgh cRnfidenWial dialRgXeV¶ (ibid.). IW cRnViVWV Rf µSeUVXading a 

UeleYanW aXWhRUiW\ WR meeW iWV RbligaWiRnV ZiWhRXW UeVRUWing WR SXblic SUeVVXUe¶ (ibid.). This 

silent diplomacy is accompanied by public diplomacy in conferences of states, in profes-

sional netwRUkV RU WhURXgh aZaUeneVV camSaignV ZiWh Whe gRal WR µfRcXV Rn SeRSle¶V e[Se-

rience of armed conflict and the laws protecting them; to influence behavior and policy; and 
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to empower people through certain lifesaving information¶ (Slim, 2019, S. 76). DenXnciation 

is only used as a last resort (ibid.). Such a multilevel diplomacy is possible because of the 

ICRC¶V XniTXe RUgani]aWiRnal aUchiWecWXUe ZiWh headTXaUWeUV in GeneYa, delegaWiRnV in 

eighty countries and sub-delegaWiRnV Rn Whe fURnWlineV. The ICRC¶V neWZork allows constant 

engagement on site with the victims of armed conflicts, the relevant authorities and non-

state armed gURXSV. µ[The ICRC¶V] ³SURWecWiRn dialRgXeV´ and hXmaniWaUian diSlRmac\ haS-

pen at several levels of power and through many different channels¶ (Slim 2019, p. 72).  

The ICRC¶V WaUgeW aXdienceV can be VXmmaUi]ed aV µan\ majRU VWakehRldeU ZhR haV inflX-

ence over the conduct of hostilities and the humanitarian response¶ (Slim 2019, p. 73).  
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CONCLUSION 

The chapter introduced Humanitarian Diplomacy as a new terminology used by govern-

ments, the ICRC, the UN and NGOs alike. HD describes not simply a foreign policy strategy, 

but HD is also a practical tool that helps humanitarian actors to achieve their objectives in 

politicized crisis settings. From this point of view, HD is humanitarian action itself since it 

connects humanitarian operations and the grounded humanitarian ethics with politics. This 

is important because every humanitarian crisis is embedded in a political context and needs 

diplomacy before, during and after the disaster so as to foster crisis prevention, effective 

crisis management and the respect for IHL in times of war. The environment of humanitarian 

operations is political not only in complex emergencies but also during natural disasters. The 

whole process of aid delivery is embedded in bilateral or multilateral agreements and com-

plex coordination architectures with state and non-state actors involved. HD offers a prag-

matic approach so as to achieve the best possible outcome for humanitarian crisis response. 

It is an important tool for non-governmental actors to defend the humanitarian cause without 

undermining the humanitarian principles in politicized environments. The ideal humanitar-

ian principle of neutrality and impartiality oftentimes reaches its limits due to complex situ-

ations on the ground and host governments who may be responsible for the suffering of its 

own people. In this case capacity building in diplomacy can serve as a common approach 

for humanitarians to find a solution how to deal with authoritarian regimes as host govern-

ments. Furthermore, TXUXnen (2020) VXggeVWV WhaW µHXmaniWaUian diSlRmac\ iV alVR a XVefXl 

cRnceSW fRU anal\Ving µneZ¶ / µnRn- WUadiWiRnal¶ hXmaniWaUian dRnRUV fURm Whe WeVWeUn SeU-

VSecWiYe [«]¶ (Turunen 2020, p. 469).  

The anal\ViV Rf majRU acWRUV µin Whe field¶ VhRZV WhaW HD iV XVed as a short-term means to 

reach operative objectives on mission e.g., via negotiations with local authorities or secret 

talks with warring parties. At the same time HD is also practiced by all of them outside a 

concrete humanitarian crisis through conferences, humanitarian platforms, advocacy work 

and awareness campaigns to promote humanitarian values and IHL worldwide. Although 

humanitarian actors like UN institutions, donor governments, local authorities or INGOs 

have different mandates they share the humanitarian objective to help people in need.  

The fRXU µdimenViRnV Rf UeSUeVenWaWiRn¶ Rf each illXVWUaWed acWRU aUe XVefXl caWegRUieV WR geW 

an overall impression of what their diplomatic engagement has in common and what is rather 

W\Sical Rf a ceUWain acWRU. HRZeYeU, iW iV UecRmmendable WR haYe a clRVeU lRRk aW each acWRU¶V 



192 Anhang B: Manuskripte der Einzelbeiträge 

 

diplomatic practices because the analysis in this chapter is not exhausted but serves as a good 

staUWing SRinW fRU fXUWheU e[aminaWiRn. FiUVW, Whe dimenViRn µWR ZhRm¶ VhRZV WhaW acWRUV¶ 

mandates vary from state-mandated or self-mandated and single-mandated or multi-man-

dated. Wh\ iV iW VR imSRUWanW WR be aZaUe Rf Whe RWheU¶V mandaWe in hXmaniWaUian negRtia-

tions? A main cRnclXViRn Rf Schimmel¶V (2006) anal\ViV Rf Whe negaWiYe SRliWical and hX-

manitarian consequence in the aftermath of various crisis in the DRC (2003-2005) was the 

miVVed chance Rf all acWRU¶V inYRlYed WR ZRUk in a cRmSlemenWaU\ Za\ and cRmbine re-

VRXUceV: µIn short, all the relevant agencies interpreted their own mandates as narrowly as 

they could, without seeing - let alone understanding - the mandates of others. This failure to 

understand each other¶s mandates and activities was a major impediment to attempts to ad-

dress the increasingly protracted crisis¶ (Schimmel, 2006, S. 310). The µcRnWenW¶ UeSUeVenWed 

in humanitarian contexts is mainly about humanitarian space, lack of funding, limited re-

sources and the respect for IHL and humanitarian principles.  

In comparison to state diplomats who, in the first place, are representing national interests, 

humanitarian diplomats have a much more focused agenda guided by humanitarian objec-

tives only. That becomes clearer once HaUW and SiniYeU¶V (2020) findingV Rf µWUadiWiRnal¶ 

diplomats representing a nation state is transferred WR hXmaniWaUian diSlRmaWV: µWhe [hXman-

iWaUian] diSlRmaWV¶ idenWiW\ Rf WhemVelYeV aV an aggUegaWed VXm Rf WheiU SURfeVViRn, URle, 

status, and set of skills is invariably affected by the projected identity of [the humanitarian 

system] [the state] that they represent, although the two are rarely reciprocated¶ (Hart & 

Siniver 2020, p. 8). In other (social constructivist) words, in order to understand a humani-

WaUian diSlRmaW¶V idenWiW\ that forms the interests and objectives of their doing, one has to 

study the humanitarian system and how it constitutes the identity. Hence, when state diplo-

mats act in a humanitarian context, they should be aware of the institutionalized humanitar-

ian ethicV aV Zell aV Whe VSecific acWRUV¶ RUgani]aWiRnal affiliaWiRn, miVViRn and mandaWe. ThaW 

combined with knowledge about the concrete humanitarian setting one can anticipate which 

will be the represented humanitarian content so as to be a professional negotiating partner. 

InWeUeVWingl\, WhiV alVR meanV WhaW Whe mRUe hXmaniWaUian eWhicV fRUm SaUW Rf a naWiRn VWaWe¶V 

identity the more likely state diplomats will act as humanitarian diplomats. 

In general, the actor analysis of diplomatic practices revealed that each humanitarian actor 

has their reason to practice HD on different levels and through many channels. The label 

µhXmaniWaUian¶ in cRnnecWiRn ZiWh diSlRmac\ iV delicaWe and demandV a high VenViWiYiW\ and 

good knowledge about the humanitarian core values enshrined in IHL, Human Rights Law 

and the humanitarian principles. That is a way to counteract the trend of a strategic use of 
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humanitarian aid by governments. The humanitarian sector and especially NGOs needs to 

find answers to bilateral aid projects that aUe labelled aV µhXmaniWaUian¶ bXW nRW in line ZiWh 

the humanitarian principles. TheUe iV a cRnVWanW need Rf UeflecWiRn Rf each VWakehRldeU¶V 

overarching goal and through which diplomatic channel the actor wants to achieve that goal. 

Are humanitarian ethics undermined or not? If so, is the outcome pragmatic and more im-

portant than the commitment to humanitarian ideals?  

Finally, diplomacy is characterized by global interdependent goals. Although humanitarian 

RUgani]aWiRnV¶ diSlRmaWic engagemenW VXSSRUWV Whe universal humanitarian goal, state diplo-

macy still plays a special role because Whe µ[r]esponsibility for upholding humanitarian law 

rests first and foremost with states, not aid agencies (Macrae, 2002, p. 4).  

The increase in complex emergencies and violaWiRn Rf hXmaniWaUian laZ e[emSlifieV µWhe 

need fRU a XniYeUVal hXmaniWaUian RUdeU¶ (VeXWhe\ (2005). IW ZRXld be imSRUWanW WhaW diSlR-

maWV Rf an\ kind cRnVideU Whe fRllRZing VWaWemenW: µA global responsibility to abide by fun-

damental humanitarian rules may be revived through positive law and judicial mechanisms, 

but also through a new respect for human life, a return to universal values found in all civi-

lizations, religions and traditions, and through a new humanitarian order based on the core 

concept of humanity¶ (VeXWhe\ 2005, S. 26). TR VXm XS, hXmaniWaUian acWRUV and eVSeciall\ 

donor governments have the opportunity not only to embrace but to internalize humanitarian 

ethics as part of their organizational or national identity and thereby contribute to the im-

provement of humanitarian assistance worldwide. 
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